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Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzübereinkommen vom 26. Februar 1966 
zum Internationalen Übereinkommen 

über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr vom 25. Februar 1961 
über die Haftung der Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Reisenden 
sowie zu den Internationalen Übereinkommen vom 7. Februar 1970 
über den Eisenbahnfrachtverkehr 
und über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 


A. Zielsetzung 

Der Entwurf eines Vertragsgesetzes zu den drei Internationalen 
Übereinkommen sowie zu dem Zusatzprotokoll verfolgt den 
Zweck, die Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des Eisen- 
bahntransportrechts weiterzuführen und zu modernisieren. Das 
Zusatzübereinkommen vom 26. Februar 1966 zu den Internatio- 
nalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr vom 25. Februar 1961 (CIV) enthält eine inter- 
nationale Regelung über die Haftung der Eisenbahn für Per- 
sonenschäden, die bisher fehlte. Die neuen Übereinkommen 
vom 7. Februar 1970 über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) 
und über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 
stellen eine revidierte Fassung der früheren Übereinkommen 
von 1961 dar, die für die Bundesrepublik Deutschland heuie 
gelten. Sie werden — nach Maßgabe des noch zu fassenden 
Beschlusses einer besonderen Inkraftsetznngskonferenz — vor- 
aussichtlich Anfang 1975 in Kraft treten. 

B. Lösung 

Der Entwurf schlägt vor, den Übereinkommen zuzustimmen. 
Die Übereinkommen enthalten eine nach Auflassung der Bun- 
desregierung angemesse Regelung der Rechte und Pflichten 
beider Parteien des Eisenbahntransportvertrages, 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine zusätzlichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 17. Dezember 1973 

Der Bundeskanzler 

1/4 (IlT/4 — 1/3 — II/l) — 971 03 — üb 6/73 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzübereinkommen vom 26. Fe- 
bruar 1966 zum Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn- 
Personen- und -Gepäckverkehr vom 25. Februar 1961 über die Haftung 
der Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Reisenden sowie zu 
den Internationalen Übereinkommen vom 7. Februar 1970 über den 
Eisenbahnfrachtverkehr und über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr mit Begründung. Der Wortlaut der Übereinkommen 
in französischer Sprache sowie die deutschen Übersetzungen und die 
Denkschrift zu den Übereinkommen sind beigefügt. Ich bitte die Be- 
schlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von dem Bundesminister für Verkehr, dem 
Bundesminister der Justiz und dem Bundesminister des Auswärtigen 
gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 397. Sitzung am 19. Oktober 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzübereinkommen vom 26. Februar 1966 
zum Internationalen Übereinkommen 

über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr vom 25. Februar 1961 
über die Haftung der Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Reisenden 
sowie zu den Internationalen Übereinkommen vom 7. Februar 1970 
über den Eisenbahnfrachtverkehr 

und über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu 

1. dem Zusatzübereinkommen vom 26. Februar 1966 
zum Internationalen Übereinkommen über den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr vom 
25. Februar 1961 (CIV) über die Haftung der 
Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Rei- 
senden; 

2. dem Internationalen Übereinkommen vom 7. Fe- 
bruar 1970 über den Eisenbahnfrachtverkehr 
(CIM); 

3. dem Internationalen Übereinkommen vom 7. Fe- 
bruar 1970 über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr (CIV); 

4. dem Zusatzprotokoll vom 7. Februar 1970 zu den 
Internationalen Übereinkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr (CIM) und den Eisenbahn- 
Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 

wird zugestimmt. Die Übereinkommen und das Zu- 
satzprotokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
Änderungen oder Ergänzungen gemäß Artikel 69 
§§ 3 und 4 des Internationalen Übereinkommens 
über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) und gemäß 


Artikel 64 § 3 des Internationalen Übereinkommens 
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(CIV) durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 
Die Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Zusatzübereinkommen 
vom 26. Februar 1966 zu dem Internationalen Über- 
einkommen vom 25. Februar 1961 über den Eisen- 
bahn-Personen- und -Gepäckverkehr nach seinem 
Artikel 26 Abs. 2, das Internationale Übereinkom- 
men vom 7. Februar 1970 über den Eisenbahnfracht- 
verkehr nach seinem Artikel 67 § 3 und das Inter- 
nationale Übereinkommen vom 7, Februar 1970 über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr nach 
seinem Artikel 62 § 3 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft treten, sind im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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(3) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der Inter- 
nationalen Übereinkommen vom 7. Februar 1970 
über den Eisenbahnfrachtverkehr und den Eisen- 
bahn-Personen- und -Gepäckverkehr für die Bundes- 
republik Deutschland treten außer Kraft: 

1. das Gesetz vom 21, Dezember 1964 über die Be- 
teiligung der Bundesrepublik Deutschland an den 
Internationalen Übereinkommen vom 25. Februar 
1961 über den Eisenbahnfrachtverkehr und über 
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1517), 

2. die Verordnung vom 6. März 1967 über die Än- 
derung und Ergänzung der Anlage I des Interna- 
tionalen Übereinkommens über den Eisenbahn- 
frachtverkehr (Bundesgesetzbl. 1967 II S. 1140), 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf die Übereinkommen findet Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sie sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist erforderlich, 
weil durch Artikel 2 Satz 2 die in Artikel 80 Abs. 2 
des Grundgesetzes vorgesehene Mitwirkung des 
Bundesrates beim Erlaß von Rechtsverordnungen 
ausgeschlossen werden soll. 

Zu Artikel 2 

Bestimmte Teile der Übereinkommen CIM und CIV 
können — wie schon in den Fassungen von 1952 
(Bundesgesetzbl. 1956 II S. 33) und 1961 (Bundesge- 
setzbl. 1964 II S. 1517) — durch „Revisionsaus- 

schüsse" oder „Fachmännische Ausschüsse" in einem 
vereinfachten Verfahren fortgebildet werden. Um die 
Arbeit der parlamentarischen Körperschaften zu ent- 
lasten und die innerstaatliche Durchsetzung so zu- 
stande gekommener Änderungen oder Ergänzungen 
der Übereinkommen zu beschleunigen, ist eine ent- 
sprechende Ermächtigung des Bundesministers für 
Verkehr zur Inkraftsetzung von Änderungen und Er- 
gänzungen durch Rechtsverordnung vorgesehen. 
Die Ermächtigung ist durch die Bezugnahme auf die 
Anderungsklauseln der Übereinkommen und die dar- 
in enthaltenen Begrenzungen und Modalitäten hin- 
reichend bestimmt im Sinne von Artikel 80 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes. 

Die Mitwirkung des Bundesrates ist bei diesen Ver- 
ordnungen nicht erforderlich, da es sich um die 
innerstaatliche Übernahme von Rechtssätzen han- 
delt, die durch die Fortentwicklung der überein- 


3. die Verordnung vom 19. Dezember 1968 über die 
Inkraftsetzung von Änderungen des Internationa- 
len Übereinkommens vom 25. Februar 1961 über 
den Eisenbahnfrachtverkehr (Bundesgesetz- 
blatt 1968 II S. 1220), 

4. die Verordnung vom 20. November 1970 über die 
Inkraftsetzung von Änderungen des Internationa- 
len Übereinkommens vom 25. Februar 1961 über 
den Eisenbahnfrachtverkehr nebst Anlage VII 
(RIP) (Bundesgesetzbl. 1970 II S. 1185), 

5. die Zweite Verordnung vom 19. Juni 1973 über die 
Inkraftsetzung von Änderungen der Anlage I (RID) 
des Internationalen Übereinkommens über den 
Eisenbahnfrachtverkehr (Bundesgesetzbl. 1973 II 
S. 561). 


kommen im vereinfachten Verfahren für die Bundes- 
republik Deutschland völkerrechtlich bereits ver- 
bindlich sind. 

Zu Artikel 3 

Die Übereinkommen sowie die nach Artikel 2 die- 
ses Gesetzes zu erlassenden Rechtsverordnungen sol- 
len auch auf das Land Berlin Anwendung finden; das 
Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Ab.satzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 sind die Zeitpunkte, in denen die 
Übereinkommen für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. Zwar sind zu den Kosten des als 
Sekretariat fungierenden Zentralamtes für den inter- 
nationalen Eisenbahnverkehr Beiträge zu leisten. 
Dies geschieht jedoch schon bisher. Die Überein- 
kommen vom 7. Februar 1970 sind lediglich revi- 
dierte Fassungen der schon jetzt auf Grund des Ge- 
setzes vom 21. Dezember 1964 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1517) angewendeten Übereinkommen vom 25. Fe- 
bruar 1961 über den Eisenbahnfrachtverkehr und 
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr. 
Durch den Beitritt zum Zusatzübereinkommen würd 
die Höhe der Beiträge nicht beeinflußt. 
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Convention additionnelle 

ä la Convention internationale concemant le transport des voyageurs 
et des bagages par chemins de fer (CIV) du 25 fevrier 1961, 

relative ä la responsabilite du chemin de fer 
pour la mort et les blessures de voyageurs, 

du 26 fevrier 1966 

avec le Protocole I du 22 octobre 1971 


Applicable ä partir du 1^^ janvier 1973 


Zusatzübereinkommen 

zum Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr (CIV) vom 25, Februar 1961 

über die Haftung der Eisenbahn 
für Tötung und Verletzung von Reisenden 

vom 26. Februar 1966 
mit dem Protokoll I vom 22. Oktober 1971 


Vom 1, Januar 1973 an gültiger Text 
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Convention additionnelle 


ä la Convention Internationale concernant le transport des voyageurs 
et des bagages par chemlns de fer (CIV) du 25 fevrier 1961, 


relative ä la responsabilite du ehemiu de fer 
poTiT la mort et les blessures de voyageurs 


LES plExipotentiaires soussignEs, 


ayant reconnu rutilite d’iinc nnification des reglos de responsabilite du chemin de fer pour les 
dommages survenus au cours d’un transport international et resultant de la mort, des blessures ou de 
toute autre atteinte ä rintcgrite physique ou mentale d'un voyageur, ainsi que de Tavarie ou de la 
perte des objets qii’il avait avec liii, 

ont resolu de completer par iinc Convention additionnelle la Convention internationale concer- 
nant le transport des voyageurs et des bagages par chemins de fer (CIV) du 25 fevrier 1961, 

et sollt convenus des articles suivanls: 


Artiele premier, 

Champ d^applieation. 

§ 1. — La presente Convention regle la responsabilite du chemin de fer pour les dommages causes 
aux voyageurs par un accident survenu sur le territoire d’un Etat partie ä la presente Convention. Au 
sens de la presente Convention, on entend par «voyageurs»: 

a) les voyageurs dont le transport est regi par la Convention internationale concernant le trans- 
port des voyageurs et des bagages par chemins de fer (CIV) du 25 fevrier 1961, 

b) les convoyeurs des envois effectues conformement ä la Convention internationale concernant 
le transport des marchandises par chemins de fer (CIM) du 25 fevrier 1961. 
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Zusatzübereinkommeii 


zum Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 1961 


über die Haftung der Eisenbahn 
für Tötung und Verletzung von Reisenden 


(amtliche Übersetzung) 


DIE UNTERZEICHNETEN BEVOLLMÄCHTIGTEN, 


in der Erkenntnis der Vorteile einer einheitlichen Regelung der Haftung der Eisenbahn für Schä- 
den, die während einer internationalen Beförderung durch Tötung, Verletzung oder sonstige Beein- 
trächtigung der körperlichen oder der geistigen Gesundheit eines Reisenden sowie durch Beschädigung 
oder Verlust der von ihm mitgeführten Sachen entstehen, 

haben beschlossen, in Ergänzung des Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahn- 
Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 1961 ein Zusatzübereinkommen abzuschliessen, 

und sind über folgende Artikel iibereingekommen: 


Artikel 1. 

Goltungsbereieh. 

§ 1. — Dieses Übereinkommen regelt die Haftung der Eisenbahn für Schäden, die Reisende durch 
Unfall auf dem Gebiet eines Vertragsstaates dieses Übereinkommens erlitten haben. Reisende im Sinne 
dieses Übereinkommens sind: 

a) Reisende, die auf Grund des Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahn-Personen- 
und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 1961 befördert werden, 

b) Begleiter von Sendungen, die auf Grund des Internationalen Übereinkommens über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr (CIM) vom 25. h>bruar 1961 befördert werden. 
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§ 2. — Chaque Etat contractant pourra, au moment oü il signe la presente Convention ou depose 
son Instrument de ratification ou d’adhesion, declarer qu’il se reserve le droit de ne pas appliquer la 
presente Convention aux voyageurs victimes d’accidents survenus sur son territoire, lorsque ceux-ci 
sont ses ressortissants ou des personnes ayant leur rcsidence habituelle dans cet Etat. 


Artiele :2. 

Etondiie de la respoiisabilite. 

§ 1 , — Le chemin de fer est responsable des dommages resultant de la mort, des blessures ou de 
toute autre atteinte ä lantegrite physique ou mentale d’im voyageur causees par un accident cn relation 
avec Texploitation ferroviaire survenu pendant que le voyageur sejourne dans les vehicules, qu’il y 
entre ou qu’il en sort. 

Le chemin de fer est, en outre, responsable des dommages resultant de l’avarie ou de la perte 
totale ou partielle des objets que le voyageur victime d’un tel accident avait, soit sur lui, soit avec lui 
comme colis ä main, y compris les animaux. 

§ 2. — Le chemin de fer est decharge de cette responsabilite si Taccident a et^ cause par des 
circonstances exterieures ä rexploitation que le chemin de fer, en depit de la diligence requise d’apres 
les particularites de Tespece, ne pouvait pas eviter et aux consequeiices desquelles il ne pouvait pas 
obvier. 


§ 3. — Le chemin de fer est decharge en tont ou en parlie de cette responsabilite dans la mesure 
oü l’accident est du ä une faute du voyageur ou ä un comportement de cclui-ci qui n’est pas conforme 
ä la conduite normale des voyageurs. 

§ 4. — Le chemin de fer est decharge de cette responsabilite si l’accident est du au comportement 
d’un tiers que le chemin de fer, en depit de la diligence requise d’apres les particularites de l’espece, ne 
pouvait pas eviter et aux consequences duquel il ne pouvait pas obvier. 

Si la responsabilite du chemin de fer n’est pas exclue selon Talinea precedent, le chemin de fer 
repond pour le tont dans les liinites de la presente Convention et sans prejudice de son recours eventuel 
contre le tiers. 

§ 5. — La presente Convention n’affecte pas la responsabilite qui peut incomber au chemin de fer 
pour les cas non prevus au § 1. 

§6. — Le «chemin de fer responsable» au sens de la presente Convention est celui qui, d’apres 
la liste des lignes prevue ä l’article 59 de la CIV, exploite la ligne sur laquelle l’accident s’est produit. 
S’il y a, d’apres la liste mentionnce, coexploitation par dcux chemins de fer, chacun de ces chemins de 
fer est responsable. 


Artiele 3. 

Dominagos-iiiterets oii eas de mort du voyacjeur. 

§ 1. — En cas de mort du voyageur, les dommages-interets comprennent: 

a) les frais necessaires consecutifs au deces, notamment ceux du transport du corps, d’inhiimatioii 
et d’incincration; 

b) si la mort n’est pas survenue immecliatement, les dommages-interels definis a rarlicle 1. 

§ 2. — Si, par la mort du voyageur, des personnes envers lesquelles il avait ou aurait eu ä Tavenir 
une Obligation alimentaire, en vertu de la loi, sont privees de leur soutien, il y a egalcment lieu de les 
indemniser de cette perte. L’aetion en dommages-interets des personnes dont le voyageur assumait 
l’entretien sans y etre tenu par la loi reste soumise au droit national. 
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§2. — Jeder Vertragsstaat kann bei der Unterzeichnung dieses Übereinkommens oder bei der 
Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde oder seiner Beitrittsurkunde erklären, dass er sich das Recht 
Vorbehalt, dieses Übereinkommen nicht anzuwenden, wenn sich der Unfall auf seinem Gebiet ereignet 
hat und der Reisende Angehöriger dieses Staates ist oder in diesem Staat seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt hat. 


Artikel 2. 

l iiifang der llaftuiu|. 

§ 1. — Die Eisenbahn haftet für den Schaden, der dadurch entsteht, dass ein Reisender durch 
Unfall im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb während seines Aufenthaltes in den Fahrzeugen 
oder beim Ein- oder Aussteigen getötet, verletzt oder sonst in seiner körperlichen oder seiner geistigen 
Gesundheit beeinträchtigt wird. 

Die Eisenbahn haftet ferner für den Schaden, der durch Beschädigung oder gänzlichen oder teil- 
weisen Verlust von Sachen entsteht, die der durch einen .solchen Unfall betroffene Reisende an sich 
trägt oder als Handgepäck mit sich führt; dies gilt auch für Tiere, die der Reisende mit sich führt. 

§2. — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung befreit, wenn der Unfall durch ausserhalb des 
Betriebes gelegene Umstände verursacht worden ist und die Eisenbahn diese Umstände trotz Anwen- 
dung der nach Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen nicht abwenden 
konnte. 

§ 3. — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung ganz oder teilweise in dem Mas.se befreit, in welchem 
der Unfall auf ein Verschulden des Reisenden oder auf ein Verhalten des Reisenden zurückzuführen ist, 
das nicht dem normalen Verhalten von Reisenden entspricht. 

§4.^ — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung befreit, wenn der Unfall auf das Verhalten eines 
Dritten zurückzuführeii ist und die Eisenbahn dieses Verhalten trotz Anwendung der nach Tage des 
Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und dessen Folgen nicht abwenden konnte. 

Ist die Haftung der Eisenbahn gemäss dem vorstehenden Absatz nicht ausgeschlossen, so haftet 
sie unter den Beschränkungen dieses Übereinkommens für das Ganze, unbeschadet ihres etwaigen 
Rückgriffes gegen den Dritten. 

§ ö. - - Eine etwaige Haftung der IGsenbahn in den in § 1 nicht vorgesehenen h'ällen wird durch 
dieses Übereinkommen nicht berührt. 

§6. — Die «haftbare Eisenbahn» ini Sinne dieses Übereinkommens ist diejenige Eisenbahn, die 
nach der in Artikel 59 CIV vorgesehenen Streckenliste die Strecke betreibt, auf der sich der Unfall 
ereignet hat. Besteht nach der Streckenliste gemeinsamer Betrieb zweier Eisenbahnen, so ist jede von 
ihnen haftbar. 


Artikel 3. 

Schadenersatz bei Tötiiiiy des Ueisenden. 

§ 1. — Bei Tötung des Reisenden umfasst der Schadenersatz: 

a) die infolge des Todes des Reisenden entstandenen notwendigen Kosten, insbesondere für die 
Leichenbeförderung und die Erd- oder die Feuerbestattung; 

b) bei nicht sofortigem Eintritt des Todes den in Artikel 1 vorgesehenen Schadenersatz, 

§ 2. - Haben durch den Tod des Reisenden Personen, denen gegenüber er kraft Gesetzes unter- 

haltspflichtig war oder zukünftig unterhaltspflichtig geworden wäre, den Versorger verloren, so ist 
auch für diesen Verlust Ersatz zu leisten. Der Schadenersatzanspruch von Personen, denen der Reisende 
ohne gesetzliche Verpflichtung Unterhalt gewährt hat, richtet sich nach dem Landesrecht. 
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Article i, 

Domniagcs-interets oii cas de blessures du voyac/eur. 

En cas de blcssurcs ou de Loule aulro al leinte a rintegrite pliysique ou nienlale du voyagoiir, les 
dommagos-interets coinprennent : 

a) les frais necessaires, nolaniiuenl ceux de Lrailenient et de Iraiisporl; 

b) la reparation du prejudiee cause, suit par l'iiicapaeite de travail totale ou partielky soit par 
raceroissenient des besoins. 


Artiele 5. 

Reparation d‘au(res projudiees. 

Le droit national determiiie si et daiis quelle mesure le chemin de fer cst Lenu ä verser des dom- 
magcs-inlmds pour des prejudices aiitres que ceux prevus aiix artieles 3 et 4, nolamment les prejudices 
moral et physique (preliiiin doloris) et esllKdique. 


Artiele 0. 

Forme et limitation des dommapes-interets en cas de mort ou de blessures du voyageur, 

§ 1. — Les dommages-iiUeu'ets prevus a rarticle 3, § 2, et a rarlicle 4, lettre b), doivenl etre 
alloues SOUS forme de Capital; toutefois, si le droit national permet Tallocation d’une rente, ils sont 
alloues SOUS cette forme lorsquc le voyageiir lese ou les ayants droit designes ä l’article 3, § 2, le de- 
mandent. 

§ 2. — Le monlant des dommages-interels ä allouer en vertu du § 1 est determine selon le droit 
national. Toutefois, pour rapplicatioii de la presente Convention, il est fixe une limite maximale de 
200 000 francs en Capital ou en rente annuclle correspondant ä ce Capital, pour chaque voyageur, dans 
le cas oü le droit national preVoit iinc limilc maximale d’un monlant infeu’ieur. 


Article 7. 

Limltcitioii des doinmages-intcrets eii cas d'avarie ou de perle d'objets. 

Qiiand, cn vertu des dispositions de la presente Convention, des dommages-inlerets pour avarie 
ou pour perte totale ou partielle des objets que le voyageur victime d’un accident avait, soit siir lui, 
soit avec lui comme colis ä main, y compris les animaux, sont mis a la Charge du cliemin de fer, il peut 
etre reclame la reparation du dommage, jusqu'a coiicurrence de 2000 francs par voyageur. 


Article 8. 

Moiitant des dommages-iuterets en cas de dol ou de faule lourde. 

Les dispositions des artieles 6 et 7 de la presente Convention ou cclles prevues par le droit national 
(jui limitent ä un montant dedermine les indemnites nc s’appliquent pas si le dommage rcsulte d’un dol 
ou (ruiie faule loiirde du chemin de fer. 
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Artikel i. 

Schadenersatz hei Verletzung des Ueisenden. 

Bei Verletzung oder sonstiger Beeinträchtigung der körperlichen oder der geistigen Gesundheit 
des Reisenden umfasst der Schadenersatz: 

a) die notwendigen Kosten, insbesondere für Heilung und Pflege sowie für die Beförderung; 

b) den Vermögensnachteil, den der Reisende durch gänzliche oder teilweise Arbeitsunfälügkeit 
oder durch eine Vermehrung seiner Bedürfnisse erleidet. 


Artikel 5. 

Ersatz anderer Schäden. 

Ob und inwieweit die Eisenbahn für andere als die in den Artikeln 3 und l vorgesehenen Schäden 
Ersatz zu leisten hat, insbesondere für körperliche und seelische Unbill (pretium doloris) und für ästhe- 
tische Nachteile, richtet sich nach dem Landesrecht. 


Artikel (>. 

Form lind Beschränkung des Schadenersatzes hei Tötung oder \ eilet zung des Ueisiniden, 

§ 1. — Der in Artikel 3 § 2 und in Artikel 4 lit. b) vorgesehene Schadenersatz ist in Form eines 
Kapitalbetrages zu leisten. Ist jedoch nach Landesrecht die Zuerkennung einer Rente zulässig, so wird 
der Schadenersatz in dieser Form geleistet, wenn der verletzte Reisende oder die nach Artikel 3 § 2 
Anspruchsberechtigten die Zahlung einer Rente verlangen. 

§ 2. — Die Höhe des naeh § 1 zu leistenden Schadenersatzes bemisst sich nach dem Landesreclit. 
Bei Anwendung dieses Übereinkommens gilt jedoch für jeden Reisenden eine Höchstgrenze von 
200 000 Franken für den Kapitalbetrag oder eine diesem Betrag entsprechende Jahresrenle, sofern das 
T.andesrecht eine niedrigere Höchstgrenze vorsieht. 


Artik(4 7. 

Beschränkung dos Schadenersatzes bei Beschädigung oder Verlust von Sachen. 

Hat die Eisenbahn auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens Schadenersatz zu 
leisten für Beschädigung oder gänzlichen oder teilweisen Verlust von Sachen, die der getötete oder ver- 
letzte Reisende an sich getragen oder als Handgepäck (Tiere inbegriffen) mit sich geführt hat, so kann 
Ersatz dieses Schadens bis zur Höchstgrenze von 2000 Franken je Reisenden beansprucht werden. 


Artikel 8. 

Höhe des Schadenersatzes hei V orsatz oder grober Fahrlässigkeit. 

Die Bestimmungen der Artikel 6 und 7 dieses Übereinkommens sowie die Bestimmungen des 
Landesrechtes, die den Schadenersatz auf einen festen Betrag beschränken, finden keine Anwendung, 
wenn der Schaden auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn zurückzuführen ist. 
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Artiele 9. 

Iiiterets et restitution des iiideiiiniies. 

§ 1. — L'ayant droit peut demander des interets de rindemnite, qui sont calcules ä raison de 
cinq pour cent Tan. Ces inteh’ets coiirent du jour de la reclamation administrative ou, s’il n’y a pas eu 
de recdamalion, du jour de la demande en justice. Toutefois, pour les indemnites dues en vertu des 
arlicles 3 et 1, les interets ne courent que du jour oü les faits qui ont servi ä la determination de leur 
montant se sont produits, si ce jour est posterieur ä celui de la reclamation ou de la demande en justice. 

§ 2. — Tonte indemnile indüment percue doit elre resliluec. 


Artiele 10. 

Iiiterdietioii de limiter la responsabilite. 

Les dispositions tarifaires el les accords parliculiers conclus entre le chemin de fer et le voyageur, 
qui t^ ndent ä exoncTcr d’avance, totalenient ou particllement, le chemin de fer de sa responsabilite en 
vertu de la presente Convention, ou qui ont pour effet de renverser le fardeau de la preuve incombant 
au chemin de fer, ou qui etablissent des limites inferieures ä celles qui sont fixees ä Tarticle 6, § 2, et ä 
rarticle 7, sont nuls de pleiii droit. CctLe nullite n’entraine toutefois pas celle du contrat de transport, 
qui rcsle souniis aux dispositions de la CIV et de la presente Convention. 


Artiele 11. 

Responsabilite du elieiiiiu de fer pour ses agents. 

Le chemin de fer est responsable des agents allaches a son Service el des autres personnes qu’il 
emploie pour rexecution d’un transport dont il est charge. 

Toutefois, si, ä la demande des voyageurs, les agents du cliemin de fer leur rendent des Services 
qui n’incombent pas au chemin de fer, ils sont consideres comme agissanl pour le cornpte des voyageurs 
ä qui ils rendeiiL ces Services. 


Artiele 12. 

Exereiee d'aetions non pre\ ues par la presente Convention. 

Dans les cas prevus ä rarticle 2, § 1, tonte action en responsabilitc% a quclque titre que ce soit, 
ne peut etre exercec contre le chemin de fer que dans les conditions et limites prevues par la presente 
Convention. 

II en est de meine pour tonte action exercec contre les personnes dont le chemin de fer repond 
cn vertu de rarticle 11. 


Artiele 13. 

Rk'lamations administratives. 

§ 1. — Les reelamations en dommages-intch'ets en vertu de la presente Convention sont faculta- 
tives; eiles peuvent etre presentees ä run des chemins de fer suivants, pour autant qu'il ait son siege 
social sur le territoire d'un Etat partie a la dite Convention: 


le chemin de fer responsable; si d'apres l'articlc 2, § 6, deux chemins de fer sont responsables, 
ä l'un de ceux-ci; 

le chemin de fer de depart; 

3® le chemin de fer de desLination; 

D le chemin de fer du domicile ou de la residence habituelle du voyageur. 
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Ai tikol 9. 

und lliiekzahlung der Eids(diädigung. 

§ 1. — Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen in Höhe von 5^'^ jährlich verlangen. 
Die Zinsen laufen vom Tage der Rcklainalion oder, wenn keine solche vorausging, vom Tage der Klage- 
erhebung an. Für Entschädigungen nach den Artikeln 3 und 1 laufen jedoch die Zinsen erst von dem 
Tage an, an dem die für die Bemessung des Schadenersatzes massgebenden Umstände eingetreten sind, 
wenn dieser Tag später liegt als derjenige der Reklamation oder der Klageerliebung. 

§ 2. — Eine zu Unrecht empfangene Entschädigung ist zurückzuzahlen. 


Artikel 10. 

Verbot von Ilaftunysheseliräiikuiigen, 

Tarifbestimmungen und Sonderabmachungen zwischen der Eisenbahn und dem Reisenden, 
durch welche die Haftung der Eisenbahn auf Grund dieses Übereinkommens im voraus ganz oder teil- 
weise ausgeschlossen werden soll, die der Eisenbahn obliegende Beweislast umgekehrt wird oder nied- 
rigere als die in Artikel 6 § 2 und in Artikel 7 vorgesehenen Höchstgrenzen festgelegt werden, sind 
nichtig. Diese Nichtigkeit hat jedoch nicht die Nichtigkeit des Beförderungsvertrages zur Folge; dieser 
bleibt den Bestimmungen der CIV und dieses Übereinkommens unterstellt. 


Artikel 11. 

Haftung der Eisenbahn für ihre Leute. 

Die Eisenbahn haftet für ihre Bediensteten und für andere Personen, deren sie sich bei der Aus- 
führung der Beförderung bedient. 

Wenn jedoch Eisenbahnbedienstete auf Verlangen eines Reisenden der Eisenbahn nicht oblie- 
gende Verrichtungen besorgen, gelten sie als Beauftragte des Reisenden, für den sie tätig sind. 


ABikel 12. 

(lelteiulmaeliuiig von in diesoin ( bereiiikommon nicht vorgesehenen Ansprüchen. 

In den Fällen des Artikels 2 § 1 kann gegen die Eisenbahn ein Anspruch auf Schadenersatz, auf 
welchem Rechtsgrund er auch beruht, nur unter den Voraussetzungen und Beschränkungen geltend 
gemacht werden, die in diesem Übereinkommen vorgesehen sind. 

Das gleiche gilt für Ansprüche gegen die Personen, für welche die Eisenbahn nach Artikel 11 haftet. 


Artikel 13. 

Reklamationen. 

§ 1. — Den Berechtigten steht es frei, Schadenersatzansprüche auf Grund dieses Übereinkom- 
mens durch Reklamation geltend zu machen. Die Reklamation kann bei einer der nachstehend genann- 
ten Eisenbahnen eingereicht werden, sofern diese Eisenbahn ihren Sitz auf dem Gebiet eines Vertrags- 
staales dieses Übereinkommens hat: 

1. bei der haftbaren Eisenl)abn; falls nach Artikel 2 § G zwei Eisenbahnen haftbar sind, bei einer 
von ihnen; 

2. bei der Abgangsbahn; 

3. bei der Bestimmungsbahn; 

4. bei der Eisenbahn am Wohnsitz oder am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Reisenden. 
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§ 2. — Les roclamations doivent elrc adressees par ecrit. Les pieces quc Tayant droit jiige utile 
de joindre a sa reclaniation doivent tHre presentees soit en originaiix, soit en copies, cclles-ci diiment 
legalisees si le cheniin de fer Ic deinande. 


Arfiele II. 

(Iioniiii de fer eoiitre lequel Taefion jiidieiaire jieut et re exereee. 

L’aclion judiciairc en doniniages-iuteh’els fondee sur la presente Convention ne peiit etre exereee 
que contre le ehern in de fer responsable. 

En eas de eoexploitation par deiix cheniins de fer, le deniandeur a le clioix enlre eeux-ei. Ce droit 
d‘oplion s’eteint des que raetion est intentee contre Tun d’eux. 


Artielo 15. 

Competenee. 

Les actions judieiaires fondees sur la presente Convention ne peuvent etre intentees que devant 
le juge eoinpetent de TEtat sur le territoire duqiiel raccident du voyageur s'est produit, a moins qifil 
n’en soit decide aulrement dans les aecords entre Etats ou les acles de eoncession. 


Artiele Hi. 

KxtineticM) dos aotinns. 

§ 1. — L'ayant droit perd son droit d'aclion s'il ne Signale pas Taccident du voyageur, dans les 
trois niois ä coinpter de la coniiaissance du dominage, a riin des cheniins de fer aiixquels inie reelaination 
adininislralive peut etre presentee selon l’article 13. 

Lorsque Taccident est signale verbalement par Tayant droit, atlestation de cet avis verbal doit 
lui elrc delivree par le chemin de fer auquel raccident a ete signakh 

§ 2. — Toutefois, Taction n’est pas eteinte: 

a) si, dans le delai prevu au § 1, l’ayant droit a presente une reklaniation administrative aiipres 
de Tun des chemins de fer designes ä l’article 13, § 1; 

b) si l’ayant droit fournit la preuve que raccident a eu pour cause une faute du chemin de fer; 

c) si raccident n’a pas ete signale, ou a tHe signale en retard, ä la suite de circonstances qui ne 
sollt pas imputables ä l’ayant droit; 

d) si, pendant le dtdai mentionne au § 1, le chemin de fer responsable, ou, si d’apres l’art. 2, § 6, 
deux chcmins de fer sont responsables, l’un de ceiix-ci, a eu coniiaissance de raccident du voyageur 
par une aut re voie. 


Arliele 17. 

Prescription des aetions. 

§ 1. — Les actions en donunages«intcn’ets fondees sur la presente Convention sont prescrites: 

a) pour la victime, par trois ans ä compter du lendemain de l’accident; 

b) pour les autres ayants droit, par trois ans ä compter du lendemain du deces de la victime, 
saus (jue ce delai puisse toutefois depasser cinq ans ä compter du lendemain de l’accident. 


16 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


§2. — Reklamationen sind schriftlich einzureichen. Belege, die der Berechtigte seiner Reklama- 
tion beifügen will, sind im Original oder in Abschrift vorzulegen, Abschriften auf Verlangen der Eisen- 
bahn in gehörig beglaubigter Form. 


Artikel l\. 

luseiihalmen, cjeyen welehc Ansprüelie yerichtlieli (jeltend yemaeht werden können. 

Scliadenersatzansprüche auf Grund dieses Übereinkommens können nur gegen die haftbare Eiseii- 
balin gerichtlich geltend gemacht werden. 

Bei gemeinsamem Betrieb zweier Eisenbahnen hat der Kläger die Wahl zwischen diesen Eisen- 
bahnen. Das Wahlrecht erlischt, sobald die Klage gegen eine dieser Eisenbahnen eingereicht ist. 


Artikel 15. 

Zuständigkeit, 

Wenn in Staalsverlrägen oder Konzessionen nichts anderes bestimmt ist, können auf dieses 
Übereinkommen gegründete Ansprüche nur vor den Gerichten des Staates geltend gemacht werden, 
auf dessen Gebiet sich der ünfall des Reisenden ereignet hat. 


Artikel Iß. 

Erlösehen der Anspriiehe. 

§ 1 . — Der Berechtigte verliert seine Ansprüche, wenn er den Unfall des Reisenden nicht spätestens 
drei Monate, nachdem er vom Schaden Kenntnis erlangt hat, einer der Eisenbahnen anzeigt, bei denen 
die Reklamation nach Artikel 13 eingereicht werden kann. 

Zeigt der Berechtigte den Unfall mündlich der Eisenbahn an, so hat diese ihm über die münd- 
liche Anzeige eine Bostätigmrg auszustellen. 

§ 2. — Die Ansprüche erlöschen jedoch nicht: 

a) wenn der Berechtigte innerhalb der in § 1 vorgesehenen Frist seine Ansprüche gegenüber einer 
der in Artikel 13 § 1 genannten Eisenbahnen geltend gemacht hat; 

b) wenn der Berechtigte nachweist, dass der Unfall durch ein Verschulden der Eisenbahn ver- 
ursacht worden ist; 

c) wenn infolge von Umständen, die dem Berechtigten nicht zuzurechnen sind, der Unfall nicht 
oder nicht rechtzeitig angezeigt worden ist; 

d) wenn die haftbare Eisenbahn — oder, falls nach Artikel 2 § 6 zwei Eisenbahnen haftbar sind, 
eine von ihnen — innerhalb der in § 1 vorgeselienen Frist auf andere Weise vom Unfall des Reisenden 
Kenntnis erhalten hat. 


Artikel 17. 

Verjährung der Anspriiehe. 

§ 1. ^ — Schadenersatzansprüche auf Grund dieses Übereinkommens verjähren: 

a) Ansprüche des Reisenden in drei Jahren, gerechnet vom ersten Tag nach dem Unfall; 

b) Ansprüche der anderen Berechtigten in drei .Jahren, gerechnet vom ersten Tage nach dem Tode 
des Reisenden, spätestens aber in fünf Jahren, gerechnet vom ersten Tage nach dem Unfall. 
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§ 2. — En cas de reclamation administrative adressee au chemin de fer conformement a l’article 13, 
les trois delais de prescription prevus au § 1 sont suspendus jusqu’au jour oü le chemin de fer rejette 
la reclamation par ecrit et restitue les pieces qui y etaient jointes. En cas d’acceptation partielle de la 
reclamation, la prescription ne reprend son cours que pour la partie de la reclamation qui reste litigieuse. 
La preuve de la reception de la reclamation ou de la reponse et celle de la restitution des pieces sont a la 
Charge de la partie qui invoque ce fait. 

Les reclamations ulterieures ayant le meme objet ne suspendent pas la prescription. 

§ 3. — L’action prescrile ne peut plus cdre exercee, meme sous forme d'une demande reconven- 
tionnelle ou dhme exception. 

§ 4. — Sous reserve des dispositions qui precedent, la prescription est reglee par le droit national. 


Artiele 18. 
Droit national. 


§ 1. — A defaut de stipulations dans la presente Convention, le droit national est applicable. 

§ 2. — Pour l’application de cette Convention, on entend par «droit national» le droit de l’Etat 
sur le territoire duquel Taccident du voyageur s’est produit, y compris les regles relatives aux conflits 
de lois. 


Artiele 19. 

Regles generales de procedure. 

Pour tous les litiges auxquels donne lieu Tapplication de la presente Convention, la procedure ä 
suivre est celle du juge competent, sous reserve des dispositions contraires inserees dans cette Convention. 


Artiele 20. 

Exeeution des jugements. Cautions. 

§ 1. — Lorsque les jugements prononces contradictoirement ou par defaut par le juge competent, 
en vertu des dispositions de la presente Convention, sont devenus executoires d’apres les lois appliquees 
par ce juge, ils deviennent executoires dans chacun des autres Etats contractants aussitöt apres ac- 
complissement des formalitcs prescrites dans l’Etat interesse. La revision du fond de l’affaire n’est pas 
admise. 

Cette disposition ne s’applique pas aux jugements qui ne sont executoires que provisoirement, 
non plus qu’aux condamnations en dommages-intcrcts qui seraient prononcees, en sus des depens, 
contre un demandeur ä raison du rejet de sa demande. 

Les transactions conclues entre les parties devant le juge competent, en vue de mettre fin ä une 
contestation, et au sujet desquelles un proccs-verbal a ete dresse judiciairement, ont valeur de jugement. 

§ 2. — La caiition ä fournir pour assurer le paiement des depens ne peut etre exigee ä l’occasion 
des actions judiciaires fondees sur la presente Convention. 

Artkde 21. 

Uiiite monetaire. 

Les sommes indiquees en fraiics dans la presente Convention sont considerees comme se rapportant 
au franc or d’iin poids de 10 31 de gramme au titre de 0,900. 
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§2. — Wenn der Berechtigte eine Reklamation nach Artikel 13 bei der Eisenbahn einreicht, 
wird der Lauf der drei in § 1 genannten Verjährungsfristen bis zu dem Tage gehemmt, an dem die 
Eisenbahn die Reklamation durch schriftlichen Bescheid zurückweist und die der Reklamation bei- 
gefügten Belege zurückgibt. Wird. der Reklamation teilweise stattgegeben, so beginnt die Verjährung 
für den noch streitigen Teil der Reklamation weiterzulaufen. Wer sich auf die Einreichung einer Rekla- 
mation, auf die Erteilung eines Bescheides oder auf die Rückgabe von Belegen beruft, hat dies zu be- 
weisen. 

Weitere Reklamationen, die denselben Anspruch betreffen, hemmen die Verjährung nicht. 

§ 3. — Ansprüche, die verjährt sind, können auch nicht im Wege der Widerklage oder der Einrede 
geltend gemacht werden. 

§ 4. — Vorbehaltlich vorstehender Bestimmungen gilt für die Verjährung das Landesrecht. 


Artikel 18. 

Landesrecht. 

§ 1. — Soweit in diesem Übereinkommen keine Bestimmungen getroffen sind, gilt das Landesrecht. 

§ 2. — Für die Anwendung dieses Übereinkommens versteht man unter «Landesrecht» des Recht 
des Staates, auf dessen Gebiet sich der Unfall des Reisenden ereignet hat, einschliesslich der Kolli- 
sionsnormen. 


Artikel 19. 

Allgemeine Verfahrens Vorschriften. 

In allen Rechtsstreitigkeiten über Ansprüche aus diesem Übereinkommen richtet sich das Ver- 
fahren nach dem Rechte des zuständigen Gerichtes, soweit nicht durch dieses Übereinkommen andere 
Bestimmungen getroffen .sind. 


Artikel 20. 

Vollstreckbarkeit der Urteile. Sicherheitsleistung. 

§ 1. — Urteile, auch Versäumnisurteile, die auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens 
von dem zuständigen Gericht erlassen und nach den für das urteilende Gericht massgebenden Ge- 
setzen vollstreckbar geworden sind, sind in jedem anderen Vertragsstaat vollstreckbar, sobald die in 
dem betreffenden Staate vorgeschriebenen Förmlichkeiten erfüllt sind. Eine sachliche Nachprüfung 
des Inhaltes ist nicht zulässig. 

Auf nur vorläufig vollstreckbare Urteile findet diese Vorschrift keine Anwendung, ebensowenig 
auf solche Bestimmungen eines Urteils, die dem im Rechtsstreit unterlegenen Kläger ausser den Kosten 
eine Entschädigung auferlegen. 

Vergleiche, die zwischen den Parteien zur Beilegung eines Rechtsstreites vor dem zuständigen 
Gericht abgeschlossen und zu gerichtlichem Protokoll genommen worden sind, stehen Urteilen gleich. 

§ 2. — Eine Sicherheitsleistung für die Kosten des Rechtsstreites kann bei den auf Grund dieses 
Übereinkommens erhobenen Klagen nicht gefordert werden. 


Artikel 21. 

Währung. 

Als Franken im Sinne dieses Übereinkommens gelten Goldfranken im Gewicht von 10/31 Gramm 
und 0,900 Feingehalt. 
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Artiele 22. 

Transports mixtes. 

§ 1. — Sous reserve de la disposition du § 2, la presente Convention n’est pas applicable aux 
dommages survenus pendant le transport sur des lignes de Services automobiles ou de navigation ins- 
crites sur la liste des lignes prevue ä Tarticle 59 de la CIV. 

§ 2. — Toutefois, lorsque les vehicules ferroviaires sont transportes par ferry-boat, la presente 
Convention est applicable aux dommages vises ä Tarticle 2, § 1, et causes par un accident en relation 
avec l’exploitation ferro viaire survenu pendant que le voyageur sejourne dans les dits vehicules, qu’il 
y entre ou qu’il en sort. 

Pour Tapplication du present paragraphe, on entend par «Etat sur le territoire duquel Taccident 
s’est produit», l’Etat dont le ferry-boat bat le pavillon. 

§ 3. — Lorsque, par suite de circonstances exceptionnelles, le chemin de fer se trouve dans Tobli- 
gation d’interrompre provisoirement son exploitation et transporte ou fait transporter les voyageurs 
par un autre moyen de transport, il est responsable d’apres le droit afferent ä ce moyen de transport. 
Neanmoins, les dispositions des articles 13 ä 17, 18, § 2, 19 et 20 de la presente Convention demeurent 
applicables. 

Artiele 23, 

Responsabilite en eas d’accidents iiueleaires. 

Le chemin de fer est decharge de la responsabilite qui lui incombe en vertu de la presente Con- 
vention, lorsque le dommage a ete cause par un accident nucleaire et que, en vertu des prescriptions 
speciales en vigueur dans un Etat contractant reglant la responsabilite dans le domaine de l’energie 
nucleaire, l’exploitant d’une Installation nucleaire ou une autre personne qui lui est substituee est 
responsable de ce dommage. 


Artiele 24 , 

Signaturc. 

La presente Convention demeure ouverte jusqu’au 1^^‘ juillet 1966 ä la signature des Etats qui 
ont ete invites ä se faire representer ä la Conference tenue ä Berne du 21 au 26 fevrier 1966. 


Artiele 25. 

Ratification et mise en vigueur. 

La presente Convention sera ratifiee et les Instruments de ratification seront deposes le plus tot 
possible aupres du Gouvernement suisse. 

Lorsque la Convention aura ete ratifiee par quinze Etats, le Gouvernement suisse se mettra en 
rapport avec les Gouvernements Interesses ä l’effet de fixer avec eux la date d’entree en vigueur. 


Artiele 26. 

Adhesion. 

Si un Etat partie ä la Convention internationale concernant le transport des voyageurs et des 
bagages par chemins de fer (CIV) du 25 fevrier 1961, qui n’a pas signe la presente Convention, veut 
adherer ä celle-ci, il en informera le Gouvernement suisse, qui en donnera connaissance aux Etats 
contractants. 

Toute adhesion produit ses effets un mois apres la date ä laquelle le Gouvernement suisse a donne 
connaissance de la demande aux Etats contractants. 
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Artikel 22. 

Gemisehte Beförderungen. 

§ 1. — Dieses Übereinkommen ist, vorbehaltlich des § 2, auf Schäden nicht anzuwenden, die 
wälirend der Beförderung auf einer in der Streckenliste nach Artikel 59 CIV eingetragenen Kraftwagen- 
oder Schiffahrtslinie entstehen. 

§ 2. — Werden jedoch Eisenbahnwagen auf einem Fährschiff befördert, so ist dieses Überein- 
kommen auf die durch Artikel 2 § 1 erfassten Schäden anzuwenden, die der Reisende durch Unfall im 
Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb während seines Aufenthaltes in diesen Wagen, beim Ein- 
steigen in die Wagen oder beim Aussteigen aus den Wagen erleidet. 

Für die Anwendung des vorstehenden Absatzes ist unter dem ^<Staat, auf dessen Gebiet sich der. 
Unfall des Reisenden ereignet hat», der Staat zu verstehen, dessen Flagge das Fährschiff führt. 

§3. — Wenn die Eisenbahn infolge ausserordentlicher Umstände genötigt ist, ihren Betrieb vor- 
übergehend zu unterbrechen, und die Reisenden mit einem anderen Beförderungsmittel befördert oder 
befördern lässt, so haftet sie nach dem für dieses Beförderungsmittel geltenden Recht. Die Bestim- 
mungen der Artikel 13 bis 17, 18 § 2, 19 und 20 dieses Übereinkommens bleiben jedoch anwendbar. 

Artikel 23. 

Haftung für die Folgen nuklearer Ereignisse. 

Die Eisenbahn ist von der ihr nach diesem Übereinkommen obliegenden. Haftung befreit, wenn 
der Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht ist und wenn nach den besonderen, in einem Ver- 
trasgstaat geltenden Vorschriften über die Haftung auf dem Gebiet der Kernenergie der Inhaber einer 
Atomanlage oder eine ihm gleichgestellte Person für diesen Schaden haftet. 

Artikel 21. 

Unterzeicdinung. 

Dieses Übereinkommen liegt bis zum 1. Juli 1966 zur Unterzeichnung durch die Staaten auf, die 
eingeladen wurden, sich an der vom 21. bis 26. Februar 1966 in Bern abgehaltenen Konferenz vertreten 
zu lassen. 


Artikel 25. 

Ratifikation und Inkraftsetzung. 

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden sind so bald wie 
möglich bei der schweizerischen Regierung zu hinteriegen. 

Sobald dieses Übereinkommen von fünfzehn Staaten ratifiziert ist, setzt sich die schweizerische 
Regierung mit den beteiligten Regierungen in Verbindung, um mit ihnen den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens zu bestimmen. 


Artikel 2(]. 

Beitritt. 

Will ein Staat, der am Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 1961 beteiligt ist, das vorliegende Übereinkommen jedoch nicht 
unterzeichnet hat, diesem beitroten, so teilt er dies der schweizerischen Regierung mit, die davon allen 
Vertragsstaaten Kenntnis gibt. 

Der Beitritt wird einen Monat nach dem Tage wirksam, an dem die schweizerische Regierung den 
Vertragsstaaten von der Beitrittserklärung Kenntnis gegeben hat. 
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Article 27. 

Duree et revision. 

La presente Convention a la meme duree que la Convention internationale concernanl le transport 
des Voyageurs et des bagages par chemins de fer (CIV) du 25 fevrier 1961 ; eile peut etre revisoe suivant 
la procMure prevue ä Tarticle 68, § 1, de celle-ci et, eventuellement, lui etre integree. 


Artiele 28. 

Textes de la Convention. Traductions offieielles. 

La presente Convention a ete conclue et signee en langue francaise selon l’usage diplomatique 
etabli. 

Au texte francais sont joints un texte en langue allemande, un texte en langue anglaise et un texte 
en langue italienne, qui ont la valeur de traductions offieielles. 

En cas de divergence, le texte francais fait foi. 


En foi de quoi, les Plenipotentiaires ci-apres, munis de leurs pleins pouvoirs qui ont ete trouves 
en bonne et due forme, ont signe la presente Convention. 

Fait ä Berne, le vingt-six fevrier mil neuf cent soixante-six, en un seul exemplaire, qui restera 
depose dans les Archives de la Confederation suisse et dont une expedition authentique sera remise ä 
chacunc des Parties. 
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Artikel 27. 

Geltungsclaiior und Revision. 

Dieses Übereinkommen lial die gleiche Geltungsdauer wie das IiiLernalionale Übereinkommen 
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 1961 ; cs kann nach dem in 
Artikel 68 § 1 der CIV vorgesehenen Verfahren revidiert und gegebenenfalls in diese eingefügl werden. 


Artikel 28. 

Wortlaut des rbereinkoiiiinens. Amtliehe l bersetzuiiyen. 

Dieses Übereinkommen ist dem diplomatischen Gebrauch entsprechend in französischer Sprache 
abgeschlossen und iinterzeiclinet. 

Dem französischen Wortlaut sind ein deutscher, ein englisclier und ein italienischer Wortlaut bei- 
gefügt, die als amtliche Übersetzungen gelten. 

Bei Nichtübereinstimmung ist der französische Wortlaut massgebend. 


Zu URKUND DESSEN habou die nachstehenden Bevollmächtigten, deren Vollmachten in guter und 
gehöriger Form befunden wurden, das vorliegende Übereinkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Bern am sechsundzwanzigsten Februar neunzehnhundertsechsundsechzig in einer 
Urschrift, die im Archiv der Schweizerischen Eidgenossenschaft hinterlegt und von der jedem Vertrags- 
Staat eine amtliche Ausfertigung zugestellt wird. 
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Protocole I 


etabli par la Conference diplomatique reunie en viie de la mise en vigueur de la Conven- 
tion additionnelle ä la Convention internationale concernant le transport des voyageurs 
et des bagages par chcmins de fer (CIV) du 25 fevrier 196L relative ä la responsabilite 
du chenun de fer pour la mort et les blcssures de voyageurs, et du Protocole B s’y rap- 

portant, signes ä Berne le 26 fevrier 1966 


En appiication de Tarticle 25 de la Convention additionnelle ä la Convention internationale con- 
cernant le transport des voyageurs et des bagages par cheinins de fer (CIV) du 25 fevrier 1961, relative 
ä la responsabilite du cheniin de fer pour la mort et les blessures de voyageurs, signee ä Berne le 
26 Rn rior 1966, conclue entre 

TAlgerie, T Au triebe, la Belgiqiie, la Bulgarie, le Dänemark, l’Espagne, la Finlande, la France, 
rirak, r Italic, le Liban, le Liechtenstein, le Luxembourg, le Maroc, la Norvege, les Pays-Bas, la 
Pologne, le Portugal, la Boumanie, la Suisse, la Syrie, la Tchecoslovaquie, la Tunisie, la Turqiiie 
et la A'ougoslavie, 

et ä la suite de rinvitalion adressee par le Conseil fedih’al suisse aux HauLes Parties contractantes, les 
Plenipotentiaircs soussignes se sont reunis ä Berne les 20, 21 et 22 octobre 197L 

Apres s'etre cominunique leurs pleins pouvoirs, irouves en bonne et due forme, ils ont pris acte 
de la declaration du Gouvernement suisse, aux termes de laqiielle les instruments de ratification de la 
Convention additionnelle et du Protocole B du 26 fevrier 1966, rcconnus apres examen exacts et con- 
cordants, ont etc deposes aupres du Gouvernement de la Confederation suisse par les Etats siiivants 
et aux dates ci-apres: 

1. Tchecoslovaquie, le 14 novembre 1966, 

2. Dänemark, le 23 fevrier 1967, 

3. Pays-Bas, le 9 inai 1967, 

4. Yougoslavie, le 17 juillet 1967, 

5. Espagne, le 4 aoiU 1967, 

6. Liechtenstein, le 5 octobre 1967, 

7. France, Ic 8 fevrier 1968, 

8. Bclgique, le 11 octobre 1968, 

9. Syrie, le 9 decembre 1968 (seulement la Convention additionnelle), 

10. Suisse, le 21 janvier 1969, 

11. Auiriche, le 2 juillet 1969, 

12. Luxembourg, le 20 mai 1970, 

13. Turquie, le 17 juillet 1970, 

14. Finlande, le 28 aoüt 1970, 

15. Pologne, le 25 fevrier 1971, 

16. Norvege, le 16 aout 1971, 

17. Portugal, le 20 octobre 1971, 

18. Bulgarie, le 21 octobre 1971, 

et les lüats suivants ont adhrne a la Convention additionnelle, conformement ä Tarticle 26 de cello-ci, 
aux dates ci-apres: 
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Protokoll I 

der Dlplomalischen Konferenz für die Inkraftsetzung des am 26. Februar 1966 Unter- 
zeichneten Zusatzübereinkommens zum Internationalen Übereinkommen über den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 1961 über die Haftung 
der Eisenbahn für Tötung und Verletzung von Reisenden sowie des zugehörigen 

Protokolls B 


In Amvcndung von Artikel 25 des Ziisatziibereinkominens zum Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbalin-Personen- und -Gepückvcrkelir (CIV) vom 25. Februar 1961 über die Haftung der 
Eisenbahn für Tölung und Verletzung von Reisenden, unterzeichnet in Bern am 26. Februar 1966 und 
abgeschlossen zwischen 

Algerien, Üsterreicli, Belgien, Bulgarien, Dänemark, Spanien, Finnland, Frankreich, Irak, Italien, 
Libanon, Liechtenstein, Luxemburg, ^larokko, Norwegen, Niederlande, Polen, Portugal, Riimü- 
nien, Sclnveiz, Syrien, Tschechoslowakei, Tunesien, Türkei und Jugoslawien 


und auf Einladung des Schweizerischen Bundesrates an die Hohen Vertragsparteien sind die Unter- 
zeichneten Bevollmächtigten am 20., 21. und 22. Oktober 1971 in Bern zusammengetreten. 

Sie haben nach Vorlegung der Vollmachten, die in richtiger und gehöriger Form befunden wurden, 
von der Erklärung der Regierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft Kenntnis genommen, nach der 
für folgende Staaten zu den nachstehenden Zeitpunkten richtige und übereinstimmende Ratifikations- 
urkunden für das Zusatz Übereinkommen und das Protokoll B vom 26. Februar 1966 bei ihr hinterlegt 
worden sind: 

1. Tschechoslowakei, 14. November 1966, 

2. Dänemark, 23. Februar 1967, 

3. Niederlande, 9, Mai 1967, 

4. Jugoslawien, 17. Juli 1967, 

5. Spanien, 4. August 1967, 

6. Liechtenstein, 5. Oktober 1967, 

7. Frankreich, 8. Februar 1968, 

8. Belgien, 14. Oktober 1968, 

9. Syrien, 9. Dezember 1968 (nur Ziisatzübereinkommen), 

10. Schweiz, 21. Januar 1969, 

11. Österreich, 2. Juli 1969, 

12. Luxemburg, 20. Mai 1970, 

13. Türkei, 17. Juli 1970, 

14. Finnland, 28. August 1970, 

15. Polen, 25. Februar 1971, 

16. Norwegen, 16. August 1971, 

17. Portugal, 20. Oktober 1971, 

18. Bulgarien, 21. Oktober 1971, 

und folgende Staaten mit Wirkung ab den nachgenannten Zeitpunkten gestützt auf Art. 26 des Zusatz- 
übereinkommens diesem beigetreten sind: 

1. Irak, 2. Juni 1969, 

2. Algerien, 30. Oktober 1969. 
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La Conference ayant constate que plus de qiiinze Etats ont depose les instruinents de ratification 
aupres du Gouvernement suisse el que dcux Etats ont adhth'e a cette Convention, a arrele Ics disposi- 
tions suivantes: 

La Convention additionnelle a la Convention internationale concernant le transport des voya- 
geurs et des bagages par chemins de fer (CIV) du 25 fevrier 1961, relative ä la responsabilite du ehemin 
de fer pour la mort et les blessiires de voyageurs, signee ä Berne le 26 fevrier 1966, sera mise en vigueur 

le 1973. 

2 ^ Coiiforinement au chiffre 2, alinea 5, du Protocole B du 26 ftnrier 1966, ce Protocole entre en 
vigueur six mois avant la date prevue pour la mise en vigueur de la Convention additionnelle, c’est-a-dire 

le 1^^ jiiillet 1972. 

Pour les Etats deposant leurs Instruments de ratification apres le 1 novembre 1972, la Convention 
sera applicable des le premier jour du deuxieme mois apres le mois au cours duquel le Gouvernement 
suisse aura notifie ce depot aux Gouvernements des Etats contractants. 


Le present Protocole demeure ouvert ä la Signatare jusqu’au 31 decembre 1971. 

Ex FOi DE Ql 01, les Plenipotentiaires ont dressc et signe le present Protocole. 

Fait ä Berne, le vingt-deux octobre mil neuf cent soixante et onze, en un seid exemplaire, qui 
restera depose dans les Archives de la Confederation suisse et dont une expedition authentique sera 
remise ä chacune des Parties. 
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Die Konferenz hat festgestellt, dass mehr als fünfzehn Staaten die Ratifikationsurkunden bei der 
schweizerischen Regierung hinterlegt haben sowie zwei Staaten dem Zusatzübereinkommen beigetreten 
sind und hat folgendes vereinbart: 

1. Das Zusatzübereinkommen zum Internationalen Cbereinkommen über den Eisenbahn-Per- 
sonen- und -Gepäckverkehr (CIV) vom 25. Februar 1961 über die Haftung der Eisenbahn für Tötung 
und Verletzung von Reisenden, unterzeichnet in Bern am 26. Februar 1966, wird mit Wirksamkeit vom 
1. Januar 1973 in Kraft gesetzt. 

2. Gemäss Ziffer 2 Abs. 5 des Protokolls B vom 26. Februar 1966 tritt dieses Protokoll sechs 
Monate vor dem für das Inkrafttreten des Zusatzübereinkommens vorgesehenen Zeitpunkt, d. h. also 
am 1. Juli 1972, in Kraft. 

Für die Staaten, die ihre Ratifikationsurkunden nach dem 1. November 1972 hinterlegen, wird 
das Übereinkommen am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Monat anwendbar sein, in welchem 
die schweizerische Regierung diese Hinterlegung den Regierungen der Vertragsstaaten angezeigt hat. 


Dieses Protokoll bleibt bis zum 31. Dezember 1971 zur Unterzeichnung offen. 

Zu URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten das vorstehende Protokoll ausgefertigt und unter- 
zeichnet. 

Geschehen zu Bern, am zweiundzwanzigsten Oktober eintausendneunhundertundeinundsiebzig, 
in einer Urschrift, die im Archiv der Schweizerischen Eidgenossenschaft hinterlegt und von der jeder 
Vertragspartei eine amtliche Ausfertigung zugestellt wird. 
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Convention internationale 

concernant 

le transport des marchandises par chemins de fer 

(CIM) 

du 7 fevrier 1970 


• • 

Internationales Übereinkommen 

über den 

Eisenbahnfrachtverkehr 

(CIM) 

vom 7. Februar 1970 


L’cntree en vigueur de cette Convention sera indiquce ulterieureinent par T Office central 
Das Datum des Inkrafttretens dieses Übereinkommens wird vom Zentralamt später bekanntgegeben 
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Convention internationale 

concernant 


le transport des marchandises par chemins de fer 

(CIM) 


LES PLENIPOTENTIAIRES SOUSSIGNES, 


ayant reconnu la necessite de reviser la Convention internationale concernant le transport des mar- 
chandises par chemins de fer, signee ä Berne le 25 fevricr 1961, ont resolii, en conformite de Tarticle 69 
de ladite Convention, de concliire une nouvelle Convention ä cet effet et sont convenus des articles 
suivants : 


Titre premier 

Objet et portee de la Convention 


Articlc premier 

Chemins de fer et transports aiixquels s’applique la Convention 

§ 1, — La presente Convention s’applique, sous reserve des exceptions prevues aux paragraphes 
suivants, ä tous les envois de marchandises remis au transport avec une lettre de voiture directe etablie 
pour un parcours empruntant les territoires d’au moins deux des Etats contractants et comprenant 
exclusivement des lignes inscrites sur la liste dressee conformement ä l’article 59. 

§ 2. — Les envois dont la gare^) expeditrice et la gare destinataire sont situees sur le territoire 
d’un meme Etat et qui n’empruntent le territoire d’un aiitre Etat qu’en transit ne sont pas soumis ä la 
presente Convention: 

a) lorsque les lignes par lesquelles s’effectue le transit sont exclusivement exploitees par un 
chemin de fer de l’Etat de depart; 

b) meme lorsque les lignes par lesquelles s’effectue le transit ne sont pas exclusivement exploi- 
tees par un chemin de fer de l’Etat de depart, si les Etats ou les chemins de fer interesses ont conclu 
des accords en vertu desquels ces transports ne sont pas consideres comme internationaux. 


Par «gare», on enteiid egalement les ports des Services de navigation et tout Etablissement des Services 
automobiles ouverts au public pbur PexEcution du contrat de transport. 
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Internationales Übereinkommen 

über den 


Eisenbahnfrachtverkehr 

(CIM) 


DIE UNTERZEICHNETEN BEVOLLMÄCHTIGTEN 


haben in der Erkenntnis der Nohvendigkeit, das am 25. Februar 1961 in Bern Unterzeichnete Inter- 
nationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr gemäß Art. 69 des genannten Überein- 
kommens zu revidieren, beschlossen, zu diesem Zweck ein neues Übereinkommen abzuschließen, und 
sind über folgende Artikel übercingekommen: 


Titel I 

Gegenstand und Geltungsbereich des Ühereinkommens 


Artikel 1 

Eisenhalmeii und Befürderuntion, auf die das Ühereinkommen Anwendung findet 

§1. — Unter Vorbehalt der in den folgenden Paragraphen vorgesehenen Ausnahmen findet 
dieses Übereinkommen Anwendung auf alle Sendungen von Gütern, die mit durchgehendem Fracht- 
brief zur Beförderung auf einem Wege aufgegeben werden, der die Gebiete mindestens zweier Vertrags- 
staaten berührt und ausschließlich Strecken umfaßt, die in der nach Artikel 59 aufgestellten Liste ver- 
zeichnet sind. 

§ 2. — Auf Sendungen, deren Versand- und Bestimmungsbahnhof^) im Gebiet desselben Staates 
liegen und die das Gebiet eines anderen Staates nur im Durchgang berühren, findet dieses Überein- 
kommen keine Anwendung: 

ü) wenn die Durchgangsstrecken ausschließlich von einer Eisenbahn des Versandstaates be- 
trieben werden; 

h) auch dann, wenn die Durchgangsstrecken nicht ausschließlich von einer Eisenbahn des Ver- 
sandstaates betrieben werden, die beteiligten Staaten oder Eisenbahnen aber Vereinbarungen getroffen 
haben, nach denen diese Sendungen nicht als international angesehen werden. 

Unter « Bahnhof >> versteht man auch die Häfen der Schiffahrtslinieii und alle für die Ausführung des Beför- 
dcningsvcrtragcs geöffneten Stellen der Kraftwagciilinien. 
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§ 3. — Les envois cntre gares de dcux Etats limitroplies ct entrc gares de deiix Etats cn transit 
par le terriloire d’un troisiemc Etat, si les lignes par lesquelles s’effcctue le transport sont exclusivement 
exploitees par des chemins de fer de riin de ees trois Etats, sont soumis au droit de cel Etat, lorsqiie Tex- 
pediteur, eii utilisant la lettre de voitiire correspondante, rcvendiqiie le regime du regiement interieiir 
applicable a cos chemins de fer et que les lois et reglements d’aucun des Etats intcresses ne s’y opposent. 

Artiele 2 

Dispositioiis relatives aiix Iransports inixtos 

§ 1. — Peuvent etre inscrites sur la liste ])l\^ lle a rarticle premier, eil sus des lignes de che- 
mins de fer, des lignes regiilieres de Services automobiles oii de navigation qui completent des par- 
cours par voie ferree et snr lesquelles les Iransports internationaux sont effectues, sous la reserve que 
de telles lignes, dans la mesure oii elles relient deux Etats contractants au moins, ne peuvent etre 
inscrites sur la liste qifavec rassentiinent conimiiii de ces bAals. 

§ 2. — Les eiitreprises de ces lignes sout soinnises a toiites les oldigaiions imposees et sont in- 
vesties de tous les droits rcconnus aux chemins de fer par la presente Convention, sous reserve des 
clerogations resiilLant necessairement des modalites diffihentes du transport. Toutefois, les regles 
de responsahilite elablies par la presente Convention ne peuvent faire Fobjet de derogations. 

§ 3. — Tont Etat qui desire faire inscrire sur la liste une des ligiics desigiichvs au § 1 doit prendre 
les mesures utiles poiir que les derogations prevues au § 2 soient publiees dans les meunes formes que 
les tarifs. 

§ 4. ■ — Pour les trans])orls inlenialionaux em])nmtant a la fois des chemins de fer et des Services 
de transport autres que eeux qui soiiL definis au § 1, les chemins de fer peuvent etablir, en commuii 
avec les entreprises de transport interessees, des dispositioiis tarifaires appliquant un regime juri- 
dique different de celui de la prvsentc Convention, afin de tenir compte des partieularites de chaque 
mode de transport. Ils peuvent, dans ee cas, prescrire Femploi d’uu titre de transport autre que celui 
qui est fixe en applieation de Farlicle 6, § 1, de la presente Convention. 

Aitkdc 3 

Ohjels exelus du transport 

Sont cxclus du transport: 

a) les objets dont le transport est reserve a Fadminislration des postes, ne füt-ce que sur Fun 
des territoires ä parcourir; 

h) les objets qui, par Icurs dimeiisions, leur poids oii Icur coiiditionnement, ne se preteraient 
pas au transport demaiide, en raison des installations ou du materiel, ne füt-ce que de Fun des chemins 
de fer ä emp runter; 

c) les objets doiiL le transport est interdit, ne füf-ce que sur Fun des territoires a parcourir; 

d) les matieres et objets exclus du transport en vertu de FAiinexc I a la presente Convention, 
sous reserve des derogations prevues a Farticle 4, § 2. 

Artiele ^ 

Objets adinis au transport sous certaiiies eonditions 

§ 1. — Sont admis au transport sous ceriaines eonditions: 

a) les matieres et objets admis au transport aux eonditions de FAnnexe I a la prvsente Convention 
Oll des accords et des clauses tarifaires prevus au § 2; 

b) les transports funeraires sont admis sous les eonditions suivantes: 
le transport est effectue en grande vitesse; 

2® les frais doivent etre payes par Fexpdditeiir; 

3^ les remboursements et les debours ne sont pas admis; 

4^ la lettre de voiture ne doit pas contenir la mention «en gare (bnreau restant)»; 

5<^ le transport est soumis aux lois et reglements de chaque Etat, ä moins qu’il ne soit regle par 
des Conventions speciales entre plusieiirs Etats; iine escorte n’cst pas necessairc si Fexpediteur s’engage 
par une mention dans la lettre de voiture ä faire retircr le corps dans le delai prescrit dans le pavs 
destinataire; 

c) les veliicules de cheinins de fer roulant sur leurs propres roncs sont admis, a la condition 
qiFun chemin de fer verifie qu’ils sont en etat de circuler et Fatteste par une iiiscription sur le vehicule 
Oll par un certificat special; les locomotives, tenders et automotrices doivent en outre etre accom- 
pagnes d’uii agent foiirni par Fexpediteur, competent notamment pour assurer le graissage; 
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§ 3. — Auf Sendungen zwischen Bahnhöfen zweier Nachbarstaaten sowie auf Sendungen zwischen 
Bahnhöfen zweier Staaten über das Gebiet eines dritten Staates findet, wenn die Beförderungsstrecken 
ausschließlich von Eisenbahnen eines dieser drei Staaten betrieben werden, das Recht dieses Staates An- 
wendung, wenn der Absender durch die Verwendung des entsprechenden Frachtbriefes die Anwen- 
dung der für den Binnenverkehr dieser Eisenbalinen geltenden Vorschriften beansprucht und die 
Gesetze und Vorsclniften keines der beteiligten Staaten entgegensteheii. 


Artikel 2 

J]estiinmiiiK|eii über (|emisehte BcU'örderunfjen 

^ D — Außer Eisenbahnstrecken können in die in Artikel 1 vorgesehene Liste auch regelmäßig 
])etriebene Kraftwagen- oder Sehiffahrtslinien aufgeiioininen werden, die eine Eisenbahnstrecke er- 
gänzen und auf denen internationale Ihüörderungeu aiisgeführt werden; sofern solche Linien min- 
destens zwei Vertragsstaaten verbinden, können sie jedoch nur mit Zustimmung aller dieser Staaten 
in die Liste eingetragen werden. 

§ 2. — Die Unternehmen, die solche I>inien betreiben, haben alle Rechte und Pflichten, die den 
Eisenbahnen durch dieses tdieieinkommen übertragen sind, vor])ehaltlich der sich aus der Verschie- 
denheit der Beförderung notwendigerweise ergebendem Abweichungen. Die Abweichungen dürfen sich 
jedoch nicht auf die Haftungsbestimmungen dieses Ül)ereinkominens beziehen. 

§ 3. — Jeder Staat, der eine der in § 1 bezeiehneten Linien in die Liste aufnehmen lassen will, 
muß dafür Sorge tragen, daß die in § 2 vorgeselienen Al)weichungeii in gleicher Weise wie die Tarife 
veröffentlieht werden. 

g 4. — Werden für internationale Beförderungen außer Eisenbahnen auch andere als die in § 1 
genannten Beförderungsdienste in Anspruch genommen, so können die Eisenbahnen, um den Beson- 
derheiten jeder Beförderungsart Rechnung zu tragen, mit den beteiligten Unternehmen tarifarische 
Bestimmungen vereinbai en,' die solche Beförderungen einer von diesem Übereinkommen al^weichenden 
rechtlichen Regelung unterstellen. Sie können in diesem Falle eine andere als die auf Grund von Ar- 
tikel 6 § 1 dieses Ül^ereinkommcns vorgesehene Beförderungsurkunde vorschreiben. 

Artikel 3 

Von der Beförderung ansgesehlossene (legensfände 

Von der Beförderung sind ausgeschlossen: 

a) Gegenstände, für die auch nur in einem der an der Ikdörderung beteiligten Staaten die Post 
das alleinige Recht zur Beförderung hat ; 

b) Gegenstände, die sieh wegen ihres Umfanges, ihres Gewichtes oder ihrer Beschaffenheit mit 
Rücksicht auf die Anlagen oder Betriebsmittel aiicli nur einer der l)eteiligten Eisenbahnen zur Beför- 
derung nicht eignen; 

c) Gegenstände, deren Beförderung auch nur in einem der beteiligten Staaten verboten ist; 

d) Stoffe und Gegenstände, die nach der Anlage I zu diesem Übereinkommen von der Beför- 
derung ausgeschlossen sind, vorl)ehaltlich der in Artikel 1 § 2 vorgesehenen Abweiehiingeii. 

Artikel i 

Bedingungsweise zur Beförderung zugelassenc Gegenstände 

§ 1. — Bedingungsweise zur Beförderung sind zugelassen: 

a) Stoffe und Gegenstände, die zu den Bedingungen der Anlage I zu diesem Übereinkommen 
oder der in § 2 vorgesehenen Abkommen und Taritbestinimungeii zur Beförderung zugelassen sind; 

h) Leichensendiingen unter folgenden Bedingungen: 

1. sie müssen als Eilgut aufgegeben werden; 

2. die Kosten sind diireli den Absender zu bezahlen; 

3. Nachnahmen und Barvorschüsse sind nicht zugelassen; 

4. der Frachtbrief darf die Angal)e «bahnlagernd» nicht enthalten; 

5. die Beförderung unterliegt den in jedem Staate geltenden Gesetzen und Vorschriften, soweit 
sie nicht durch besondere Abkommen zwischen mehreren Staaten geregelt ist; eine Begleitung der 
Leichensendling ist nicht crforderlicli, wenn der Absender durch einen Vermerk im Frachtbrief erklärt, 
daß die Leiche innerhalb der im Bestimmungsland geltenden Frist abgeholt wird; 

c) Eisenbaliufabrzeuge, die auf eigoueu Bädern rollen, unter der Bedingung, daß eine Eisen- 
bahn deren Laiiffähigkoit feststellt und diese durch eine Aufschrift auf dem Fahrzeug oder durch 
ein besonderes Zeugnis bescheinigt; Lokomotiven, Tender und Triebwagen müssen außerdem von 
einem sachkundigen Beauftragten des Absenders Ix'gleitet werden, der insbesondere für das Schmieren 
zu sorgen hat; 
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les vehicules de chernins de fer roulant siir leurs propres roucs, autres qiie les locomotives, teil- 
ders et automotrices, peuvent etre accompagnes d’un convoyeur; ccliii-ci assiire notammeiit Ic graissage. 
Si rexpcditeur entend user de cette faculte, il doit eii faire mciition dans la lettre de voiture; 

d) les animaiix vivants sont admis soiis les conditions ei-apres: 

ils doivent elre accompagnes d’un convoyeur foiirni par rexpediteiir. Un convoyeur n’est 
toutefois pas exige 

- lorsqii’il s’agiL d’animaux de petite taille remis au transport dans un crnballage, 

- lorsque cela est previi dans les tarifs internationaux ou 

- lorsque les chernins de fer participant au transport y ont renonce ä la demande de rexpediteiir; 
dans ce cas, sauf Convention contraire, le chemin de fer est decharge de sa responsabilite pour 
toute perte ou avarie qiii resulte d’un risque que l’escorte avait pour but d’eviter, 

L’expediteur est tenu d’indiquer dans la lettre de voiture le nombre des convoyeurs ou, si les 
envois ne sont pas accompagnes, d’y inscrer la mention «sans convoyeur»; 

2° l’expediteur doit se conformer aux prescriptions de police veterinaire des Etats d’expedi- 
tion, de destination et de transit; 

la lettre de voiture ne doit pas contenir la mention «en gare (bureau restant)»; 

e ) les objets dont le transport presente des difficultes partieulieres, en raison de leurs dimensions, 
de leur poids ou de leiir conditionnement, eu egard aux installations ou au materiel, ne füt-ce que de 
l’un des chernins de fer ä emprunter, ne sont admis que sous des conditions partieulieres ä determiner 
dans chaque cas par le chemin de fer apres consultation de l’expediteur; ces conditions peuvent dero- 
ger aux prescriptions etablies par la presente Convention. 

§ 2. — Deux ou plusieiirs Etats contractants peuvent convenir, par des accords, que certaines 
maticres ou certains objets exclus du transport par 1’ Annexe I ä la presente Convention seront admis 
SOUS certaines conditions au transport international entre ces Etats, ou que les matieres et objets de- 
signes dans TAnnexe I seront admis sous des conditions moins rigoureuses que celles qui sont prevues 
par cette Annexe. 

Les chernins de fer peuvent aussi, au moyen de clauses inserces dans leurs tarifs, soit admettre 
certaines matieres ou certains olijets exclus du transport par 1’ Annexe I ä la presente Convention, soit 
adopter des conditions moins rigoureuses que celles qui sont prevues par TAnnexe I pour les matieres 
et objets admis conditionnellement par cette Annexe. 

Les accords et clauses tarifaires de ce genre doivent etre commimiques ä 1’ Office central des 
transports internationaux par chernins de fer. 


Article 5 

Ohlifiation pour le ehemin de fer de traiisporter 

§ 1. Le chemin de fer est tenu d’effectuer, aux conditions de la presente Convention, tout 
transport de marchandises, pourvu que: 

a) rexpediteiir se conforme aux prescriptions de la Convention; 

b) le transport soit possible avec les moyens de transport norniaux permettant de satisfaire 
les besoins reguliers du trafic; 

cj. le transport ne soit pas empeche par des circonstanccs que le chemin de fer ne peut pas eviter 
et auxquelles il nc depend pas de lui de reinedier. 

§ 2. — Le chemin de fer n’est tenu d’acccpter les objets dont le cliargement, le transborde- 
ment ou le dechargement exigent l’emploi de moyens speciaux que si les gares oü ces operations doivent 
etre effectuees disposent de ces moyens. 

§ 3. ■ — Lc chemin de fer n’est tenu d’acccpter que les envois dont le transport peut tdre effec- 
tue Sans delai; les prescriptions en vigiieiir a la gare expeditrice determinent les cas oü cette gare est 
tenuc de prendre provisoirement en depöt les envois ne reniplissant pas cette condition. 

§ 4. — Lorsque l’autorite cornpetente a decide que 

aj le Service sera supprime ou suspendu en totalite ou en partie, 

b) certaines expeditions seront cxclues ou admises seulcment sous certaines conditions, 
les mesures prises a cet effet doivent etre sans delai porLees ä la connaissance du public et des chernins 
de fer, a Charge pour ceux-ci d’cn informer les chernins de fer des autres Etats en vue de leur publication, 

§ 0 . — Les chernins de fer peuvent decider, d’un commun accord et sous reserve de rassentiment 
de leurs Gouvernements, de limiter le transport de marchandises, dans certaines relations, ä des points 
frontieres et a des pays de transit determines. 

Ces mesures sont portees ä la connaissance de TOffice central qui les communique aux Gou- 
vernements des Etats contractants. Elles sont considerees cornme acceptees si, dans le delai d’un 
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anderen auf eigenen Rädern rollenden Eisenbahnfahrzeugen als Lokomotiven, Tendern und 
Triebwagen kann ein Begleiter beigegeben werden, der insbesondere für das Schmieren zu sorgen hat. 
Will der Absender von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, so hat er dies im Frachtbrief anzugeben; 

d ) lebende Tiere unter folgenden Bedingungen : 

1. ein vom Absender gestellter Begleiter muß beigegeben werden. Ein Begleiter ist jedoch nicht 
erforderlich, 

- wenn es sich um kleine Tiere handelt, die verpackt zur Beförderung aufgegeben werden, 

- wenn dies in den internationalen Tarifen vorgesehen ist oder 

- wenn die an der Beförderung beteiligten Eisenbahnen auf Antrag des Absenders auf die Be- 
gleitung verzichten; in diesem Fall ist die Eisenbahn - unter Vorbehalt einer gegenteiligen 
Abmachung - von ihrer Haftung für Verlust oder Beschädigung befreit, die aus einer Gefahr 
entstanden ist, die durch die Begleitung abgewendot werden sollte. 

Der Absender hat im Frachtbrief die Anzahl der Begleiter anzugeben oder, wenn die Sendungen’ 
nicht begleitet werden, zu vermerken: «Ohne Begleiter»; 

2. der Absender hat die tierseuchenpolizeilichen Vorschriften des Versand- und Empfangs- 
staates sowie der Durchfuhrstaaten zu beachten; 

3. der Frachtbrief darf die Angabe «bahnlagernd» nicht enthalten; 

e) Gegenstände, deren Beförderung wegen ihres Umfanges, ihres Gewichtes oder ihrer Beschaf- 
fenheit mit Rücksicht auf die Anlagen oder Betriebsmittel auch nur einer der beteiligten Eisenbahnen 
besondere Schwierigkeiten verursacht, nur unter besonderen, von den Eisenbahnen nach Anhörung 
des Absenders von Fall zu Fall festzusetzenden Bedingungen; diese Bedingungen können von den 
Bestimmungen dieses Übereinkommens abweichen. 

§ 2. — Zwei oder mehr Vertragsstaaten können durch Abkommen vereinbaren, daß bestimmte 
durch die Anlage I zu diesem Übereinkommen von der Beförderung ausgeschlossene Stoffe und Gegen- 
stände unter gewissen Bedingungen oder daß die in der Anlage I genannten Stoffe und Gegenstände 
unter leichteren Bedingungen, als sie in der Anlage selbst enthalten sind, zur internationalen Beför- 
derung zwischen diesen Staaten zugelassen werden. 

Ebenso können die Eisenbahnen durch Tarif bestimm ungen entweder bestimmte durch die An- 
lage I zu diesem Übereinkommen von der Beförderung ausgeschlossene Stoffe und Gegenstände zu- 
lassen oder für die durch die Anlage I bedingungsweise zugelassenen Stoffe und Gegenstände leichtere 
Bedingungen zugestehen, als sie in der Anlage selbst enthalten sind. 

Solche Abkommen und Tarifbestimmungen sind dem Zentralamt für den internationalen Eisen- 
bahnverkehr mitzuteilen. 


Artikel 5 

Befördeningspflicht der Eisenbahn 

§ 1. — Die Eisenbahn ist verpflichtet, alle Güter nach den Bestimmungen dieses Übereinkom- 
mens zu befördern, sofern : 

a) der Absender den Vorschriften dieses Übereinkommens nachkommt; 

b) die Beförderung mit den normalen, den regelmäßigen Bedürfnissen des Verkehrs genügenden 
Beförderungsmitteln möglich ist; 

c) die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, welche die Eisenbahn nicht abzu- 
wenden und denen sie auch nicht abzuhelfen vermag. 

§ 2. — Die Eisenbahn ist zur Annahme von Gütern, deren Verladen, Umladen oder Abladen 
die Verwendung besonderer Vorrichtungen erforderlich macht, nur verpflichtet, wenn die in Betracht 
kommenden Bahnhöfe derartige Vorrichtungen besitzen. 

§ 3. — Die Eisenbahn ist nur verpflichtet, Güter anzunehmen, die ohne Verzug befördert werden 
können; die für den Versandbahnhof geltenden Vorschriften bestimmen, in welchen Fällen dieser 
Bahnhof verpflichtet ist, Güter, die dieser Bedingung nicht entsprechen, vorläufig in Verwahrung zu 
nehmen. 

§ 4. — Wenn die zuständige Behörde angeordnet hat, daß 

a) der Betrieb vorübergehend oder dauernd ganz oder teilweise eingestellt wird, 

h) gewisse Sendungen ausgeschlossen oder nur bedingungsweise zugelassen werden, 

so sind diese Maßnahmen unverzüglich der Öffentlichkeit und den Eisenbahnen bekanntzugeben; 
diese haben sie den Eisenbahnen der anderen Staaten zwecks Veröffentlichung mitzuteilen, 

§ 5. — Die Eisenbahnen können im gegenseitigen Einverständnis und unter Vorbehalt der Zu- 
stimmung ihrer Regierungen festlegen, daß die Beförderung von Gütern in gewissen Verbindungen 
auf bestimmte Grenzübergänge und auf bestimmte Durchgangsländer beschränkt wird. 

Diese Maßnahmen sind dem Zentralamt mitzuteilen, das sie den Regierungen der Vertrags- 
staaten bekanntgibt. Sie gelten als angenommen, wenn innerhalb eines Monats, gerechnet vom Zeit- 
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mois ä compter de la date de la communication, elles n’ont fait Tobjet d’aucune Opposition de la pari 
d’un Etat contractant. En cas d* Opposition, si TOffice central ne parvient pas ä eliminer les diver- 
gences, il reunit les representants des Etats contractants. 

D^s que ces mesures peuvent etre considerees comme acceptees, TOffice central en informe les 
Etats contractants. Eiles sont alors consignees dans des listes speciales et publiees dans la forme prevue 
pour les tarifs internationaux, 

Ces mesures entrent en vigueur un mois apres la communication de T Office central prevue au 
troisieme alinea. 

§ 6. — Toüte infraction commise par le chemin de fer aux dispositions du present article peut 
donner lieu ä une action en reparation du prejudice cause. 


Titre II 

Du contrat de trausport 

CHAPITRE PREMIER 

Forme et conditions du contrat de transport 


Article 6 

Teneur et forme de la lettre de voiture 

§ 1. — L'expediteur doit presenter pour toute expedition soumise ä la presente Convention une 
lettre de voiture düment remplie, 

Les chemins de fer fixent, pour la petite vitesse et pour la grande vitesse, le mod^e de lettre 
de voiture, qui doit comporter un duplicata pour Texpediteur. 

En ce qui concerne les decisions des chemins de fer au sujet du modele de la lettre de voiture, 
les dispositions de Tarticle 5, § 5, deuxieme alinea et premiere phrase du troisieme alinea, sont appli- 
cables par analogie. 

Pour certains trafics importants ou pour certains trafics entre pays limitrophes, les tarifs peuvent 
prescrire Temploi d’une lettre de voiture simplifi^e, adaptee aux caracteristiques des trafics consideres, 

§ 2. — Les lettres de voiture doivent ^tre imprimees dans deux ou eventuellement trois langues, 
dont Tune au moins doit etre choisie parmi les langues fran^aise, allemande ou italienne. 

Les tarifs internationaux peuvent determiner la langue dans laquelle doivent ^tre redigfes les 
enonciations de la lettre de voiture faites par Texpediteur, A defaut de dispositions de ’ce genre, les 
enonciations doivent etre libellees dans Tune des langues officielles du pays de depart et une traduction 
en frangais, en allemand ou en Italien doit etre jointe, ä moins que les enonciations ne soient redigees 
dans Tune de ces langues. 

Le chemin de fer peut exiger que les indications et declarations ä porter par Texpediteur sur la 
lettre de voiture et sur ses annexes soient faites en caractere latins. 

§ 3. — Le choix du modele de lettre de voiture blanc ou du modele ä bords rouges indique 
si la marchandise est ä transporter en petite ou en grande vitesse. La demande de la grande vitesse 
sur une partie du parcours et de la petite vitesse sur Tautre partie n*est pas admise, sauf accord entre 
tous les chemins de fer Interesses. 


36 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


punkt der Bekanntgabe an, von keinem Vertragsstaal Einwände dagegen erhoben worden sind. Ge- 
lingt es dem Zentralamt im Falle eines Einwandes nicht, die Meinungsverschiedenheiten zu beseitigen, 
so beruft es Vertreter der Yertragsstaaten zu einer Konferenz ein. 

Sobald diese Maßnahmen als angenommen gelten können, gibt das Zentralamt den Vertrags- 
staaten davon Kenntnis. Sie werden hierauf in besonderen Listen aufgeführt und wie internationale 
Tarife veröffentlicht. 

Diese Maßnahmen treten einen Monat nach der in Absatz 3 vorgesehenen Mitteilung des Zcntral- 
amtes in Kraft. 

§ 6. — Jede Zuwiderhandlung der Eisenbahn gegen die Bestbnmungen dieses Artikels begründet 
einen Anspruch auf Ersatz des dadurch entstandenen Schadens. 


TM II 

Fraclitvertrag 

KAPITEL I 


Form und Bedingungen des Frachtvertrages 


Artikel 6 

Iiiluilt und Form des Frachtbriefes 

§ 1. — Der Absender muß jeder unter dieses Übereinkommen fallenden Sendung einen ordnungs- 
gemäß ausgel'ülllen Frachtbrief beigeben. 

Die Eisenbahnen setzen das Muster des Fraclitliriefes für Frachtgut und für Phlgiit fest, das ein 
für den Absender bestimmtes Doppel enthalten muß. 

Bezüglich der Beschlüsse der Eisenbahnen liinsichtlieh des Frachtbricfniiisters kommen die Be- 
stimmungen des Artikels 5 § 5 zweiter Absatz und erster Satz des dritten Absatzes sinngemäß zur 
Anwendung. 

Für bestimmte wichtige Verkelire sowie für bestimmte Verkehre zwischen Nachbarstaaten können 
die Tarife die Verwendung eines vereinfachten, den Besonderheiten der betreffenden Verkehre ange- 
paßten Frachtbriefes vorselien. 

§ 2. — Die Frachtbriefe sind in zwei oder gegebenenfalls drei Sprachen zu drucken; inindestens 
eine von diesen Sprachen muß FTanzösiseh, Deutsch oder Italienisch sein. 

Die internationalen Tarife können bestimmen, in welcher Sprache die Eintragungen des Ab- 
senders im Frachtbrief abzufassen sind. Fehlen solche Bestimmungen, so sind diese Eintragungen in 
einer der aintlichen Sprachen des Versandstaates abzufassen; es ist eine französische, deutsche oder 
italienische Übersetzung beizufügen, sofern die Eintragungen nicht in einer dieser Sprachen abgefaßt 
sind. 

Die Eisenbahn kann verlangen, daß der Absender für seine Angaben und Erklärungen im Fracht- 
brief und in dessen Beilagen lateinische Seliriftzeichen verwendet. 

§ 3. — Die Wahl des weißen oder rotgeränderten Frachtbriefes zeigt an, ob das Gut als Fracht- 
gut oder als Eilgut befördert werden soll. Vorbehaltlich einer Vereinbarung zwischen allen beteiligten 
Eisenbahnen ist es nicht zulässig, die Beförderung auf einer Teilstrecke als Eilgut und auf einer anderen 
Teilstrecke als Frachtgut vorzuschreiben. 
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§ 4. — Les menlions portees sur la lettre de voiturc doivent etre ecrites oii iinprimces en carac- 
teres inddcbiles. Les lettres de voiture surchargecs, grattecs, ou celles sur iesquelles dos morcoaux de 
papicr ont ete colles ne sont pas adniisos. Les ratures sont toleroes ä la condition que roxpeditenr los 
approiive par sa Signatare et qu’il inscrivc les quantitcs rectifiees cn toiites lettros, quand il s’agit du 
nombre ou du poids des colis. 

§ 5. — La lettre de voiture doit obligatoireniont comportor les mentions suivantos: 

la ddsignation de la gare deslinataire, avoc los spocifications nocossaires pour cKuter tonte con- 
fiision cntre les diverses gares desservant soit unc meine localite, soit des localites portaiit le meine 
noni Oll un nom analogue; 

h) nom et Tadresse du deslinataire. Une seule personne plD^sique ou autre siijet de droit doit 
etre indique comme deslinataire. L’indication commc deslinataire de la gare ou d’un agent de la gare 
destinataire n’est admise que si le tarif applicable Ic pennet expressement. Les adresses n’indiquant 
pas le nom du destinataire, tellcs que <<ä l’ordre de. . , >> ou «au porteur du duplicata de la lettre de 
voiture», ne sont pas autorisees; 

cj la designation de la marchandise. L’expediteur doit desiguer les marchandises admises au 
transport sous certaines conditions en vertu de rarticle 4, § 1, lettre a), et § 2, sous le nom prescrit 
pour eiles, los autres marchandises, lorsque rexpediteur demande ra])plication d’un tarif determine, 
sous le nom prevu dans ce tarif, et.dans tous les autres cas, sous la denominatioii, correspondant a 
leur natiire, usitec par le commerce dans l’Etat de depart; 

dj le poids ou, ä defaut, une indication analogue, conforme aux prescriplions du chemin de fer 
expediteur. Lorsque les lois ou reglemenls du pays de depart autorisent rexpediteur a remettre ses 
envois sans meution du poids ou de Findication en tenant lieu, ce poids ou cette indication doivent 
etre inscrits par le chemin de fer extiediteur; 

e) pour les envois de detail: le nombre de colis et la descriiilion de Femballage. Ces meunes 
menlions doivent figurer dans la lettre de voiturc concernaut les wagons conqilels comportant uii ou 
plusieurs elemenls (le chargement, expeidies en trafic fer-mer et qui doivent elre transbordes. 

Pour les envois dont le chargement ineombc a FexpedUeur: le miiiuaa) du wagon et, en oiilre, 
pour les Wagons de particuliers, la tare; 

f) Feununeralion deHaillee des pieces requiscs par les douanes et autres autoritvs administratives 
et qui sont jointes a la lettre de voiturc ou mentionnees comme tenues a la disposilioii du chemin de 
fer dans une gare designee ou dans un bureau de doiiane ou de tonte autre autorite; 

(/J le nom et Fadresse de Fexpeditcur completes, s’il le juge utile, par son adresse t(!4(igraphique 
ou tcdeplionique. 1 nie seule ])ersonne physique ou autre sujet de droit doit figurer sur la lettre de voiturc 
comme expediteur. Si les lois et rt\glements en vigueur a la gare expeditrice Fexigent, Fexp(.hlitcur doit 
ajouter a son nom et a son adresse sa signature manuscrile, imprimee ou apposee au moyen d’un timbre; 
ä cet effet, le modHe de lettre de voiture utilise peut comporter la ineiition «signature». 

§ 6. ' — }in outre, la lettre de voiture doit, s’il y a lieu, coiitenir toutes les autres iiidications 
pivvues dans la presente Convention, notaniment les suivantes: 

a) la meution «en gare (bureau restant)» ou la mention «livral)le ä domicilc», a la condition 
que ces modes de livraison soient admis ä la gare destinataire. L’expihlileur qui demande que Fenvoi 
soit Yivrc sur un embranchement du destinataire doit porter la mention correspondante dans la lettre 
de voiture, a la suite des nom et adresse du destinataire; 

b) les tarifs ä appliquer, notamment les tarifs spc'ciaux ou exceptionnels prevus a Farticlc 11, 
§ 4, lettre c), et ä Farticle 35; 

c) la somme cn chiffres repivsentaiit Fintiu'et a la livraison dadaiv conformement a Farticle 20; 

d) les frais que Fexpediteur prend ä sa Charge confoniuhneat aux dispositions de Farticle 17; 

e) le montant du remboursement et des debours en chiffres (article 19); 

f) Fitineraire prescrit confonmunent aux dispositions de Farticlc 10, § 1, et Findication des 
gares oü doivent s’accomplir les op(:rations de douane et d’autres aiitoritiis administratives; 

g) les iiidications relatives aux forinalites exigees par les douanes et autres autorites adminis- 
tratives conforni(iment a Farticlc 15, § 1, deuxieme aliiiea; 

h) la mention que le destinataire ii’a pas le droit de modifier Ic contrat de transport; cette men- 
tion doit avoir le libellii suivant: «Destinataire non autorise ä doimer des ordres ulterieiirs»; 

i) le nombre des convoyeiirs ou la mention «sans convoyeur», conformement a Farticle 4 § 1, 
lettre dJ,lo, 


38 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


g 4 , — Die Angaben im Frachtbrief müssen unausloschbar geschrieben oder gedruckt sein. Fracht- 
briete mit übcrscliriel)enen oder radierten Eintragungen sowie überklebte Frachtbriefe sind nicht zu- 
gelassen. Durehstreicluingen sind nur zulässig, wenn der Absender .sie mit seiner Unterschrift anerkennt 
und, sofern es sich um die Zahl oder das Gewicht der Stücke handelt, die berichtigten Klengen in Buch- 
staben einträgt. 

§ 5. — Der Frachtbrief muß in jedem Fall folgende Angaben cntlialten: 

a) die Bezeichnung des Bestimmungsbahnhofs mit allen Angaben, die notwendig sind, um Ver- 
weclisliiiigen zwisclien verscliiedenen Ikahnhbfen dessellien Ortes oder mit Bahnhöfen gleich oder ähnlich 
benannter Orte aiiszusehließcn; 

b ) den Namen und die Adresse des Eni})fängers. Als Empfänger darf nur eine natürliche Person 
oder ein anderes Reehtssnbjekt angegeben werden. Der Bestimmungsbahnhof oder ein Bediensteter 
dieses Bahnhofs darf als Empfänger nur angegeben werden, wenn es der anzuwendende Tarif aus- 
drücklich zuläßt. Adressen, die den Namen des Empfängers nicht bezeichnen, wie «an Order von. . .» 
oder «an den Inhal)er des Fraclitbriefdoppels», sind unzulässig; 

c) die Bezeichnung des (uites. Dit Absender hat für die nacdi Artikel 1 § 1 und § 2 bedingungs- 
weise zur Beförderung ziigclassenen Güter die für sie v()rges(du'iel)ene Bezeichnung, für die übrigen 
Güter, wenn er die Anwendung eines bestimmten darifes vei langt, die in diesem Tarif vorgesehene Be- 
zeichnung, sonst die ihrer Ifescliaffenlieit entsprechende, im Versandstaat handelsül)liche Bezeichnung 
zu verwenden ; 

d) das Gewiclit oder statt dessen eine den Vorsehriften der Yersandbahn enlsprecliende ähnliche 
Angal)e. Gestatten die Gesetze und Vorschriften des Yersandslaates dem Absender, das Gut ohne 
Angal)e des Gewichtes oder ohne ähniiehe Angal)en aufzugeben, so hat die Yersandbahn das Gewicht 
oder diese Angabe einzulragen; 

e) bei Stückgut: die Anzahl der Frachtstücke und die Art der Yerpackung. Im Eisenbahn- 
Seeverkehr sind die gleichen xVngaben für Wagenladungen, die umgesehlagen werden müssen, in den 
Frachtbrief einzulragen, ohne Rücksicht darauf, ob die Ladungen aus einem oder mehreren Stücken 
bestehen. 

Bei Gütern, deren Verladen dem Al:>sender obliegt : die Nummer des Wagons und für Privatwagen 
außerdem das Eigengewicht; 

/ ) ein genaues Verzeichnis der durch die Zoll- und sonstigen Verwaltungsbehörden vorgesehrie- 
benen Begleiti)a])iere, die dem Fraelilbrief beigefügt oder nach Angal)e im Fraelitbrief bei einem näher 
bezeiebneten Bahnhof, bei einem Zollamt oder l)ei einer anderen amtlichen Stelle der Eisenbahn zur 
Verfügung stehen; 

g) den Nanum und die iVdresse des Al)senders, nach seinem Ermessen ergänzt durcli seine Tele- 
grammadresse und seine Telephonnummer. Als Absender darf nur eine natürliche Person oder ein 
andcri's Reelitssulgekt angegeben werden. Wenn es die für den Versandbahnhof geltenden Gesetze und 
Vorscliriften verlangen, hat der Absender seinem Namen und seiner Adresse handschriftlich, durch 
Aufdruck oder durcli Stemj)el seine Unterschrift beizuselzen; zu diesem Zweck kann das Muster des 
verwendeten Frachtbriefes den Vordruck «Unterschrift >> enthalten. 

§ 6. — Der Frachtbrief muß außerdem gegel)enenfalis alle ül)rigen in diesem t'bereinkommeii 
vorgeseheiieii Angaben enthalten, so insbesondere: 

a) die Angabe «bahnlagernd» oder «llanszufulir», sofern diese Ablieferimgsarten im Bestim- 
mungsbahnhof zugelassen sind. Verlangt der A])sender, daß die Sendung auf einem Anschlußgleis des 
Empfängers abgeliefert wird, so hat er im Frachtbrief nach dem Namen und der Anschrift des Emp- 
fängers einen ents[)reclienden Vermerk anzubringen; 

h) die anzuwendenden Tarife, insbesondere Spezial- oder Ausnahmetarife nach Artikel 11 § 4 c) 
und Artikel 35; 

c) den Betrag des nach Artikel 20 angegel)enen Interesses au der Lieferung in Ziffern; 

d) die Kosten, die der Absender nach Artikel 17 üi)erniinmt; 

e) die Llöhc der Nachnahme und der Barvorscliüsse in Ziffern (Artikel 19); 

i) den nach Artikel 10 § 1 vorgesehrie])enen Beförderungsweg und die Bahnhöfe, auf denen die 
Behaiidiiing durch die Zoll- und sonstigen Verwaltungsl}ehörden stattfindeii soll; 

g) die Angal)en über die Behandlung durch die Zoll- und sonstigen Verwaltungsbehörden nach 
Artikel 15 § 1 zweiter Absatz; 

h) die Angabe, daß der Empfänger nicht berechtigt ist, den Frachtvertrag abzuändern; diese 
Angabe hat wie folgt zu lauten: «Empfänger nicht verfügungsberechtigt >>; 

i) die Anzahl der Begleiter oder den Vermerk «Ohne Begleiter» nach Artikel 4 ,§ 1 d) 1. 
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§ 7. — Si l’espace reserve dans la lettre de voiture pour les indications de l’expediteur est in- 
suffisant, il y a lieii d'utiliser des feuilles complcmentaires, qui deviennent parties integrantes de la 
lettre de voiture. Ces feuilles complementaires doivent avoir le meme format que la lettre de voiture, 
etre etablies par decalque en autant d’exemplaires que la lettre de voiture en coniporle et etre siguees 
par Texpediteur. La lettre de voiture doit mentionner rexistence des feuilles complementaires. Si le 
poids total de l’envoi est indique, cette indication doit etre portee sur la lettre de voiture meine, 

§ 8. — II n’est permis d’inserer dans la lettre de voiture d’autres dtklarations que si eiles sont 
prescrites ou admises par les lois et reglements d’tin Etat oii par les tarifs, et ne sont pas contraires 
ä la presente Convention. 

II est interdit de remplacer la lettre de voiture par d’autres pieces ou d’y ajouter d’aulres docu- 
ments que ceux qui sont prescrits ou admis par la presente Convention ou par les tarifs. 

§ 9. — Une lettre de voiture doit etre ctablie pour chaque envoi. 17)utefois, soiis le coiivert 
d’une seule lettre de voiture, ne doivent pas qXvq remises au transport: 

a) des marchandises qui, en raison de leur natiire, ne peuvent pas edre cliargees en commun 
Sans inconvenients; 

b) des marchandises dont le chargement incombe pour partie au chemin de fer et pour parüe 
ä l’expediteur; 

c) des marchandises dont le chargement en commun porterait atteinte aux prescriptions des 
douanes ou d’autres autorites administratives; 

d) des marchandises admises au transport sous certaines coiidilions, lorsqu’il s’agit de matieres 
et objets dont le chargement en commun ou avec d’autres marchandises est interdit en vertu de l’ An- 
nexe I ä la presente Convention ou des accords et clauses tarifaires prevus ä l’article 1, § 2. 

§10. — Une meme lettre de voiture ne peut concerner que le chargement d’un seul wagon. 
Toutefois avec une seule lettre de voiture peuvent etre remis au transport: 

a) les masses indivisibles et objets de dimensions exceptionnelles dont le chargement exige 
plus d’im wagon; 

b) les envois charges en plusieurs wagons, lorsque des dispositions particulieres au trafic, des 
tarifs internationaux ou des accords entre les chemins de fer Interesses rautorisent pour tout ritineraire, 

§ 11. ■ — L’expediteur est autorise ä inserer dans l’espace de la lettre de voiture reserve ä cet 
effet, mais ä titre de simple Information pour le destinataire et sans qu’il en resiilte ni Obligation ni 
responsabilite pour le chemin de fer, des mentions qui se rapportent ä l’envoi, comme par exemple: 

«Envoi de N . . .»; 

«Par ordre de N . . .»; 

«A la disposition de N . . , 

«Pour etre reexpedie ä N . . . »; 

«Assure auprt\s de N . . . »; 

«Pour la ligne de navigation N . . . » ou «pour le iiavire N . . . 

«Provenant de la ligne de navigation N . . . » ou «du navire N . . , 

«Pour la ligne de Service automobile N . . . »; 

«Provenant de la ligne de Service automobile N. . . 

«Pour la ligne aerienne N . . . »; 

«Provenant de la ligne aerienne N . . . »; 

<<Pour l’exportation ä destination de N . , . ». 


Artiele 7 

Responsabilite pour los enonciations de la lettre de voiture, Resures a premlre en eas de surehar(|o. 

Surtaxes 

§ 1. ■ — L’expediteur est responsable de l’exactitude des indications et declarations inscrites par 
ses soins dans la lettre de voiture; il Supporte toutes les consequences resultant du fait que ces de- 
clarations ou indications seraient irregulieres, inexactes, incompletes ou inscrites ailleurs qu’ä la place 
reseryee ä chacune d’elles; si cette place est insiiffisante, une mention portee ä cette meine place par 
l’expediteur renverra ä l’endroit de la lettre de voiture oü se trouve le complement de l’inscription. 
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§ 7. — Reicht der im Frachlhrief vorgesehene Raum für die Angaben des Al)scnders nicht aus, 
so sind Zusalzblalter zu verwenden, die einen Bestandteil des Frachtbriefes bilden. Diese Zusatz- 
blätter müssen die gleiche Größe wie der Frachtbrief haben; sie sind im Durchschreibeverfahren in der 
gleichen Anzahl aiiszuferligen, wie der Frachtbrief Blätter enthält, und vom Absender zu unterschrei- 
ben. Auf diese Zusatzl)lätter ist im Fraclrtbrief zu verweisen. Wird das Gesamtgewicht der Sendung 
angegeben, so ist es im Frachtbrief scll)st einzutragen. 

§ 8. — Andere Erklärungen dürfen in den Frachtl)rief nur aiifgenommen werden, wenn sie durch 
die Gesetze oder Vorschriften eines Staates oder durch die Tarife vorgeschrieben oder zugelassen sind 
und diesem Übereinkommen nicht widersprechen, 

Es ist unzulässig, statt des Frachtbriefes andere Urkunden zu verwenden oder ihm andere als 
die durch dieses Üljereiiikommen oder die Tarife vorgeschriebenen oder zugelassenen Schriftstücke 
beizufügen. 

§ 9. — Für jede Sendung ist ein Frachtl)rief zu verwenden. Mit demselben Frachtbrief dürfen 
jedoch nicht aufgeliefert werden: 

a) Güter, die nach ihrer Beschaffenheit nicht ohne Nachteil zusammengeladen werden können; 

b) Güter, die zu einem Teil von der Eisenbahn und zum anderen Teil vom Absender zu ver- 
laden sind; 

c) Güter, durch deren Zusammenladung zoll- oder sonstige verwaltuiigs])ehördliche Vorschriften 
verletzt würden; 

(1) bedingungsweise zur Beförderung zugelassene Güter, wenn sie nach der Anlage I zu diesem 
Übereinkommen oder nach den auf Grund von Artikel 4 § 2 getroffenen Abkommen und Tarifbestim- 
mungen miteinander oder mit anderen Gütern niclit zusammengeladen werden dürfen. 

§ 10, — Ein Frachtl)rief darf nur die Ladung eines einzigen Wagens zum Gegenstand halben. 
'SVii demselben Fracl]tt)rief dürfen jedoch aufgeliefert werden: 

a) unteilbare Gegenstände und Gegenstände von außergewöhnlichem Umfang, die mehr als 
einen Wagen l)eans])ruchen; 

b) mehrere Wagenladungen, wenn es l)esondere Vorschriften für den betreffenden Verkehr, inter- 
nationale Tarife oder Verein])arungeii unter den beteiligten Eisenbahnen für den ganzen Beförderungs- 
weg gestatten. 

§ 11. — Der Al)sender darf in dem dafür vorgesehenen Feld des Frachtbriefes, jedoch nur zur 
Nachricht für den Empfänger und ohne jede Verbindlichkeit und Haftung der Eisenbahn, Vermerke 
anbringen, welche die Sendung betreffen, z, B.: 

«Von Sendung des N . . . .» 

«Im Auftrag des N . . . . » 

«Zur Verfügung des N . . . . » 

«Zur Weiterbeförderung an N .... » 

«Versichert bei N . . . . » 

«Für Schiffahrtslinie N . . . , » oder «Für Schiff N . . . . » 

«Von der Schiffahrtslinie N . . . . » oder «Aus Schiff N . . . . » 

«Für Kraftwagenlinie N . . . . » 

«Von Kraftwagenlinie N . . . . » 

«Für Fluglinie N . . . . » 

«Von Fluglinie N . . . . » 

«Zur Ausfuhr nach N . . . . ». 


Artikel 7 

Haftung für die Eintragungen im Frachtbrief. Maßnahmen bei Überlastung. Frachtzusehläge 

§ 1. — Der Al)sender haftet für die Richtigkeit der von ihm in den Frachtbrief eingetragenen 
Angal)en und Erklärungen. Er trägt alle Folgen, die daraus entstehen, daß diese Angaben oder Er- 
klärungen unrichtig, ungenau, unvollständig oder nicht an der für sie vorgesehenen Stelle eingetragen 
sind. Reicht der Raum dort nicht aus, so hat der Absender an dieser Stelle einen Hinweis darauf anzu- 
bringen, wo sich die Fortsetzung der Eintragung befindet. 
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§ 2 . — Le cheniin de fer a toujours le droit de vthifier si Tenvoi repond aiix enonciations de la 
lellre de voilure et si les prescriplions relatives au transport des marchandises admises au transport 
SOUS certaines coiiditions ont ete respeciees. 

S’il s’agit de la verificatioii du coiilenu de Tenvoi, Texpediteur ou le dcstinataire doit cdre invite 
a y assister, selon qu’elle a lieu a la gare expedilriee ou ä la gare deslinataire. Si riiitcuessc ne se pre- 
sente pas ou si la verificalion a lieu eii eours de route et a defaut d’autres prescriplions legales ou 
reglenientaires en vigueur dans l’l^tat oü la verification a lieu, eelle-ci doit se faire en presence de deux 
teinoins edrangers au eheinin de fer. Le cheniin de fer ne ])eut cependant proceder a mie verification 
du conteiiu en coiirs de route qu’a la condition que cette Operation soit connnaiKka^ par les necessites 
de rexploitation ou ])ar les reglenients de douane ou d’autres aulorites administratives. 

I.e resiiltat de la verificalion des enonciations de la lettre de voilure doit edre inscrit dans celle-ci. 
Si la verification a lieu a la gare expcdlitrice, rinscri])tion doit egalement edre falle dans Je duplicata 
de la lettre de voilure, lorscpril se troiive enire les inains du cheniin de fer. Si Fenvoi ne repond pas 
aux enonciations de la lettre de voilure ou si les ])rescriptions relatives au transport des marchandises 
admises au Iransport sous certaines condilions n’ont pas eie resi)eetees, les frais occasionnes par la 
verification greveiit la marchandise, a moins qii’ils n’aient (de payes sur place. 

§ 3. — Les lois et reglenients de chaqiie Fdat diderminent les conditions dans lesquelles le chenrin 
de fer est tenu de constater le poids de la marcliandise ou le nonihre des colis, ainsi que la tare reelle 
des Wagons. 

Le chemin de fer est tenu d’indiqiier dans la lettre de voiture le resultat des constatations con- 
cernaiit le poids, le nombre des colis, ainsi que la tare reelle des wagons, 

§ 4. — En cas de pesage sur im pont-bascule, le jioids est dedermiiui en deduisant du poids 
total du ^Yagon Charge la tare inscrite sur le Wagon, a moins qu’une tare diffcdvnte ne resiilte d’un 
pesage special du wagon viele. 

Les pesages effectues sur des ponts-bascnle de parliculiers sont assimiles a ceux qui le soiit sur 
des ponts-bascule du chemin de fer, en laut que les conditions e tablies a ce sujet par le chernin de fer 
competent sont remplies. 

§ 5 . — Si un pesage opere par le chemin de fer ajires la conclusion du contra t de transport fait 

a])j)araitre une diffiireiice de ])oids, le poids conslate par la gare expeditrice, ou a dc4aut le poids dc'- 
claiv par rexpealiteur, reste deterniinant pour le calcul du prix de transport dans les cas suivants: 

a) si la difference est inanifestement due a la nature de la marchandise ou aux influences atnio- 
spheriques ; 

b) si le pesage oi)ere par le chemin de fer apres la conclusion du contrat de transport est effec- 
tue sur ])ont-bascule et ne fait pas apparaitre une difference superieure a deux pour ceiit du poids 
constate par la gare expeditrice ou, a defaut, du poids declare par rexpciditeiir. 

§ b. — Pour les envois dont le cliargeinent incombe a rexpediteur, celui-ci doit respecter la 
limite de Charge. Los prescriptions indiqnant lesJiinites de Charge ä observer sont publiees dans les 
meines fonncs que les tarifs. Le chemin de fer indique a rexpeHlileur, ä sa demande, la limite de Charge 
ä observer. 

§ 7 . — Sans ])rejudice du paiement de la diffc'rence du prix de transport et crime indenuiiti^ 
pour dommage eventuel, le chemin de fer peuL percevoir une surtaxe dans les cas et aux conditions 
fixes ci-apres: 

a) la surtaxe est egale a deux francs par kg de poids brut du colis entier 

en cas de diisignation irregnliere, inexacte ou incomplete des matieres et objels exchis du 
transport en vertu de rAnnexe I, 

2^^ en cas, soit de designation irregnliere, inexacte ou incomplete des malieres et objets admis au 
tansport sous certaines conditions en vertu de rAnnexe I, soit crinobservation de ces conditions; 

b) \a surtaxe est egale a quinze francs par 100 kg de poids en excedent sur la limite de Charge, 
en cas de surcharge d’un wagon Charge par rexpc'diteur; 

c) la surtaxe est egale au double de la difference 

1*^ entre le prix de transport qui aurait du etre pergii depuis le point de dqiart jusqu’au point 
de destination et celiii qui a eite calcule, en cas de diisignation indiqnant d’une nianiere irregnliere, 
inexacte ou incomplete la nature d’une expedition comprenant des marchandises autres que celles qui 
sont prdvues sous lettre aj, ou en general en cas de designation pouvant faire beneficier l’cnvoi d’un 
tarif plus reduit que celui qui est effectivement applicable; 


42 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


§ 2. — Die Eisenbahn ist jederzeit l)erechtigt naclizuprüfen, ob die Sendung mit den Eintra- 
gungen im Fraclitbrief übereinsiimmt und ob die Vorschriften für die Beförderung der bedingungsweise 
zur Beförderung zugelassenen Güter eingelialten sind. 

Handelt es sieh um die Naeh])rüfung des Iiilialtes einer Seiulung, so ist der Al)seiider oder der 
Empfänger ein/uladen, ilir lieizuwolmen, je naehdem, ol) die Naeli{)rüfung auf dem Versand- oder auf 
dem Bestimmungsl)ahnhof slattfindet. Krselieiiit der Beteiligte nielit oder findet die Nachprüfung 
unterwegs statt, so sind zwei bahiifremde Zeugen beizuziehen, sofern die Gesetze oder Vorschriften 
des Staates, in dem die Xaehjnüfung stattfindet, nichts anderes bestiininen. Unterwegs darf die Eisen- 
bahn den Inhalt jedoch nur dann na(h])rüfen, wenn es die Erfordernisse des Betriel)es oder Vor- 
schriften der Zoll- und sonstigen Verwalt iingsl/ebörden verlangen. 

Das bh’gebnis der Nachprüfung dei’ bantragiingen ist iin Fraclitbrief zu vermerken. Erfolgt die 
Nachprüfung auf dem Versandliahnhof, so ist der Vermerk amüi auf das Frachtl)riefdoppcl zu setzen, 
wenn es sich in den Händen der Eisenbahn befindet. Stimmt die Sendung mit den Eintragungen im 
Frachtbrief nicht überein oder sind die Versclirifteii für die Beförderung der liedingungsweise zur 
Beförderung zugelassenen Güter nicht eingehalten, so haften die durch die Nachprüfung verursachten 
Kosten auf dem Gut, falls sie nicht sofort beglichen werden. 

§ 3 , Die Gesetze und Vorschriften eines jeden Staates legen fest, unter welchen Bedingungen 
die Eisenbahn verpflichtet ist, das Gewicht des Gutes (uter die Stückzahl zu ermitteln sowie das wirk- 
liche Eigengewicht des Wagens festzustellen. 

Die Eisenbahn ist verpflichtet, im Frachtbrief das Ergebnis der Feststellungen über das Gewicht, 
die Stückzahl und das wirkliche Eigengewicht des Wagens anzugeben, 

g 4, — Bei Verwiegung auf einer Gleiswaage wird das GewicUt dadurch ermittelt, daß vom 
Gesamtgewicht des lieladenen Wagens das am Wagen angcsc'hric'bcnc Ihgengewicht abgezogen wird, 
es sei denn, daß eine iiesondere Vei wiegung des leeren Wagens ein anderes Eigengewicht ergibt. 

Verwiegungen auf jirivateii Gieiswaageu werden solchen auf halmeigeneii Gleiswaagen gleich- 
gestellt, sofern die hierfür von der zuständigen bäsenbahn aufgestellleii Bedinguiigeii erfüllt sind. 

§5. — Ergibt eine von der Eisenhalin nach Aluschluß des Eraebtvertrages vorgenoinmene 
Verwiegung einen Gewichtsunlersclücd, so bleibt das vom \ crsandbalinliof festgcstelUe Gewi('lit oder, 
wenn dieser das Gewicht nicht fcstgcstellt hat, das \oin Absender aiigcgchciie Gewitäil in folgenden 
Eällcn für die Frachiberechiumg maßgebend: 

a) wenn der Untersebied offonsichllicli durcli die Natur des Gutes oder durch ^^itlerungs- 
einflüsse verursaclit worden ist; 

h) wenn die von der Ihsenbalm nai'h Af)schli!ß des büachtvcrl rages vorgenoinmene Verwie- 
gung auf einer Gieiswaage durchgeführt worden ist und das bagebnis iiiclit mehr als 2‘"o von dem 
durch den Vcrsaudbahiiliof fcstgestcllteii Gewicht oder, wenn dieser das Gcwielit nicht fcstgestcllt hat, 
von dem vom Absender angegebenen Gewicht abweiclit. 

§ G. — ()l)licgt das Verladen einer Sendung dem Absender, so hat er die Eastgreiizc zu beachten. 
Die Bestimmungen über die einzulialtenden Lastgreiizen sind wie d'arife zu veröffentlichen. Die Eisen- 
bahn hat dem Ähseiider auf Verlangen die eiiizuhaltendc Lastgi enzc bekanntzuge])en. 

§ 7. — Tu den folgenden brüllen kann die bnsenbahn, abgeselien von der Nachzahlung des Fracht- 
untersidiiedes und der Vergütung eines etwaigen Schadens, die nachstehenden Frachtzuschläge er- 
helxm: 

a) zwei IVankcn je Ivilogramin Boligewicht des ganzen l'racbtstückes 

1. bei unrichtiger, ungenauer oder un\'ollständiger Bezeichnung der nach der Anlage I von der 
Beförderung ausgeschlossenen Stoffe und Gegenstände; 

2. bei unrichtiger, ungenauer oder unvollständiger Bezoicbming der nach der Anlage I bedin- 
gungsweise zugclassenen Stoffe und Gegenstände oder l)ei Nichtbeachtung der Sichcrhcitsvorschriften 
dieser Anlage; 

b) If) hVanken je 100 Ivilogramm des die Imstgrenze überschreitenden Gewichtes bei Über- 
schreitung der Lastgrenze eines vom Absender beladenen Wagens; 

c) das Doppelte des Untersebiedes 

1. zwischen der Fracht, die vom Versand- bis zum Bestimmungsbahnhof hätte erhoben werden 
müssen, und derjenigen, die berechnet wurde, bei unrichtiger, ungenauer oder unvollständiger Be- 
zeichnung einer Sendung, die andere als die unter Buclistabe a) erwähnten Güter enthält, ferner bei 
jeder Bezeichnung, die zur Anwendung eines niedrigeren als des für die Sendung wirklich anwendbaren. 
Tarifes führen kann; 
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2® entre le prix de transport du poids dcclarc ct ccliii du poids constate, en cas d’indication cVun 
poids inferieur au poids roch 

Lorsqu’un envoi cst conslilue par des marcliandises taxees ä des prix differents et que Ic poids 
de chacune d’elles peut etre dtderinine sans difficulte, la surtaxe cst calculee d’apres la taxe applicable 
ä chacune des marchandises, si ce mode de calcul fait ressortir une surtaxe plus reduite; 

d) s’il y a, pour im meine wagon, indication crun poids inferieur au poids reel et surcharge, 
les surtaxes relatives ä ces deux infractions sont percues ciimulativenient. 

§ 8. — La surtaxe a percevoir conformement au § 7 greve la marchandise transportee, quel 
que soit le lieu oü ont ete constates les faits qui la justifient. 

§ 9. — Le montant des surtaxes et le motif de leur perception doivent elre mentionnes dans 
la lettre de voiture» 

§ 10. — La surtaxe n’est pas duc: 

a) eil cas d’indication inexacte du poids, lorsque le pesage par le chemin de fer est o])ligatoirc 
d’ai)res les regles en vigueur ä la gare expchlitrice; 

b) en cas d’indication inexacte du poids ou en cas de surcharge, si rexpedileur a demande dans 
la lettre de voiture que le pesage soit fait par le chemin de fer; 

c) en cas de surcharge occasionnee, au cours du transport, par des influences atmospheriques, 
s’il est prouve que le cliargement du ^^agon ne depassait pas la limite de Charge lors de la remise au 
transport ä la gare expeditrice; 

d) en cas d’augmeiitatioa de poids survenue pendant le transport, sans qu’il y alt surcharge, 
s’il est prouve que cette augmentation est due ä des influences atmospheriques; 

e) en cas d’indication inexacte du poids sans qu’il y ait surcharge, lorsque la difference entre 
le poids indique dans la lettre de voiture et le poids constate ne depasse pas trois pour cent du poids 
dcclare; 

/ ) en cas de surcharge d’un cvagon, lorsque le chemin de fer n’a ni public ni indique ä l’expedL 
teur la limite de Charge d’une maniere qui lui permette de l’observer. 

§ IL ™ Quand la surcharge d’un w'agon cst constatee par la gare expeditrice ou par une gare 
intermediaire, Texcedent de Charge peut etre retire du wagon, meme s’il n’y a pas lieu de percevoir 
ime surtaxe. L’expediteur est, s’il y a lieu, invite sans didai ä faire connaitre comment il entend dis- 
poser de Tcxcedent de Charge. 

Toutefois, le destinataire qui a modifie le conlrat de transport en vertu de l’article 22, doit etre 
avise et invite ä donner des instructions coiicernant rexcMent de Charge, 

La surcharge est taxee, pour le parcours effectue, d’apres le prix de transport applique au charge- 
ment Principal, avec la surtaxe prevue au § 7, s’il y a lieu; en cas de decliargemeivt, les frais de cette 
Operation sont per^us d’apres le tarif des frais accessoires du chemin de fer qui l’effectue, 

Si l’ayant droit prescrit d’expedier la surcharge ä la gare destinataire du chargement principal, 
a une autre gare destinataire ou de la retourner a la gare expMitrice, eile est traitee comrne un envoi 
distinct. 


Artiele 8 

Coiiclusion du eontrat de transport. Buplieata de la lettre de voiture 

§ 1. — Le contrat de transport est concki des que le chemin de fer expediteur a accepte au 
transport la marchandise accompagnee de la lettre de voiture. L’acceptation est constatee par l’appo- 
sition sur la lettre de voiture du timbre de la gare expeditrice, portant la date de racceptation. 

§ 2. — L’apposition du timbre sur la lettre de voiture et, le cas eeheant, sur chaque feuille com- 
plementaire doit avoir heu immediatement apres la remise de la totalite de l’envoi faisant l’objet de la 
lettre de voiture et - en tant que les prescriptions en vigueur ä la gare expeditrice le prevoient - le 
paiement des frais que rexpeditcur prend ä sa Charge ou le depöt d’une garantie conformement a 
l’article 17, § 7, L’apposition du timbre doit avoir lieu en presence de rexpedileur si celui-ci le demande. 

§ 3. — Apres l’apposition du timbre, la lettre de voiture fait preuve du contrat de transport. 

§ 4. — Toutefois, cii ce qui concerne les marchandises dont le chargement incombe ä Texpe- 
diteur en vertu des prescriptions des tarifs ou des conventions passees avec lui, lorsque de telles con- 
ventions sont autorisees ä la gare expMitrice, les enonciations de la lettre de voiture relatives 
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2. zwischen der Fracht für das angegebene und derjenigen für das ermittelte Gewicht bei zu 
niedriger Angabe des Gewichtes. 

Besteht eine Sendung aus Gütern, für die verschiedene Frachtsätze gelten, und kann das Gewicht 
der einzelnen Güter leicht festgestellt werden, so wird der Frachtzuschlag nach dem für jedes der Güter 
geltenden Frachtsatz berechnet, wenn diese Berechnung einen niedrigeren Frachtzuschlag ergibt; 

d) wenn bei demselben Wagen zu niedrige Gewichtsangabe und Überschreitung der Lastgrenze 
vorliegen, werden die Frachtzuschläge für beide Zuwiderhandlungen nebeneinander erhoben. 

§ 8. — Die nach. § 7 zu erhebenden Frachtzuschläge haften auf dem Gute, gleichgültig, an wel- 
chem Orte die Tatsachen, die ihre Erhebung nach sich ziehen, festgestellt worden sind. 

§ 9. — Die Höhe der Fraclitzuschläge und der Grund für ihre Erhel)ung sind im Frachtbrief zu 
vermerken. 

§ 10. — Ein Frachtzuschlag wird nicht erhoben: 

a) bei unrichtiger Angabe des Gewichtes von Gütern, zu deren Verwiegung die Eisenbahn nach 
den für den Yersandbahnhof geltenden Bestimmungen verpflichtet ist; 

b) bei unrichtiger Gewichtsangabe oder l)ei Überschreitung der Lastgrenze, wenn der Absender 
im Frachtbrief die Verwiegung durcli die Eisenbahn beantragt hat; 

c) bei einer während der Beförderung durch Witterungseinflüsse eingetretenen Überschreitung 
der Lastgrenze, wenn nachgewiesen wird, daß das Gewicht der Ladung anläßlich der Aufgabe zur Be- 
förderung auf dem Versandbahnhof die Lastgrenzc nicht überschritten hat; 

d) bei einer während der Beförderung eingetretenen. Gewichtszunahme ohne Überschreitung der 
Lastgrenze, wenn iiachgewieseii wird, daß die Gewichtszunahme auf Witterungseinflüsse zurückzu- 
führen ist; 

e) bei unrichtiger Gewichtsanga])e ohne ÜJ)erschreitung der Lastgrenze, wenn der Unterschied 
zwischen dem im Frachtbrief angegel)eneii und dem festgestellteii Gewicht 3% des angegebenen Ge- 
wichtes nicht übersteigt; 

/ ) bei Überschreitung der Lastgrenze, wenn die Eisenbahn die Lastgrenzen weder veröffentlicht 
noch sie dem Absender in einer Weise bekanntgegeben hat, die ihm gestattet, sie zu beachten. 

§ 11. — Wird durch den Versandbahnhof oder durch einen Unterwegsbahnhof bei einem Wagen 
eine Überschreitung der Lastgrenze festgestellt, so kann die Überlast aus dem Wagen entfernt werden, 
selbst wenn zur Erhebung eines Frachtzuschlages kein Anlaß vorliegt. Gegel^enenfalls ist der Absender 
unverzüglich zu ersuchen, wegen der Überlast eine Anweisung zu erteilen. 

Hat jedoch der Empfänger nach Artikel 22 den Frachtvertrag abgeändert, so muß er benach- 
richtigt und ersucht werden, wegen der Überlast eine Anweisung zu erteilen. 

Die Fracht für die Überlast wird für die durchfahrene Strecke nach dem für die Haiiptladung 
anzuwendendeix Tarif berechnet, gegebenenfalls zuzüglich des in § 7 vorgesehenen Frachtzuschlages; 
die Kosten des Abladens werden nach dem Nebengebührentarif der ausführenden Eisenbahn berechnet. 

Verfügt der Berechtigte, daß die Überlast an den Bestimmungsbahnhof der Hauptladung oder 
an einen anderen Bestimmungsbahnhof befördert oder an den Versandbahnhof zurückgeschickt werden 
soll, so wird sie als besondere Sendung behandelt. 

Artikel 8 

Abschluß des Frachtvertrages. Frachtbricfdoppel 

§ 1. — ' Der Frachtvertrag ist abgeschlossen, sobald die Versandbahn das Gut mit dem Fracht- 
brief zur Beförderung angenommen hat. Als Zeichen der Annahme wird dem Frachtbrief der Tages- 
stempel des Versandbahnhofs aufgedrückt. 

§ 2. — Der Frachtbrief und die ihm gegebenenfalls beigefügten Zusatzblätter sind nach voll- 
ständiger Auflieferung der im Frachtbrief bezeichneten Sendung und - soweit es die für den Versand- 
bahnhof geltenden Vorschriften vorsehen - nach Zahlung der vom Absender übernommenen Kosten 
oder nach Elinterlegung einer Sicherheit nach Artikel 17 § 7 sofort abzustempeln, und zwar auf Ver- 
langen des Absenders in seiner Gegemvart. 

§ 3. — Der abgestempelte Frachtbrief dient als Beweis für den Frachtvertrag. 

§ 4. — > Für Güter, die der Absender nach den Tarifen oder nach einer auf dem Versandbalmhof 
zulässigen Abmachung zu verladen hat, dienen jedoch die Angaben des Frachtbriefes über das Gewicht 
des Gutes oder die Stückzahl nur dann als Beweis gegen die Eisenbahn, wenn sie das Gewicht oder die 
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soit au poids de la marcliandise, soit au nombre des colis, ne font prcuve contre le chcinin de fer que si 
la verification de ce poids ou du nombre des colis a ete faite par le chemin de fer et constatee sur la 
lettre de voiture. Le cas echeant, ces enonciations peuvent etre prouvees par des moyens autres que la 
verification et la constatation sur la lettre de voiture, par les soins du chemin de fer. 

Le chemin de fer n’est responsable ni du poids de la marchandise ni du nombre des colis resultant 
des enonciations de la lettre de voiture lorsquhl cst evident qu’aucun manque effectif ne correspond 
ä la difference de poids ou de nombre des colis. 

§ 5. — Le chemin de fer est tenu de certifier, par l’apposition du timbre ä date sur le duplicata 
de la lettre de voiture, la reception de la marchandise et la date de Tacceptation au transport, avant de 
restituer ce duplicata ä Texpediteur. 

Ce duplicata n’a la valeur ni de la lettre de voiture accompagnant l’envoi, ni d’un connaissement. 


Article 9 

Tarifs. Accords particuliers 

§ 1. — Le prix de transport et les frais accessoires sont calculcs conformement aux tarifs legale- 
ment en vigueur et düment publies dans chaque Etat, valables au moment de la conclusion du contrat 
de transport, meme si le prix de transport est calcule separement sur differentes sections du parcours. 

Toutefois, la publication des tarifs internationaux n’est obligatoire que dans les Etats dontles 
chemins de fer participent ä ces tarifs comme rescaux de depart ou d'arrivee. 

Les majorations de tarifs internationaux et autres dispositions qui auraient pour eff et de rendre 
plus rigoureuses les conditions de transport prevues par ces tarifs, n’entrent en vigueur que quinze 
jours au plus tot apres leur publication, sauf dans les cas suivants: 

a) si un tarif international prevoit l’extension d’un tarif intiuicur au parcours total, les delais 
de publication de ce tarif interieur sont applicables; 

b) si les majorations des prix d’un tarif international sont consecutives ä un rclevement general 
des prix des tarifs Interieurs d’un chemin de fer participant, eiles entrent en vigueur le lendemain de 
leur publication, ä condition que l’adaptation des prix du tarif international qu’entrame ce relevement 
ait ete annoncee au moins quinze jours a l’avance, Cette annonce ne peut toutefois pas etre anterieure 
ä la date de la publication du relevement des prix des tarifs Interieurs en cause; 

si les prix de transport et frais accessoires prevus dans les tarifs internationaux doivent etre 
modifies pour tenir compte des fluctuations de change ou si des erreurs manifestes doivent etre recti- 
fiees, ces modifications et rectifications entrent en vigueur le lendemain de leur publication. 

Les tarifs doivent contenir toutes les indications necessaires au calcul du prix de transport et des 
frais accessoires et specifier, le cas cchcant, les conditions dans lesquelles il sera tenu compte du change, 

Les tarifs et les modifications de tarifs sont consideres comme düment publies au moment oü le 
chemin de fer en met tous les details a la disposition des usagers. 

§ 2. — Les tarifs doivent faire connaitre toutes les conditions speciales aux divers transports, 
et notamment le regime de vitessc auquel ils s’appliquent. Si, pour toutes les marchandises ou pour 
certaines d’entre elles, ou pour certains parcours, un chemin de fer a une tarification ne comportant 
qu’un seul regime de vitesse, cette tarification peut 6tre appliquee aux transports effectues tant avec 
une lettre de voiture de petite vitesse qu’avec une lettre de voiture de grande vitesse, sous les conditions 
de delai de livraison qui resultent, pour chacune de ces letlres de voiture, des dispositions de l’article 6, 
§ 3, et de Tarticlc 11. 

Les conditions des tarifs sont valables pourvu qu’elles ne soient pas contraires ä la presente Con- 
vention, sinon elles sont considerees comme nulles et non avenues. 

Les tarifs internationaux peuvent etre declares obligatoirement applicables en trafic interna- 
tional, ä Texclusion des tarifs Interieurs, pourvu qu’en moyenne ils ne conduisent pas ä des taxes sen- 
siblement superieures ä celles qui resultent de la soudure des tarifs interieurs. 

L’application d’un tarif international peut etre subordonnee a sa revendication expresse dans la 
lettre de voiture, 

§ 3. - — Les tarifs doivent etre appliques a tous aux memes conditions. 

Les chemins de fer peuvent conclure des accords particuliers comportant des reductions de prix 
ou d’autres avantages, sous reserve de rassentiment de leurs Gouvernements, en tant que des con- 
ditions comparables sont consenties aux usagers qui se trouvent dans des situations comparables. 

Des reductions de prix peuvent etre accordees pour le Service du chemin de fer, pour le Service 
des administrations publiques ou pour des oeuvres de bienfaisance. 

La publication des mesures prises en vertu des deuxieme et troisieme alineas n’cst pas obliga- 
toire. 

§ 4. • — II n’est perQu au profit des chemins de fer, en sus du prix de transport et des frais acces- 
soires prevus par les tarifs, aucune somme autre que les depenscs faites par eux, telles que droits de 
douane, d’oetroi, de police, frais de camionnage d’une gare ä l’autre non indiques par le tarif, frais de 
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Stückzahl nachgeprüft und dies im Frachtbrief vermerkt hat. Außer durch bahnseitige Prüfung und 
Frachtbriefvermerk können diese Angaben gegebenenfalls auf andere Weise bewiesen werden. 

Die Eisenbahn haftet weder für das Gewicht des Gutes noch für die Stückzahl entsprechend den 
Angaben im Frachtbrief, wenn der Unterschied in bezug auf Gewicht oder Stückzahl offensichtlich 
nicht auf einem tatsächlichen Verlust beruht. 

§ 5. — Die Eisenbahn ist verpflichtet, den Empfang des Gutes und den Tag der Annahme zur 
Beförderung durch Aufdrücken des Tagesstempels auf dem Frachtbriefdoppel zu bescheinigen, bevor 
dieses dem Absender zurückgegeben wird/ 

Dieses Doppel hat nicht die Bedeutung des die Sendung begleitenden Frachtbriefes oder eines 
Konnossements. 


Artikel 9 

Tarife. Sonderabmaeluingen 

§ 1. - — Fracht und Nebengebühren sind nach den in jedem Staate zu Recht bestehenden und 
gehörig veröffentlichten Tarifen zu berechnen, und zwar nach den Tarifen, die am Tag des Abschlusses 
des Frachtvertrages in Kraft sind; dies gilt auch, wenn die Fracht getrennt für verschiedene TeiF 
strecken berechnet wird. 

Internationale Tarife brauchen Jedoch nur in den Staaten veröffentlicht zu werden, deren Eisen- 
bahnen an diesen Tarifen als Versand- oder Enipfangsbahn beteiligt sind, 

Erhöhungen internationaler Tarife und andere Erschwerungen der Beförderungsbedingungen 
treten, abgesehen von den nachstehenden Fällen, frühestens 15 Tage nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft : 

a) wenn ein internationaler Tarif die Ausdehnung eines Binnentarifes auf die Gesamtstrecke vor- 
sieht, gelten die Veröffentlichungsfristen dieses Binnentarifes; 

b) wenn die Erhöhungen der Frachtsätze eines internationalen Tarifes die Folge einer allgemeinen 
Erhöhung der Frachtsätze der Binnentarife einer der beteiligten Bahnen sind, treten sie am Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft, sofern die Anpassung der Frachtsätze des internationalen Tarifes an 
diese Erhöhung wenigstens 15 Tage vorher bekanntgegeben worden ist, Diese Bekanntmachung darf 
jedoch nicht vor dem Zeitpunkt erfolgen, zu dem die Erhöhung der Frachtsätze der betreffenden Binnen- 
tarife veröffentlicht wird; 

c) wenn die Änderungen der in den internationalen Tarifen enthaltenen Frachten und Neben- 
gebühren durch Kursschwankungen bedingt sind oder wenn offensichtliche Irrtümer berichtigt werden, 
treten diese Änderungen und Berichtigungen am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Die Tarife müssen alle zur Berechnung der Fracht und der Nebengebühren notwendigen Angaben 
und gegebenenfalls Bestimmungen über die Umrechnungskurse enthalten. 

Die Tarife und Tarifänderungen gelten als gehörig veröffentlicht, sobald die Eisenbahn den Be- 
nützern alle diesbezüglichen Einzelheiten zur Verfügung gestellt hat. 

§ 2. — Die Tarife müssen alle besonderen Bedingungen für die verschiedenen Beförderungsarten, 
besonders auch eine Bestimmung darüber enthalten, ob sie für Eilgut oder Frachtgut gelten. Hat 
eine Eisenbahn für alle oder für einzelne Güter oder für bestimmte Strecken nur einen Tarif für eine 
dieser Beförderungsarten, so ist dieser Tarif für alle Sendungen anzuwenden, gleichgültig, ob sie von 
einem Frachtbrief für Eilgut oder für Frachtgut begleitet sind; dabei gelten die Lieferfristen, die sich 
aus der Art des verwendeten Frachtbriefes nach Artikel 6 § 3 und Artikel 11 ergeben. 

Die Bestimmungen der Tarife gelten nur insoweit, als sie diesem Übereinkommen nicht wider- 
sprechen; andernfalls sind sie nichtig. 

Die internationalen Tarife können für den internationalen Verkehr unter Ausschluß der Binnen- 
tarife verbindlich erklärt werden, sofern sich dadurch im Mittel keine fühlbar höheren Frachten als 
durch den Zusammenstoß der Binnentarife ergeben. 

Die Anwendung eines internationalen Tarifes kann davon abhängig gemacht werden, daß sie im 
Frachtbrief ausdrücklich verlangt wird. 

§ 3. ■ — Die Tarife müssen gegenüber jedermann unter den gleichen Bedingungen angewendet 
werden. 

Die Eisenbahnen können unter Vorbehalt der Zustimmung ihrer Regierungen Sonderabmachun- 
gen treffen, durch die Preisermäßigungen oder sonstige Vergünstigungen eingeräumt werden, soweit 
den in vergleichbarer Lage befindlichen Kunden vergleichbare Bedingungen zugestanden werden. 

Für den Eisenbahndienst, für Zwecke der öffentlichen Verwaltungen oder für wohltätige Zwecke 
können Preisermäßigungen gewährt werden. 

Die auf Grund von Absatz 2 und 3 getroffenen Maßnahmen brauchen nicht veröffentlicht zu 
werden. 

§ 4. — Außer den in den Tarifen vorgesehenen Frachten und Nebengebühren dürfen zugunsten 
der Eisenbahnen nur ihre Auslagen erhoben werden, wie Zoll-, Steuer- oder Polizeigebühren, im Tarif 
nicht vorgesehene Kosten für die Überführung von einem Bahnhof zum andern, Kosten der Instand- 
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reparations ä Temballage exterieur oii interieur des marchandises, necessaires pour en assurer la Con- 
servation, et autres depenses analogues. Ces depenses doivent etre düment constatees et decomptees 
ä part sur la lettre de voiture, avec toutes justifications utiles. Quand ces justifications ont ete fournics 
par des pieces jointes ä la lettre de voiture et que le paiement des depenses correspondantes incombe 
ä l’expediteur, ces pieces ne sont pas livreos au destinataire avec la lettre de voiture, mais sont remises 
ä l’expediteur avec le compte des frais mentionne ä rarlicle 17, § 7. 


Artiele 10 

Itinerairos et tarifs applicables 

§ 1. — L’expediteur peut prescrire, dans la lettre de voiture, Titineraire ä suivre, cn le jaloniiant 
par des points frontieres ou par des gares frontieres et, le cas eeheant, par des gares de transit entre 
cliemins de fer; il ne peut indiquer que des points frontieres et des gares frontieres ouverts au trafic 
dans la relation consideree. 

§ 2. — Sont assimilees ä une prescription d’itincu’aire: 

a) Io. designation des gares oü doivent s’effectuer les formalites exigees par les douanes ou par 
d’autres autorites administratives, ainsi que celle des gares oü des soins speciaux doivent etre donnes 
ä Fenvoi (soins ä donner aux animaux, regla^age, etc.); 

la designation des tarifs ä appliquer, en tant qiFelle suffit a determiner les gares entre les- 
quelles les tarifs revendiques doivent etre appliques; 

c) Findication du paiement de tout ou partie des frais jusqu’ä X (X designant nommement le 
point oü se fait la soudure des tarifications des pays limitrophes). 

§ 3. - — Le chemin de fer ne peut, hors les cas vises ä Farücle 5, §§ 4 et 5, et ä Farticle 24, § 1, 
effectuer le transport par un itineraire different de celui prescrit par Fexpediteur qu’ä la double con- 
dition: 

a ) que les formalites exigees par les douanes ou par d’autres autorites administratives, ainsi que les 
soins speciaux ä donner ä Fenvoi (soins ä donner aux animaux, reglacage, etc.), aient toujours lieu aux 
gares designees par Fexpediteur; 

b ) que les frais et les delais de livraison ne soient pas supehieurs aux frais et aux delais calcules 
par Fitineraire indique par Fexpediteur. 

§ 4. — Sous reserve des dispositions du § 3, les frais et les delais de livraison sont calcules par 
Fitineraire prescrit par Fexpediteur ou, ä defaiit, par Fitineraire que le chemin de fer a clioisi. 

§ 5. — L’expediteur peut prescrire, dans la lettre de voiture, les tarifs ä appliquer. Le chemin de 
fer est tenu d’appliquer ces tarifs si les conditions mises ä leur application sont remplies. 

§ 6. — Si les indications donnees par Fexpediteur ne suffisent pas ä determiner Fitineraire ou les 
tarifs ä appliquer ou si certaines de ces indications sont incompatibles, le chemin de fer doit choisir 
Fitineraire ou les tarifs qui lui paraissent les plus avantageux pour Fexpediteur. 

Le chemin de fer n’est responsable du dommage rösultant de ce choix qu’en cas de dol ou de faute 
lourde. 

§ 7. — S’il existe un tarif international depuis la gare expeditrice jusqu’a la gare destinataire 
et si, ä defaut d’indications süffisantes de Fexpediteur, le chemin de fer a applique ce tarif, il est tenu 
de rembourser ä Fayant droit, sur sa demande, la diffcrence eventuelle entre le prix de transport ainsi 
applique et celui qu’aurait donne, sur le meme parcours, la soudure d’autres tarifs, en tant que cette 
difference excede dix francs par lettre de voiture. 

Il en est de meme si, ä defaut d’indications süffisantes de Fexpediteur, le chemin de fer a applique 
la soudure des tarifs alors qu’il existe un tarif international plus avantageux quant au prix, toutes 
autres conditions etant par ailleurs identiques. 


Artiele 11 
Beiais de livraison 

§ 1. — Les delais de livraison sont fixes par les reglements en vigueur entre les chemins de fer 
participant au transport ou par les tarifs internationaux applicables depuis la gare expeditrice jusqu’a 
la gare destinataire. Les delais ainsi fixes ne doivent pas edre superieurs ä ceux qui rcsulteraieiit des 
dispositions des paragraphes suivants. 
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Setzung der äußeren oder inneren Verpackung der Güter, die zu ihrer Erhaltung notwendig sind, und 
ähnliche Auslagen. Diese Auslagen sind gehörig festzustellen und im Frachtbrief getrennt, mit allen 
erforderlichen Beweismitteln, anzugeben. Wenn diese Beweismittel aus Belegen bestehen, die dem 
Frachtbrief beigegeben sind, und wenn die Bezahlung der entsprechenden Auslagen dem Absender 
obliegt, sind die Belege nicht dem Empfänger mit dem Frachtbrief, sondern dem Absender mit der in 
Artikel 17 § 7 erwähnten Kostenrechnung zu übergeben. 


Artikel 10 

Beförderuiiffswogc und anzuwendende Tarife 

§ 1. — Der Absender kann im Frachtbrief den Beförderungsweg durch Angabe von Grenzüber- 
gangspunkten oder Grenzbahnhöfen und gegebenenfalls von Übergangsbahnhöfen zwischen Eisen- 
bahnen vorschrciben; er darf nur Grenzübergangspunktc oder Grenzbahnliöfe vorschreiben, die für den 
betreffenden Verkehr zugelassen sind. 

§ 2. — Einer ^Yegevorschrift werden glcichgcachtet: 

a) die Bezeichnung der Bahnhöfe, auf denen die Behandlung durch die Zoll- und sonstigen 
Verwaltungsbehörden vorziinclimen ist, sowie der Bahnhöfe, auf denen besondere Vorkehrungen für 
das Gut (Pflege lebender Tiere, Nachbeeisiing usw.) zu treffen sind; 

b) die Bezeichnung der anziiwendendcn Tarife, sofern sie zur Feststellung der Bahnhöfe, zwischen 
denen die Tarife angewendet werden sollen, genügt; 

c) die Angabe, daß alle oder einzelne Kosten bis X (namentliche Bezeichnung eines Tarifschnitt- 
punktes benachbarter Länder) bezahlt werden. 

§ 3. — Die Eisenbahn darf das Gut außer in den in Artikel 5 §§ 4 und 3 und Artikel 24 § 1 er- 
wähnten Fällen nur dann auf einem anderen als dem vom Absender vorgeschriebenen Wege befördern, 
wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) die von den Zoll- und sonstigen Verwaltungsbehörden vorgeschriebenen Förmlichkeiten sowie 
die besonderen Vorkehrungen für das Gut (Pflege lebender Tiere, Nachbecisung usw.) müssen immer 
auf den vom Absender bezeiehneten Bahnhöfen vorgcnomnien werden, und 

b) Kosten und Lieferfrist dürfen nicht größer sein als bei Berechnung über den vom Absender 
vorgeschriebenen Weg, 

§ 4. — Kosten und Lieferfrist werden vorbehaltlich der Bestimmungen des § 3 nach dem vom 
Absender vorgeschriebenen Beförderungsweg oder, beim Fehlen einer Wegevorschrift, nach dem von 
der Eisenbahn gewählten Beförderungsweg berechnet, 

§ 5. — Der Absender kann die anzuwendenden Tarife im Frachtbrief vorschreib eii. Die Eisen- 
bahn hat diese Tarife anzuwenden, wenn deren Anwendungsbedingungen erfüllt sind. 

§ 6. — Genügen die Angaben des Absenders nicht, um den Beförderungsweg oder die anzuwen- 
denden Tarife fcstzustcHen, oder sind einzelne dieser Angaben miteinander unvereinbar, so hat die 
Eisenbahn den Beförderungsweg oder die Tarife zu wählen, die ihr für den Absender am vorteilhaftesten 
erscheinen. 

Die Eisenbahn liaffet für einen aus dieser Wahl entstehenden Schaden nur bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit. 

§ 7. — Besteht ein internationaler Tarif vom Versand- bis zum Bestimmungsbahnhof und hat 
die Eisenbahn mangels ausreichender Angaben des Absenders diesen Tarif angewendet, so hat sie auf 
Antrag des Berechtigten den etwaigen Unterschied zwischen der auf diese Weise berechneten Fracht 
und der Fracht zu erstatten, die sich durch Zusammenstoß anderer für dieselbe Beförderungsstrecke 
anwendbarer Tarife ergeben hätte, sofern der Unterschied zehn Franken je Frachtbrief übersteigt. 

Dasselbe gilt bei sonst gleichen Voraussetzungen, wenn die Eisenbahn mangels ausreichender 
Angaben des Absenders die Fracht durch Tarifzusammenstoß statt auf Grund eines anwendbaren, 
preislich günstigeren internationalen Tarifs berechnet hat. 


Artikel 11 
Lieferfristen 

§ 1. ^ — Die Lieferfristen werden durch die Vorschriften, die zwischen den an der Beförderung be- 
teiligten Eisenbahnen gelten, oder durch die vom Versand- bis zum Bestimniinigsbahnhof anwend- 
baren internationalen Tarife festgesetzt. Die auf diese Weise festgesetzten Lieferfristen dürfen nicht 
höher sein, als sie sich nach den Bestimmungen der nachstehenden Paragraphen ergeben würden. 
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§ 2. — A defaut d’indication des delais de livraison dans les regleinenls ou tarifs iiiiernationauK 
ainsi qu’il est previi au § 1 et sous reserve des dispositions des paragraphes ei-apres, les delais de livrai^ 
son sont les suivants: 

a ) pour les wagons complcts : 


lo en grande vitesse: 

delai d’expcdition 12 lieures; 

delai de transport 

- pour les Premiers 300 km 24 heiires; 

- et ensuite par fraction indivisible de 400 km 24 heitres; 

2^ en petite vitesse: 

delai d’expedition 24heiires; 

ddai de transport 

- pour les Premiers 200 km 24 heures; 

- et ensuite par fraction indivisible de 300 km 24 heures; 

h) pour les envois de detail: 

en grande vitesse: 

delai d*expedition 12 heures; 

delai de transport, par fraction indivisible de 300 km ..... 24 heures; 

2o en petite vitesse; 

delai d’expedition 24 heures; 

delai de transport, par fraction indivisible de 200 km 24 heures. 


Toutes les distances se rapportent aux distances d’application des tarifs. 

§ 3. — Le delai de transport est calcule sur la distance totale eiitrc la gare expeditrice et la gare 
destinataire; le dcdai d’expedition n’est compte qu’une seule fois, quel que soit le nombre des reseaux 
empruntes. 

§ 4. — Les lois et reglements de chaque Etat determinent dans quelle mesure les ehemins de fer 
ont la faculte de fixer des delais siipplementaires dans les cas suivants: 

a) pour les envois remis a l’expedition en dehors des gares ou livrables en dehors des gares; 

b) pour les transports qui emprimtent: 

soit unc ligne ou un reseau non equipe pour le traitement rapide des envois, 
soit la mer ou les voies navigables interieures par bac ou par bateau, 
soit une route ne comportant pas de voie ferree, 

soit certains raccoidcments reliant deiix lignes d’im meme reseau ou de reseaux differents, 
soit une ligne secondaire, 

soit une ligne dont les rails n’ont pas recartement normal; 

c) pi>ur les transports qui sont taxes ä des tarifs Interieurs speciaux et exceptionnels a prix re- 
diiits; 

d) k Toccasion de circonstances extraordinaires de nature ä determiner: 
soit un developpement anormal du trafic, 

soit des difficultes anormales pour Texploitation. 

§ 5. — Les delais supplementaires prevus sous § 4, lettres a), b) ci c)j doivent figurer dans les 

tarifs. 

Les delais supplementaires prtVus sous § 4, lettre dj, doivent etre publies et ne peuvent entrer 
en vigueur avant leur publication. 

§ 6. — Le delai de livraison commence ä courir ä minuit apres Tacceptation an transport de la 
marchandise, prevue ä l’article 8, § 1. Toutefois, pour les envois en grande vitesse, le delai commence 
ä courir 24 heures plus tard lorsque le jour qui suit celui de racceptation au transport est un dimanche 
ou un jour ferie legal et lorsque la gare expeulitrice n’est pas ouverte, pour les envois en grande vitesse, 
ce dimanche ou ce jour ferie. 

§ 7. — Le delai de livraison est prolonge pour tous les envois, sauf faute imputable au chemin 
de fer, de la duree du sejour que necessitent: 

a) la verification conforme ä l’article 7, §§ 2 et 3, qui fait apparaitre des differences par rapport 
aux inscriptions dans la lettre de voiture; 

b) raccomplisseinent des formalites exigees par les donanes ou par d’autres autorites administra- 
tives; 

la modification du contrat de transport ordonnee en vertu de l’article 24 ou de l’article 22; 

d) les soins speciaux ä donner a l’envoi (soins a donner aux animaux, regla^age, etc.); 
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§ 2. — Soweit in den Vorschriften oder in den internationalen Tarifen Lieferfristen nach § 1 
nicht festgesetzt sind, betragen sie unter YoiTehalt der Bestimmungen der nachfolgenden Paragraphen: 


a) [ ür Wage nla d u ngsse nd u n ge n : 

1. als Eilgut: 

Abferli8un<<sfrist 12 Stunden 

Beförderungsfrist 

- für die ersten 300 km 24 Stunden 

- und darüber liinaus für je auch nur angefangene 400 km ........ 24 Stunden 

2. als Frachtgut: 

Abfertigungsfrist 24 Stunden 

Beförderungsfrist 

^ für die ersten 200 km 24 Stunden 

- und darüber liinaus für je auch nur angefangene 300 km 24 Stunden 

b) für Stückgutsendungen: 

1. als Eilgut: 

Abfertigungsfrist 12 Stunden 

Beförderungsfrist für je auch nur angefangene 300 km 24 Stunden 

2. als Frachtgut: 

Abfertigungsfrist 24 Stunden 

Beförderungsfrist für je auch nur angefangene 200 km 24 Stunden 

Alle Entfernungen beziehen sich auf Tarifkilometer. 


§ 3. — Die Befördernngsfrist ist nach der Gesamtentfernung zwischen dem Versand- und dem 
Bestimmungsbahnhof zu berechnen; die Abferligungsfrist ist ohne Rücksicht auf die Zahl der beteiligten 
Netze nur einmal zu rechnen. 

§ 4. — Die Gesetze und Vorschriften jedes Staates bestimmen, in welchem Umfange die Eisen- 
bahnen Ziischlagsfristen für folgende Fälle festsetzen dürfen: 

a) für Sendungen, die außerhalb des Bahnhofs zur Beförderung angenommen oder außerhalb des 
Bahnhofs abgeliefert Averden; 

b) für Sendungen, die befördert werden: 

über eine Strecke oder über ein Netz, die für die rasche Behandlung der Sendungen nicht aus- 
gerüstet sind, 

über den Seeweg oder Binnenwasserstraßen mit Fähre oder Schiff, 
auf einer Straße ohne Eisenliahn, 

über Verbindungsbahnen, die zwei Linien desselben Netzes oder versehiedener Netze ver- 
binden, 

über Nebenbahnen oder 

über eine Linie mit einer anderen als der normalen Spurweite; 

c) für Sendungen, die nach Binnen- Spczialtarifen und -Ausnahmetarifen mit ermäßigten Fracht- 
sätzen befördert werden; 

d) für außergewöhnliche Verhältnisse, die zur Folge haben: 
eine ungewöhnliche Verkehrszunahme oder 
ungewöhnliche Betriebsschwierigkeiten. 

§ 5, ■ — ' Die in ^ i a), b) und c) vorgesehenen Ziischlagsfristen müssen aus den Tarifen ersielitlich 

sein. 

Die in § 4 dj vorgesehenen Zuschlagsfristen müssen veröffentlicht werden und treten nicht vor 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

§ 6. — Die I jeferfrist beginnt mit der auf die Annahme des Gutes zur Beförderung (Artikel 8 § 1) 
folgenden Mitternacht. Ist jedoch der auf die Annahme des Gutes zur Beförderung folgende Tag ein 
Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag und ist der Versandbahnhof an diesem Sonntag oder Feiertag 
für den Eilgutverkehr nicht geöffnet, so beginnt die Lieferfrist für Eilgutsendungen 24 Stunden später. 

§ 7. — ■ Die Lieferfrist wird für alle Sendungen um die Dauer des Aufenthaltes verlängert, der 
ohne Verschulden der Eisenbahn verursacht wird: 

a) durch die Nacliprüfiing nach Artikel 7 §§ 2 und 3, sofern hierbei Abweichungen von den 
Eintragungen im Frachtbrief festgestellt werden; 

b) durch die zoll- und sonstige verwaltungsbehörd liehe Behandlung; 

c) durch die nach Artikel 21 oder 22 verfügte Abänderung des Frachtvertrages; 

d) durch besondere Vorkehrungen für das Gut (Pflege lebender Tiere, Nachbeeisung usw.); 
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le transbordement ou la rectification d’un chargement defcctueux effectue par rexpedileur; 

/ ) tonte interruptioii de trafic empcxdiarit temporairement de commencer ou de continiier le 
transport. 

§ 8. — Le delai de livraison cst suspendu: 

a) pour la petite vitesse, Ics dimanches et joiirs ferii% legaux; 

b) pour la grande vitesse, les dimanches et certains jours feries legaux lorsque, dans un Etat, 
les lois ou reglemcnts prevoient pour ceux-ci unc Suspension du delai de livraison en trafic ferro viaire 
Interieur; 

c) pour la grande vitesse et la petite vitesse, les samedis, lorsque, dans un Etat, les lois ou regle- 
ments prevoient pour ceiix-ci iine Suspension du delai de livraison en trafic ferroviaire interieur. 

§ 9 , — La cause et la diiree des prolongations et suspensions du delai de livraison prevues aux 
§§ 7 et 8 doivent etre mentionnees dans la lettre de voiture. Le eas echeant, ces prolongations et sus- 
pensions peiivent etre prouvees par des moyens autres que les mentions portces sur la lettre de voiture. 

§ 10. — Lorsque le delai de li\Taison doit prendre fin apres riieiire de fermeture de la gare desti- 
nataire, l’expiration en est reportee 2 heures apres riieure de la prochaine ouverture de la gare. 

En outre, pour les envois en grande vitesse, lorsque le delai de livraison doit prendre fin un di- 
manche ou un jour ferie definis au § 8, lettre b), l’expiration de ce delai est reportee ä l’heiire corres- 
pondante du premier jour ouvrable suivant, 

§ 11. — Le delai de livraison est observe si, avant son expiratioii: 

a) Tarrivee de la marchandise est notifiee et celle-ci tenue ä disposition du destiiiataire, lors- 
qii’il s’agit d’envois livrables en gare et qui doivent faire l’objet d’im avis d’arrivee; 

b) la marchandise est tenue ä disposition du destinataire, lorsqu’il s’agit d’envois livrables en gare 
et qui ne font pas l’objet d’un avis d’arrivee ; 

c) la marchandise est mise ä la disposilion du destinataire, lorsqu’il s’agit d’envois livrables en 
dehors des gares. 


Artiele 12 

Etat, cmballagc et marquage de la marchandise 

§ L — Lorsque le chemin de fer accepte au transport iine marchandise presentant des signes 
manifestes d’avarie, il peut exiger que Tctat de cette marchandise fasse l’objet d’une mention spcciale 
sur la lettre de voiture. 

§ 2. — Lorsque, par sa nature, la marchandise exige un emballage, rexpediteur doit Temballer 
de teile sorte qu’elle soit preservee de perte totale ou partielle et d’avarie eii cours de transport et 
qu’elle ne risque pas de porter dommage aux personnes, au materiel ou aux autres marchandises. 

L’ emballage doit, d’ailleurs, etre conforme aux prescriptions des tarifs et reglements du chemin 
de fer expediteur. 

§ 3. — Si rexpikliteur ne s’est pas conforme aux prescriptions du § 2, le chemin de fer peut, soit 
refuser Tenvoi, soit exiger que rexpeuliteur reconnaisse, sur la lettre de voiture, ral)sence d’emballage 
ou Tetat defectueux de remliallage en donuant ime description exacte de celui-ci. 

§ 4. — L’expediteur est responsable de toutes les consequences de Tabsence d’emballage ou de 
son etat defectueux. II est tenii, notamment, de reparer le prejudice que le chemin de fer aurait siibi 
de ce fait. A defaut de mention sur la lettre de voiture, la preuve de rabsenee ou de l’etat defectueux 
de remballage incoml)e au chemin de fer. 

§ 5. — Lorsqu’un expediteur a Thabitude d’expedier, de la meine gare, des marchandises de 
meme nature necessitant un emballage et de les reine ttre, soit sans emballage, soit sous le meme em- 
ballage defectueux, il peut se dispenser de satisfaire pour chaqiie expedition aux prescriptions du § 3, 
en deposant dans ceite gare une declaration generale conforme au modele fixe par les chemins de fer et 
publich Dans ce cas, la lettre de voiture doit contenir mention de la declaration generale remise ä la 
gare expeditrice. 

§ 6. — Sauf exception prevue dans les tarifs, rex{)editeur est tenu d’indiquer sur chaque colis 
des expeditions de detail, d’une maniere claire et de fa^on indelebile ne permettant aucune confusion 
et concordant parfaitement avec les indications figurant sur la lettre de voiture: 

a) l’adresse du destinataire sur le colis lui-meme ou sur une etiquette agreee par le chemin de fer; 

b) la gare destinataire. 

Si le regiement applicable au chemin de fer expediteur le prevoit, le nom et l’adresse du desti- 
nataire doivent etre inscrits soit ä decouvert, soit sous une etiquette repliee qui peut etre ouverte 
seulement si la lettre de voiture fait defaut. 
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e) durch Unt- und Ziiroclitladon infolge mangolliafter Verladung durch den Absender; 

/ ) durch jede Verkelirsiinterbrcchung, durch die der Beginn oder die Fortsetzung der Beförderung 
zeit^Ycilig verhindert vird. 

§ 8. — Die Lieferfrist ruht : 

a) für Frachtgut an Sonntagen und gesetzliclieii Feiertagen; 

h) für Eilgut an Sonntagen und bestimmten gesetzlichen Feiertagen, wenn die Gesetze oder 
Vorschriften eines Staates ein Buhen der Liefertrist an diesen Tagen für ihren Eisenbahnbinnengüter^ 
verkehr vorselien; 

c) für Fracht- und Eilgut an Samstagen, Avenn die Gesetze oder Vorschriften eines Staates ein 
Ruhen der Ideferfrist an diesen J agen für ihren Eisen])ahnl)innengüterverkehr vorsehen, 

§ 9. — Die Ursache und die Dauer der Verlängerung und eines Rühens der Lieferfrist in den 
in den §§ 7 und 8 erwähnten Fällen sind im FraclüErief zu vermerken. Diese Verlängerung und dieses 
Ruhen können gegel)enenfalls in anderer Weise l)owiesen werden. 

§10. — Würde die Lieferfrist nach Schluß der Dienststundeii des Bestimmungsbahnhofs ab- 
laufen, so endet sic erst zwei Stunden nach dem darauffolgenden Dienstbeginn. 

Außerdem endet bei Eilgutsendungeu die Lieferfrist, wenn sie an einem unter ^ Sb) bczcich- 
neten Sonntag oder Feiertag al)laufen würde, erst mit der entsprechenden Stunde des darauffolgenden 
Werktages. 

§ 11. • — • Die Lieferfrist ist gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf:. 

a) der Enij)fängcr von der Ankunft des Gutes benachrichtigt und das Gut zu seiner Verfügung 
l)ereitgestellt ist, sofern es sich um eine Sendung handelt, die auf dem Bahnhof a])gelicferL werden muß 
und von deren Ankunft der Em})fäiiger zu benachrichtigen ist; 

b) das Gut zur Verfügung des Empfängers bereitgestellt ist, sofern cs sich um eine Sendung 
handelt, die auf dem Bahnhof abgetiefert werden muß und von deren Ankunft der Empfänger nicht 
zu benachrichtigen ist; 

c) das Gut dem Empfänger zur Verfügung gcslelU ist, sofern es sich um eine Sendung handelt, 
die außerhalb des Bahnhofs abzuliefern ist. 


ArCikel 12 

Zustand, Vorpaekuiig und Kcnn/.oieh]iunc| dos Gutes 

§ 1. — Nimmt die Eisenbalin ein Gut zur Beförderung an, das offensichtlich Spuren von Be- 
schädigungen aufweist, so kann sie verlangen, daß der Zustand des (iiites im Frachtbrief besonders 
vermerkt wird. 

§ 2. — Der Absender hat das Gut, soweit dessen Natur eine Verpackung erfordert, so zu ver- 
packen, daß es gegen gänzlichen oder teilweisen Veilust und gegen Beschädigung während der Beför- 
derung geschützt ist und weder Personen verletzen noch Betiiebsmittel oder andere Güter l)eschädigen 
kann. 

Im übrigen gelten für die Verpackung die Tarife und Vorschriften der Versandbahn, 

§ 3. — Hat der Absender die Bestimimingen des § 2 nicht eiugehalten, so kann die Eisenbahn 
die Annahme des Gutes verweigern oder verlangen, daß der Absender im Frachtbrief das Fehlen oder 
den mangelhaften Zustand der Verpackung anerkennt und ihn genau beschreibt. 

§ d. — Der Absender haftet für alle Folgen des Fehlens oder des mangelhaften Zustandes der 
^e^J)aekung: insl)es()ndere hat er der Eisenbahn den ihr daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 
Enthält der b'rachthrief keine diesi)ezüglichen Angaben, so hat die Eisenbahn das Fehlen oder den man- 
gelhaften Zustand der X'erpackung nachzuweiseii. 

5. — Pflegt ein Absender gleichartig«^ Güter, die einer Verpackung bedürfen, unverpackt oder 
mit den gleichen Mängeln der Verpackung auf dem gleichen Bahnhof aufzugeben, so kann er sich 
von der Verpflichtung, für jede Sendung der in § 3 enthaltenen Vorschrift gesondert zu entsprechen, 
dadurch l)cfreien, daß er auf diesem Bahnhof eine allgemeine Erklärung nach dem von den Eisenbahnen 
teslgclegteii und veröffentlichten Muster Idiiterlegt. In diesem Fall muß der Frachtbrief einen Hinweis 
auf die bei dem ^'ersandbaImhof hinterlegte allgemeine Erklärung enthalten. 

§ 6. — Vorbehaltlich der in den Tarifen vorgesehenen Ausnahmen muß der Absender auf jedem 
Stück einer Stückgutsenduiig in einer Weise, die keine Verwechslung ziiläßt, in genauer Übereinstim- 
mung mit dem Frachtbrief deutlich und imauslöschbar angeben: 

(i) die Adresse des Empfängers auf dem Vorsaiidslück selbst oder auf einer von der Eisenbahn 
zugelassenen Etikette; 

b) den Bestimmungsbahnhof. 

Wenn es die Vorschriften der Versandbahn vorsehen, müssen Name und Adresse des Empfängers 
angegeben werden, und zwar offen oder in einem gefalteten Zettel, der nur bei Fehlen des Frachtbriefes 
geöffnet werden darf. 
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Les indications sous lettres a) oih) doivent aussi figurer sur chaque tdcment de chargement des 
^vago^s complets qui, expedics eii trafic fer-mer, doivent etre transbordes. 

Les anciennes inscriptions oii etiqueltes doivent etre ol)literecs oii eiilevees par Texpediteur. 

§ 7. Sauf exception expressement previie dans les tarifs, ne sont pas transportes autrement 
que par Wagons eouiplcts les ol.)jets fragiles (tels qiie la poreelaine, la poterie, la verrerie), les objets qui 
s’eparpilleraient dans les Wagons (tels que les friüLs, les noix, les fourrages, les pierres), ainsi que les 
marcliandises qui pourraient salir on dtHcudorer les aulres colis (telies que le cliarbon, la chaux, la cendre, 
les terres ordiiiaires, les terres ä coiileur), ä moiiis que ees marchandises ne soient emballees ou rainies 
de teile sorte qu’elles ne puissent se ])riser, se perdre, salir ou detmorer d’autres colis. 


Article 1:1 

Pieces ä fournir \nn\r racconiplissemoiif des forinalhes exiyees par les douanes ou par d’aiitrcs autoritos 

ad minist ratives, Feriiieture doiianiere 

§ 1. — L’expediteur est tenii de joindre a la lettre de voiture les pieces qui sont necessaires ä 
raccomplissement, avant la livraisoii de la inarehandise au destinataire, des formalites exigees par les 
douanes ou par d’autres autoriles adniinislratives. Ces ])ieees doivent concerner imiquement les mar- 
cliandises faisant l’objet d’une meine lettre de voiture, a moins que les prescriptions administratives ou 
les tarifs n’en disposent aulrement. 

Lorsque ces pieces ne sont ])as jointes ä la lettre de voiture (voir article 15, § 1) ou si eiles doivent 
etre fournies ]\ar ie destinataire, rex])ekliteur est tenii d’iiuliquer dans la lettre de voiture la gare, le 
bureau de douane ou de tonte autre aiitorite oü les pieces rcsi)eclives seront miscs ä la disposition du 
cheinin de fer et oü les formalites doivent etre remplies. Si rexpekliteiir assiste liii-mcmie aux operations 
exu’ees ])ar les douanes ou par d’aulres autorites administratives ou s’y fait representer par un man- 
dataire, il suffit que ces jiieees soient presentees lors des dites operations. 

§ 2. — Le cheinin de fer n’est pas lenu d’examiner si les pieces fournies sont süffisantes et exactes. 

L’expcMlileur est responsable eiivers le cheinin de fer de tous doniinages qui pourraient rcsulter 
de l’absence, de rinsiiffisance ou de rirregularite de ces pieces, sauf le cas de faute du chemin de fer. 

Le chemin de fer est responsable, en cas de faute, des consequeiices de la perte, de la non-iitilisa- 
tion ou de rulilisation irreguliere des pieces mentionnees sur la lettre de voiture et qui accoinpagnent ce 
dociiment, ou qui lui ont etc confices; toiitefois, rindemnite qu’il aiira a payer ne devra jamais etre 
supcudeiire a celle qui serait due en cas de perte de la inarehandise. 

§ 3. — L’exjiediteiir est tenu de se conformer aux prescriptions des douanes ou d’aulres autorites 
administratives au sujet de remballage et du bacliage des marcliandises. Si rexpediteur n’a pas emballc 
ou bache les marcliandises conformemeiit a ces prescrijitions, le chemin de fer a Ic droit d’y pourvoir, 
les frais grevant la inarehandise. 

Le chemin de fer peut refuser les envois dont la fermeture apposee par les douanes ou par d’autres 
autorites administratives est endommagee ou defectiieuse. 


CHAPITRE II 

Exccution du contrat de transport 

Article li 

Roiiiise au transport et charjjenieiit des niarehandises 

§ 1. — Les ojierations de remise au transport de la inarehandise sont regies par les lois et regle- 
ments en vigueur a la gare expeditricc. 

§ 2, — Le chargenient incomlie soit au chemin de fer, soit a rexpcxliteiir selon les prescriptions 
en vigueur a la gare expeditricc, ä moins que la presente Convention ne contienne d’autres dispositions 
ou que la lettre de voiture ne mentionne un accord special (‘onchi entre Pexpediteur et le chemin de fer. 

Lorsque le cliargemcnt est cffectue par rexpediteur, cehii-ci est responsable de toutes les conse- 
quenccs d'un cliargemcnt defectueiix. II est tenu notammeiit de reparer le prejudice que le chemin de 
fer aiirait siibi de ce fait. La preiive du chargement dcdectueux incombe au cliemin de fer. 

§ 3. ■ — ■ Les marcliandises doivent etre transportees soit cii wagons coiiverts, soit cn wagons de- 
couverts, soit en wagons speciaiix aiiienages, soit en wagons decouverts haches, selon les prescriptions 
des tarifs internationaux, ä moins que la presente Convention nc contienne d’autres prescriptions ä 
cet egard. S’il n’y a pas de tarifs iiiiernationaux ou s’ils ne coiiticnnent pas de dispositions ä ce sujet, 
les prescriptions en vigueur a la gare expeditricc sont valables pour tont le parcours. 
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Im Eisenbahn-Seeverkehr sind die Angaben iinlcr den Biichsla])en a) und b) auch auf jedem 
Stück einer Wagenladung anzubringen, die umgeschlagen werden muß. 

Alte Aufschriften und Zettel müssen vom A])sendcr durehgestriclieii oder entfernt werden. 

§7. — Vorbehaltlich der ausdrücklich in den Tarifen vorgesehenen Ausnahmen dürfen leicht 
zerbrechliche Gegenstände (wie Porzellan, Töpferwaren, Glaswaren), Gegenstände, die sich leicht im 
Wagen verstreuen (wie 01)st, Nüsse, FulLermittel, Steine), und Güter, die andere Sendungen be- 
schmutzen oder ])eschädigen können (wie Kolilen, Kalk, Asche, gewöhnliche Erden, Farberden), nur 
als Wagenladungen befördert werden, es sei denn, daß diese Güter so verpackt oder zusammengefaßt 
werden, daß sie nicht zcrhrechen, verlorengehen oder andere Sendungen beschmutzen oder beschädi- 
gen können. 


Artikel i:] 

Begleitpapiere für die Erfiillunci der zoll- und sonstigen veruallungsbeliördlieheii Vorschriften, 

Zoliversehluß 

§ 1- — Der Absender ist verpflichtet, dem Frachtl)j’ief die Begleitpapiere beizugeben, die zur 
Erfüllung der zoll- und sonstigen verwaltungsl^ehördlichen Vorschriften vor der Ablieferung des Gutes 
an den Empfänger erforderlich sind. Diese Papiere dürfen nur Güter umfassen, die im selben Fracht- 
brief aufgeführt sind, sofern nicht Verwaltungsvorschriften oder Tarife etwas anderes bestimmen. 

Sind solche Papiere dem Frachtbrief nicht beigegeben (siehe Artikel 15 § 1) oder sind sie vom 
Empfänger beiziihringen, so hat der Absender im Frachtbrief den Bahnhof, das Zollamt oder eine 
andere Amtsstelle anzugeben, hoi der diese Papiere der Eisenbahn zur Verfügung stehen und bei 
der die Förmlichkeiten zu erfüllen sind. Wohnt der Absender der Behandlung durch die Zoll- oder 
sonstigen Verwaltungsbehörden selbst hei oder läßt er sich dabei durch einen Beauftragten vertreten, 
so genügt es, wenn die Begleitpapiere bei der Behandlung vorgelegt werden. 

§ 2. — Die Eisenbahn ist nicht verpflichtet zu prüfen, ob die l)eigegebenen Papiere vollständig 
und richtig sind. 

Der Absender haftet der Eisenbahn für alle Schäden, die aus dem Fehlen, der Unzulänglichkeit 
oder Unrichtigkeit dieser Papiere entstehen, sofern die Eisenbahn kein Verschulden trifft. 

Die Eisenbahn haftet bei Verschulden für die Folgen, die sich daraus ergeben, daß die im Fracht- 
brief erwähnten und ihm beigegebenen oder hei der Eisenbahn hinterlegten Papiere in Verlust geraten, 
unrichtig oder überhaupt nicht verwendet worden sind; sic hat aber in keinem Fall einen höheren 
Schadenersatz zu leisten als bei Verlust des Gutes. 

§ 3. • — ■ Der Absender ist verpflichtet, für eine den zoll- und sonstigen verwaltungsbchördlichen 
Vorschriften entsprechende Verpackung und Bedeckung der Güter zu sorgen. Hat der Absender die 
Güter nicht nach diesen Vorschriften verpackt oder bedeckt, so kann die Eisenbahn dies besorgen, 
wobei die Kosten auf dem Gute haften. 

Die Eisenbahn kann Sendungen ziirückwoisen, wenn der von den Zoll- oder sonstigen Verwal- 
tungsbehörden angcbraclite Verschluß verletzt oder mangelhaft ist. 


KAPITEL II 

Ausfüliruiiy des Frachtvertrages 

Artikel \A 

Auflieferung und Verladung der Güter 

§ 1. — Das Verfahren l)ei der Auflieferung der Güter richtet sich nach den für den Versandbahn- 
hof geltenden Gesetzen und Vorschriften. 

§ 2. — Ob die Güter von der Eisenl)ahn oder vom Al)sender zu verladen sind, bestimmen 
die für den Versandhalmhof geltenden Vorschriften, soweit nicht dieses l.'i)ereinkonimen etwas anderes 
l)cstimmt oder im Fra(‘htl)rief eine l)esonderc Ahmachimg zwischen dem Al)scndcr und der Eisenbahn 
vermerkt ist. 

Wird das Gut vom Absender verladen, so haftet er für alle I'olgen der mangelhaften Verladung; 
insl)esondcre hat er der Eisenbahn den ihr daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Die Eisenbahn 
hat die mangelhafte Verladung nachzuweiscii. 

§ 3.^ — Ob die Güter in gedeckten, offenen oder besonders eingerichteten Wagen oder in offenen 
Wagen mit Decke befördert werden, richtet sich, soweit dieses Übereinkommen keine Vorschriften 
darüber enthält, ^ nach den Bestimmungen der internationalen Tarife. Bestehen keine solchen Tarife 
oder enthalten sie keine Bestimmungen darüber, so sind die für den Versandbahnhof geltenden Vor- 
schriften für die ganze Beförderungsstrecke maßgebend. 
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Artielo 15 

Fornialites exigees par les clouanes on par «rautros aulorites adininistrati\ es 

§ 1. — En coiirs de route, les fonnalite.s exi^ves i)ar les doiiancs ou par d’autres autorites adminis- 
tratives sontremplies par le chemin de fer. ('.elui-ci est li])re, sous sa propre responsa])ilite, de confier ce 
soin ä im mandatairc ou de s’en cliarger lui-uKmie. Dans rua et Taulre cas, Ic chemin de fer assiime les 
obligations d’iin commissionnaire. 

Toutefois, rexpediteiir, par une menlion dans la lettre de voifure, ou le deslinalaire qui doiine un 
ordre en vertu de Tarticle 22, peiit demander: 

a) d’assister lui-memc aiix o])eralions pi evues a raliiuha i)re(‘ede]ii ou de s’y faire represeuter par 
un mandataire, pour fournir tous renseigjienieiils et j)rvsenter toutes observalion.s utiles; 

b) et daiis la mesure oii les lois et reglememts du pays oü doivent s’effecluer les fonnalites 
exigees par les douanes ou par d'auLres autorites administratives rautorisenl, d’aeoomplir lui-meme ces 
fonnalites ou de les faire accomplir par un mandataire; 

c) lorsque liii-mDne on son mandataire assisle aux operalions precitees ou les effectue, de pro- 
ceder egalement au ])aiement des droits de douane et autres frais si les lois et reglements du pays oü 
s’accomplissent les dites operalions raiiLoriseiil. 

Ni Texpediteur, ni le destinataire qui a le druiL de disj)Osilion, ni leur mandataire n’ont le droit 
de prendre possession de la marehandise. 

Si Texpediteur a designe pour raccomplissement des fonnalites exigees par les douanes ou par 
d’autres autoritc^ administratives, une gare oü les prescriptions en vigiieur ne permettent pas d’accomplir 
ces formalites, ou bien s’il a })rescrit, ])our cos operalions, tont autre mode de procchler qui ne peut pas 
etre execute, le chemin de fer opere de la iaqon qiü lui parait etre la plus favorablc aux inteü’ets de 
l’ayant droit et fait connaitre a rexpediteur les mesures prises. 

Si rexpediteur a inscrit dans la lettre de voilure ime menlion (raffraneliissement engloliant les 
droits de douane, le chemin de fer a le droit d'aeeomplir les fonnalites doiianieres a son choix, soit en 
cours de route, soit a la gare destinataire. 

§ 2. — Sous reserve de Texceptioii previie au § 1, deniier alinea, le destinataire a le droit d’ae- 
complir les fonnalites doiianieres a la gare destinataire ])ourvuc d'im bureaii de douane, si la lettre de 
voiture prescrit le dedouaneinent ä Farrivec ou si, en Fabsence de cette preseription, la marehandise 
arrive sous regime de douane. Les fonnalites susdites peuvent egalement ihre accomplies par le desti- 
nataire ä la gare de destination non pourvue d’un bureaii de douane, si les lois ou les reglements natio- 
naux Fadmettent ou s’il y a une autorisation prealable du chemin de fer et de la douane. Si le destina- 
tairc use de Fun des droits que lui donne le present alinea, il doit acquitter au juealable les frais grevant 
Fenvoi. 

Le chemin de fer peut proeeder commc il est indique au § 1 si, dans le delai prevu par les regle- 
ments en vigueur a la gare destinataire, Ic destinataire n’a pas rctire la lettre de voiture. 


Articlc 1(> 

Livraisoii 

§ 1. — Le chemin de fer est tenu de livrer au destinataire, a la gare deslinataii e, la lettre de 
voiture et la marehandise, contre decharge et contre paiement des ereances du chemin de fer mises a 
la Charge du destinataire. 

L’acceptation de la lettre de voiture oblige Ic destinataire a payer au chemin de fer le inontant 
des ereances mises ä sa Charge. 

§ 2. — Sont assimiles a la livraison de la marehandise au destinataire, 

a) la remise de celle-ci aux autorites de douane ou cFoctroi dans leurs locaux d’ex})ediiion ou 
dans leurs entrepots, lorsque ceux-ci ne se trouvent pas sous la garde du chemin de fer, 

b) Fentreposage aupres du chemin de fer ou le dqmt chez un commissionnaire-expediteur ou 
dans un entrepöt public, 

effectues conformement aux dispositions en vigueur. 

§ 3. — Les lois et reglements en vigueur a la gare destinataire ou les contrats avee le destinataire 
determinent si le chemin de fer a le droit ou Fobligation de reniettre la marehandise au destinataire 
ailleurs qu’a la gare destinataire, soit sur emlmanchement partieiilier, soit a son domicile, soit dans un 
depöt du chemin de fer. Si le chemin de fer reiuet ou fait reniettre la marehandise sur nii embranche- 
ment partieiilier, a domicile ou dans un depot, la livraison n’est reputee cffectiiee qu’au moment de 
cette remise. Sauf aceord contraire entre le (diemin de fer et Fembranclie, les operations effectuecs par 
le chemin de fer, pour le comple et sous la direct ion de Femi)ranche, ne sont ])as couvertes par le contral 
de transport. 
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Artikel 15 

Zoll- und sonstige verwalt iingshehörd liehe Vorsehrif len 

§ 1, — Die zoll- und sonstigen venva]liingsl)e]h)rdliclien VorsclirifLeii werden, solange das Gut 
unterwegs ist, von der Eisenl)ahn erfüllt. Sie kann diese Aufgahe unter iliiei' eigenen Verantwortung 
einem Beauftragten übertragen oder sie sel])sl überneluneii. In beiden Fallen hat sie die Pflichten eines 
Kommissionärs. 

Jedoch kann der Absender durch einen Wu'inerk im büachlbrief oder der lAnpfänger diirel) eine 
Verfügung nach Artikel 22 verlangen: 

a) daß er selbst oder ein Beauftragter der im vorstehenden Absatz bezeichneteii Beliandliing 
beiwohnt, um alle Auskünfte zu gel)eii und saclulieiiliclie Erklärungen vorzii])ringon; 

h) daß er selbst oder ein Bcaiiftragler die Bebandlung betreibt, wenn und soweit die Gesetze 
lind Vorschriften des Landes, in dem diese Förmlichkeiten zu erfüllen sind, ihn dazu ermächtigen; 

c) daß, sofern er selbst oder sein Beauftragter der vorstolieiidcn Behandlung beiwohnt oder sie 
betreibt, er den Zoll und andere Kosten liezahlt, wenn die Gesetze und Vorschriften des Landes, in 
dem diese Beliandhingen vorgenoinmen werden, ihn dazu ermäclitigen. 

Weder der Absender noch der vcrfügungsliereelitigte Linphinger noch ein Beauftragter Indien 
das Recht, das Gut in Besitz zu nehmen. 

Mat der Absender für die Erfüllung der zoll- und sonstigen verwaltiingsbehördiichen Vorschrif- 
ten einen Bahnhof bezeichnet, auf dem dies wegen der geltenden Bestimmungen nicht möglich ist, 
oder hat er sonst ein Verfahren vorgeschrieben, das nicht ausführbar ist, so handelt die Eisenbahn so, 
wie es ihr für den Berechtigten am vorteilhaftesten erscheint, und teilt dem Absender die getroffenen 
]\Iaß nahmen mit. 

Mat der Absender im Eracht] nief einen Frankaturvennerk eingetragen, der die Zölle einschließt, 
so ist die Eisenlialin hereclitigt, die Zollbeliandhing unterwegs oder auf dem Bestinunungslialinliof zu 
besorgen. 

§ 2. — Vorbehaltlich der in § 1 letzter Absatz vorgesehenen Ausnahme hat der Empfänger das 
Reclil, die Zollförmlichkeiten auf dem Bestiinmimgsbahnhof zu erfüllen, wenn dort ein Zollamt be- 
stellt und wenn entweder der Frachtlirief die Zollbehand]iuig auf dem Bestimmungsbalmhof vorsclireibt 
oder bei Fehlen einer solchen Vorschrift das Gut dort als Zollgut ankommt. Diese Förmlichkeiten 
können vom Empfänger auch auf einem Bestimmungsbahnhof erfüllt werden, auf dem kein Zollamt 
besteht, wenn die Gesetze oder Vorschi'iflen es gestatten oder wenn die Eisenbahn und die Zollbehörden 
sich vorher damit einverstanden erklärt haJien, Alaclit der Empfänger von einem der ihm in diesem 
Absatz eingeränmten Reolite Gebraucli, so liat er vorher die auf der Sendung haftenden Kosten zu 
begleichen. 

Löst (1er Empfänger den Frachtbrief niclit innerhalb der in den Wiseliriften der Empfangsbalm 
vorgesehenen Ih'ist ein, so kann die Eisenbahn nach § 1 verfahren. 


Artikel 10 
Ablieferung 

§ 1. — Die lAseiibalm ist verpflielUet, auf dem Besliniimingsbabnhof dem Empfänger den 
Frachtbrief und das (hit gegen banpfaugsbescbeinignng und gegen Bezalihing der auf ihn überwiesenen 
Forderungem der lAsenbahn aliznliefern. 

Durcli die Annalime des Eracbtlu'iefes wird der Empfänger verjifliebtet, der Eisenliahn die auf 
ilm ülierwiesenen Beträge zu bezahlen. 

§ 2. — Der Aliliefernng des Ci nies au den lAnpfängor stellen gleich eine nacli den geltenden Be- 
stimmungen erfolgte 

a) Übergabe an die Zoll- oder Steuerverwaltung in deren Abfertigungsräumen oder Niederlagen, 
wenn diese nicht unter der Oidiiit der ICisenlialm stehen, 

b) Einlagerung bei der bnsenlialni oder Hinterlegung liei einem Spediteur oder in einem öffent- 
lieben Lagerhaus. 

§ 3. ^ — Die für den Bcstinimungshabnliof geltenden Gesetze und Vorschriften oder die vertrag- 
lichen Abmachungen mit dem Empfänger bestimmen, ob die Imsenbahn berechtigt oder verpflichtet 
ist, das Gut dem Empfänger anderswo als auf dem Bestimmungsbahnhof, sei es auf einem Anschluß- 
gleis, an seinem Wohnsitz oder in einer Güternelieiistelle der Eisenbahn, ziizustellen. Wenn die Eisen- 
bahn das Gut auf einem Aiiscliliißgleis, am Wohnsitz des Em})fängers oder in einer Gütcrncbenstelle 
zustellt oder ziistcllen läßt, gilt das Gut erst mit dieser Zustellung als abgeliefert. Vorbehaltlich ab- 
weichender Vereinbarung zwischen der Eisenbahn und dein AnschliißgleisebcnlUzer fallen die von der 
Eisenbahn auf Rechnung und unter clor Leitung des Ansclilußgleisebenntzers vorgenomrnenen Verrich- 
tungen nicht unter den Befördoningsvertrag. 
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§ 4. — Apres Tarrivce de la marchandise ä la gare destinataire, le destinataire a le droit de de- 
mander au cheinin de fer de liii remettre la lettre de voitiirc et de lui livrer la marchandise. Si la perte 
de la marchandise est etablie ou si la marehandise n’est pas arrivee ä Texpiration du dclai previi ä 
Tarticle 30, § 1, le destinataire est autorise ä faire valoir en soii propre nom ä Tencontre du chemin 
de fer, les droits qui resultent pour lui du contrat de transport. 

§ 5. — L’ayant droit peut refuser Tacceptation de la marchandise, meme apres la reception de 
la lettre de voiture et le paiement des frais, tant qu’il n’a pas ete procMe aiix verifications qu’il a re- 
quiscs en vue de constater un dommage allegue. 

§ 6. — Pour le surplus, la livraison de la marchandise est effectuee conformement aux lois et 
reglements du pays de destination. 


AHielc 17 
Paiement des frais 

§ 1. — Les frais (prix de transport, frais accessoires, droits de cloiiane et autres frais survenant 
ä partir de Facceptation au transport jusqu’ä la livraison) sont payes soit par Fexpediteur, soit par 
le destinataire, conformement aux dispositions ci-dessous. 

Pour Fapplication de ccs dispositions, sont consideres comme prix de transport, les droits qui, 
d’apres le tarif applicable, doivent etre ajoutes aux prix resultant des baremes ou aux prix cxcep- 
tionnels lors du calcul du prix de transport. 

§ 2. — L’expediteiir qui prend ä sa Charge la totalite ou nnc partie des frais doit Findiquer dans 
la lettre de voiture en utilisant Fimc des mentions suivantes: 

a) «franco de port», shl prend ä sa Charge uniqiiement le prix de transport; 

2® «franco de port y compris. . . », s’il prend ä sa Charge des frais en sus du prix de transport. 
II doit designer cxactement ces frais; les adjonctions, qui ne peuvent concerner que des 
frais accessoires ou autres frais survenant ä partir de Facceptation au transport jusqu’ä 
la livraison, ainsi que les somines pergues soit par les douancs, soit par d’autres autorites 
administratives, ne doivent pas avoir pour effet de diviser le montant total d’une meme 
categorie de frais (par exemple le montant total des droits de douane et des autres sommes 
ä payer ä la douane, la taxe sur la valeur ajoutee etant consideree comme une categorie 
Separee) ; 

3^ «franco de port jusqii’ä X» (X designant nommement le point oü sc fait la soudure des 
tarifications des pays limitrophes), shl prend ä sa Charge le prix de transport jusqu’ä X; 

4° «franco de port y compris, . , jusqu’ä X» (X designant nommement le point oü se fait la 
soudure des tarifications des pays limitrophes), s’il prend ä sa Charge des frais en sus du 
prix de transport jusqu’ä X, ä Fexclusion de tous frais se rapportant au pays ou au chemin 
de fer subsequent. L’expcditeur doit designer exactement ces frais; les adjonctions, qui 
ne peuvent concerner que des frais accessoires ou autres frais survenant ä partir de Faccep- 
tation au transport jusqu’ä X, ainsi que les sommes per^ucs soit par les doiianes, soit par 
d’autres autorites administratives, ne doivent pas avoir pour effet de diviser le montant 
total d’une meme categorie de frais (par exemple le montant total des droits de douane 
et des autres sommes ä payer ä la douane, la taxe sur la valeur ajoutee etant consideree 
comme une categorie separec); 

b) «franco de tous frais», s’il prend ä sa Charge tous les frais (prix de transport, frais accessoires, 
droits de douane et autres frais); 

c) «franco pour. . . », s’il prend ä sa Charge une somme determinee. Sauf dispositions contraircs 
dans les tarifs, cette somme doit etre exprimee dans la monnaie du pays expediteur. 

Les frais accessoires et autres frais qui, d’apres les reglements et les tarifs interieurs du pays 
expediteur ou, le cas echeant, d’apres le tarif international applique, doivent etre calcules pour tout 
le parcours interesse, ainsi que la taxe d’interet ä la livraison prevue ä Farticle 20, § 2, sont toujours 
payes en totalite par Fexpediteur en cas de paiement des frais selon lettre a) 4«. 

§ 3. — Les tarifs internationaux peuvent prescrire, en matiere de paiement des frais, Femploi 
exclusif de certaines mentions indiquees au § 2 ou Femploi d’autres mentions. 

§ 4, — Les frais que Fexpediteur n’a pas pris ä sa Charge sont consideres comme mis ä la Charge 
du destinataire. Toutefois, les frais sont toujours ä la Charge de Fexpediteur lorsque le destinataire 
n’a pas retire la lettre de voiture, ni fait valoir ses droits conformement ä Farticle 16, § 4, ni modifie 
le contrat de transport conformement ä Farticle 22. 
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§ 4. — Nach Ankunft des Gutes auf dem Bcstimmungshaliuliof ist der Empfänger berechtigt, 
von der Eiseii])ahn die t4)crgal)e des Frachtl)ricfes und die Al)lieferiiiig des Gutes zu verlangen. Ist 
der Verlust des Gutes festgostellt oder ist das Gut innerhalb der in Artikel 30 § 1 vorgesehenen Frist 
nicht angekommen, so kann der iMiipfänger seine Picclite aus dem Frachtvertrag im eigenen Namen 
gegen die Eisenlmhn geltend machen. 

§ 5. — Der Berechtigte kann die Annalune des Gutes auch nach Annahme des Frachtbriefes 
und Bezahlung der Kosten so lange verweigern, I)is seinem Antrag auf Feststellung eines behaupteten 
Schadens stattgegeben ist. 

§ 0. — Im ül)rjgen erfolgt die A])liefei‘img des Gutes nach den Gesetzen und Vorschriften des Be- 
stimmungslandes. 


Artikel 17 

Zahlung der Kosten 

§ 1. — Die Kosten (Fracht, Xel)enge])iihren, Zölle und sonstige von der Amiahme zur Beförde- 
rung bis zur A])]ieferung erwachsende Kosten) sind nach :Maf3gabe der folgenden Bestimmungen vom 
Absender oder vom Empfänger zu bezahlen. 

Für die Anwendung dieser Beslimmiingcn werden Beträge, die nach dem anzuwendenden Tarif 
bei der Frachtbereclmimg den Sätzen der Regel- oder Aiisnahmctarife zuzuschlagen sind, als Fracht 
angesehen. 

§ 2. — Will der Absender die Kosten ganz oder teilweise ül)eriiehmen, so hat er dies im Fracht- 
brief durch einen der folgenden Vermerke anzugeben: 

a) 1. «Franko Fracht», wenn er nur die Fracht übernimmt; 

2. <d"ranko Fracht einschließlich. . . », wenn er außer der Fracht noch weitere Kosten über- 
nimmt. Er hat diese Kosten genau zu bezeichnen; Beifügungen, welclie nur Nel)en- 
gebülireii oder sonstige von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung erwachsende 
Kosten sowie Beträge I>etreffen können, die entweder durch Zoll- oder sonstige Verwal- 
tungsbehörden erhoben werden, dürfen nicht zu einer Teilung des Gesamtbetrages einer 
gleichen KosLengattung führen (z. B. Gesamtbetrag der Zölle und der den Zollbehörden 
zu zahlenden sonstigen Beträge; dabei ist die Melirwerlsleuer als eine besondere Kosteii- 
gattung anzuselien); 

3. «Franko Fracht bis X» (namentliche Bezeichnung eines Tarifschnitlpunkles benachl)arter 
Lander), wenn er die Fracht bis X übernimmt; 

4. «blanko Fracht einschließlich. . . bis X» (namentliche Bezeichnung eines Tarifschnitt- 
punktes benachbarter I.änder), wenn er außer der Fracht bis X noch weitere Kosten über- 
nimmt, unter Ausschluß aller Kosten, die sieh auf das NacliJ)arland oder auf die anscidie- 
ßende Eiseiihalin beziehen. Der Absender hat diese Kosten genau zu bezeichnen; Bei- 
fügungen, welche nur Nebengel)ühren oder sonstige von der Annahme zur Beförderung bis 
X erwachsende Kosten sowie Beträge betreffen können, die entweder durch Zoll- oder 
sonstige Verwaltungsbehörden erhoben werden, dürfen nicht zu einer Teilung des Gesamt- 
betrages einer gleichen Kostengattung führen (z. B. Gesamtbetrag der Zölle und der den 
Zollbehörden zu zalilenden sonstigen Beträge; dabei ist die Mehrwertsteuer als eine be- 
sondere Kostengall ung anzusehen); 

b) «Franko aller Kosten», wenn er alle Kosten übernimmt (Fracht, Nebengebühren, Zölle ünd 
sonstige Kosten); 

c) «Franko. . . », wenn er einen l)estimmten Betrag übernimmt. Wenn die Tarife nichts anderes 
bestimmen, muß dieser Betrag in der Währung des Versaiidlandes ausgedrückt werden. 

Nebengebühren und sonstige Kosten, die nach den Vorschriften und Binnentarifen des Versand- 
laiides oder gegebenenfalls nach dem angewandten internationalen Tarif für den ganzen in Betracht 
kommenden Durchlauf berechnet werden, sowie die Gebühr für die Angabe des Interesses an der Lie- 
ferung nach Artikel 20 § 2 sind bei der Zahlung der Kosten nach Buchkabc a) Ziffer 4 in jedem Fall 
ganz vom Absender zu bezahlen. 

§ 3. — Die interiiatioiialeii Tarife köniieii für die Zahlung der Kosten die ausschließliche Verwen- 
dung bestimmter in § 2 vorgesehener Vermerke oder die Verwendung anderer Vermerke vorschreiben. 

§ 1. — Die Kosten, die der Absender nicht übernommen hat, gelten als auf den Empfänger über- 
wiesen. Die Kosten gehen jedoch stets zu Lasten des Absenders, wenn der Empfänger weder den Fracht- 
brief eiiigelöst noch seine Itechte aus dem Frachtvertrag nach Artikel 16 § 4 geltend gemacht noch den 
Frachtvertrag nach Artikel 22 abgeändert hat. 
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§ 5, — Les frais accessoires, tels que droits de stationnenient, de magasiiiage, de pesage, dont la 
perception resulte d’un fait iniputahle au destinataire oii d’iine demande qu’il a presentee, sont toujours 
payes par lui. 

§ G, — Lc chemin de fer expediteur peut exiger de Texpediteur Tavance des frais lorsqii’il s’agit 
de marchandises qiü, d’apres son appreciation, sont sujettes a prompte deterioration ou qiii, a cause 
de leiir valeur minime ou de leiir nature, ne lui garanlissent pas suffisammeiit les frais. 

§ 7. ^ Si le monLant des frais que rexpediteur prend ä sa Charge ne peiiL etre fixe exactement 
au moment de la remise au transport, ces frais sont portes sur un bulletin d’affranchissenient qui doit 
faire l’objet d’un regiement de compte avec l’expediteur au plus tard trente jours apres l’expiration 
du delai de livraison. Le chemin de fer peut exiger ä titre de garanlie le depöt contre re^u d’une somme 
representant approximativeinent les frais. Un compte de frais deLaille dressc d’apres les indications 
du bulletin craffranchissenient esL delivre a rexpediteur contre restitulion du re^u. 

§ 8. — La gare expeditrice doit specifier, laut dans la lettre de voiturc que dans le duplieata, 
les frais perQus en port paye, sauf si les prescriptions ou tarifs en vigueur a la gare expeditrice dispo- 
sent que ces frais ne doivent etre specifies que dans le duplieata. Dans les cas prevus au § 7, ces frais 
ne doivent etre specifies ni dans la lettre de voiture, ni dans le duplieata. 


Artiele 18 

Rcetiiieation des perccpüoiis 

§ 1. — En cas d’application irreguliere d’un tarif ou d’erreur dans la detennination ou la per- 
ception des frais, lc trop-pergu est restituc d’office par le chemin de fer ou le luoins-per^ai versc au 
chemin de fer, pour autant que la differencc en plus ou en moins dcqxisse dix francs par lettre de voiture. 

§ 2. — Le paiement au chemin de fer des moins-percus incombe ä l’expediteur si la lettre de 
voiture n’est pas retiree. Lorsque la lettre de voiture a ete acceptee par le destinataire ou lorsque le 
contrat de transport a ete niodifie en vertu de Farticle 22, l’expediteur n’est tenu au paiement d’un 
moiiis-per^u que dans la mesure oü il porte sur les frais qu’il a pris a sa Charge en vertu de la mention 
d’affrancliissement inscrite par lui sur la lettre de voiture; le complcment du moiiis-percu esL ä la 
Charge du destinataire. 

§ 3. — Les sommes dues en vertu du present artiele portent interet a cinq i)our cenl l’aii lurs- 
qu’ellcs depassent dix francs par lettre de voiture. 

Ces interets courent du jour de la rnise en demeiire de payer ou du jour de la reclamatioii admi- 
nistrative prevue a Farticle 41 ou, s’il n’y a eu ni mise en demeure ni reclamation, du jour de la demande 
en justice. 

Si Fayant droit ne reinet pas au chemin de fer, dans un delai conveiiable qui lui est fixe, les pieces 
justificatives necessaires pour la liquidation definitive de la reclamation, les interets ne courent i)as 
entre Fexpiration du delai fixe et la remise effeetive des pieces. 


Artiele 18 

Remboursements et debours 

§ L — L’expediteur peut grever son envoi (Fun remboursement jusqu’a concurrence de la valeur 
de la marchandise. Le montant du remboursement doit etre exprime dans la monnaie du pays de depart; 
les tarifs peuvent prevoir des exceptions. 

§ 2. — Le chemin de fer n’est tenu de payer le reinboursement qu’autant que le montant en a 
(ite vers (3 par le destinataire. Ce montant doit etre mis a disposition dans le delai de trente jours a partir 
de ce versement; en cas de retard, des iiit(!‘rcds a cinq pour cent Fan sont dus a dater de Fexpiration 
de ce delai. 

§ 3. — Si la marchandise a ede livree, en tont ou en ])artie, au destinataire saus encaissement 
prealable du remboursement, le chemin de fer est tenu de payer a Fexpediteur le montant du dommage 
jusqu’ä concurrence du montant du remboursement, sauf son recours contre le destinataire. 

§ 4. — L’envoi contre remboursement donne lieu a la perception d’une taxe ä determiner par 
les tarifs; cette taxe est due meme si le remboursement est annule ou reduit par une modification du 
contrat de transport (artiele 21, § 1). 

§ 5. — Les debours ne sont admis que d’apres les dispositions en vigueur ä la gare exp(3ditrice. 
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§ 5. — Die Nel)cngl)ühren, wie Stand-, Lager- und Wiegogelder, deren Erhebung durch einen 
vom Empfänger zu vertretenden Umstand veranlaßt wird oder auf einem Begehren des Empfängers 
beruht, sind stets durch den Empfänger zu bezahlen. 

§ 6. — Die Versandi)alin kann vom Absender die Vorausbezaldimg der Kosten verlangen, wenn 
es sicli um Güter handelt, die naeli ihrem Ermessen raschem Verderb ausgesetzt sind oder wegen ihres 
geringen Wertes oder ihrer Natur naeh die Kosten lüelit sicher decken. 

§ 7. — Kann der Betrag der Kosten, die der Absender ül)ernimmt, bei der Auflieferung nicht 
genau festgestellt werden, so werden diese Kosten in eine Frankaturrechnung eingetragen, über die 
spätestens 30 Tage nach Ablauf der Lieferfrist mit dem Absender abzurechnen ist. Die Eisenbahn kann 
gegen Quittung die Hinterlegung einer die Kosten etwa deckenden Summe als Sicherheit fordern. Dem 
Absender ist gegen Rückgabe der Quittung eine den Eintragungen in die Frankatiirrechnung entspre- 
chende detaillierte Kostenrechnung aiiszuhändigen. 

§ 8. — Der Versandbahnhof muß im Frachtltrief sowie im Frachtbriefdoppcl die als Frankatur 
erhobenen Kosten einzeln angeben, soweit nicht die für den Versandbahnhof geltenden Vorsehriften 
oder Tarife bestimmen, daß diese Kosten nur im Frachtbriefdoppel anzugeben sind. In dem in § 7 
erwähnten Fall sind diese Kosten weder im Fraehtbrief noch im Frachtbriefdoppel anzugeben. 


Artikel 18 

Rielitigstelliing erhobener Kosten 

§ 1. — Ist der Tarif unrichtig angewendet worden oder sind bei der Berechnung oder bei der 
Erhebung der Kosten Fehler vorgekommen, so ist der Unterschiedsbetrag, wenn er zehn Franken je 
Fraehtbrief übersteigt, nachzuzahlen oder ohne weiteres zu erstatten. 

§ 2. — Zuwenig bezahlte Beträge hat der Absender der Eisenbahn nachzuzahlen, wenn der 
Frachtbrief nicht eingelöst wird. Hat der Empfänger den Frachtbrief eingelöst oder ist der Fracht- 
vertrag nach den Bestimmungen des Artikels 22 abgeändert worden, so ist der Absender zur Nach- 
zahlung nur bezüglich der Kosten verpflichtet, die er nach dem Frankaturvermerk im Frachtbrief 
übernommen hat; die Nachzahlung des Restbetrages obliegt dem Empfänger. 

§ 3. — Die nach diesem Artikel geschuldeten Beträge sind mit 3 % jährlich zu verzinsen, sofern 
sic den Betrag von zehn Franken je Frachtbrief übersteigen. 

Die Zinsen laufen vom Tage der Zahlungsaufforderung oder der in Artikel 11 voi gcsehencn Rekla- 
mation oder, wenn keine Zahlungsaufforderung oder Reklamation voranging, vom Tage der Klageer- 
hebung an. 

Legt der Berechtigte die zur abschließenden BeliandUing erforderlichen Belege nicht innerhalb 
einer ilim gestellten angemessenen Frist der Eisenbahn vor, so ist der Lauf der Zinsen vom Ablauf 
dieser Frist bis zur Übergabe dieser Belege gehemmt. 


Ariikel 19 

Xaehnahmeii und Barvorsehüsse 

§ 1. — Der Al)seuder kann das Gut l)is zur Höhe seines Wertes mit Nachnahme belasten. Der 
Nachnahmebetrag muß in der Wälirnng des Versandlandes ausgodrückt werden; die Tarife können 
Ausnahmen vorsehen. 

§ 2. — Die Eisenbahn ist nicht verpflichtet, die Nachnahme auszuzahlen, bevor der Betrag vom 
Empfänger eingezalilt ist. Dieser Betrag ist innerhall) einer Frist von dreißig Tagen nach der Einzah- 
lung zur Verfügung zu stellen; bei Verzögerung ist er nach Ablauf dieser Frist mit 5% jährlich zu 
verzinsen. 

§ 3. — Ist das Gut dem Empfänger ohne vorherige Einziehung der Nachnahme ganz oder zum 
Teil abgcliefcrt worden, so hat die Eiseubalin dem Absender den Schaden bis zum Betrag der Nach- 
nahme zu ersetzen, vorbehaltlich ihres Rückgriffs gegen den Empfänger. 

§ 4. — Für die Nachnahme wird die tarifmäßige Gebühr erhoben; diese Gebühr ist auch zu be- 
zahlen, wenn die Nachnahme durch nachträgliche Verfügung aufgehoben oder herabgesetzt wird 
(Artikel 21 § 1). 

§ 5. — Barvorschüsse sind nur nach den auf dein Versaiulbalmliof gelteiulou Bestimmungen zu- 
gelassen. 
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Artitdc 20 

Deolaralioii (rinterot a la li\ raison 

§ 1, — Touie expeditioii ])eut faire rol)jet d’unc deelaralioii d’iiilerel a la livraison, inscrile sur 
la lettre de voiture comme il est indicjue a Tartiele 6, § 0, lettre c), 

Le m'ontant de Tinteret declare doit etrc iiidique eii inonnaie du pays de depart, eii francs or oii 
en toute autre monnaie qui scrait fixee par les tarifs. 

§ 2. — La taxe d’interet ä la livraison est calculee ])()ur tont le parcours intercsse, d’apres les 
tarifs du chemin de fer expediteiir. 


CHAPITRE III 

Modification du coiitrat de transport 

Arliele 21 

Droit pour rexpediteiir de inodiiier le contrat de transport 

§ 1. — L’expediteiir a le droit de modifier le contrat de transport en ordonnant: 

a) que la marchandise soit retiree a la gare expeditrico; 

b) que la marchandise soit arretee en coiirs de route; 

c) que la livraison de la marchandise soit ajournee; 

d) que la marchandise soit livree ä une personne autre que le dcstinataire indique sur la lettre 
de voiture; 

e) que la marchandise soit livree ä une gare autre que la gare dcstinataire indiquee sur la lettre 
de voiture ou qu’elle soit retournee ä la gare expeditrice; dans ce cas, rexpediteur peiit prescrire qu’une 
expedition commencee cii pellte vitesse soit continuee en grande vitesse oii iiiversemeut, a condition 
que la gare oü le transport a ete arrete soit ouverle aux cleux Services; il peut cgalemcnt prescrire le 
tarif ä appUquer et l’itincrairc ä suivre. L’expMiteur doit egalcmcnt donncr unc nouvelle i)rcscription 
d’affranchissemcnt, s’il a pris des frais ä sa Charge jusepda un point de soudure des tarif ications, selon 
les modalites de Parlicle 17, § 2, et si, par suite de la modification du contrat de transport, l’envoi 
n’est plus achemine par ce point. La nouvelle prescriplion d’affranchisscment ne doit toutefois pas 
entrainer de modification de la ])rescription initiale pour les pays deja emprunles, ä Tcxception de la 
modification admise sous lettre h), 

A moins de dispositions contraires des tarifs du chemin de fer expediteiir, sont egalement accep- 
tees les demandes de modification du contrat de transport tendant: 

f) ä retablissement d’im rembourseinent; 

g) ä raugnientalion, ä la diminution ou au rclrail du remboursement; 

h) ä la prise en Charge de frais d’iiii envoi non affranchi ou a raugmentation des frais pris en 
Charge selon les modalites de rarticle 17, § 2. 

Des ordres autres que ceux qui sont cuiumercs ci-dessus ne sont pas admis. Les tarifs internatio- 
naux peuvent toutefois cloniier a l’cxpculiteur le droit d'ordonncr, en sus des modifications indiquees 
cLdessus, d’autres modifications. 

Les ordres ne doivent jamais avoir pour effet de diviser Tenvoi. 

§ 2. — Les ordres iilterieiirs mentionnes ci-dessus doivent etre donnes au inoyen d’iiiie declara- 
tion ecrite conforine au modele fixe par les cheiniiis de fer et public. 

Gelte declaration doit etre reproduite et sigiiee par rexpediteur sur le duplicata de la lettre de 
voiture. qui sera presente en menie temps au chemin de fer. La gare expeditrice eertifiera la reception 
de Fordre iilterieur en apposant son timbre a dato sur le duplicata, au-dessous de la declaration de 
Fexpediteur, ä qui ce duplicata sera alors restitue. Le chemin de fer qui se sera conforine aux ordres 
de FexpMiteur sans exiger la presentation de ce duplicata sera respousalile du prejudice cause par ce 
fait au dcstinataire ä qui ce duplicata aurait ete remis par Fexpchliteur. 

Quand Fexpediteur demaiide Faugmciitation, la diminution ou le retiait d’im rem])oursement, 
il doit produire le titre qui lui*a etc primitivenient delivre. En cas d’augmeiitation ou de diminution du 
remboursement, ce titre est, apres rectification, rendu a Finteressc; il est rctire des mains de celui-ci 
en cas de retrait du remboursement. 

Tout ordre ulterieur donne par Fexpediteur sous des fornies autres que celles qui sont prescrites 
est nul. 
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Artikel 20 

Angabe des Iiderossos an der Lieferung 

§ 1. — Für jede Sendung kann das Inlcresse an der Ideferung durch Eintragung in den Fracht- 
brief iiacli Artikel 6 § 6 cj angegeben werden. 

Der Betrag des Interesses muß in der Währung des Versandlaiides, in Goldfranken oder in einer 
anderen durcli die Farife festgesetzten Währung aiisgedrückt werden. 

§ 2, ■ — Die Gebühr für die Angabe des Interesses an der Lieferung wird für den ganzen in Be- 
tracht kommenden Durchlauf nacli den Tarifen der Versandbahn bej'cchnet. 


KAPITEL III 

Abänderung des Frachtvertrages 

Artikel 21 

Roelit des Absendiu’s zur Abänderung des Frachtvertrages 

§ 1. — Der Absender hat das Recht, den Frachtvertrag abzuändern, indem er nachträglich ver- 
fügt: 

a) daß das Gut auf dem Versandbahnhof zurückgegcbeii werden soll; 

b) daß das Gut unterwegs angehalten werden soll; 

c) daß die Ablieferung des Gutes ausgesetzt werden soll; 

d) daß das Gut einer anderen Person als dem im Fraclit])rief angegebenen Empfänger al)geliefert 
werden soll; 

e) daß das Gut auf einem anderen als dem im Frachtbrief angegebenen Bestimmungsbahnhof 
aljgelicfert oder an den Versandbahnhof ziirückgesaiidt werden soll; in diesem Falle kann der Absender 
vorschreiben, daß Frachtgut als Eilgut oder Eilgut als Frachtgut weiter- oder zurückbefördert wird, 
wenn der Anhaltebahnhof die Al)fertigungsl)efugnis für beide Beförderungsarten hat; er kann auch 
den anzuwendenden Tarif und den Beförderungsweg vorschreiben. Hat der Absender nach Artikel 17 § 2 
Kosten bis zu einem Tarifschnittpiinkt übernommen und wird die Sendung infolge der Änderung des 
Frachtvertrages nicht melir über diesen Punkt befördert, so ist vom Absender gleichzeitig eine neue 
Frankaturvorsclwift zu erteilen. Durch die neue Frankaturvorschrift darf sich jedoch keine Änderung 
der ursprünglichen Vorschrift für die l)ereits durchfalirenen Länder - mit Ausnahme der uiiler Buch- 
stabe h ) zugclassenen Al)ändcrung ergeben. 

Soweit die Tarife der Vcrsandbalm keine entgegenstelicndcn Beslimmungen entluilLen, werden 
auch Anträge auf Abänderung des Frachtvertrages angenommen, die betreffen: 

f) die Belastung mit einer Nachualimc; 

g) die Erhöhung, HerabscLzimg oder Aufhebung einer Nachnahme; 

h) die Übernahme von Kosten einer unfrankierten Sendung oder die zusätzliche Übernahme 
von Kosten nach Artikel 17 § 2. 

Andere als die ol)en erwähnten Verfügungen sind unzulässig. Die internationalen Tarife können 
jedoch vorsehen, daß der Absender noch andere als die oben erwähnten Verfügungen treffen kann. 

Die Verfügungen dürfen niemals eine Teilung der Sendung zur Folge haben. 

§ 2. — ■ Die erwähnten nacliträgliclien Verfügungen sind durcli eine scliriftlichc Erklärung nach 
dem von den Eisenbahnen festgelegten und veröffenilieliten iMuster zu erteilen. 

Diese Erklärung ist vom Absender auch auf dem Frachtbriefdoppcl, das der Eisenbahn zugleich 
mit der Erklärung vorzulegen ist, cinzii tragen und zu untersclireiben. Der Versandlialinhof bestätigt 
die Entgegennahme der nachträglichen Verfügung, indem er auf dem Frachtbriefdoppcl unterhalb der 
Erklärung des Absenders seinen Tagesstempel aufdrückt; das Dojipel ist dann dem Absender zurück- 
zugeben. Befolgt die Eisenbahn die nachträglichen Verfügungen des Absenders, ohne sich das Doppel 
verlegen zu lassen, so haftet sie für den dadurch verursachten Schaden dem Empfänger, wenn der Ab- 
sender ihm das Doppel übergeben hat. 

Verlangt der Absender die Erhöhung, Ileralisetzung oder Aufhebung einer Nachnahme, so muß 
er die ihm ausgestellte Bescheinigung vorweisen. Wird die Nachnahme erhöht oder herabgesetzt, so 
wird diese Bescheinigung nach Berichtigung dem Absender zurückgegeben. Bei Aufhebung der Nach- 
nahme wird ihm die Bescheinigung abgenouimen. 

Nachträgliche Verfügungen des Absenders, die diesen Formvoischriften nicht entsprechen, sind 
nichtig. 
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§ 3. — Le cheinin de fer ne donne suite aux ordrcs ulterieiirs donnos par Texpcditeur que lors- 
qii’ils sont transmis par la gare exj)editricc. 

Si Texpcditeiir le demande, la gare destinalaire ou la gare d’arret csl prevenue, aux frais de Tex- 
pediteur, par un telegramme ou par un avis Udeplionique einananl de la gare cxpeditrice et coiifirmes 
par ime declaralion ccritc, ou par telcscripteur. A moins que Ic tarif internal ional ou d’autres accords 
ent re les chemins de fer Interesses n’eii disposent autreinent, la gare destinalaire ou la gare d'arret 
doit executer Tordre ulterieur sans attendre la confirmotion, lorsque Ic telegramme ou l’avis tclc- 
plionique provient de la gare cxpeditrice, ce qui doit etre verifie en cas de doutc. 

§ 4. — Le droit de modifier le contrat de transport s’etcint, dans Tun des cas ci-apres, meine si 
Texpediteur est muni du duplicata de la lettre de voiture: 

a) lorsque la lettre de voiture a ete retiree par le destiiiataire; 

h) lorsque le destiiiataire a accepte la marcliandise; 

c) lorsque celui-ci a fait valoir le droit resultant pour lui du contrat de transport conforineincnt 
ä rarticle 16, § 4; 

d) lorsque le destinalaire est autorise, conformement ä Tarticlc 22, ä doniier des ordres, des que 
Tenvoi est entre dans le territoire douanier du pays de destination. 

A partir de ce moment, le chemin de fer doit se conformer aux ordres du destiiiataire. 


Artielc 22 


Droit pour lo desiiiiataire de modifier le contrat de transport 

§ 1, — Le destinataire a le droit de modifier le contrat de transport lorsque Texpediteur n’a pas 
pris ä sa Charge les frais afferents au transport dans le pays de destination, ni porte sur la lettre de 
voiture la mention prevue ä rarticle 6, § 6, lettre h), 

Les ordres que le destinataire peut donner ne portent effet que lorsque Tciivoi est entre dans le 
territoire douanier du pays de destination. 

Le destinataire peut ordonner: 

a) que la marcliandise soit arretee en cours de route; 

b) que la livraison de la marcliandise soit ajoiirnee; 

c) que la marcliandise soit livree, dans le pays de destination, ä une personne autre que le destL 
nataire iiidique sur la lettre de voiture; 

d) que les formalites exigees par les doiianes et autres autorites administratives soieiit effectuees 
selon Tun des modes prevus ä Tarticle 15, § 1, dcuxieme alinea. 

En outre et sauf dispositions contraires des tarifs internationaux, le destinataire peut ordonner; 

e) que la marcliandise soit livree, dans le pays de destination, ä une gare autre que la gare desti- 
nataire indiquee sur la lettre de voiture. Dans ce cas, il peut prescrire qu’ime expedition commencee 
en petite vitesse soit continuee en grande vitesse ou iiiversement, ä condition que la gare oü le trans- 
port a ete arrete soit ouverte aux deux Services; il peut cgalement prescrire le tarif ä appliquer et Titi- 
ncraire ä suivre. 

Des ordres autres que ceux qui sont enumcu'es ci-dessus ne sont pas admis. I.es tarifs internatio- 
naux peuvent toutefois donner au destinataire le droit d’ordonner, en sus des niodifications iiidiqiices 
ci-dessus, d autres modifications. 

Les ordres ne doivent jamais avoir pour effet de diviser l’envoi. 

§ 2. — Les ordres mentionnes ci-dessus doivent etre donnes, au moyeii duine declaration ecrite 
conforme au modele fixe par les chemins de fer et public, soit ä la gare destinataire, soit ä la gare d’cntree 
dans le pays de destination. 

Tout ordre donne par le destinalaire sous une forme autre que celle qui est prescrite est nuL 

Pour Texercice de son droit de modifier le contrat de transport, le destinataire n’a pas ä presenter 
le duplicata de la lettre de voiture. 

§ 3. — Si le destinataire le deinande, la gare qui a recu Tordre transmet celui-ci, aux frais du 
destinalaire, par un telegramme ou par un avis tedephonique, confinnes par une declaration ecrite ou 
par lelescripteur, ä la gare qui doit executer Tordre; cettc gare execute l’ordrc sans attendre la confir- 
mation, lorsque le telegramme ou l’avis telephonique i)rovienl de la gare competente, ce qui doit etre 
verifie en cas de doute. 
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§ 3. — Die Eisenbahn gibt nachträglichen Verfügungen des Absenders nur Folge, wenn sie beim 
Versandbahnhof eingereicht worden sind. 

Auf Verlangen des Absenders hat der Versandl)ahnhof den Bcstiminungs- oder Anliallebahnhof 
auf Kosten des Absenders telegraphisch, telephonisch oder fernschriftlich zu benachrichtigen; die tele- 
graphische oder telephonische IMitteihmg ist schriftlich zu bestätigen. Sofern nicht internationale Tarife 
oder andere Vereinbarungen unter den beteiligten Eisenbahnen etwas anderes bestimmen, hat jedoch 
der Bestiimnungs- oder AnhalLebahnhof die nachträgliche Verfügung aiiszuführen, ohne die schriftliche 
Bestätigung abzuwarten, wenn die telegraphische oder telephonische Mitteilung vom Versandbahnhof 
herrührt; dies ist im Zwcifelsfall zu klären. 

§ 4. — Das Recht des Absenders zur Abänderung des Frachtvertrages erlischt in den nachfol- 
genden Fällen, auch wenn er das Frachtbriefdoppel l)esitzt: 

a) wenn der Empfänger den Frachtbrief eiugelost hat, 

b) wenn der Empfänger das Gut angenommen hat, 

c) wenn der Empfänger seine Rechte aus dem Frachtvertrag nach Artikel 16 § 4 geltend ge- 
macht hat, 

d) wenn die Sendung in das Zollgebiet des Bestimmungslandes eingetreten ist, falls der Emp- 
fänger nach Artikel 22 verfügungsl)erechtigt ist. 

Von diesem Zeitpunkt an hat die Eisenbahn die Anweisungen des Empfängers zu beachten. 


Artikel 22 

Recht des Einpfängers zur Ahäiideruiig des Frachtvertrages 


§ 1. — Der Empfänger hat das Recht, den Frachtvertrag al)zuändern, wenn der Absender die 
auf die Beförderung im Bestimmungsland entfallenden Kosten nicht ül)ernommen und auch nicht den 
in Artikel 6 § 6 hj vorgesehenen Vermerk im Frachtbrief angebracht hat. 

Die Verfügungen, die der Empfänger treffen kann, werden erst wirksam, wenn die Sendung in 
das Zollgebiet des Bestimmungslandes eingetreten ist. 

Der Empfänger kann verfügen : 

a) daß das Gut unterwegs angehalten werden soll; 

h) daß die Ablieferung des Gutes ausgesetzt werden soll; 

c) daß das Gut im Bestimmungsland einer anderen Person als (hau im Frachtbrief angegebenen 
Empfänger abgeiiefert werden soll; 

d) daß die zoll- und sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften nach einem der in Artikel 15 
§ 1 zweiter Absatz vorgesehenen Verfahren erfüllt werden sollen. 

Soweit die internationalen Tarife keine entgegenstehenden Bestimmungen enthalten, kann der 
Empfänger ferner verfügen: 

e) daß das Gut im Bestimmungshind auf einem anderen als dem im Frachtbrief angegebenen 
Bestimmungsbahnhof abgeiiefert werden soll. In diesem Falle kann er vorschreiben, daß Frachtgut als 
Eilgut oder Eilgut als Frachtgul weiterbefördert wird, wenn der Anhaltebahnhof die Abfertigungs- 
befiignis für beide Beförderungsarien hat. Kr kann auch den anzuwendenden Tarif und den Beförde- 
rungsweg vorschrciben. 

Andere als die oben erwähnten Verfügungen sind unzulässig. Die internationalen Tarife können 
jedoch vorschen, daß der Empfänger noch andere als die oben erwähnten Verfügungen treffen kann. 

Die Verfügungen dürfen niemals eine Teilung der Sendung zur Folge haben. 

§ 2. — Die erwähnten Verfügungen sind durch eine schriflliche Erklärung nach dem von den 
Eisenbahnen festgclegten und veröffentlichten Muster dem Bestimmungsbahnhof oder dem Eintritts- 
bahnhof in das Bestimmungsland zu erteilen. 

Verfügungen des Empfängers, die diesen Formvorschriften nicht entsprechen, sind nichtig. 

Zur Ausübung seines R.echtes zur Abänderung des Frachtvertrages braucht der Empfänger das 
Frachtbrief doppel nicht vorzulegen. 

§ 3. — Auf Verlangen des Empfängers hat der Bahnhof, dem die Verfügung zugegangen ist, 
diese auf Kosten des Empfängers telegraphisch, telephonisch oder fernschriftlich an den Bahnhof 
weiterzuleiten, der die Verfügung ausführen soll; die telegraphische oder telephonische Mitteilung ist 
schriftlich zu bestätigen. Der Bahnhof, der eine solche Mitteilung erhallen hat, hat jedoch die Verfügung 
auszuführen, ohne die schriftliche Bestätigung abzuwarten, wenn die telegraphische oder telephonische 
Mitteilung vom zuständigen Bahnhof herrührt; dies ist im Zweifelsfall zu klären. 
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§ 4, — Le droit pour le destinataire de modifier le contrat de Iransport s’ctciiit dans Tun des 
cas ci-apres: 

a) lorsqu’il a retirc la lettre de voiture; 

b) lorsqii’il a accepte la marchandise; 

c ) lorsqu’il a fait valoir les droits resultant pour lui du contrat de transport conformement ä 
Tarticle 16, § 4; 

d) lorsque la personne designee par lui conformement au § 1, lettre cj, a retire la lettre de voiture 
ou lorsqu’elle a fait valoir ses droits conformement a rarticle 16, § 4. 

§ 5. — Si le destinataire a ordonne de livrer la marchandise ä une autre persoime, celle-ci n’est 
pas autorisee ä modifier le contrat de transport. 


Artielc 23 

Exccution des ordres ulterieurs 

§ 1. — Le chemin de fer ne peut se refuser a rexecution des ordres qui lui sont donnes en vertu 
des articles 21 ou 22, ni apporter de retard dans cette execution, sauf dans les cas ci-apres: 

a) rexecution n’est plus possible au moment oü les ordres parviennent ä la gare qui doit les 
executer ; 

b) rexecution est de nature ä pertiiri)er le Service regulier de l’exploitation; 

c) rexecution est en Opposition, lorsqu’il s’agit d’un changement de la gare destinataire, avec 
les lois et reglements en vigueur siir l’un des territoires ä parcourir, notamment au point de vue des 
prescriptions des douanes et aiitres aiitorites administratives; 

d) valeur de la marchandise, lorsqu’il s’agit d’un changement de la gare destinataire, ne 
couvre pas, selon toute prevision, tous les frais dont cette marchandise sera grevee ä harrivee ä sa nou- 
velle destination, a moins que le montant de ces frais ne soit payc ou garanti immediatement. 

Dans les cas vises ci-dessus, celui qui a donne des ordres ulterieurs est avise le plus tot possible 
des empechements qui s’opposent a l’execution de ses ordres. 

Si le chemin de fer n’est pas ä meine de prcvoir ces empechements, celui qui a donne des ordres 
ulterieurs supportc toutcs les consequences resultant du commencernent d’ execution de ses ordres. 

§ 2. — Si l’ordre ulterieur prescrit de livrer la marchandise a une gare intermediaire, le prix de 
transport est calcule de la gare expeditrice jusqu’a cette gare intermediaire. Si toutefois la marchandise 
a dejä etc transportee au dela de la gare intermediaire, le prix de transport est calcule de la gare expe- 
ditrice jusqii’ä la gare d’arret et de celle-ci jusqu’ä la gare intermediaire. 

Si l’ordre ulterieur prescrit de transportcr la marchandise sur une autre gare destinataire ou de 
la retourner ä la gare expeditrice, le prix de transport est calcule de la gare expeditrice jusqu’a la gare 
d’arret et de celle-ci jusqu’ä la nouvelle gare destinataire ou jusqu’ä la gare expeditrice. 

Les tarifs applicables sont ceux qui sont en vigueur sur chacim de ces parcours au jour de la con- 
chision du contrat de transport. 

Les dispositions qui prccedent sont applicables par analogie aux frais accessoires et autrcs frais. 

§ 3. — Les frais nes de rexecution d’un ordre de rexpediteur ou du destinataire, ä l’exception de 
ceux qui resultent d’une faute du chemin de fer, grevent la marchandise. 

§ 4. ■ — Sous reserve des dispositions du § 1, le chemin de fer est responsable, en cas de faute de 
sa part, des consequences de rinexecution ou de l’execution inexacte d’un ordre donne en vertu des 
articles 21 ou 22. Toutefois, l’indemnite qu’il aura ä payer nc devra jamais etre superieure ä cclle qui 
serait due en cas de perte de la marchandise. 


AiUicde 2i 

Enipcehomonts au transport 

§ 1. — En cas d’empccheinents au transport, il appartient au chemin de fer de decider s’il est 
preferable de transportcr d’office la marchandise en modifiant l’itineraire ou s’il convient, dans l’interet 
de Texpediteur, de lui demander des instructions en lui fournissant les informations utiles dont le chemin 
de fer dispose. Sauf faute de sa part, le chemin de fer est fonde ä percevoir le prix de transport applicable 
par l’itineraire emprunte et dispose des delais correspondants ä cct itineraire, meme s’ils sont plus longs 
que par l’itineraire primitif. 
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§ 4. — Das Recht des Empfängers zur Abänderung des Fraclitvcrtrages erlischt in den nachfol- 
genden Fällen: 

a) wenn er den Frachtbrief eingelöst hat; 

h) wenn er das Gut angenommen hat; 

c) wenn er seine Rechte aus dem Frachtvertrag nach Artikel 16 § 4 geltend gemacht hat; 

d) wenn die von ihm durch eine Verfügung nach § 1 cj bezeichnete Person den Frachtbrief ein- 
gelöst oder ihre Rechte nach Artikel 16 § 4 geltend gemacht hat. 

§ 5. — Hat der Empfänger verfügt, daß das Gut einer anderen Person al)zuliefern ist, so ist diese 
nicht berechtigt, den Frachtvertrag abzuändern. 


Artikel 

Ausführiiiicj der naehträglielien Verfügungen 

§ 1. — Die Eisenbahn darf die Ausführung der ihr nach Artikel 21 oder 22 erteilten Verfügungen 
nur dann verweigern oder hinausschieben, wenn: 

a) ihre Ausführung in dem Zeitpunkt nicht mehr möglich ist, in dem sie dem Bahnhof ziigehen, 
der sie auszu führen hätte; 

b) durch ihre Ausführung der regelmäßige Beförclerungsdienst gestört würde; 

c) ihrer Ausführung bei Änderung des Bestimmungsbahnhofs die Gesetze oder Vorschriften eines 
der an der Beförderung beteiligten Staaten, insl)csondere zoll- und sonstige verwaltungsbehördliche 
Vorschriften entgegenstehen ; 

d) bei Änderung des Bestimmungsbahnhofs der Wert des Gutes voraussichtlich die Gesamt- 
kosten bis zum neuen Bestimmungsbahnhof nicht deckt, es sei denn, daß der Betrag dieser Kosten 
sofort entrichtet oder sichergestellt wird. 

In diesen Fällen ist derjenige, der nachträglich verfügt hat, so bald wie möglich von den Hinder- 
nissen zu verständigen, die der Ausführung seiner Verfügung entgegenstehen. 

Konnte die Eisenbahn diese Hindernisse nicht voraussehen, so trägt derjenige, der nachträg- 
lich verfügt hat, alle Folgen, die sich daraus ergeben, daß die Eisenbahn seine Verfügung auszuführen 
begonnen hat. 

§ 2. — Ist nachträglich verfügt worden, daß das Gut auf einem Unterwegsbahnhof abgeliefert 
werden soll, so wird die Fracht für die Beförderung vom VersandI)ahnhof bis zum Unterwegsbahnhof 
berechnet. Ist jedoch das Gut bereits über den Unterwegsbahnhof hinaus befördert worden, so wird 
die Fracht für die Beförderung vom Versandbahnhof bis zum Anhaltebahnhof und von diesem zurück 
bis zum Unterwegsbahnhof berechnet. 

Ist nachträglich verfügt worden, daß das Gut nach einem anderen Bestimmungsbahnhof beför- 
dert oder nach dem Versandbahnhof ziirückgesandt werden soll, so wird die Fracht für die Beförderung 
vom \ ersandbahnhof bis zum Anhaltebahnhof und von diesem I)is zum neuen Bestimmungsbahnhof 
beziehungsweise zum Versandbahnhof berechnet. 

Auf diese Beförderungen sind die am Tage des Abschlusses des Frachtvertrages für jede Teil- 
strecke gültigen Tarife anzuwenden. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die Nebengebühren und anderen 
Kosten. 

§ 3- — Die Kosten, die durch die Ausführung der Verfügung des Absenders oder des Empfängers 
entstehen, haften auf dem Gute, mit Ausnalime derjenigen, die auf ein Verschulden der Eisenbahn 
zurückzuführen sind. 

§ 4. — Sofern der Eisenbahn ein Verschulden zur Last fällt, haftet sie unter VorI)chalt der Be- 
stimmungen des § 1 für die Folgen, die dadurch entstehen, daß sie eine Verfügung nach Artikel 21 oder 
22 unrichtig oder überhaupt nicht ausführt. Sie hat aber in keinem Fall einen höheren Schadenersatz 
zu leisten als I)ei Verlust des Gutes. 


Artikel 24 

Beförderungshindoriiisse 

§ 1* — Bei Beförderungshindernissen hat die Eisenbahn zu entscheiden, ob es zweckmäßig ist, 
das Gut ohne weiteres unter Abänderung des Beförderungsweges weiterzuleiten, oder ob es im Inter- 
esse des Abseriders liegt, ihn um Anweisung zu ersuchen, wobei sie ihm alle nützlichen Angaben mitteilt, 
über welche sie verfügt. Trifft die Eisenbahn kein Verschulden, so kann sie die Fracht über den tat- 
sächlichen Beförderungsweg erheben und die entsprechende Lieferfrist beanspruchen, auch wenn diese 
länger ist als über den ursprünglichen Beförderungsweg. 
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j 2. — S’ii n’y a ])as d’autre voie de transport ou si, pour dhuitres inolifs, la coutiaiiation du 
trans]U)ri ii’cst pas possible, Ic clieiniu de for demaiide des instruclious a rcxpihlitcur; toutefois, cettc 
deiuaiide ii’cst pas obligatoirc pour le chcmin de fer dans le cas d’oinpechement temporaire resiiltant 
des circonstanccs prevues a Tarticle 5, § h 

§3. — Uexpchliteur peiit doiiner daus la lollre de voiliire des inslrueiions pour le cas oü uii 
einpexdiemcnt au transport se pri^enterait. 

Si, d’apres l’apprcxiation du chemin de fer, ces inslrueiions ne peuveiil pas elrc executees, le 
chemin de fer dcinande de nouvellcs inslriictions a rexpediteiir. 

§ 4. — L’expediteur avise d’un einpecheiueiil au transport i)eut donner ses instructions soit a la 
gare expedilrice, seit a la gare oü se trouve la niarchandise, S'il modifie la designation du deslinataire 
ou de la gare deslinataire ou shl donne ses inslrueiions a unc gare autre que la gare expedilrice, il doit 
inscrire ses inslnietions sur le duplieala de la kdlre de voilure qui doit etre pixkente. 

vSi le eheinin de fer donne suite aux inslrueiions de rexpediteiir saus avoir exige la Präsentation 
du duplieala de la letlro de voiture et si ec duplieala a ete transniis au destinalaire, le eheinin de fer 
est responsable cnvcrs eelui-ei du dommage pouvanl en resnller, 

§ 5. — Si rexpedileiir avise d*iin einpeehomenl au transport ne donne pas, dans iin delai raisoii- 
nal)le, des inslrueiions exeeulahles, il sera proeede eonforinehnent aux regleiucnls relalifs aux euipeehc- 
ineiits a la livraison en vigueur sur le elioniiu de fer sur lequel la inarehaudise a tde retenue. 

Si la inarehaudise a tde vendue, le produit de la venle, deduelion faite des frais grevant la mar- 
cliandise, doit elre lenu a la disposilioii de rexpedileiir. Si le produit est infehieur aux frais grevant la 
inarehaudise, rexpedileiir doil payer la difference. 

§ n. — Si renqu'eheinenl au Iransporl vient a cesser avant l’arrivec des inslrueiions de l’expe- 
dileur, la marcliandise est dirigec sur sa deslination saus atlendrc ces instructions et rexpixliteur en 
est prevenii le plus tot possilde. 

§ 7. — Si rempeehenieiit au Iransporl iiilervienl apres que le deslinataire a modifie le coatrat 
de transport en vertu de Tarlicle 22, le chemin de fer est tenu d’aviser ce deslinataire, ä qui les disposi- 
tioiis des §§ 1, 2, 5 et 0 sont applicables par analogie. Celui-ci n’est pas tenu de presenter le duplicata 
de la lettre de voiture. 

§ 8. — Les clisposilions de rai liclc 23 sont a]q)licables aux Iransports effectuLs en vertu du pre- 
sent article. 


Artielc 25 

Empeelieiiieuts ä la livraison 

§ 1. — En cas d’emjiecliements a la livraison de la marcliandise, la gare deslinataire doit en 
prevenir saus delai rexpediteiir par rentrenüse de la gare expMitrice et lui demander des instructions. 
L’expediteur doit tkre avise saus entremise de la gare expedilrice, soit par ecrit, soit par telegraphe, 
soit par telescriptcur, quand il l’a demande dans la lettre de voiture. Les frais de cet avis grevent la 
marchandise. 

Si rempecliement a la livraison vient a cesser avant Tarrivee des instructions de rexpediteiir a 
la gare deslinataire, la marcliandise est livice au deslinataire. Avis de cette livraison doit etre donne 
saus däai ä rexpediteiir par unc lettre recomniandec; les frais de cet avis grevent la marcliandise. 

Si le deslinataire refuse la marcliandise, rcxpikliteur a le droit de donner des instructions, meine 
s’il ne peut pas produire le duplicata de la lettre de voiture. 

L’expediteiir peut aussi demander, dans la lettre de voiture, que la marcliandise lui soit retour- 
iiee d’office s’il survient iin empechement a la livraison. En dehors de ce cas, la marcliandise ne peut 
etre rctournee a rexpediteiir saus soll consentement expres. 

A moins que les tarifs n’en disposent autremciit, les instniclions de rexpedileiir doiveiit etre 
doimees par rintennediaire de la gare expedilrice. 

§ 2. — Pour tont ce qui n’est pas prevu au § 1 et sous reserve des clisposilions de l’article 45, le 
mode de proceder, dans le cas crempccliemeiit ä la livraison, est determine par les lois et reglemcnts qui 
sollt en vigueur sur le chemin de fer Charge de la livraison. 

Si la marcliandise a cHe vendue, le produit de la venle, deduction faite des frais grevant la mar- 
cliandise, doil etre tenu a la dispositioii de rexpchlileur. Si le produit est infehieur aux frais grevant la 
marcliandise, rexpedileiir doit payer la difference. 

§ 3. — Si rempecliement a la livraison inlervient apres que le deslinataire a modifie le contrat 
de transport en vertu de i’article 22, le chemin de fer est tenu d'aviser ce deslinataire, ä qui le § 2, 
cleuxieine alinea, est applicalde par analogie. 

§ 4. • — Les disposilions de l’articlc 23 sont applicables aux transporls effeclues en vertu du pre- 
sent article. 
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§ 2. — ' Ist kein anderer Beförderungsweg vorhanden oder ist die Weiterbeförderung aus anderen 
Gründen nicht möglich, so ersucht die Eisenbahn den Absender um Anweisung; bei nur vorübergehen- 
der Behinderung infolge der in Artikel 5 § 4 bezeichncten Umstände ist jedoch die Eisenbahn zur Ein- 
holung der Anweisung nicht verpflichtet. 

§ 3. — Der Absender kann im Frachtbrief für den Fall, daß ein Beförderungshindernis eintreten 
sollte, Anweisungen geben. 

Können diese Anweisungen nach dem Ermessen der Eisenbahn nicht aiisgeführt werden, so holt 
sie neue Anweisungen des Al)senders ein. 

§ 4. — Der Absender kann auf die Benachrichtigung von einem Beförderungshindernis hin seine 
Anweisung dem Yersandbahnhof oder dem Bahnhof erteilen, wo sich das Gut befindet. Ändert er 
die Person des Empfängers oder den Bestimmungsbahnhof oder erteilt er die Anweisung einem anderen 
Bahnhof als dem Versandbahnhof, so jnuß er die Anweisung in das Fraclitbriefdoppel eintragen und 
dieses vorlegen. 

Befolgt die Eisenl)ahn die Anweisung des A])senders, ohne sich das Frachtbriefdoppel vorlegen 
zu lassen, und wurde es dem Empfänger ül)ei’gel)en, so haftet sie diesem für einen daraus entstellenden 
Schaden. 

§ 5. — Erteilt der A])sender auf die Benachrichtigung von einem Beförderungshindernis hin 
innerhalb angemessener Frist keine ausführ])are Anweisung, so ist nach den Bestimmungen ül)er Al)- 
lieferungshindernisse zu verfahren, die für die Eisenbahn gellen, auf deren Strecken das Gut angehalten 
worden ist. 

Ist das Gut verkauft worden, so ist der Erlös nach Abzug der auf dem Gute haftenden Kosten 
dem Absender zur Verfügung zu stellen. Ist der Erlös geringer als die auf dem Gute haftenden Kosten, 
so hat der Absender den Unterschied zu bezahlen. 

§ 6. — Fällt das Beförderungshindernis vor Eintreffen einer Anweisung des Absenders weg, so 
ist das Gut nach dem Restimmungsl)ahnbof weiterzul)efördern, olme daß Anweisungen abgewartet 
werden; der Al)sender ist hiervon so l)ald wie möglich zu benachrichtigen. 

§7. — Tritt das Beförderungshindernis ein, nachdem der Empfänger den Frachtvertrag nach 
Artikel 22 al)geändert hat, so liat die Eisenbahn diesen Empfänger zu benachrichtigen; die Bestim- 
mungen der §§ 1, 2, 5 und 6 gelten sinngemäß für ihn. Er ist nicht verpflichtet, das Frachtbriefdoppel 
vorzulegen. 

§ 8. — Für die nach diesem Artikel ausgeführten Beförderungen gelten die Bestimnuiugeii des 
Artikels 23. 


Artikel 25 

Abliefeniiigshiiidoniissc 

§ 1, — Bei Ai)]ieferimgshindernisseii hat der Bestimmungs1)ahnhof den Absender davon durch 
Vermittlung des Versandbahnhofs unverzüglich in Kenntnis zu setzen und seine Anweisung einzu- 
holen. Der Absender ist ohne Vermitllung des Verscändbalmliofs schriftlich, telegraphisch oder fern- 
schriftlich zu benachrichtigen, wenn er dies im Frac]itl)rief verlangt liat. Die Kosten der Benachrich- 
tigung haften auf dem Gute. 

Entfällt das Ablieferungshindernis, bevor eine Anweisung des A])seiKlcrs iin Bestiinmungsbahii- 
hof eingetroffen ist, so ist das Gut dein Empfänger al)zuliefern. Der Absender ist von dieser Ablieferung 
unverzüglich durch eingeschriebenen Brief zu benachrichtigen. Die Kosten der Benachrichtigung 
haften auf dem Gute. 

Verweigert der Empfänger die Annahme des Gutes, so steht dem Absender das Anweisungsrecht 
auch dann zu, wenn er das Frachtbriefcloppel nicht vorweisen kann. 

Der Absender kann iin Frachtbrief auch verlangen, daß ihm das Gut bei Eintritt eines Abliefe- 
rungshindernisses ohne weiteres zurückgesandt werden soll. Sonst darf das Gut nur mit seinem aus- 
drücklichen Einverständnis ziirüekgesandt werden. 

Sofern die Tarife nichts anderes bestimmen, müssen die Anweisungen des Absenders durch Ver- 
mittlung des Versandl)almhofs gegeben werden. 

§ 2. — Soweit in § 1 nichts vorgesehen ist und vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 45 
richtet sich das Verfahren bei x\blieferungshindernissen nach den für die abliefernde Eisenbahn gelten- 
den Gesetzen und Vorschriften. 

Ist das Gut verkauft worden, so ist der Erlös nach Abzug der auf dem Gute haftenden Kosten 
dem Absender zur Verfügung zu stellen. Ist der Erlös geringer als die auf dem Gute haftenden Kosten, 
so hat der Absender den Unterschied zu bezahlen. 

§ 3. — Tritt das Ablieferungshindernis ein, nachdem der Empfänger den Frachtvertrag nach 
Artikel 22 abgeändert hat, so hat die Eisenbahn diesen Empfänger zu benachrichtigen. Die Bestiiu- 
miingen des zweiten Al)satzes des § 2 gelten sinngemäß für ihn, 

§ 4. — Für die nach diesem Artikel aiisgeführt en Beförderungen gelten die Bestimmungen des 
Artikels 23. 
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Titre III 

Responsabilite. Actions 


CHAPITRE PREMIER 

Responsabilite 


Articlc 2G 


Responsabilite eolleetivc des cliemins de fer 

§ 1. — Le chemin de fer qui a accepte la marchandise au transport, avec la lettre de voiture, est 
responsable de l’execution du transport sur le parcours total jusqu'ä la livraison. 

§ 2. — Chaque chemin de fer subsequent, par le fait meme de la prise en Charge de la marclian^ 
dise avec la lettre de voiture primitive, participe au contra l: de transport, conformement aux stipula- 
tions de ce document, et assume les obligations qui en resultent sans prejudice des dispositions de 
l’article 43, § 3, concernarit le chemin de fer destinalaire. 


Articlc 27 

Etendue de la responsabilite 

§ 1. ■ — -Le chemin de fer est responsable du clepassement du dedai de livraison, du dommage 
resultant de la perte totale ou partielle de la marchandise, ainsi que des avaries qu’elle subit ä partir 
de racceptatioii au transport jusqu’a la livraison. 

§ 2. — Le chemin de fer est decharge de cette responsabilite si le depassemeiit du delai de livrai- 
son, la perte ou l’avarie a eu poiir cause une faute de l’ayant droit, un ordre de celui-ci ne resultant pas 
d’une faute du chemin de fer, un vice propre de la marchandise (deterioration interieure, dechet, etc.) 
ou des cireonstances que le chemin de fer ne pouvait pas eviter et aux eonsequences desquelles il ne 
pouvait pas obvier. 

§ 3. ■ — Le chemin de fer est decharge de cette responsabilite, lorsqiie la perte ou l’avarie resulte 
des risques particuliers inhements ä un ou plusieurs des faits ci-apres; 

a) transport effectue en wagon decouvert en vertu des dispositions applicables ou d’accords 
conelus avec l’expediteur et indiques dans la lettre de voiture; 

b) absence ou defectuosite de remballage pour les marcliandises exposees par leur nature ä des 
dcchets ou avaries quand elles ne sont pas emballees ou sont mal emballces; 

c) operations de chargement par rexpediteiir ou de deehargement par le destinataire en vertu 
des dispositions applicables ou d’accords eonclus avec rexpediteiir et indiques dans la lettre de voiture, 
ou d’accords conclus avec le destinataire; 

— chargement dans un wagon qui presente un vice apparent pour Texpediteur oii chargement 
defectueux, lorsque ce cliargemcnt a ete effectue par Fexpediteur en vertu des dispositions applicables ou 
d’accords conclus avec l’expediteur et indiques dans la lettre de voiture; 

d) accomplissement par Fexpediteur, le destinataire ou un mandataire de Fun d’eux, des forma- 
lites exigees par les douanes ou autres autorites administratives; 

e) nature de certaines marcliandises exposees par des causes inherentes ä cette nature meine 
soit a la perte totale ou partielle, soit ä Favarie, notamnicnt par bris, rouille, deterioration interieure 
et spontanee, dessiccation, deperdition; 

f) expedition sous une denomination irreguliere, inexacte ou incomplete d’objets exclus du 
transport; expedition sous une denomination irreguliere, inexacte ou incomplete ou inobservation 
par Fexpediteur des mesures de precaution prcscrites pour les objets admis sous conditions; 

g) transport d’animaux vivants; 

h) transport des envois qui, en vertu de la presenle Convention, des dispositions applicables ou 
des accords conclus avec Fexpediteur et indiques dans la lettre de voiture, doivent etre effectiies sous 
escorte, en tant que la perte ou Favarie resulte d’un risque que Fcscorte avait pour but d’eviter. 
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Titel in 

Haftung. Ansprüche 

KAPITEL I 

Haftung 


Artikel 26 

HaftuiHjsyonieinscliaft der Eisenbahnen 

§ 1. — Die Eisenbahn, die das Gut mit dem Frachtbrief zur Beförderung angenommen hat, 
haftet für die Ausführung der Beförderung auf der ganzen Strecke bis zur Ablieferung. 

§ 2. ^ — Jede folgende Eisenbahn tritt dadurch, daß sic das Gut mit dem bei der Auflieferung 
ausgestellten Frachtbrief übernimmt, in den Frachtvertrag nach Maßgabe des Frachtbriefes ein und 
übernimmt die sich daraus ergebenden Verpflichtungen; die die Empfangsbahn betreffende Bestim- 
mung des Artikels 43 § 3 bleibt unberührt. 


Arlikel 27 

Umfang der Haftung 

§ 1. — Die Eisenbahn haftet für die Überschreitung der Lieferfrist und für den Schaden, der 
durch gänzlichen oder teihveisen Verlust oder durch Beschädigung des Gutes in der Zeit von der An- 
nahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entsteht. 

§ 2. — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung befreit, wenn die Überschreitung der Lieferfrist, 
der Verlust oder die Beschädigung durch ein Verschulden des Berechtigten, durch eine nicht von der 
Eisenliahn verschuldete Anweisung des Berechtigten, durch besondere Mängel des Gutes (inneren Ver- 
derb, Schwinden usw.) oder durch Umstände verursacht worden ist, welche die Eisenbahn nicht ver- 
meiden und deren Folgen sie nicht abwenden konnte. 

§ 3. — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung befreit, wenn der Verlust oder die Beschädigung 
aus der mit einer oder mehreren der nachbenannten Tatsachen verbundenen besonderen Gefahr ent- 
standen ist: 

a) Beförderung in offenen Wagen nach den maßgebenden Bestimmungen oder nach einer in 
den Frachtbrief aufgenommenen Abmachung mit dem Absender; 

b) Fehlen oder Mängel der Verpackung bei Gütern, die ihrer Natur nach liei fehlender oder 
mangelhafter Verpackung Verlusten oder Beschädigungen ausgesetzt sind; 

c) Verladen der Güter durch den xVbsender oder Ausladen durch den Empfänger nach den maß- 
gebenden Bestimmungen oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Abmachung mit dem 
Absender oder nach einer Abmachung mit dem Empfänger; 

— Verladen in Wagen mit für den Absender offensichtlichen Mängeln oder mangelhafte Verladung, 
sofern die Verladung nach den maßgebenden Bestimmungen oder nach einer in den Frachtbrief aufge- 
nommenen Abmachung mit dem Absender durch diesen vorgenommen wurde; 

d) Erfüllung der zoll- oder sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften durch den Absender, 
den Empfänger oder einen Beauftragten; 

e) natürliche Beschaffenheit gewisser Güter, derzufolge sie gänzlichem oder teilweisem Verlust oder 
Beschädigung, insbesondere durch Bruch, Rost, inneren Verderb, Austrocknen, Verstreuen, ausge- 
setzt sind; 

f) Aufgabe unter unrichtiger, ungenauer oder unvollständiger Bezeichnung der von der Be- 
förderung ausgeschlossenen oder nur bedingungsweise zugelassenen Gegenstände oder Nichtbeach- 
tung der vorgeschriebenen Vorsichtsmaßnahmen für bedingungsweise zur Beförderung zugelassene 
Gegenstände durch den Absender; 

g) Beförderung von lebenden Tieren; 

h) Beförderung von Sendungen, die auf Grund dieses Übereinkommens, nach den maßgebenden 
Bestimmungen oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Abmachung mit dem Absender 
begleitet werden müssen, sofern der Verlust oder die Beschädigung aus einer Gefahr entstanden ist, 
welche durch die Begleitung abgewendet werden sollte. 
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Artiele 28 

Charge de la preuve 

§ 1. — La preuve que Ic depassenient du delai de livraison, la perle ou ravavic a cu pour cause 
1111 des faits pren^us ä l’article 27, § 2, iiicoinbe au clieinin de fer. 

§ 2. — Lorsque Ic cheiniii de fer etablit que, eu egard aiix circonstances de fall, la perle ou 
l’avarie a pu resulter dhin ou de plusieurs des risques particiiliers previis ä Tarliele 27, § 3, il y a pre- 
somption qu’elle en resulte. L’ayant droit conserve toiitefois le droit de faire la preuve que le doinniage 
n*a pas eu pour cause, totalement ou partiellement, Tun de ces risques. 

Cette presomption n’est pas applicable dans le cas prevu ä rarlicle 27, § 3, lettre a)^ s’il y a 
manquant d’une importance anormale ou perte de colis. 


Arlielc 20 

Presomption en cas de reexpedition 

§ 1. — Lorsqu’im envoi expedie aux conditions de la presente Convention a ete reexpedie aux 
condilions de la möme Convention et qu’une perte partielle ou une avarie est constatee apres la reexpe- 
dition, il y a presomption qu’elle s’est produite au cours du dernier contrat de transport si les conditions 
siiivantes sont remplies: 

a) l’envoi est reste toujours sous la garde du cliemin de fer; 

h) l’envoi a ete reexpedie tel qu’il est arrive a la gare de reexpedition. 

§ 2. — La meine presomption est applicable lorsque le contrat de transport anterieur ä la reex- 
pedition n’etait pas soinnis a la presente Convention, ä condition que cette Convention eüt ete appli- 
cable en cas d’expculition directe entre la premiere gare expeditrice et la derniere gare destinataire. 


Artiele 30 

Presomption de perte de la marchandise. Cas ou eile est retrouvee 


§ 1. — L’ayant droit peut, saus avoir ä foiirnir d’autres preiives, considerer la marchandise 
comme perdiie quand eile n’a pas ide livree au destinataire ou tenue a sa disposition dans les trente 
jours qui suivent rexiiiration des delais de livraison. 

§ 2. — L’ayant droit, en recevant le paiement de rindemnite pour la marchandise perdiie, peut 
deinander, par ecrit, a etre avise sans delai dans le cas oü la marchandise serait retrouvee au cours de 
rannec qui suivra le paiement de rindemnit(:\ Il lui est doiinc acte par ecrit de cette demande. 

§ 3. — Daus le delai de trente jours qui suit la rcceptiou de cct avis, l’ayant droit peut exiger 
que la marchandise lui soit livree ä Tune des gares du parcours, contre paiement des frais afferents au 
transport depiiis la gare expculilrice jusqii’ä cellc oü a lieii la livraison et contre restitution de rindem- 
nite qu’il a re^ue, dediiction faite, eventuellement, des frais qui auraient ete compris dans cette indem- 
nite, et sous reserve de toiis droits a rindemnite pour depassement du delai de livraison prc^uie a l’ar- 
ticle 34 et, s’il y a Heu, a l’article 36. 

§ 4. — A defaut soit de la demande prevue au § 2, soit d’inslruclions donnees dans le delai de. 
trente jours prevu au § 3, ou encore si la marchandise n’a ete retrouvee que plus d’un an apres le paie- 
ment de rindemnite, le chemin de fer en disposc conforinement aux lois et reglements de l’Etat dont il 
releve. 


Artiele 31 

Montant de Pindemiiite en cas de perte de la marchandise 

§ 1. — Quand, en vertu des dispositions de la presente Convention, iine indemnile pour perte 
totale ou partielle de la marchandise est inisc a la eharge du chemin de fer, eile est calculec; 
d’apres le cours ä la bourse, 
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Artikel 28 
Bewoijslast 

§ 1. — Der Beweis, daß die Überschreitung der Lieferfrist, der Verlust oder die Beschädigung 
durch eine der in Artikel 27 § 2 erwähnten Tatsaclieii verursacht worden ist, obliegt der Eisenbahn. 

§ 2. ^ — Legt die Eisenl)ahn dar, daß nach den Umständen des Falles ein Verlust oder eine 
Beschädigung aus einer oder mehreren der in Artikel 27 § 3 erwähnten l)esonderen Gefahren entstehen 
konnte, so wird vermutet, daß der Schaden hieraus entstanden ist. Der Berechtigte hat jedoch das Recht 
nachzuweisen, daß der Schaclen nicht oder nicht ausschließlich aus einer dieser Gefahren entstanden ist. 

Diese Vermutung gilt im Falle des Artikels 27 § 3 nj nicht bei außergewöhnlich großem Abgang 
oder bei Verlust von ganzen Stücken. 


Artikel 29 

Vermntuncf bei Ncuaufgabe 

§ 1. — Wurde eine nach den Bestimmungen dieses Übereinkommens beförderte Sendung nach 
den Bestimmungen desselben Übereinkommens neu aufgegeben und wird nach der Neuaufgabe ein 
teilweiser Verlust oder eine Beschädigung festgestellt, so wird vermutet, daß der teilweise Verlust oder 
die Beschädigung während des letzten Frachtvertrages eingetreten ist, sofern die Sendung: 

a) stets im Gewahrsam der Eisenbahn verblieben ist ; 

h) unverändert in dem Zustand neu aufgegeben worden ist, in dem sie im Bahnhof der NeiiauL 
gäbe angekommen ist. 

§ 2. — Die gleiche Vermutung gilt, wenn der der Neiiaiifgabe vorangehende Frachtvertrag nicht 
diesem Ül)creinkommen unterstellt war, sofern bei direkter Aufgabe vom ursprünglichen Versand- 
l)ahnhof bis zum letzten Bestimmungsbahnhof dieses Übereinkommen anziiwenden gewesen wäre. 


Artikel 30 

Vermut img für den Verlust des (jiites. Wiederaiiifiiiden des Gutes 

§ 1. ““ Der Berechtigte kann das Gut ohne weiteren Nachweis als verloren l)ctra(diten, wenn es 
nicht binnen 30 Tagen nach Ablauf der Lieferfrist dem Empfänger abgeliefert oder zur Verfügung ge- 
stellt worden ist. 

§ 2. — Der Berechtigte kann i)ei Empfang der Entschädigung für das verlorene Gut schriftlich 
verlangen, daß er unverzüglich benachrichtigt wird, wenn das (nit i)imien einem Jahr nach Zahlung 
der Entschädigung wieder aufgefunden wird. Über dieses Verlangen ist ilini eine Bescheinigung zu er- 
teilen. 


§ 3. — Der Berechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang der Nachricht verlangen, daß ihm 
das Gut auf einem Bahnhof der Beförderungsstrecke abgcliefert wird; er hat dann die Kosten für die 
Beförderung des Gutes vom Versandbahnhof l)is zu dem Bahnhof zu bezahlen, auf dem das Gut abge- 
liefert wird, und die erhaltene Entscliädignng, al)züglich der ihm etwa erstatteten, in dieser Entschä- 
digung enthaltenen Kosten, zurückzuzalilen; seine Ansprüche auf Entschädigung wegen Überschrei- 
tung der Lieferfrist nach Artikel 34 und geget)enenfalls Artikel 36 bleit)en Vorbehalten. 

§ 4. — Wird das in § 2 erwähnte Verlangen nicht gestellt oder ist keine Anweisung in der in § 3 
bezeichneten Frist von 30 Tagen erteilt worden oder wird das Gut später als ein Jahr nach Zahlung 
der Entschädigung wieder aufgefuiulen, so kann die Eisenl)ahn nach den Gesetzen oder Vorschriften 
ihres Staates darüber verfügen. 


Artikel 31 

Ilüho der Eiitsehädigimg bei Verlust des Gutes 

§ 1. — Hat die Eisenbahn auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens Entschädigung 
für gänzlichen oder teilweisen Verlust des Gutes zu leisten, so wird die Entschädigung berechnet: 
nach dem Börsenpreis, 
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ä defaut de cours, d’apres le prix courant sur le marche, 

a defaut de Tun et de rautre, d’apres la valeiir usuelle. 

Ces elements de calcul se rapporteilt aux inarchandises de meines iiature et qiialite, au lieii et ä 
l’epoque oü la marchandise a ete acceptee au transport. 

Toutefois, l’indemnite ne peut depasser 50 francs par kilogrammc de poids brut manquant, sous 
reserve des limitations prevues ä l’article 35. 

Sont en outre restitiies le prix de transport, les droits de douane et les aiitres sommes deboursees 
ä Toccasion du transport de la marchandise perdiie, sans autrcs dommages-interets, 

§ 2. — Lorsque les elements qui servent de base au calcul de rindemnite ne sont pas exprimes 
dans la monnaie de l’Etat oü le paiement est reclame, la conversion est faite d’apres le cours aux jour 
et lieu du paiement de rindemnite. 


Artick 32 

Rcstrielions de la responsabilite eii cas de decket de route 

§ 1. — En ce qui concerne les marcliandises qui, en raison de leur nature, subissent generalement 
un decket de route par le seul fait du transport, le chemin de fer ne repond que de la partie du decket 
de route qui depasse la tolerance determince comme suit, quel que soit le parcours effectue: 

a ) deux pour cent du poids pour les inarchandises liquides ou remises au transport ä l’etat humide 
ainsi que pour les marchandises siiivantes: 

Bois de reglisse, 

Bois de teinture räpes ou inouliis, 

Champignons frais, 

Charbons et cokes, 

Cornes et onglons, 

Grins, 

Cuirs, 

Dechets de peaux, 

Ecorces, 

Feuilles de taiiac fraiches, 

Fourrures, 

Fruits frais, Seches ou cuits, 

Graisses, 

Houblon, 

b ) un pour cent pour toutes les autres marchandises seclies egalement sujettes ä dechet de route. 

§ 2. — La restriction de responsabilite prcvue au § 1 ne peut etre invoquee s’il est prouvth d’apres 
les circonstaiices de fait, que la perte ne resulte pas des causes qui justifient la tolerance. 

§ 3. — Dans le cas oü plusieurs colis sont transportes avec une seule lettre de voiture, le dechet 
de route est calcule pour chaque colis, lorsque son poids au depart est indique separeinen l sur la lettre 
de voiture ou peut etre constate d’une autre maniere. 

§ 4. — En cas de perte totale de la marchandise, il n’est fait aucune dcduction rcsultant du 
dechet de route pour le calcul de rindemnite. 

§ 5. — ■ Les prescriptions du present article ne derogent en rien ä celles des articles 27 et 28. 


Laine, 

Lcgumes frais, 

Mastic frais, 

Os entiers ou moulus, 
Peaux, 

Poissons seches, 

Racines, 

Savons et huiles concretes, 
Sei, 

Soies de porc, 

Tabac liaclic, 

Tendons d’animaux, 
Tourbe; 


Article 33 

Moiilant de Pindemnite cn cas d’avarie de la marchandise 

En cas d’avarie, le chemin de fer est tenu de payer, ä l’exclusion de tous autres dommages-intö- 
rets, le montant representant la moins-value de la marchandise. Ce montant est calcule en appliquant 
a la valeur de la marchandise definie selon l’article 31, le pourcentage de depreciation au lieu de destL 
nation. Sont en outre restitiies, dans la mOiie proportion, les frais prevus a l’article 31, § 1, dernier 
alinea. 
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mangels eines solchen nach dem ^Marktpreis, 
mangels beider nach dem gemeiiieii Wert. 

Diese Berechmingsgriiiullagen gelten für Güter gleicher Art und Beschaffenheit am Versandort 
zu der Zeit, zu der das Gut zur Beförderung angenommen worden ist. 

Die lAitschadigiing darf jedoch vorbehaltlich der in Artikel 35 vorgesehenen Begrenzung 
50 Franken je fehlendes Kilogramm Bohgewicht nicht übersteigen. 

Außerdem sind Fracht, Zölle und sonstige aus Anlaß der Beförderung des verlorenen Gutes be- 
zahlte Beträge ohne weiteren Schadenersatz zu erstatten. 

§ 2. — Sind die als Grundlage für die Bereclnnmg der Entschädigung dienenden Beträge nicht 
in der Währung des I.andes ausgedrückt, in dem die Zaldung verlangt wird, so sind sie nach dem Kurs 
am Tage und Ort der Zahlung der Entschädigung innzurechnen. 


Artikel 32 

Eiiiseliränkiiruj der llnflmiji bei Gewielitsverhist 


§ 1. — Bei Gütern, die nach ilirer natürlichen Bescdiaffenheit durch die Beförderung in der Regel 
einen Gewichtsverlust erleiden, haftet die Eisenbahn ohne Rücksicht auf die Länge der durchfahrenen 
Strecke nur für den Teil des Gewichtsverlustes, der die nachstehenden Verlustgrenzen überschreitet: 

a) 2% des Gewichtes für die flüssigen oder in feuchtem Zustand aufgegel)enen Güter sowie für 
die folgenden Güter: 


Farbhölzer, geraspelte oder gemahlene, 
Felle, 

Fettwaren, 

Fische, getrocknete, 

Früchte (Obst), frische, getrocknete oder 
gedörrte, 

Gemüse, frische, 

Häute, 

Hautabfälle, 

Hopfen, 

Hörner und Klauen, 

Kitte, frische, 

Knochen, ganze oder gemahlene, 

Kohle und Koks, 

h) 1 Gewichtes für alle übrigen tn 

einem (iewichtsverlust ansgesetzt siiul. 


Leder, 

Pferdehaare, 

Pilze, frische, 

Rinden, 

Salz, 

Schweinsborsten, 

Seifen und harte Oie, 

Süßholz, 

Tabak, geschnittener, 

Tabakblätter, frische, 

Tierfleehsen, 

Torf, 

Wolle, 

Wurzeln ; 

:kenen Güter, die gleichfalls bei der Beförd(*rung 


§ 2. — Auf die in § 1 vorgesehene Einschränkung der Haftung kann sich die Eisen])ahn nicht 
berufen, wenn nacligewiesen wird, daß der Verlust nach den Umständen des Falles nicht auf die Ur- 
sachen zurückzuführeu ist, die für die ziigelassenen Verlustgrenzen maßgebend waren, 

§ 3. — Verden mehrere Stücke mit demselben Frachtbrief befördert, so wird der Gewichtsver- 
lust für jedes Stück berechnet, sofern dessen Versandgewicht entweder auf dem Frachtlirief einzeln 
angegeben ist oder auf andere Weise festgestellt werden kann. 

§ 4. — Bei gänzlichem Verlust des Gutes wird bei der Berechnung der Entschädigung kein Abzug 
für Gewichtsverlust gemacht, 


§5. — Durch dieseji Artikel werden die IKstimmiingen der Artikel 27 und 28 nicht berührt. 


Artikel 33 

Ilülie der Eutse1iädi(jun(| bei Beseliiidi(jiin(f des Gutes 


Bei Beschädigung hat die Eisenbahn den Betrag der Wertverminderung des Gutes ohne weiteren 
Schadeiiersalz zu zahlen. Der Berechnung dieses IKtrages ist der Prozentsatz zugrunde zu legen, um 
den am Bestimmungsort der nach Artikel 31 ermittelte Wert des Gutes vermindert ist. Im gleichen 
^erhällnis sind die in Artikel 31 § 1 letzter Absatz genannten Kosten zu erstatten. 
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Toiitcfois rindeiuiiite ne ])eut depasscr: 

a) si la toialite de l’expedition csL depreciee par Tavarie, Ic moutaiil qirolle aurait aileint en cas 
de pertc totale; 

b) si une partie seulement de rexpedition est deprthdee par Favarie, le montant qu’elle aurait 
atteint en eas de perte de la j)artie deprthdee. 


Artiele 

Montant de rindeinnite pour depassonient du delai de livraisoa 

§ 1. — En cas de depasscinent de plus de 18 heures du delai de livraison et si Fayant droit ne 
])rouve pas qiFiin doniniag'e en est resulte, le cheiuin de fer est tenu de rcstituer im dixienie du prix du 
transport, niais au niaxinunn 50 franes par envoi. 

§ 2. — Si la preuve est fournie qii’un doniinage est resulte du rh'passcinent du delai de livraison, 
il est paye, ])our ce doinniage, uiie indem nite qui ne peut pas depasser le doul)lc du i)rix de transport. 

§ 3. — Les indcmnites prevues aux §§ 1 et 2 ne peuveiit pas se cunudcr avec celles qui seraient 
dues pour perte totale de la niarehandise. 

En cas de perte partielle, elles sont payees, s’il a lieii, pour la partie non perduc de Fexpedition, 

En cas d’avarie, elles se ciunulent, s’il y a lieii, avec Findeinnite prevue a Farticlc 33. 

Dans tous les cas, le cunud des indeumites prevues aux §§ 1 et 2 avec celles prevues aux articles 
31 et 33 ne peut donncr lieu au paieinent (Func indenuüte totale superieure a celle qui serait diie en 
cas de perte totale de la niarehandise. 


Artk'le 35 

Limitation de Findeinnite pac eertains tari[s 

Lorsque le chemin de fer accorde des conditions particulieres de transport (tarifs speciaux ou 
exceptionnels) comportant une reduction sur le prix de transport calcule d’apres les conditions ordi- 
naires (tarifs generaux), il peut limiter Findeinnite due a Fayant droit en cas de depassenient du delai 
de livraison, de perte ou d’avarie, a condition qu’une teile limite soit indiquee dans le tarif. 

Lorsque la limite ainsi fixee resulte d’un tarif applique seulement sur une fraction du parcours, 
eile ne peut etre invoquee que si le fait generateur de Findemnite s’est produit sur cette partie du 
parcours. 


Artielc 36 

Montant de Findeinnite en eus de deelaratiou d'interet a la livraison 

S’il y a eil declaration d’interet ä la livraison, il peut etre rcclamc, outre los indcinnitEs prevues 
aux articles 31, 33, 34 et, s’il y a lieu, ä Farticlc 35, la reparation du donimage siqiplemeiitaire proiive 
jusqu’a concurrencc du montant de Finteret dchdare. 


Artiele 37 

Montant de Findemnite cii eas de dol ou de faute loiirde impiitatde an eliemiii de fer 

Dans tous les cas oü le clepassement du delai de livraison, la pertc totale ou partielle ou Favarie 
subis par la marchandise ont pour cause un dol ou une faute lourde iiuputablc au cliemiu de fer, celui-ci 
doit complHemciit indemniser Fayant droit pour le prejudice prouve. En cas de faute lourde, la respon- 
sabilite est, toutefois, limitee au double des maxima prevus aux articles 31, 33, 34, 35 ct 36. 
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Die Entschädigung darf jedoch nicht übersteigen: 

a) wenn die ganze Sendung durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der im Falle 
ihres gänzlichen Verlustes zu zahlen wäre; 

b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der im 
Falle des Verlustes des entwerteten Teiles zu zahlen wäre. 


Artikel 3i 

Hohe der Entschädigung bei rberselircitung der Lieferfrist 

§ 1. — Ist die Lieferfrist um mehr als 18 Stunden überschritten und weist der Bercclitigtc nicht 
nach, daß ein Schaden daraus entstanden ist, so hat die Eisenbahn ein Zehntel der Fracht, liöchstens 
aber 50 Franken je Sendung zu erstatten. 

§ 2. — Wird nacligewiesen, daß durcli die Überschreitung der Ideferfrist ein Schaden ent- 
standen ist, so ist für diesen Schaden eine Entschädigung bis zur Höhe des Doppelten der Fracht 
zu zahlen. 

§ 3. — Die in den §§ 1 und 2 voigesehencn Entschädigungen werden nicht ncl)en der bei gänz- 
lichem Verlust des Gutes zu leistenden Entschädigung gewährt. 

Bei teilweisem Verlust sind sie gegebenenfalls für den nicht verlorenen Teil der Sendung 
zu entrichten. 

Bei Beschädigung treten sie gegel)enenfalls neben die in Artikel 33 vorgesehene Entschädi- 

In keinem Falle darf die Gesamtentschädigung nach den Bestiiiimungen der §§ 1 und 2 zuzüg- 
lich derjenigen nach den Bestimmungen der Artikel 31 und 33 hoher sein als die Entschädigung ])ei 
gänzlichem Verlust des Gutes. 


Arlikcl 35 

Begrenzung der Entseliädignng durch bestiimnte Tarife 

Gewährt die Ihsenbalm besondere Beförderungsbediiigimgen (Spezial- oder Aiisnalmietarife), die 
gegenül)er der nach den gewöhnlichen Bedingungen (Regeltarifen) berechneten Fracht eine Ermäßi- 
gung enthalten, so kann sie die dem Berechtigten bei Überschreitung der Lieferfrist, Verlust. öder Be- 
schädigung zu leistende Entschädigung dem Betrage nach begrenzen, sofern eine solche Begrenzung 
im Tarif angegeben ist. 

Ist eine solche Begrenzung in einem Tarif vorgesehen, der nur auf einem Teil der Beförderungs- 
strecke angewendet worden ist, so kann sich die Eisenbahn darauf nur berufen, wenn sich die eine 
Entschädigung hegründende Tatsache auf diesem Teil der Beförderungsstrecke ereignet hat. 


Arlikcl 36 

Höhe der Entschädigung bei Angabe des Interesses an der Lieferung 

Ist das Interesse an der Lieferung angegeben, so kann außer den in den Artikeln 31, 33, 34 und 
gegel)enenfalls in Artikel 35 vorgesehenen Entschädigimgen der Ersatz des weiteren nachgewiesenen 
Schadens bis zur Höhe des als Interesse angegebenen Betrages beansprucht werden. 


Artikel 37 

Höhe der Entseliädignng bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Eisenbalui 

Ist die Überschreitung der Lieferfrist, der gänzliche oder teilweise Verlust oder die Beschädi- 
gung des Gutes auf Vorsatz oder groI)e Fahrlässigkeit der Eisenbahn ziirückziiführen, so hat sie dem 
Berechtigten den nachgewiesenen vollen Schaden zu ersetzen. Im Falle grober Fahrlässigkeit ist die 
Haftung jedoch auf das Doppelte der in den Artikeln 31, 33, 34, 35 und 36 vorgesehenen Höchst- 
beträge beschränkt. 
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Articlc 38 

Interets de l’indemnite. Restitution des iiideinnites 

§ 1. ^ — ■ L’ayant droit peut demaader des interets de rindenrnite. Ces inteiets, calcules a raison 
de cinq pour cent Tan, ne sont das qiie si rindeainite depasse dix francs par lettre de voiture; ils courent 
du jour de la reclamation administrative previie ä rarticle 41, ou, s’il ii’y a pas eu de reclamation, 
du jour de la demaiide en justice, 

Si l’ayant droit ne remet pas au chcniin de fer, da ns un delai convenal)le qui lui esl fixe, les picces 
justificatives necessaircs pour la liquidalion definitive de la reclamation, les interets ne courent pas 
enlre l’expiration du delai fixe et la reniise effcclive des pieces. 

§ 2. — Tonte indemnite indument pergue doit etre rcstituee. 


Artkde 39 

Responsabilitc du eliemiii de fer pour ses agents 

Le chemin de fer est responsable des agents attaches ä son Service et des auLres personiies qu’il 
emploie pour rexecution dTin transport dont il est Charge. 

Toutefois si, a la demande d’un interesse, les agents du chemin de fer etablissent les lettres de 
voiture, font des traductions ou rendent d’autres Services qui n’incombent pas au chemin de fer, ils 
sont consideres comme agissanl pour le compte de la personne a laquelle ils rendent ces Services. 


Artiele 40 

Exereiec d’aetioiis extraeontraetuelles 

Dans tous les cas regis par la prevsente Convention, tonte action cn responsabilite, ä quelque titre 
que ce soit, ne peut etre exercee conlre le chemin de fer que dans les conditions et limites qui s’y trou- 
vent prevues. 

II en est de meme pour tonte action exercee contre les personnes dont le chemin de fer repond 
en vertu de l’article 39. 


CHAPITRE II 

Reclamations administratives. Actions Judiciaires. Procedure et prescription 

Articlc 41 

Reclamations administratives 

§ 1. — Les reclamations administratives relatives au contrat de transport doivent etre adressees 
par ecrit au chemin de fer designe ä l’article 43. 

§ 2. — ‘Le droit de presenter une reclamation appartient aux personnes qui ont le droit d’ae- 
tionner le chemin de fer en vertu de l’article 42. 

§ 3 . — Quand Texpediteur presente la reclamation, il doit produire le duplicata de la lettre de 
voiture. A defaut, il ne peut presenter de reclamation au chemin de fer qu’avec Pautorisation du des- 
tinataire ou s’il apporte la preuve que celui-ci a refuse Fenvoi. 

Qiiaiid le destinataire presente la reclamation, il doit produire la lettre de voiture si eile lui a ete 
remise. 

§ 4. — La lettre de voiture, le duplicata et les autres pieces que Fayant droit juge utile de joindre 
ä sa reclamation doivent etre presentes soit en originaux, soit en copies, celles-ci düment legalisees 
si le chemin de fer le demande. 

Lors du regiement de la rcklamation, le chemin de fer pourra exiger la presentation en original 
de la lettre de voiture, du duplicata ou du bulletin de remboursement en vue d’y porter la coiista- 
tation du regiement. 


Articlc 42 

Personnes qiii pcuvciit exercer Eaction judiciairc contre le chemin de fer 

§ 1. — L’aetion judiciaire en restitution d’une somme payee en vertu du contrat de transport 
n’appartient qu’ä celui qui a effectue le paienient. 


78 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


Artikel 38 

Verziiisuiui der Entseliädigimg. Riiekzahhiiifi der Entseliädijjung 

§ 1. — Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen in Höhe von 5% jährlich ver- 
langen, sofern die Enlsehädigiing zeliri Franken je Frachll)rief ül)ersteigt. Die Zinsen laufen vom Tage 
der in Artikel 41 vorgeselieiien Reklamation oder, wenn keine Reklamation vorausgegangeii ist, vom 
Tage der Klageerhel)ung an. 

I.egt der Berechtigte die zair abschließenden Beliandliing der Reklamation erforderlichen Belege 
nicht innerhalb einer ihm gestellten angemessenen Frist der Eisenl)a]m vor, so ist der Lauf der Zinsem 
vom Ablauf dieser Frist bis zur Übergabe dieser Belege gehemml. 

§ 2. • — Eine zu Unrecht empfangene l^utscliädigimg ist zurückzuzahlen. 


Artikel 30 

Haftung der Eisenbahn für ihre Leute 

Die Eisenbahn haftet für ihre Bediensteten und für andere Personen, deren sie sich bei der Aus- 
führ uiig der Beförderung bedient. 

Wenn jedoch Eiseiil)ahnbedienstetc auf Verlangen eines Beteiligten Frachtbriefe ausstellen, 
lll)ersetzungen anfertigeii oder sonstige der Eisenbahn nicht ol)liegende Verrichtungen besorgen, 
gelten sie als Beauftragte dessen, für den sie tätig sind. 

Artikel 40 

(ielteadinaehuiig auOerv erträglicher Anspriiehe 

In allen Fällen, auf die dieses Übereinkommen Anwendung findet, kann gegen die Eisenbahn ein 
Ans])ruch auf Schadenersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, nur unter den darin vorgesehe- 
nen Voraussetzungen und Beschränkungen geltend gemacht werden. 

Das gleiche gilt für Aas])iüche gegen die Personen, für welche die Eisenbahn nach Artikel 39 
haftet. 


KAPITEL II 

Rt^klamationcii, Klagen. Verfahren und Verjährung 

Artikel 41 
Reklamationen 

§ 1. — Reklamationen aus dem Frachtvertrag sind scliriftlich bei der in Artikel 43 bezeich- 
ne ten Eisenliahii einznreichen. 

§ 2. — Zur Einreichung einer Reklamation sind die nach Artikel 42 zur gerichtlichen Geltend- 
machung von Ansprüchen gegen die Eisenbahn berechtigten Personen befugt. 

§ 3. • — Reicht der Absender eine Reklamation ein, so hat er das Frachtbrief doppel vorzulegen; 
vermag er dies nicht, so kann er eine Reklamation bei der Eisenbalin nur mit Zustimmung des Emp- 
fängers einreichen oder wenn er nachweist, daß der Empfänger die Annalime der Sendung verweigert hat. 

Reicht der Empfänger eine Reklamation ein, so hat er den Frachtbrief vorzulegen, wenn ihm dieser 
übergeben worden ist. 

§ 4. — Der Frachtbrief, das Frachtbriefdoppel und die sonstigen Belege, die der Berechtigte 
seiner Reklamation beifügen will, sind im Original oder in Abschrift vorzulegen, Abschriften auf 
Verlangen der Eisenbahn in gehörig beglaubigter Form. 

Bei der abschließenden Regelung der Reklamation kann die Eisenbahn die Vorlage des Fracht- 
briefes, des Frachtbriefdoppels oder der Bescheinigung über die Nachnahme im Original verlangen, 
um darauf die abschließende Regelung zu vermerken, 

Artikel 42 

Zur gcriehtlieheii Gelteiidmaehung von Ansprüchen gegen die Eisenbahn berechtigte Personen 

§ 1. — Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen auf Erstattung von Beträgen, die 
auf Grund des Frachtvertrages gezahlt worden sind, ist nur befugt, wer die Zahlung geleistet hat. 
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§ 2. — L’action judiciaire relative aux remboursements prevus ä Tarticle 19 n’appartient qu’ä 
Fexpediteur. 

§ 3. — Les autres actions judiciaires contre le chemin de fer qui naissent du contrat de trans- 
port appartiennent: 

a) k rexpediteu.r jusqii’au moment oü le dcstinataire a, soit retire la lettre de voiture, soit ac- 
ceptc la marchandise, soit fait valoir les droits qui liii appartiennent en vertu de Farticle 16, § 4, ou de 
rarticle22; 

b) an destinataire, ä partir du moment oü: 
lö il a retire la lettre de voiture, ou 

2^ il a acceptc la marchandise, ou 

3° il a fait valoir les droits qui lui appartiennent en vertu de Tarticle 16, § 4, ou 
4° il a fait valoir les droits qui lui appartiennent en vertu de Farticle 22. Toutefois le droit 
d’exercer cette action est eteint des que la personne designee par le destinataire conforme- 
ment ä Tarticle 22, § 1, lettre c), a, soit retire la lettre de voiture, soit accepte la marchan- 
dise, soit fait valoir les droits qui lui appartiennent en vertu de Tarticle 16, § 4. 

§ 4. — Pour exercer ses actions, Fexpediteur doit presenter le duplicata de la lettre de voiture. 
Toutefois, ä defaut, il ne peut exercer les actions qui lui appartiennent en vertu du § 3, lettre a), qu’avec 
Fautorisation du destinataire ou shl apporte la preuve que celui-ci a refuse Fenvoi.^ 

Pour exercer ses actions, le destinataire doit produire la lettre de voiture si eile lui a ete remise. 


Article 43 

Chemins de fer contre lesquels Faction judiciaire peut etre exercce 

§ 1. — L’action judiciaire en restitution d’une somme payee en vertu du contrat de transport 
peut etre exercee soit contre le chemin de fer qui a pergu cette somme, soit contre le chemin de fer 
au profit duquel la somme a ete per^ue en trop. 

§ 2. — L’action judiciaire relative aux remboursements prevus ä Farticle 19 ne peut etre exercee 
que contre le chemin de fer expediteur, 

§ 3. — Les autres actions judiciaires qui naissent du contrat de transport peuvent etre exercees 
exclusivement contre le chemin de fer expediteur, le chemin de fer destinataire ou celui sur lequel 
s’est produit le fait generateur de Faction. 

Le chemin de fer destinataire peut cependant etre actionne, meme s’il n’a reQu ni la marchan- 
dise ni la lettre de voiture. 

§ 4. — Si le demandeur a le choix entre plusieurs chemins de fer, son droit d’option s’eteint des 
que Faction est inteutce contre Fun d’eux. 

§ 5. — L’action judiciaire peut etre exercce contre un chemin de fer autre que ceux qui sont 
designes aux §§ 1, 2 et 3, lorsqu’elle est presentee comme demande reconventionnelle ou comme 
exception dans Finstance relative ä ime demande principale fondee sur le meme contrat de trans- 
port. 


Article 44 
Compctence 

Les actions judiciaires fondees sur la presente Convention ne peuvent etre intentees que deyant 
le juge competent de FEtat duquel releve le chemin de fer actionne, ä moins qu’il n’en soit decide 
autrement dans les accords entre Etats ou les actes de concession. 

Lorsqu’une entreprise exploite des reseaux autonomes dans divers Etats, chacun de ces reseaux 
est considere comme un chemin de fer distinct au point de vue de Fapplication du present article. 


Article 45 

Constatation de la pertc partielle ou d’une avarie subie par une marchandise 

§ 1, — Lorsqu’une perte partielle ou une avarie est decouverte ou presumee par le chemin de 
fer ou lorsque Fayant droit en allegue Fexistence, le chemin de fer est tenu de dresser sans däai et si 
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§ 2. — Zur gericlitlichen Geltendmachung von Ansprüchen wegen Nachnahmen (Artikel 19) ist 
nur der Absender befugt. 

§ 3. — Zur gerichtlichen Geltendmachung sonstiger Ansprüche gegen die Eisenl)ahn auf Grund 
des Frachtvertrages sind befugt: 

a) der Absender bis zu dem Zeitpunkt, in welchem der Empfänger den Frachtbrief eingelöst 
oder das Gut angenommen hat oder die ihm nach Artikel 16 § 1 oder Artikel 22 zustehenden Rechte 
geltend gemacht hat; 

h) der Empfänger von dem Zeitpunkt an, 

1. in dem er den Frachtbrief eingelöst hat oder 

2. in dem er das Gut angenommen hat oder 

3. in dem er die ihm nach x\rtikel 16 § 1 zustehenden Rechte geltend gemacht hat oder 

4. in dem er die ihm nach Artikel 22 zustehenden Rechte geltend gemacht hat. Dieses 
Klagerecht erlischt jedoch, sobald die vom Empfänger durch eine Verfügung nach Ar- 
tikel 22 § 1 cj bezeichnete Person den Frachtbrief eingelöst oder das Gut angenommen hat 
oder ihre Rechte nach Artikel 16 § 4 geltend gemacht hat. 

§ 4. — Bei der gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen hat der Absender das Fracht- 
bricfdoppel vorzulegen. Vermag er dies nicht, so kann er die ihm gemäß § 3 aj zustehenden Ansprüche 
nur mit der Zustimmung des Empfängers gerichtlich geltend machen oder wenn er nachweist, daß 
dieser die Annahme der Sendung verweigert hat. 

Bei der gerichtlichen Geltendmachung seiner Ansprüche hat der Empfänger den Frachtbrief vor- 
zulegcn, wenn er ihm übergeben worden ist. 


Artikel 13 

Eisenbahnen, gegen welche Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können 

§ 1. — Ansprüche auf Erstattung von Beträgen, die auf Grund des Frachtvertrages gezalilt 
worden sind, können entweder gegen die Eisenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, die den 
Betrag erhoben hat, oder gegen diejenige, zu deren Gunsten der zu hohe Betrag erhoben worden ist. 

§ 2. — Ansprüche wegen Nachnahmen nach Artikel 19 können nur gegen die Versandbahn 
gerichtlich geltend gemacht werden. 

§ 3. — Sonstige Ansprüche aus dem Frachtvertrag können nur gegen die Versandbahn, die 
Empfangsbahn oder diejenige Eisenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, auf deren Strecke 
sich die den Anspruch begründende Tatsache ereignet hat. 

Die Empfaiigsbahn kann jedoch auch dann gerichtlich in Anspruch genommen werden, wenn 
sie weder das Gut noch den Frachtbrief erhalten hat. 

§ 4. — Hat der Kläger die Wahl unter mehreren Eisenbahnen, so erlischt sein Wahlrecht, sobald 
die Klage gegen eine dieser Eisenbahnen eingereicht ist. 

§ 5. — Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Ansprüche auch gegen eine andere 
als die in den §§ 1, 2 und 3 genannten Eisenbahnen geltend gemacht werden, wenn sich die Klage 
auf denselben Frachtvertrag gründet. 


Artikel 41 
Zuständigkeit 

Ist in Staatsverträgen oder Konzessionen nichts anderes bestimmt, so können auf dieses Über- 
einkommen gegründete Ansprüche nur vor den Gerichten des Staates geltend gemacht werden, dem 
die in xinsprucli genommene Eisenbahn angehört. 

Betreibt ein Unternehmen mehrere selbständige Eisenbahnnetze in verschiedenen Staaten, so 
wird jedes dieser Netze als besondere Eisenbahn im Sinne dieses Artikels angesehen. 


Artikel 45 

Feststellung eines teilweisen Verlustes oder einer Beschädigung des Gutes 

§ 1. — Wird ein teilweiser Verlust oder eine Beschädigung von der Eisenbahn entdeckt oder 
vermutet oder vom Berechtigten behauptet, so hat die Eisenbahn je nach der Art des Schadens den 
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possible en presence de cet ayant droit un proccs-verbal constatant, suivant la nature du dommage, 
Tetat de la niarchandise, son poids et, autant que possible, Timportance du dommage, sa cause et 
le moment oü il s’est produit. 

Unc eopie de ce proees-verbal doit etre remise graiuitement ä Fayant droit. 

§ 2. — Lorsque Fayant droit n’accepte pas les constatations du proees-verbal, il peut demander 
la constatation judiciaire de Fetat et du poids de la niarchandise, ainsi que des causes et du montant 
du dommage; la procedure est soumise aux lois et reglements de FEtat oü la constatation judiciaire 
a lieu. 


Artielc 46 

Extinction de Paetion contre le cheniin de fer 

§ 1. ^ — • L’acceptation de la niarchandise par Fayant droit eteint toute action contre le chemin de 
fer nee du contrat de transport poiir depassement du delai de livraison, perte partielle ou avarie. 

§ 2. — Toutefois, Faction n’est pas eteinte: 

si Fayant droit fournit la preuve que le dommage a pour cause iin dol ou une faute lourde 
imputal)le au eheniin de fer; 

b) en cas de reclamatioii pour depassement du delai de livraison, lorsqu’elle est faite ä Fun des 
chemiiis de fer designes par Farticle 13, § 3, dans un delai ne depassant pas soixante jours non compris 
eelui de Faeceptation de la marcliaiidisc par Fayant droit; 

c) en cas de reclamatioii pour perte partielle ou pour avarie: 

10 si la perle ou Favarie a ete constatee avant Faeceptation de la marcliaiidise par Fayant droit 
conformenient ä Farticle 45 ; 

20 si la constatation qui aiirait du etre faite conformenient a Farticle 45 n’a ete omise que par 
la faute du eliemin de fer; 

d) en eas de reclamatioii pour donirnages non appareiits dont Fexistence est eonstatee apres 
Faeceptation de la marchandise par Fayant droit ä la double condition: 

lo qu’immediatement apres la decouverte du dommage et au plus tard dans les sept jours qui 
suivent Faeceptation de la marchandise, la demande de constatation conforme a Farticle 45 soit faite 
par Fayant droit; lorsque ce delai doit prendre fin un dimanche ou un jour ferie legal, son expiration 
est reportee au premier jour ouvrable suivant; 

2o que Fayant droit prouve que le dommage s'est produit eiitrc Faeceptation au transport et 
la livraison. 

§ 3. — Si la marchandise a ete reexpediee dans les conditions prevues a Farticle 29, § 1, les 
aetions en indemnite pour perte partielle ou avarie necs de Fun des eontrats de transport anterieurs 
s’eteignent eomme s’il s’agissait cFun contrat unique. 


Artielc 47 

Prescription de l’aetioii 

§ 1. — L’aetion nee du contrat de transport est prescrite par im an 
Toutefois, la prescription est de dciix ans s’il s’agit: 

aj de Faetion en versement d’un remboursement pergu par le chemin de fer sur le destiiiataire; 

b) de Faetion en versement du reliquat d’une vente effectuee par le chemin de fer; 

c) d’une action fondee sur un dommage ayant pour cause un dol; 

d) d’une aetion fondee sur un cas de fraiide; 

e) dans le eas prevu ä Farticle 29, § 1, de Faction fondee sur Fun des eontrats de transport ante- 
rieurs a la reexpedition. 

§ 2. — La prescription court: 

a) pour les aetions en indemnite pour perte partielle, avarie ou depassement du delni de livraison: 
du jour oü la livraison a eu lieu; 

b) pour les aetions en indemnite pour j)erte totale: du trentieme jour qui suit Fexpiration du 
delai de livraison; 
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Zustand des Gutes, sein Gewicht und, sOAveit möglich, Ausmaß und Ursache des Schadens sowie den 
Zeitpunkt seines Entstehens unverzüglich in einer Niederschrift (Tatl)eslandsaiifnahme) festzuhalten, 
und zwar Avenn möglich in Gegemvart des Berechtigten. 

Dem Bere(‘lUigten ist eine Abschrift dieser Tatbestandsaufnahme unentgeltlich auszuhändigen. 

§ 2. — Erkennt der Berechtigte die Feststellungen der Tatbestandsaufnahme nicht an, so 
kann er verlangen, daß der Zustand und das Gewicht des Gutes, die Schadensursache sowie der Betrag 
des Schadens geriehtlich festgestellt Averden; das Verfahren richtet sich nach den Gesetzen und Vor- 
schriften des Staates, in dem die gerichtliche Feststellung erfolgt. 

Ardkel iG 

Krlösflien der Ansprüelie (|e(jou die Eisenhaliii 

§ 1. • — l\Iit der Annahine des Gutes durch den Berechtigten sind alle Ansprüche gegen die Eisen- 
l)alm aus dem Frachtvertrag Avegen Übersclircilung der Lieferfrist, teihveisen Verlustes oder Beschädi- 
gung erloschen. 

§ 2, — ■ Jedoch erlöschen ni(“ht: 

a) Futschädigungsansprüclie, Avemi der Berecddigte nacliAveist, daß der Schaden dnreh Vor- 
salz oder grol)e Fahrlässigkeit der Eiseidjahn verursacht Avorden ist; 

h) Entscbädigiingsaiisprüche Avegeu Ul)ers(*hreitimg der Lieferfrist, Avenn sie l)ei einer der in 
Artikel 43 § 3 genannten Eisenbahnen binnen 60 Tagen, den Tag der Annahme des Gutes durch den 
Berechtigten nicht mitgerechnet, geltend gemacht Averden; 

c) Entschädigungsansprüche Avegen teihveisen Verlustes oder Avegen Beschädigung: 

1. Aveiiii der Verlust oder die Beschädigung vor der Annahme des Gutes durch den Berech- 
tigten nach Artikel 45 festgestellt AVorden ist; 

2. Aveiin die Feststellung, die nach Artikel 45 hätte erfolgen müssen, nur durch Versclndden 
der Eisenbahn uuterbliel)en ist; 

d) Icntsehädigungsanspriiclie Avegen äußerlich nicht erkennl)arer Schäden, die erst nach der 
Annahine des Gutes durch den Bereelitigten festgestellt Avorden sind, sofern die folgenden Bedin- 
gungen erfüllt sind: 

1. die Feststellung nach Artikel 45 muß sofort nach der Entdeckung des Schadens und späte- 
stens sieben Tage nach der Annahme des Gutes durch den Berechtigten verlangt Averden; Avenn diese 
Frist an einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag alllaufen Avürde, endet sie erst am daranffolgenden 
Werktag; 

2. der Berechtigte muß bcAveisen, daß der Schaden in der Zeit zwischen der Annahme zur 
Beförderung und der Ablieferung entstanden ist. 

§ 3. — Ist das Gut unter den in Artikel 29 § 1 vorgesehenen Bedingungen neu aufgegeben 
Avorden, so erlöschen die Entschädigungsansprüche Avegen teihveisen Verlustes oder Beschädigung 
aus einem der vorangehenden FrachtATr träge, Avie Avenn es sich um einen einzigen Frachtvertrag 
handeln Avürde. 


Artikel 47 


Verjähnimj der Ansprüche 

§ 1. — Ansprüche aus dem Frachtvertrag verjähren in einem Jahre. 

Die Verjährungsfrist beträgt jedoch ZAvei Jahre: 

a) bei Ansprüchen auf Auszahlung einer Nachnahme, Avelchc die Eisenbalm vom Empfänger 
cingezogen hat; 

b) bei Ansprüchen auf Auszahlung des Erlöses eines von der Eisenliahn vorgenommenen Ver- 
kaufes; 

c) liei Ansprüchen Avegen eines durch Vorsatz verursachten Schadens; 

d) bei Ansprüchen im Falle eines Betruges; 

c) bei Ansprüchen aus einem der der Neuaufgabe vorangehenden Frachtverträge in dem in 
Artikel 29 § 1 vorgeselieneii Falle. 

§ 2. — Die Verjährung beginnt: 

a) bei Entschädigungsansprüchen Avegen Cdierschreitiing der Lieferfrist, teihveisen Verlustes 
oder Beschädigung mit dem Tage der Ablieferung; 

b) bei Entsehädigiuigsansprüchen Avegen gänzlichen Verlustes mit dein dreissigsten Tage nach 
Ablauf der Lieferfrist; 
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c ) poiir los actions en paiemcnt oii en restitution de prix de transport, de frais accessoires, d’autres 
frais Oll de surtaxes, ou poiir les actions on rcctification en cas d’application irreguiierc du tarif ou d’erreur 
de calcul: 

s’il y a CU paiemcnt: du jour du paiement; 

2° s’il n’y a pas eu paiemcnt: du jour de raccepLatioii de la marchandise au transport, si le 
paiement incombe a rexpediteiir, ou du jour oü le destinataire a retirc la lettre de voiture, si le paiemcnt 
lui incombe; 

3^ s’il s’agit des sommes affranchies ä l’aide d’im bulletin d’affranchissement: du jour ou le 
cliemin de fer remet ä rexpculiteur le compLe des frais prevu ä Farticle 17, § 7; ä defaut de cette remise, 
le ckdai pour Ics creances du cliemin de fer court ä partir du trentiemc jour qui suit rexpiration du 
dtdai de livraison; 

d) pour Ics actions du chemin de fer cn paiement d’ime sommc payck, par le destinataire aux 
lieu et place de rexpediteiir, ou vice versa, et que le chemin de fer est tenu de restituer ä l’ayant droit: 
du jour oü la dem an de de restitution a etc faite; 

e) pour les actions relatives aux remboursements prevus ä rarticle 19: du trentieunc jour qui 
suit l’exjiiration du delai de livraison; 

f) pour les actions en paiement d’un reliquat de vente: du jour de la ventc; 

g) pour les actions cn paiement d’un Supplement de droit reclame par la douane ou par d’autrcs 
aiitorites administratives: du jour de la rcclamation de la douane ou de ces autorites; 

h) dans tous les auLres cas: du jour oü le droit peut etre cxerccb 

Le jour indique comme point de depart de la prescription n’est jamais compris dans le delai. 

§ 3. — En cas de reclamation administrative adressee au chemin de fer conforrneinenta Farticle 41, 
la presi‘ri])tion est suspcndiie jusqiFau jour oü Ic chemin de fer rejette la rtklaination par ecrit et restitue 
Ics pieces qui y etaient jointes. En cas d’acccptation partielle de la reclamation, la prescription ne 
reprend son cours que pour la partie de la reclamation qui reste litigieuse. La preuve de la reception 
de la reclamalioii ou de la reponsc et celle de la restitution des pieces sont a la Charge de la partie 
qui invoque ce fait. 

Les reclainations ultericures avant le meine objet ne suspendent pas la prescription. 

§ 4. — L’aetion prescrite ne peut plus etre exercee, meine soiis forme d’une demande reconven- 
tionnelle ou d’une exception. 

§ 5. — Sous reserve des disjiositions qui precedent, la Suspension et Finterriiption de la pres- 
cription sont reglees par les lois et reglemcnts de FE tat oü l’action est iiitentee. 


CHAPITRE III 

Reglement des comptes. Reeours des eheniins de fer eiitre eux 


Articdc 48 

Reglement des comptes oiitrc clicmins fer 


§ — lo^il chemin de fer qui a cncaisse, soit au depart, soit a Farrivee, les frais ou autres 

creances resultant du contrat de transport, est teiui de payer aux chemins de fer interesses la part 
qui leur revient siir ccs frais et creances. 

Les modalites de paiement sont fixtü^s dans des accords iiitervcnus entre les chemins de fer. 

§ 2. ‘ — Sous reserve de ses droits contre Fexpediteur, le chemin de fer expediteur est responsable 
du prix de transport et des autres frais qu’il n’aurait pas encaisses alors que Fcxpchliteur les avait 
pris a sa Charge en vertu de la lettre de voiture. 

§ 3. — Si le chemin de fer destinataire livre la marchandise saus recouvrer les frais ou autres 
creances resultant du contrat de transport, il cn est responsable ciivers Ics chemins de fer precedents 
et les autres interesses. 
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c) hei Ans])nirhen auf Znlilun^' oder Erstaltuna von Fracht, Nebengebühren, sonstigen Kosten 
oder Frachlznschlägen oder auf IkTichligimg l)ei unrichtiger Tarihanwendung oder bei Picchonfehlern: 

1. ^venu eine Zahlung erfolgte, mit dem Tage der Zahlung; 

2. ^venn keine Zahlung erfolgte, mit dem Tage der Annahme des Gutes zur Beförderung, sofern 
die Zahlung dem Absender obliegt, oder mit dem bage, an dem der Empfänger den Frachtbrief ein- 
gelöst hat, sofern die Zahlung ihm obliegt; 

B. \vemi die IkTräge Gegenstand einer Frankaturrechiumg Wcoreii, mit dem Tage, an dom die 
Eisenbalm dem Absender die in Artikel 17 § 7 Aorgesehene Kostenrechnung übergibt; wird diese 
nicht ül)ergel)en, so beginnt die Frist für die ('udtemlinachung der Ansprüche der Eisenbahn mit dem 
dreißigsten Tage nach Ablauf der Lieferfrist: 

d) bei Ans])rücheu der Eisenbahn auf Zahhing von Betragen, die der Empfänger statt des 
Absenders oder die der Al^sender statt des lGu])fängei‘s gezahlt bat und welche die Eisenbahn dem 
Berechtigten erstatten muß, mit dem Tage, an dem die Ihstattung gefordert wird; 

c) bei Ansprüchen wegen Nachnahmen nach Artikel 19 mit dem dreißigsten Tage nach Ablauf der 
Lieferfrist; 

j) bei Ansprü(“hen auf Auszahlung eines ^^u'kallfse^löses mit dem Tage des Verkaufs; 

.(j) bei Ansprüchen auf (dne von der Zoll- oder einer sonsligen Verwaltungsbehörde verlangte 
Naclizahlung mit dem Tage, an dem die ])e treffende Behörde das Verlangen gestellt hat; 

li) in allen anderen Fällen mit dem Tage, an dem das Recht gcltoiid gemacht werden kann. 

Der als Beginn der \'erjälmiiig bezeielmete Tag ist in keinem Falle in der Frist inbegriffen. 

§ 3. — Wird eine Beklamalion nach Artikel 11 eingereicht, so ist der Lauf der Verjährung bis 
zu dem Tage geheiunil, an dem die lGsenl)ahn die Reklamation durch schriftlicben Bescheid zurück- 
weist lind die der Reklamation l)eigefügten Belege zurückgibt. Wird der Reklamation teilweise statt- 
gegeben, so bogiiml die Verjährung mir für den noch streitigen Teil der Reklamation wieder zu laufen. 
Wer sich auf die lunreichung einer Reklamation, auf die Erteilung eines Bescheides oder auf die Rück- 
gabe von Belegen l)erüfl, bat dies zu beweisen. 

Weitere Reklamationen, die densell)cii Anspruch betreffen, hemmen die Verjährung nicht. 

§ 4. — Ansprüche, die verjährt sind, können auch nicht im Wege der Widerklage oder der 
Einrede geltend gemacht werden. 

§ 5. — Vorbehaltlich vorstehender Bestimmungen gelten für die Hemmung und die Unter- 
brechung der Verjährung die Gesetze und Vorschriften des Staates, in dem die Klage erhoben wird. 


KAPITEL III 

Abrcclmuiig. Rückgriff der Eisenbahnen gegeneinander 


Artikel 48 

Ahreehiiuiig mitor cloii Eisenbalinen 


§ 1. — Jede Eiseubalin, die bei der Auf- oder Ablieferung des Gutes die Kosten oder sonstige 
auf dem Frachtvertrag beruhende Forderungen eingezogen hat, ist verpflichtet, den beteiligten Eisen- 
bahnen den ihnen zukommenden Anteil zu bezahlen. 

Die Art und Weise der Bezahlung wird in Verciiibarimgen unter den Eisenbahnen geregelt. 

§ 2. — Die Versandliahn haftet vorbehaltlich ihrer Ansprüche gegen den Absender für die 
Fracht und die sonstigen Kosten, die sie nicht erhoben hat, obwohl sie der Absender nach dem Fracht- 
brief übernommen hatte. 

§ 3. — Liefert die Empfangsbahn das Gut al), ohne die Kosten oder sonstige auf dem Fracht- 
vertrag beruhende Forderungen einzuziehen, so haftet sie gegenüiicr den beteiligten Eisenbahnen und 
gegenüber den anderen Beteiligten, 
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§ 4. — En cas de careiice de paiement de i’uii des chemins de fer, constatee par TOffice central 
des transports internationaux par chemins de fer ä la demande de Tun des chemins de fer creanciers, 
les consequences en sont supportees par tous les autres chemins de fer qiii ont participe au transport, 
proportionnellement ä leur part dans le prix de transport. 

Le droit de rccours contrc le chemin de fer dont la carencc a etc constatee reste reserve. 


Articlc 49 

Reeours on cas cl’iiidomnitc poiir pcrte ou pour avarie 

§ 1. — Le chemin de fer qui a paye une indemnite pour perte totale ou partielle ou pour avarie, 
en vertu des dispositions de la presente Convention, a le droit d’exercer un reeours contre les chemins 
de fer qui ont participe au transport, conformement aiix dispositions siüvantcs: 

a) le chemin de fer par le fait duquel le dommage a ete cause en cst scul responsable; 

b) lorsque le dommage a ete cause par le fait de plusieurs chemins de fer, chacun d’eux repond 
du dommage qu’il a causc\ Si la distinction est impossible dans l’espcce, la Charge de rindemnite cst 
repartie entre eiix d’apres les principes enonces ä la lettre c); 

c) s’il ne peiit etre prouve que le dommage a ete cause par le fait d’un ou de plusieurs chemins 
de fer, la Charge de rindemnite diie est repartie entre tous les chemins de fer ayant participe au transport, 
ä Fexception de ceux qui prouveraient que le dommage n’a pas ete occasionne sur leurs lignes. La 
repartition est faite proportionnellement au nombre de kilometres de distance d'application des tarifs. 

§ 2. — Dans le cas d’insolvabilite de Fun des chemins de fer, la part lui incombant et non payee 
par lui est repartie entre tous les autres chemins de fer qui ont participe au transport, proportionnelle- 
inent au nombre de kilometres de distance d’application des tarifs. 


Article 50 

llecours en cas d’indemnite pour dcpassoiiient du delai de liv raison 

§ 1. — Les regles enoncees dans Farticle 49 sont appliquees en cas d’indemnitc payee pour 
depassement du delai de livraison. Si le depassement du delai de livraison a eu pour cause des irregu- 
larites constatees sur plusieurs chemins de fer, la Charge de Findemnite est repartie entre ces chemins 
de fer proportionnellement a la durec du retard sur leurs reseaux respectifs. 

§ 2. — Los delais de livraison determines par Farticle 11 sont partages entre les differenis chemins 
de fer qui ont pris part au transport de la maniere siüvantc; 

a) entre deux chemins de fer voisins: 

1° le delai d’cxpedition est partagc par moitie; 

20 le dedai de transport est partage proportionnellement au nombre de kilometres de distance 
d’application des tarifs sur chacun des deux chemins de fer; 

b ) entre trois chemins de fer ou plus: 

fo le delai d’cxpedition est partage par moitie entre le cliemin de fer expLuliteur et le chemin 
de fer destinataire; 

20 un tiers du delai de transport cst partage par parts egales entre tous les chemins de fer parti- 
cipants; 

30 les deux autres tiers du delai de transport sont partages proportionnellement au nombre de 
kilometres de distance d’application des tarifs sur chacun de ces chemins de fer. 

§ 3. — Les ddais suppkhnentaires auxqiiels un chemin de fer a droit sont attribues ä cc chemin 
de fer. 

§ 4. — Lc temps ecoule entre la remise de la inarchandisc au chemin de fer et Forigine du delai 
d’expedition est attribue exclusivement au chemin de fer expediteur. 

§ 5. — -Le partage dont il est question cFdessus n’est pris cn coiisidchution que dans le cas oü 
le delai de livraison total n’a pas ete observe. 
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§ 4. — Hat das Zentralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr auf Verlangen einer der 
Gläubigereisenbahnen festgestellt, daß eine Eisenbahn nicht zahlt, so haben alle anderen an der 
Beförderung beteiligten Eisenbahnen den Ausfall im Verhältnis ihrer Frachtanteile zu tragen. 

Der Rückgriff gegen die säumige Eisenbahn bleibt Vorbehalten. 


Artikel 49 

Rückgriff hei Entschädigung für Verlust oder für Beschädigung 


§ 1, — Hat eine Eisenbahn auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens eine Ent- 
Schädigung für gänzlichen oder teilweisen Verlust oder für Beschädigung geleistet, so steht ihr der 
Rückgriff gegen die an der Beförderung beteiligten Eisenbahnen nach folgenden Bestimmungen zu; 
a) die Eisenbahn, die den Schaden verursacht hat, haftet ausschließlich dafür; 
h) haben mehrere Eisenbahnen den Schaden verursacht, so haftet jede Eisenbahn für den 
von ihr verursachten Schaden. Ist eine Ausscheidung nach den Umständen des Falles nicht möglich, 
so werden die Anteile der Eisenbahnen an der Entschädigung nach den Grundsätzen unter Buchstabe c) 
bestimmt; 

c) wenn nicht nachgewiesen werden kann, daß eine oder mehrere Eisenbahnen den Schaden 
verursacht haben, so wird der bezahlte Betrag auf sämtliche an der Beförderung beteiligten Eisen- 
bahnen. verteilt, mit Ausnahme derjenigen, die beweisen, daß der Schaden nicht auf ihren Strecken 
verursacht worden ist Die Verteilung erfolgt im Verhältnis der Tarifkilometer. 

§ 2. — Bei Zahlungsunfähigkeit einer dieser Eisenbahnen wird der auf sie entfallende, aber 
von ihr nicht bezahlte Anteil unter alle anderen an der Beförderung beteiligten Eisenbahnen im 
Verhältnis der Tarifkilometer verteilt. 


Artikel 50 

Rückgriff bei Entschädigung für Überschreitung der Lieferfrist 


§ 1. — Die Bestimmungen des Artikels 49 finden auch bei Entschädigung für Überschreitung 
der Lieferfrist Anwendung. Wird die Überschreitung durch Unregelmäßigkeiten verursacht, die bei 
mehreren Eisenbahnen festgestellt worden sind, so ist die Entschädigung unter diese Eisenbahnen 
im Verhältnis der Dauer der auf ihren Strecken entstandenen Verspätung zu verteilen, 

§ 2. — Die in Artikel 11 festgesetzten Lieferfristen werden unter die an der Beförderung betei- 
ligten Eisenbahnen wie folgt verteilt: 

a) im Verkehr zweier Nachbarbahnen: 

1. die Abfertigungsfrist wird zu gleichen Teilen verteilt; 

2. die Beförderungsfrist wdrd im Verhältnis der Tarifkilometer, die auf jede der beiden Eisen- 
bahnen entfallen, verteilt; 

' bj im Verkehr zwischen drei oder mehr Bahnen: 

1. «die Abfertigungsfrist wird zu gleichen Teilen unter die Versandbahn und die Empfangsbahn 
verteilt; 

2. ein Drittel der Beförderungsfrist wird zu gleichen Teilen unter alle beteiligten Eisenbahnen 
verteilt; 

3. die beiden anderen Drittel der Beförderungsfrist werden im Verhältnis der Tarifkilometer, 
die auf jede dieser Eisenbahnen entfallen, verteilt, 

§ 3, — Zuschlagsfristen, auf die eine Eisenbahn Anspruch hat, werden dieser Eisenbahn 
zugeteilt. 

§ 4. — Die Zeit von der Aufgabe des Gutes bis zum Beginn der Abfertigungsfrist wird aus- 
schließlich der Versandbahn zugeteilt. 

§ 5. — Die oben erwähnte Verteilung kommt nur in Betracht, wenn die Lieferfrist im ganzen 
nicht eingehalten worden ist. 
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Article 51 

Procedurc de rceours 

§ 1. — Le chemin de fer contre lequel est exerce un des recours prevus aux articles 49 et 50 
n*est jamais habilite ä contester le bien-fonde du paiement effectue par Tadministration exer9ant le 
recours, lorsque Tindemnite a ete fixee par Tautorite de justice apres que Tassignation lui avait ete 
düment signifiee et qu’il avait ete mis ä meme d’intervenir dans le proces. Le juge saisi de Taction 
principale fixe, selon les circonstances de fait, les delais impartis pour la signification et pour Tinter- 
vention. 

§ 2. — Le chemin de fer qui veut exercer son recours doit former sa demande dans une seule 
et m^me instance contre tous les chemins de fer Interesses avec lesquels il n’a pas transige, sous peine 
de perdre son recours contre ceux qu’il n’aurait pas assignes. 

§ 3. — Le juge doit statuer par un seul et meme jugement sur tous les recours dont il est saisi. 

§ 4. — Les chemins de fer actionnes ne peuvent exercer aucun recours ulterieur. 

§5.-11 n’est pas permis d’introduire les recours en garantie dans l’instance relative ä la demande 
principale en indemnite. 


Article 52 

Comp^tence pour les recours 

§1. — Le juge du siege du chemin de fer contre lequel le recours s’exerce est exclusivement 
competent pour toutes les actions en recours. 

§ 2. — Lorsque Taction doit ^tre intentee contre plusieurs chemins de fer, le chemin de fer 
demandeur a le droit de choisir entre les juges competents en vertu du § 1, celui devant lequel il porte 
sa demande. 


Article 53 

Accords au sujet des recours 

Les chemins de fer peuvent deroger par des , accords aux regles de recours reciproques definies 
au chapitre IIL 


Titre IV 

Dispositions diverses 


Article 54 

Application du droit national 


A defaut de stipuiations dans la presente Convention, dans les dispositions speciales conformes ä 
l’article 60, § 4, dans les dispositions complementaires conformes ä Tarticle 60, § 5, et dans les tarifs 
internationaux, les dispositions des lois et r^glements nationaux relatifs au transport dans chaque Etat 
sont applicables. 


Article 55 

Regles g^n^rales de proc^dure 

Pour tous les litiges auxquels donnent lieu les transports soumis ä la presente Convention, la 
procedure ä suivre est celle du juge competent, sous reserve des dispositions contraires inserees dans 
la Convention. 
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Artikel 51 

Rüekgriffsverfaliren 

§ 1. — Eine Eisonhalui, gegen die nach Artikel 49 oder 50 Rückgriff genommen wird, ist 
nicht befugt, die Re(‘htmäBigkeit der durch die rückgriffnehmende Eisenbahn geleisteten Zahlung zu 
bestreiten, wenn die Knlschädigiing gerichtlich festgesetzt worden ist, nachdem der Eisenbahn durch 
gehörige Streitverkündung die Möglichkeit gegeben war, dem Rechtsstreit beizutreten. Das Gericht 
der Hauptsache bestimmt nach den Umständen des Falles die Fristen für die Streitverkündung und 
für (len Beitritt. 

§ 2. — Die rückgriffnehmende Eisenbahn hat sämtliche beteiligten Eisenbahnen, mit denen 
sie sich nicht gütlich geeinigt hat, mit (lersel})en Klage zu belangen; andernfalls erlischt das Recht 
des Rückgriffs gegen die nicht belangten Eisenbahnen. 

§ 3. — Das Gericht hat im sellum Veifahren über alle Ifückgriffe, mit denen es l)efaßt ist, 
zu entscheiden. 

§ 1. — Den beklagten Eisenbahnen steht kein weiterer Rückgriff zu. 

§ 5. — Das Rückgriffsverfahren darf ni(‘ht in das Entschädiguiigsverfahren einbezogen werden. 


Artikel 52 

Zuständigkeit beim Rückgriff 

§ 1. — Das Gericht des Sitzes der Eisenbahn, gegen die der Rückgriff genommen wird, ist 
für solche Klagen ausschließlich zuständig. 

§ 2. — Ist die Klage gegen mehrere Eisenbahnen zu erheben, so hat die klagende Eisenl)ahn 
die Wahl unter den nach § 1 zuständigen Gerichten. 


Artikel 53 

Vereinbarungen über den Rückgriff 

Die iMsenbahnen können Vereinbarungen treffen, die von den Vorschriften des Kapitels III 
über den gegenseitigen Rückgriff abweichen. 


Titel IV 

Verschiedene Bestimmungen 


Artikel 54 

Anwendung dos I.andosrochtos 

Soweit in diesem Cbereinkoinmen, in den Sonderbestimmungen nach Artikel 60 § 4, in den Zu- 
satzbestimmungen nach Artikel 60 § 5 und in den internationalen Tarifen keine Bestimmungen ge- 
troffen sind, finden die Bestimmungen der Landesgesetze und -Vorschriften Anwendung, die in den 
einzelnen Staaten für den Frachtverkehr erlassen sind. 


Artikel 55 

Allgemeine Verfahrensvorschrifteii 

In allen Rechtsstreitigkeiten, zu denen die unter dieses Übereinkommen fallenden Beförderungen 
Anlaß geben, richtet .sich das Verfahren nach dem Recht des zuständigen Gerichtes, soweit nicht 
durch dieses (4)ereinkonmien andere Bestimmungen getroffen sind. 
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Article 56 

Execution des jiigements. Saisies et eautions 

§ 1. — Lorsque les jugements prononces, en vertu des dispositions de la presente Convention, 
contradictoirement ou par defaut par le juge competent sont devenus executoires d’apres les lois 
appliquees par ce juge, ils deviennent executoires dans chacun des autres Etats contractants aussitot 
apres accomplissement des formalites prescrites dans l’Etat interesse. La revision du fond de l’affaire 
n’est pas admise. 

Cette disposition ne s’applique pas aux jugements qui ne sont executoires que provisoirement, 
non plus qu’aux condamnations en dommages-interets qui seraient prononcees, en sus des depens, 
contre un demandeur en raison du rejet de sa demande. 

§ 2. ^ — Les creances engendrees par un transport international, au profit d’un chemin de fer 
sur un chemin de fer qui ne releve pas du meme Etat que le premier, ne peuvent etre saisies qu’en 
vertu d’un jugement rendu par l’autorite judiciaire de l’Etat duquel releve le chemin de fer titulaire 
des creances saisies. 

§ 3. — Le matmel roulant du chemin de fer, ainsi que les objets de tonte nature servant au 
transport et appartenant au chemin de fer, tels que Containers, agres de chargement, bäches, etc., 
ne peuvent faire l’objet d’une saisie, sur un territoire autre que celui de l’Etat duquel releve le chemin 
de fer proprietaire, qu’en vertu d’un jugement rendu par l’autorite judiciaire de ce dernier Etat. 

Les Wagons de particuliers ainsi que les objets de tonte nature servant au transport, contenus 
dans ce materiel et appartenant au proprietaire du wagon, ne peuvent faire l’objet d’une saisie, sur 
un territoire autre que celui de l’Etat du domicile du proprietaire, qu’en vertu d’un jugement rendu 
par l’autorite judiciaire de ce dernier Etat. 

§ 4. — La caution a fournir pour assurer le paiement des depens ne peut etre exigee ä l’occasion 
des actions judiciaires fondees sur le contrat de transport international. 


Article 57 

Unit6 monetaire. Coiirs de eonversion ou d’acceptation des monnaies elrangeres 

§ 1. — Les sommes indiquees en francs dans la presente Convention ou ses annexes sont consb 
derees comme se rapportant au franc or d’un poids de 10/31 de gramme au titre de 0,900. 

§ 2. — Le chemin de fer est tenu de publier les cours auxquels il effectue la eonversion des prix 
de transport, des autres frais et des remboursements exprimes en unites monetaires etrangeres, qui 
sont payes en monnaie du pays (cours de eonversion). 

§ 3. — De meme un chemin de fer qui accepte en paiement des monnaies etrangeres est tenu 
de publier les cours auxquels il les accepte (cours d’acceptation). 


Article 58 

Office central des transports internationaux par chemins de fer 

§ 1. — Pour faciliter et assurer rexecution de la presente Convention, il est institue un Office 
central des transports internationaux par chemins de fer Charge: 

a) de recevoir les Communications de chacun des Etats contractants et de chacun des chemins 
de fer interesses et de les notifier aux autres Etats et chemins de fer; 

b) de recueillir, coordonner et publier les renseignements de tonte nature qui intcressent le 
Service des transports internationaux; 

cj de faciliter, entre les divers chemins de fer, les relations financieres necessitees par le Service 
des transports internationaux et le recouvrement des creances restees en souffrance et d’assurer, a 
ce point de vue, la securite des rapports des chemins de fer entre eux; 

d) de tenter, ä la demande d’un des Etats contractants ou d’une des entreprises de transport 
dont les lignes sont inscrites sur la liste des lignes prevue ä l’article 59, la conciliation, soit en pretant 
ses bons Offices ou sa mediation, soit de toute autre maniere, en vue de regier les differends entre 
lesdits Etats ou entreprises ayant pour objet l’interpretation ou l’application de la Convention; 

e) d’emettre, ä la demande des parties en cause — Etats, entreprises de transport ou usagers — , 
un avis consultatif sur des differends ayant pour objet l’interpretation ou l’application de la Con- 
vention ; 
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Artikel 56 

Vollstreekbarkeil der IXeile. Beselilagnahme und Siclierheitsleistimg 

§1. — Urteile, auch Versäumnisiirteile, die auf Grund der Bestimmungen dieses Überein- 
kommens von dem zuständigen Gericht erlassen und nach den für das urteilende Gericht maßgeben- 
den Gesetzen vollstreckbar geworden sind, sind in jedem anderen Vertragsstaat vollstreckbar, sobald 
die in dem betreffenden Staate vorgeschrieheneii Förmlichkeiten erfüllt sind. Eine sachliche Nach- 
prüfung des Inhaltes ist nicht zulässig. 

Auf nur vorläufig vollstreckbare Urteile findet diese Vorschrift keine Anwendung, ebenso- 
wenig auf solche Bestimmungen eines Urteils, die dem im Rechtsstreit unterlegenen Kläger außer 
(len kosten eine Entschädigung auferlegen. 

§ 2. — Die aus einer internationalen Beförderung herrührenden Forderungen einer Eisenbahn 
gegen eine andere Eisenbahn, die nicht dem gleichen Staate angehört, können nur auf Grund einer 
Entscheidung der Gerichte des Staates mit Arrest belegt oder gepfändet werden, dem die forderungs- 
berechtigte Eisenbahn angehört. 

§ 3. — Das rollende Material einer Eisenbahn mit Einschluß aller dazugehörenden und für 
die Beförderung benötigten bahueigenen Gegenstände, wie Behälter (Container), Ladegeräte, Decken, 
kann in einem anderen Staate als demjenigen, dem die Eigentuinsbahn angeliört, nur auf Grund 
einer Entscheidung der Gerichte dieses Staates mit Arrest belegt oder gepfändet werden. 

Privatwagen mit Einschluß aller dazu gehörenden und für die Beförderung benötigten, im 
Eigentum des Wageneigeiitümers stehenden Gegenstände können in einem anderen Staat als dem- 
jenigen, in welchem der Wageneigentümer seinen Wohnsitz hat, nur auf Grund einer Entscheidung 
der Gerichte dieses Staates mit Arrest belegt oder gepfändet werden. 

§ 1. — Eine Sicherheitsleistung für die Kosten des Rechtsstreites kann bei Klagen aus (änem 
internationalen Frachtvertrag nicht gefordert werden. 


Artikel 57 

Wälinmg. l iiircchmiiujs- und Aniiahmokurse für fremde Wälirungeii 

§ 1. — Als Franken iin Sinne dieses Übereinkommens und seiner Anlagen gelten Goldfranken 
im Gewicht von 10/31 Gramm und 0,900 Feingehalt. 

§ 2. — Die Eisen])ahn hat die Kurse bekanntzugeben, zu denen sie die in ausländischer Wäh- 
1 ‘ung au.sgedrückten Frachten, sonstigen Kosten und Nachnahmen umrechnel, wenn sie in inlän- 
discher Währung bezahlt werden (Umrechnungskurse). 

§ 3. — Ebenso hat eine Eisenl)ahn, die fremdes Geld in Zahlung nimmt, die Kurse bekannt- 
zugeben, zu denen sie es annimmt (Annahmekurse). 


Artikel 58 

Zentralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr 

§ 1. — Um die Ausführung dieses l'bereinkommens zu erleichtern und zu sichern, besteht 
ein Zentralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr, das folgende Aufgaben hat: 

a) die Mitteilungen der Vertragsstaaten und der l)eteiligten Eisenbahnen entgegenzunehmen 
und .sie den übrigen Staaten und Eiscnl)ahnen zur Kenntnis zu bringen; 

b) Nachrichten aller Art, die. für den internationalen Verkehr von Wicidigkeit sind, zu sam- 
meln, zusammenzustellen und zu veröffentlichen; 

c) die durch den internationalen \'erkehr bedingten finanziellen Beziehungen zwischen den 
Eisenbahnen sowie die Einziehung rückständiger Forderungen zu erleichtern und in dieser Hin- 
sicht die Beziehimgen der bu.senbahuen untereinander zu festigen; 

d) auf Verlangen eines Vertragsstaates oder eines Beförderungsimternehmeiis, dessen Strecken 
in die in Artikel 59 vorgesehene Liste eingetragen sind, durch Anbieten seiner guten Dienste oder 
.seiner Vermittlung oder auf audcp' Weise eine wSchlichtung zu versuchen, um Streitigkeiten zwischen 
(len genannten Staaten oder Beförderungsunternehmen über die Auslegung oder Anwendung des 
Übereinkommens beizulegen; 

c) auf Verlangen der l)eteihgten Parteien — Staaten, Befördenmgsimternehmen oder Kunden — 
ein Gutachten bei Streitigkeiten über die. Auslegung oder Anwendung des Übereinkommens abzugeben; 
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t) de collaborer au regiement de litiges ayant poiir objet rinterpretation ou rapplicatioa de 
la Convention par voie d’arbitrage; 

g) d’instruire les demandes de modifications ä la presente Convention et de proposer la reunion 
des Conferences prevues ä Tarticle 69, quand il y a lieii. 

§ 2. — Un regiement special constituant TAnnexe II ä la presente Convention determine Ic 
siege, la composition et l’organisation de cet Office, ainsi que ses moyens d’action. II en determine 
en outre les conditions de fonctionnement et de surveillance. 


Arfielc 59 

Liste des ligiies soumises a la Convention 

§ 1, — L’Office central prevu a rartielc 58 est Charge d’etablir, de lenir a jour et de publier la liste 
des lignes soumises ä la presente Convention. A cet effet, il regoit les notifications des Etats contrac- 
tants relatives ä l’inscription sur cette liste ou a la radiation des lignes d’iin chemin de fer ou d’iinc 
des entreprises mentionnees ä Tarticlc 2. 

§ 2. — L’entree d’une ligne noiivelle dans le scrvice des transports internationaux n’a lieii 
qu’iin mois apres la datc de la lettre de l’Officc central notifiaiiL rinscription de cette ligne aux aiitres 
Etats. 

§ 3. — La radiation d’une ligne est effcctuee par TOffice central, des que celui des Etats contrac- 
tants ä la demande diiqucl cette ligne a ete portee sur la liste lui a notifie qu’elle doit etre radiee. 

§ ■[. — La sim})le reception de l’avis enianant de TOfficc central donno inunediateinent a clunfne 
cheniiu de fer le droit de cesser, avec la ligne radiee, toutes relations de transport iiiternalional, sauf 
en ce qui concerne les transports en conrs, qiü doivent etre acheves. 


Artiele 60 


l)isj)osi(ioiis sjieeiales a ecrtains (ransports. Disposiiions eomplementaires 

§ 1. — Pour le transport des wngons de particuiiors, des disposiiions speeiales sont prevues a 
rAnnexe IV. 

§ 2. — Pour le transport des Containers, des dispositions speeiales sont prevues ä rAnnexe V. 

§ 3, Pour le transport des colis express, les chemins de fer peuvent au moyen de clauses 
appropriecs de leurs tarifs convenir de eertaiiies dispositions speeiales conformes ä rAnnexe VL 

§ 1. — Pour les transports enuineres ci-ai)rcs: 

a) transports avec document de transport negociable, 

b) transports ä ne livrer que contre remise du diiplicata de la lettre de voilure, 

c) transports de journaux, 

d) transports de marchandises destinees aux foires ou expositions, 

c) transports d’agres de cliargement et de moyens de protection coiitre la clialeur et le froid 
pour les marchandises transportees, 

j) transports effectues sous le couvert de lettres de voiture ne servant pas de document de taxa- 
tion et de facturation, 

deux ou plusieurs Etats contractants, par des accords speciaux, ou les chemins de fer, au moyen 
de clauses appropriecs de leurs tarifs, peuvent convonii' de certaines conditions adaptees ä ces trans- 
ports et derogeant ä la presente Convention. 

§ 5. — Les dispositions com])lementaires que certains Etats contractants ou certains chemins 
de fer participants publient pour rexecution de la Convention sont cornmuniqiiees par eux a I’Offiee 
central. 

Ces dispositions eomplementaires peuvent etre mises en vigueur sur les chemins de fer qui y 
ont adhere, dans les formes prevues par les lois et regiements de chaque Etat, saus pouvoir porter 
derogation a la presente Convention. 

Leur mise en vigueur est notifiee a rOfficc central. 
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f) l)ci der schiedsgerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung des Übereinkoiniuens mitzuwirken; 

g) die geschäftliche Behandlung der Anträge zur Abänderung dieses Übereinkommens vor- 
zubereiten und gegebenenfalls den Ziisammentrilt von Konferenzen nach Artikel 69 vorziischlagen. 

§ 2. — Ihne l)esondcrc Satzung, welche die Anlage II zu diesem Übereinkommen bildet, enthält 
Bestimmungen ül>er Sitz, Zusammensetzung und Organisation dieses Amtes sowie über die zur Aus- 
übung seiner d'ätigkeit notwendigen IMitteh vSie enthält auch Bestimmungen über die Tätigkeit des 
Zentralamtes und die Aufsicht über dieses Amt. 


Artikel oO 

Liste der dem Lbereiiikoinineii unters! eilenden Strecken 

^ — Das in Artikel 58 i)ezeiclmele Zeiilralamt hat die Liste der diesem Übereinkommen 

unterstehenden Strecken aufzustellen, auf dem laufenden zu halten und zu veröffentlichen. Zu diesem 
Zweck erhält es von den Vertragsstaaten die Mitteilungen über die Eintragung oder Löschung von 
Strecken einer Ihsenhahn oder eines der in Artikel 2 i)ezeichneten Unternehmen. 

§ 2. -- Für Beförderungen auf einer neu eingetragenen Strecke findet dieses t'l)ereinkommen 
erst Anwendung nach Ablauf eines Monats, gerechnet vom Tage der vom Zentralamt an die anderen 
Staaten gericliteten Mitteilung üi)er die Eintragung dieser Strecke. 

§ 3. ___ Das Zentralamt löscht eine Strecke, sobald der Vertragsslaat, auf dessen Ersuchen 
diese Strec'ke in die Liste aufgenommen worden ist, ihm mitgeteilt hat, daß sie gelöscht wcrdeii soll. 

§ 1. — Jede Eiseid.)ahn ist, sobald sie vom Zentralamt die Nachricht von der Löschung er- 
halten hat, ohne weiteres l.mrechtigt, alle sich aus der internationalen Beförderung ergebenden Be- 
ziehungen hinsichtlich der gelöschten Strecke abzubrechen. Bereits begonnene Beförderungen sind 
jedoch zu beenden. 


Artikel GO 

Sonderhestiuiinuiiyen für bestimmte Beförderun(|eii. Zusatzbestimmiiiigen 

§ 1. — Für die Beförderung von Privatwagen sind in der Anlage IV besondere Vorschriften vor- 
gesehen. 

§ 2. — Für die Beförderung von Behältern (Containern) sind in der Anlage V besondere Vor- 
S(üiriften vorgesehen. 

§ 3. — Für die Beförderung von Expreßgut können die Eisenbahnen durch Aufnahme ent- 
sprechender Vorschriften in ihre Tarife bestimmte, der Anlage VI entsprechende Beförderungsbedin- 
gimgen vereinbaren. 

§ 4. — Für die nachgeuaniiten Arten von Sendungen: 

a) Sendungen mit begebbaren Frachturkunden, 

b) SeiuUiiigen, die nur gegen Ül)erga])e des FrachLbriefdop[)els abgeliefert werden, 

c) Seadungen von Zeitungen, 

(I) Sendungen, die für Messen oder Ausstellungen bestimmt sind, 

e) Sendimgen von Lademilleln sowie Mitteln zum Schutze des beförderten Gutes gegen Wärme 
und Kälte, 

j) Sendungen, die mit Frachtbriefen ausgeführl werden, welclie nicht als Beleg für die Fracht- 
berechnung und Rechmmgstelhing dienen, 

können zwei oder mehr Vertragsstaaten durcli hesoiidere Ahkotmnen, ebenso die Fiseiil)alinen durch 
entsprechende Vorschriften in ihren Tarifen, bestimmte Befördeningsbedingimgen vereinbaren, die 
von diesem Ü])ereink()mmon abweichen dürfen. 

§ 5. Die von einzelnen Vertragsstaaten oder Eiscahalmen zur Ausführung des (d)ereinkom- 
mens erlassenen Zusatzbestiminuiigen sind dem Zentralamt mitzuteilen. 

Diese Zusatzbestimmungeii können hei den Eisenbahnen, die sie übernommen haben, in der 
durch die Gesetze und Vorschriften jedes Staates vorgesehenen Form in Kraft gesetzt werden; sie 
dürfen den Bestimmungen dieses Übereinkommens nicht widersprechen. 

Ihre Inkraftsetzung ist dem Zentralamt mitzu teilen. 
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Articlc Gl 

R?‘(jleiiient des difii^ends par voic d’arbitragc 

§ 1. — En taut qu’ils ne peuvent c4re regles par les parties elles-memes, les litiges ayant poiir 
objet rinterpretation ou i’applicaLion, d’une pari, de la Convention, valable comme loi nationale ou 
ä titre de droit coiiventionnel, et des dispositions complementaires, edictces par certains Etats contrac- 
tants et, d’autre part, des accords speeiaux prevus a l’articlc 60, § 4, peuvent, ä la demande des parties, 
6tre soumis ä des tribunaiix arbitraux dont la composition et la procedure font Tobjet de l’Annexe VII 
ä la presente Convention. 

§ 2. — Toutefois, en cas de litige entre Etats, les dispositions de l’Annexe VII ne lient pas les 
parties, qui peuvent deterniiner librement la composition du tribunal arbitral et la procedure arbitrale. 

§ 3. — A la demande des parties, la jiiridiction arbitrale peut etre saisic: 

a) Sans prejudice du regiement de differends en vertu d’autres disi)Ositions legales, 
des litiges entre Etats contractants, 

2^ des litiges entre Etats contractants d’une part et Etats non contractants d’autre part, 

3^ des litiges entre Etats non contractants, 

pourvii que, dans les deiix derniers cas, la Convention soit applicable comme loi nationale ou ä titre 
de droit conventionnel; 

b) des litiges entre eutreprises de transport; 

c) des litiges entre eutreprises de transport et iisagers; 

d) des litiges entre usagers. 

§ 4. — La mise en ceuvre de la procedure arbitrale a, quant ä la Suspension et ä rinterruption de 
la prcscription de la creance litigieuse, le meine effet que rouverture de Taction devant le tribunal 
ordinaire. 

§ 5. — Les sentences rendiies par les tribunaux arbitraux envers des eutreprises de transport 
ou des usagers sont executoires dans cliacun des Etats contractants aussitöt apres accomplissement 
des formalites prescrites dans l’Etat oü Texecution doit avoir lieu. 


Titre V 

Dispositions exceptionnelles 


Articlc 62 

Berogations temporaires 

§ 1. — Si la Situation cconomique et financiere d’un Etat est de nature ä provoquer de graves 
difficultes pour l’application des dispositions du titre III, chapitre III, de la Convention, chaque 
Etat pourra, soit par des dispositions inserees dans les tarifs, soit par des actes de la puissaiice publique, 
tels que des aiitorisations generales ou particulieres donnees aux administrations de chemin de fer, 
deroger aux dispositions des articles 17, 19 et 21 de la Convention en decidant pour certains trafics: 

a) que les expeditions au depart de cet Etat devront etre affranchies: 

1^ soit jusqu’ä ses frontieres, 

2^ soit au moins jusqu’ä ses frontieres; 

b) que les expMitions ä destination de cet Etat devront etre affranchies au depart: 

soit au moins jusqu’ä ses frontieres, pour autant que l’Etat de depart n’a pas ä recourir ä la 
restriction visee sous a) 1^, 

2^ soit au plus jusqu’ä ses frontieres; 

c) que les expeditions soit en provenancc soit ä destination de cet Etat ne pourront etre grevees 
d’aucun remboursement et que les debours ne seront pas admis, ou que les remboursements et les 
debours ne seront admis que dans certaines limites; 

d) qu’il ne sera pas permis ä l’expediteur de modifier le contrat de transport en ce qui concerne 
le pays de destination, raffranchissement et le remboursement. 
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Artikel 61 

Sehicdsfjcrielitlielie l]eile(|xmy von Strchigkeiten 

§1. — Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses ÜI)ereinkommens als Landes- 
recht oder als Vertragsrecht und der von einzelnen Vertragsstaaten erlassenen Zusatzbestimmungen 
sowie der in Artikel 60 § 1 erwälinten besonderen Abkommen können auf Verlangen der Parteien, 
sofern diese Streitigkeiten nicht durch die Parteien selbst beigelegt werden können, Schiedsgerichten 
unterbreitet werden, deren Zusamuienselzuiig und Verfahren in der Anlage VII zu diesem Überein- 
kommen geregelt sind. 

§ 2. ^Bei Streitigkeiten zwischen Staaten sind jedoch die Bestimmungen der Anlage VII für. 
die Parteien nicht verbindlich. Diese können die Zusammensetz iiiig des Schiedsgerichtes und das 
schiedsgerichtliche Verfahren nach freiem Ermessen bestimmen. 

§ 3. — Auf Verlangen der Parteien kann die schiedsgerichtliche Entscheidung angerufen werden; 

a) vorbehaltlich der Beilegung von Streitigkeiten auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen 

1. bei Streitigkeiten zwischen Vertragsstaaten, 

2. bei Streitigkeiten zwischen Vertragsstaaten einerseits und Niclitvertragsstaaten andererseits, 

3. bei Streitigkeiten zwischen Nichtvertragsstaaten, 

sofern in den beiden letzten Fällen das Übereinkommen als Landesrecht oder als Vertragsrecht anwend- 
bar ist; 

h) bei Streitigkeiten zwischen Beförderungsunternehmen; 

c) bei Streitigkeiten z^Yischen Beförderungsunternehmen und Kunden; 

d) bei Streitigkeiten zwischen Kunden. 

§ 4. — Die Einleitung des schiedsgerichtlichen Verfahrens hat bezüglich der Hemmung und 
Unterbrechung der Verjährung der strittigen Forderung dieselbe Wirkung wie die Erhebung der Klage 
vor dem ordentlichen Gericht. 

§ 5, * — ■ Die Schiedssprüche der Schiedsgerichte sind gegenüber Beförderungsimternchmeii und 
Kunden in jedem Vertragsstaat vollstreckbar, sobald die in dem Staat, in welchem die Vollstreckung 
erfolgen soll, vorgeschriebenen Förmlichkeiten erfüllt sind. 


Titel V 

Ausnahmebestimmungen 

Artikel 62 

Vorübergellende Abweichungen 

§ 1. — Wenn die wirtschaftliche und finanzielle Lage eines Staates große Schwierigkeiten bei 
der Anwendung der Bestimmungen des Titels III Kapitel III des Übereinkommens hervorrufen 
könnte, kann jeder Staat durch Tarif Vorschriften oder durch Maßnahmen der Staatsgewalt, wie eine 
allgemeine oder besondere Ermächtigung an die Eisenbahnverwaltungen, von den Artikeln 17, 19 und 
21 des Übereinkommens abweichende Bestimmungen treffen, indefn für bestimmte Verkehre vor- 
geschrieben wird: 

a) daß für Sendungen aus diesem Staat die Kosten 

1, bis zu seinen Grenzen, 

2. mindestens bis zu seinen Grenzen 
vom Absender übernommen werden müssen; 

b) daß für Sendungen nach diesem Staat die Kosten 

1. mindestens bis zu seinen Grenzen vom Absender übernommen werden müssen, sofern der 
Versandstaat nicht zu einer Einschränkung nach Buchstabe a) Ziffer 1 gezwungen ist, 

2. höchstens bis zu seinen Grenzen vom Absender übernommen werden dürfen; 

c) daß Sendungen von oder nach diesem Staat nicht mit Nachnahme belastet werden dürfen 
und daß keine Barvorschüsse zugelassen sind oder daß Nachnahmen und Barvorschüsse nur bis zu 
gewissen Beträgen zugelassen sind; 

d) daß der Absender den Frachtvertrag hinsichtlich des Bestimmungslandes, der Bezahlung der 
Kosten und der Nachnahme nicht abändern darf. 
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§ 2. — Sous les meines conditio ns, les Etats pourront, par des autorisations generales ou 
particulieres donnees aux administrations de chernins de fer, deroger aiix dispositioiis des articles 17, 
19, 21 et 22 de la Convention en dccidant, dans leurs relations reciproqucs: 

ü) que les regles du paiement des frais seront speciaiement fixees apres accord entre les chernins 
de fer Interesses ä ces regles. 

Ces regles ne pourront pas contenir de modalites non previies ä Tartirle 17; 

b) que certaines dcniandes de inodifications au contrat de transport ne seront [las adinises. 

§ 3. — Les incsures prises cn confonnite des §§ 1 et 2 seront cominuniquees a TOffice central, 

Les niesures enumerees au § 1 entreront eii vigueur au plus töt ä l’expiration d’un delai de huit 
jours ä compter de la date de la lettre par laqiielle l’Offiee central aura notifie la inesure aux autres 
Etats. 

Les mesures enumerees au § 2 entreront en vigueur au plus töt a Texpiration d’un dedai de deux 
jours ä compter de la date de leur publication dans les Etats Interesses. 

§ 4. — Les eiivois en cours de route ne seront pas affectes par les dites mesures. 


Artiele (>3 

Rosponsabilite en trafic fer-mer 

§ 1. — Dans les transports fer-mer empruntant les lignes visees ä l’article 2, § 1, chaque Etat 
peilt, en demandant que la mention utile soit portee sur la liste des lignes soumises ä la Convention, 
ajouter Tensemble des causes d’exoneration enoncees ci-apres ä celles qui sont prevues ä l’article 27, 

Le transporteur ne peiit s’en prevaloir que s’il fait la preiive que la perte, Tavarie ou le depassement 
du delai de livraison est survenu sur le parcours maritime, depiiis le chargement de la marchandise 
ä bord du navire jusqu’ä soii dechargement du navire. 

Ces causes d’exoneration sont les siiivantes: 

a) actes, negligence ou defaut du capitaine, marin, pilote, ou des preposes du transporteur dans 
la navigatioii ou dans Tadministration du navire; 

b) innavigabilite du navire, a condition que le transporteur fasse la preuvc que cette innaviga* 
bilite n’est pas imputable ä un manque de diligeiice raisomiablc de sa part ä mettre le navire en etat 
de navigabilite ou ä lui assurer uii arinement, un equipeinent et un approvisionnement convenables, 
ou a approprier et mettre eu bon etat toutes parties du navire oü la marchandise est chargee, de fa^on 
qu’elles soient aptes ä la reception, au transport et a la preservation de la marchandise; 

c) incendie, ä condition que le transporteur fasse la preiive qu’il n’a pas ete cause par son fait 
ou sa faute, par ceux du capitaine, marin, pilote ou de ses preposes; 

d) perils, daiigers ou accidents de la mer ou autres eaux navigables; 

e) sauvetage ou tentative de saiivetage de vies ou de biens en mer; 

f) chargement de la marchandise sur le pont du navire, ä condition qu’elle ait ete chargee sur 
le pont avec le consentement de Texpediteiir donnc dans la lettre de voiture, et qu’elle ne soit pas sur 
wagon. 

Les causes d’exoneration ci-dessus ne suppriment iii ne diminuent en rien les obligations gene- 
rales du transporteur, et notamment son Obligation d’exercer une diligence raisonnable pour mettre 
le navire en etat de navigabilite ou pour lui assurer un armement, un equipement et un approvisionne- 
ment convenables, ou pour approprier et mettre en bon etat toutes parties du navire oü la marchan- 
dise est chargee, de facon qu’elles soient aptes a la reception, au transport et a la preservation de la 
marchandise. 

Lorsque le transporteur fait valoir les causes d’exonch’ation qui precedent, il reste iieanmoins 
responsable si l’ayant droit fait la preuve que le depassement du delai de livraison, la perte ou l’avarie 
est du ä une faute du transporteur, du capitaine, marin, pilote ou de ses preposes, faute aiitre que 
celle qui est previie sous lettre a). 

§ 2. — Lorsqu’un meme parcours maritime est desservi par plusieurs entreprises inscrites sur 
la liste mentionnee a l’article premier, le regime de responsabilite applicable ä ce parcours doit etre le 
meme pour toutes ces entreprises. 

En outre, lorsque ces entreprises ont ete inscrites sur la liste ä la demande de plusieurs Etats, 
Tadoption de ce regime doit au prealable faire l’objet d’un accord entre ces Etats. 

§ 3. — Les mesures prises en confonnite du present artiele sont communiquees ä l’Office central, 
Elles entreront en vigueur, au plus töt, a l’expiration d’un delai de trente jours a partir de la date 
de la lettre par laquelle T Office central aura notifie ces mesures aux autres Etats. 

Les envois en cours de route ne seront pas affectes par les dites mesures. 
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§ 2. — Unter den gleichen Voraussetzungen können die Staaten durch allgemeine oder beson- 
dere Ermächtigung an die Eisenbahnverwaltungen von den Artikeln 17, 19, 21 und 22 des Überein- 
kommens für ihren gegenseitigen Verkehr abweichende Bestimmungen treffen, und zwar in dem Sinne: 

a) daß die Bestimmungen über die Zahlung der Kosten im Einverständnis mit den an diesen 
Bestimmungen interessierten Eisenbahnen besonders geregelt w’erden. 

Diese Bestimmungen dürfen keine Zahlungsart vorsehen, die in Artikel 17 nicht zugelassen ist; 

b ) daß gewisse nachträgliche Verfügungen nicht zulässig sind. 

§ 3. — Die auf Grund der §§ 1 und 2 getroffenen [Maßnahmen sind dem Zentralamt bekannt- 
zugeben. 

Die in § 1 vorgesehenen [Maßnahmen treten frühestens nach Ablauf von acht Tagen in Kraft, 
gerechnet vom Tage der vom Zentralamt an die anderen Vertragsstaaten gerichteten Mitteilung über 
diese Maßnahmen. 

Die in § 2 vorgesehenen [Maßnahmen treten frühestens nach Ablauf von zwei Tagen nach dem 
Tage in Kraft, an dem sie in den beteiligten Staaten veröffentlicht worden sind. 

§ 4. — Unterwegs befindliche Sendungen werden von diesen Maßnahmen nicht betroffen. 


Artikel G3 

Haftung im Eisenbahn-Seeverkehr 

§ 1. — Bei Eisenbahn- Seebeförderungen über die in Artikel 2 § 1 erwähnten Linien kann jeder 
Staat, indem er die Aufnahme eines entsprechenden Vermerkes in die Liste der dem Übereinkommen 
unterstellten Linien verlangt, die Gründe für die Befreiung von der Haftung nach Artikel 27 durch 
die nachstehenden Gründe, jedoch nur in ihrer Gesamtheit, ergänzen. 

Der Frachtführer kann sich auf diese Gründe nur berufen, wenn er beweist, daß die Überschrei- 
tung der Lieferfrist, der Verlust oder die Beschädigung auf der Seestrecke vom Beginn des Einladens 
der Güter in das Schiff bis zu ihrer Ausladung aus dem Schiff entstanden ist. 

Diese Gründe für die Befreiung von der Haftung sind die folgenden: 

a) Handlungen, Nachlässigkeit oder Unterlassungen des Kapitäns, der Schiffsbesatzung, des 
Lol seil oder der Angestellten des Frachtführers bei der Führung oder dem Betrieb des Schiffes; 

b) Seeuntüchtigkeit des Schiffes, sofern der Frachtführer beweist, daß sie nicht auf einem 
[Mangel an gehöriger Sorgfalt seinerseits beruht, um das Schiff seetüchtig zu machen oder um es gehörig 
zu bemannen, einzurichten oder zu verproviantieren oder um alle Teile des Schiffes, in denen Güter 
verladen werden, für deren Aufnahme, Beförderung und Erhaltung einzurichten und instand zu setzen; 

c) Feuer, sofern der Frachtführer beweist, daß es weder durch sein Verschulden noch durch 
Verschulden des Kapitäns, der Schiffsbesatzung, des Lotsen oder der in seinem Dienste stehenden 
Personen entstanden ist; 

d) Gefahren oder Unfälle der See und anderer schiffbarer Gewässer; 

e) Rettung oder Versuch der Rettung von Leben oder Eigentum zur See; 

I) Verladung des Gutes auf Deck, sofern der Absender seine Einwilligung dazu im Frachtbrief 
gegel)cii hat und sofern das Gut nicht in Eisenbahnwagen befördert wird. 

Die vorstehenden Gründe für die Befreiung von der Haftung haben weder eine Aufhebung noch 
eine Einschränkung der allgemeinen Verpflichtungen des Frachtführers zur Folge, insbesondere nicht 
seiner Verpflichtung, die gehörige Sorgfalt anzuwenden, um das Schiff seetüchtig zu machen oder um 
es gehörig zu bemannen, einzurichten oder zu verproviantieren oder um alle Teile des Schiffes, in denen 
Güter verladen werden, für deren Aufnahme, Beförderung und Erhaltung einzurichten und instand 
zu setzen. 

Der Frachtführer ist jedoch auch in den vorerwähnten Fällen haftbar, wenn der Berechtigte 
beweist, daß die Überschreitung der Lieferfrist, der Verlust oder die Beschädigung auf einem Ver- 
schulden des Frachtführers, des Kapitäns, der vSchiffsbesatzung, des Lotsen oder der im Dienste des 
Frachtführers stehenden Personen beruht, das nicht unter Buchstabe a) vorgesehen ist. 

§ 2. — Wird eine Seestreckc durch mehrere Unternehmen bedient, die in die in Artikel 1 vor- 
gesehene Liste eingetragen sind, so müssen für alle Unternehmen die gleichen Haftungsvorschriften 
gelten. 

Sind diese Unternehmen auf Antrag verschiedener Staaten in die liste eingetragen worden, so 
muß außerdem über die Anwendung dieser Haftungsvorschriften vorher eine Verständigung unter 
diesen Staaten erfolgt sein. 

§ 3. — Die auf Grund dieses Artikels getroffenen Maßnahmen sind dem Zentralamt bekannt- 
zugeben. Sie treten frühestens nach Ablauf von 30 Tagen in Kraft, gerechnet vom Tage der vom Zen- 
tralamt an die andern Staaten gerichteten Mitteilung über diese Maßnahmen. 

Lhiterwegs befindliche Sendungen werden von diesen Maßnahmen nicht betroffen. 
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Article 64 

Responsabilitc eii eas d’acciclents nueleairos 

Le cheniin de fer est decharge de la responsabilite qui lui incombe en vertu de la presente Con- 
vention, lorsqiie le dominage a ete cause par un accident nucleaire et que, en vertu des prescriptions 
speciales en vigueur dans un Etat contractant rcglant la responsabilite dans le domaine de l’energie 
nucleaire, l’exploitant d’une installation nucleaire ou une autre personne qui lui est substituee est 
responsable de ce dommage. 


Titre VI 

Dispositions finales 


Article 65 
Signatare 

La presente Convention, dont les Annexes font partie integrante, demeure ouverte jusqu’au 
30 avril 1970 ä la signature des Etats precedemment contractants et de ceiix qui ont ete invites ä se faire 
representer ä la Conference ordinaire de revision. 

Article 66 

Ratifications. Mise en vigueur 

La presente Convention sera ratifiee et les instruments de ratification seront deposes le plus tot 
possible aupres du Gouvernement suisse. 

Lorsque la Convention aura ete ratifiee par quinze Etats ou au plus tard un an apres la signature, 
le Gouvernement suisse se mettra en rapport avec les Gouvernements Interesses ä l’effet d’examiner 
avec eiix la possibilite de mettre la Convention en vigueur. 

Article 67 

Adliesion ä la Convention 

§ L — Tont Etat non signataire qui veut adherer ä la presente Convention adresse sa demande 
au Gouvernement suisse, qui la communique ä tous les Etats contractants avec une note de l’Office 
central sur la Situation des chemins de fer de l’Etat demandeur au point de vue des transports inter- 
nationaux. 

§ 2. — A moins que dans les six rnois a compter de la date de cet avis, deux Etats au moins 
n’aient notifie leur Opposition au Gouvernement suisse, la demande est admise de plein droit et avis 
en est donne par le Gouvernement suisse a TEtat demandeur et ä tous les Etats contractants. 

Dans le cas contraire, le Gouvernement suisse notifie ä tous les Etats contractants et ä l’Etat 
demandeur que Texamen de la demande est ajourne. 

§ 3. — Toute admission produit ses effets un mois apres la date de l’avis envoye })ar le Gou- 
vernement suisse, ou si, ä l’expiration de ce delai, la Convention n’est pas encore en vigueur, a la date 
de la mise en vigueur de celle-ci. 


Article 68 

Diiree de Eengagonient dos Etats contractants 

§ 1. — La diiree de la presente Convention est illimitee. Toutefois, chaque Etat contractant 
peilt se degager dans les conditions ci-apres: 

La Convention est valable, pour tont Etat contractant, jusqu’au 31 decembre de la cinqiiieme 
annee qui suivra sa mise en vigueur. Tout Etat qui voudrait se degager pour l’expiration de cette 
Periode devra notifier son intention au moins un an ä l’avance au Gouvernement suisse, qui en infor- 
mera tous les Etats contractants. 

A defaut de notification dans le delai indique, Tengagement sera prolonge de plein droit pour 
une Periode de trois annees, et ainsi de suite, de trois ans en trois ans, ä defaut de denonciation un an 
au moins avant le 31 decembre de la derniere annee de Tune des periodes triennales. 
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Artikel 64 

Haftung für die Folgen nuklearer Ereignisse 

Die Eisenbahn ist von der ihr gemäß diesem Übereinkommen obliegenden Haftung befreit, wenn 
der Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht ist und wenn nach den besonderen, in einem 
Vertragsstaat geltenden Vorschriften über die Haftung auf dem Gebiete der Kernenergie der Inhaber 
einer Kernanlage oder eine ihm gleichgestellte Person für diesen Schaden haftet. 


Titel VI 

Schlußbestimmungen 

Artikel 65 
Untcrzeielinung 

Dieses Übereinkommen, dessen Anlagen einen integrierenden Bestandteil bilden, liegt bis zum 
30. April 1970 zur Unterzeichnung durch die bisherigen Vertragsstaaten und diejenigen Staaten auf, 
die eingeladen wurden, sich an der ordentlichen Revisionskonferenz vertreten zu lassen. 

Artikel 66 

Ratifikation. Inkraftsetzung 

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden sind so bald wie 
möglich bei der schweizerischen Regierung zu hinterlegen. 

Sobald das Übereinkommen von 15 Staaten ratifiziert ist oder spätestens ein Jahr nach Unter- 
zeichnung des Übereinkommens setzt sich die schweizerische Regierung mit den beteiligten Regierungen 
in Verbindung, um mit ihnen die Möglichkeit der Inkraftsetzung des Übereinkommens zu prüfen. 

Artikel 67 

Beitritt zum Übereinkommen 

§ 1. — Will ein Staat, der dieses Übereinkommen nicht unterzeichnet hat, ihm beitreten, so 
hat er einen entsp rechenden Antrag an die schweizerische Regierung zu richten; diese teilt den Antrag 
allen Vertragsstaaten mit und fügt eine Äußerung des Zentralamtes über die Lage der Eisenbahnen 
des antragstellenden Staates hinsichtlich internationaler Beförderungen bei. 

§ 2. — Haben innerhalb einer Frist von sechs Monaten, gerechnet vom Tage dieser Mitteilung 
an, nicht mindestens zwei Staaten der schweizerischen Regierung ihren Widerspruch bekanntgegeben, 
so ist der Antrag rechtsverbindlich angenommen; die schweizerische Regierung teilt dies dem Antrag- 
steller und allen Vertragsstaaten mit. 

Andernfalls teilt die schweizerische Regierung allen Vertragsstaaten und dem Antragsteller mit, 
daß die Prüfung des Antrages vertagt ist. 

§ 3. Die Aufnahme wird einen Monat nach dem Tage der von der schweizerischen Regierung 
versandten Mitteilung wirksam oder, wenn nach Ablauf dieser Frist das Übereinkommen noch nicht 
in Kraft ist, am Tage seines Inkrafttretens. 


Artikel 68 

Dauer der durch die Vertragsstaaten eingegangenen Verpflichtungen 

§ 1. — Die Dauer dieses Übereinkommens ist unbeschränkt. Jedoch kann jeder Vertragsstaat 
unter den nachstehenden Bedingungen zurücktreten : 

Das Übereinkommen ist für jeden Vertragsstaat bis zum 31. Dezember des fünften Jahres nach 
dem Tage seines Inkrafttretens verbindlich. Jeder Staat, der nach Ablauf dieser Frist zurückzutreten 
wünscht, hat diese Absicht wenigstens ein Jahr vorher der schweizerischen Regierung mitzuteilen, 
die allen Vertragsstaaten davon Kenntnis gibt. 

Wird nicht innerhalb der bezeichneten Frist der Rücktritt erklärt, so erstreckt sich die Ver- 
pflichtung ohne weiteres auf weitere drei Jahre und so fort von drei zu drei Jahren, sofern nicht wenig- 
stens ein Jahr vorher auf den 31. Dezember des letzten Jahres eines der dreijährigen Zeiträume der 
Rücktritt erklärt wird. 
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§ 2. — Les Etats admis ä participer ä la Convention au cours de la periode quinquennale ou 
d’une des periodes triennales sont engages jusqu’ä la fin de cette periode, puis jusqu’ä la fin de chacune 
des periodes suivantes, tant qii’ils n’axiront pas denonce leur engagement iin an au moins avant Tex- 
piration de Tune d'entre elles. 


Artielc GO 

Revision de la Convention 

§ 1. — Les Delegues des Etats contractants se reiinissent pour la revision de la Convention, 
sur la convocation du Gouvernement siiisse, au plus tard cinq ans apres la mise en vigueur de la pre- 
sente Convention. 

Une Conference est convoquee avant cette epoque, si la demande en est faite par le tiers au 
moins des Etats contractants. 

D’entente avec la majorite des Etats contractants, le Gouvernement suisse iiivite aiissi des 
Etats non contractants. 

D’entente avec la majorite des Etats contraclauls, l’Officc central invite ä assister a la Confe- 
rence des representants: 

a) d’organisations internationales gouvernementales ayant compcHence en matiere de transport; 

b) d’organisations internationales non gouvernementales s’occupant de transport, 

La participation aux d(.d)ats de delegations des Etats non contractants ainsi que des organisations 
internationales meiitionnees au quatrieme alinoa sera reglee pour chaque Conference dans le regie- 
ment des deliberations. 

D’entente avec la majorite des Gouverneinents des Etats contractants, l’Office central peut, 
avant les Conferences de revision ordinaires et extraordinaires, convoquer des Commissions pour 
l’examen preliminaire des propositions de revision. Les dispositions de TAnnexe III sont applicables 
par analogie ä ces Commissions; en ce qui concerne rarticle 6 de cette Annexe, c’est la disposition 
relative ä la Commission de revision qui est a])plicable aux Commissions preliminaires. 

§ 2. — La mise en vigueur de la Convention nouvelle ä laquelle aboutit une Confch'cnce de revi- 
sion empörte abrogation de la Convention anterieure et de ses Annexes meine ä i’egard des Etats con- 
tractants qui ne ratifieraient pas la Convention nouvelle. 

§ 3. — Dans rintervallc dos Conferences de revision, les ar ticles 3, 4, 5, § 5, les articles 6, 7 (sauf 
§ 1), 8 (sauf § 1), 10 (sauf § 6, deuxieme alinea), 11, 12 (sauf § 4), 13, 14 (sauf § 2, deuxieme alinea), 
15 (sauf § 1, })remier alinea), 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 30, 35, 36, 41, 48, 49, 50, 53, 60 (sauf § 5) 
et les Annexes Vf et YII peu.vcnt etre modifies par une Commission de revision, L’organisation et le 
fonctionnement de cette Commission font Fobjet de TAnnexe III ä la presente Convention, 

Les decisions de la Commission de revision sont notifiees sans delai aux Gouvernements des 
Etats contractants par riiitermediaire de rOffice central. Elles sont tenues pour acceptees, a moins 
que, dans les quatre mois comptes ä partir du jour de la notification, cinq au moins des Gouvernements 
n’aient formule des objections. Ces decisions entrent en vigueur le premier jour du huitiemc mois qui 
suit le mois au cours duquel TOffice central a porte leur acceptation ä la connaissance des Gouverne- 
ments des Etats contractanls, L’Office central designe ce jour lors de la notification de l’acceptation 
des decisions, 

§ 4. — En vue de modifier 

a) \e Reglement international concernant le transport des marchaiidises dangereiises par chemins 
de fer (Annexe I), 

b) Reglement international concernant le transport des wagons de particuliers (Annexe IV) et 

cj le Reglement international concernant le transport des Containers (Annexe V), 

il est iiistitue des Commissions d’experts, dont Torganisation et le fonctionnement font I’olxjet d’uii 
Statut qui forme T Annexe III ä la presente Convention, 

Les decisions des Commissions d’experts sont notifiees sans delai aux Gouvernements des Etats 
contractants par rintermMiaire de l’Office central. Elles sont tenues pour acceptees, ä moins que, 
dans les quatre mois comptes ä partir du jour de la notification, cinq au moins des Gouvernements 
n’aient formule des objections. Ces decisions entrent en vigueur le premier jour du luiitieme mois qui 
suit Ic mois au cours duquel l’Office central a porte leur acceptation ä la connaissance des Gouverne- 
ments des Etats contractants. L’Office central designe ce jour lors de la notification de l’acceptation 
des decisions. 
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§ 2. — Für die Staaten, die im Laufe des fünfjährigen oder eines der dreijährigen Zeiträume 
aiifgenommen werden, ist das Übereinkommen bis zum Ende dieses Zeitraumes und weiter bis zum 
Ende jedes folgenden Zeitraumes verbindlich, sofern sie nicht wenigstens ein Jahr vor dem Ablauf 
eines dieser Zeiträume ihren Rücktritt erklärt haben. 


Artikel 69 

Revision des Übereinkommens 


§ 1. — Die Vertreter der Yertragsstaaten treten auf Einladung der schweizerischen Regierung 
spätestens fünf Jahre nach der Inkraftsetzung dieses Übereinkommens zu dessen Revision zusammen. 

Auf Verlangen von mindestens einem Drittel der Vertragsstaaten ist eine Konferenz früher 
einzuberufen. 

Im Einverständnis mit der ^Mehrheit der Vertragsstaaten lädt die schweizerische Regierung 
auch Nichtvertragsstaaten ein. 

Im Einverständnis mit der Mehrheit der Vertragsstaaten lädt das Zentralamt zur Konferenz Ver- 
treter ein von 

a) staatlichen inieniationalen Organisationen, die für Beförderungsfragen zuständig sind; 

h) nichtstaailiclieu inleriialionalen Organisationen, die sich mit Beförderimgsfragen befassen. 

Das Mitsprachereclit der Vertreter von Nichtvertragsstaaten und von den in Absatz 4 erwähnten 
internationalen Organisationen ist für jede Konferenz in der Geschäftsordnung zu regeln. 

Iin Einverständnis mit der ^Mehrheit der Regierungen der Vertragsstaaten kann das Zentral- 
amt vor den ordentlichen und außerordentlichen Revisionskonferenzen Ausschüsse zur Vorberatung 
der Revisionsanträge einberufen. Auf diese Ausschüsse finden die Bestimmungen der Anlage III sinn- 
gemäß Anwendung; in bezug auf Artikel 6 dieser Anlage kommen für die vorbereitenden Ausschüsse 
die Bestimmungen über den Revisionsaiisschuß zur Anwendung. 

§ 2. — Das Inkrafttreten des neuen i4)ereinkommens, das aus einer Revisionskonferenz her- 
vorgeht, zieht auch gegenüber den Vertragsstaaten, die das neue Cl)ereinkommen nicht ratifizieren, 
die Aufliebung des alten Übereinkommens und seiner Anlagen nach sich. 

§ 3. — Im Zeitraum zwischen den Revisionskonferonzen können die Artikel 3, 4, 5 § 5, die Artikel 
G, 7 (ohne § 1), 8 (ohne § 1), 10 (ohne § 6 Absatz 2), 11, 12 (ohne ? 4), 13, 14 (ohne § 2 Absatz 2), 15 
(ohne § 1 Absatz 1), 17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 30, 35, 36, 11, 48, 49, 50, 53, GO (ohne § 5) sowie 
die Anlagen VI und VH durch einen Revisionsaiisschuß geändert werden, dessen Zusammensetzung 
und Geschäftsgang in der Anlage III zu diesem Übereinkommen geregelt sind. 

Die Beschlüsse des Revisionsall sschusses werden durch Vermittlung des Zentralamtes unver- 
züglich den Regierungen der Vertragsstaateil mitgeteilt. Sie gelten als angenommen, wenn inner- 
halb von vier Monaten, gerechnet vom Tage der ^littcilung an, nicht mindestens fünf Regierungen 
AVidersprucli erhoben haben. Die Beschlüsse treten am ersten Tage des achten Monats nach dem Monat 
in Kraft, in dem das Zentralamt den Regierungen der Vertragsstaaten von ihrer Annahme Kenntnis 
gegeben hat. Das Zentralamt bezeichnet bei der Mitteilung über die Annahme der Beschlüsse den Tag 
des Inkrafttretens. 

§ 4. — Zur Änderung 

a) der Internationalen Ordnung für die Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn 
(Anlage I), 

b) der Iiitenialionalen Ordnung für die Beförderung von Privatwagen (Anlage lY) und 

c) der Internationalen Ordnung für die Beförderung von Behältern (Containern) (Anlage V) 
werden Faclimäimische Ausschüsse eingesetzt, deren Zusammensetzung und Geschäftsgang in einer 
besonderen Satzung geregelt sind, welche die Anlage III zu diesem Übereinkommen bildet. 

Die Beschlüsse der Fachniännisclien Ausschüsse werden durch Vermittlung des Zentralamtes 
unverzüglich den Regierungen der Vertragsstaaten mitgeteilt. Sie gelten als angenommen, wenn inner- 
halb von vier ^Monaten, gerechnel vom Tage der Mitteilung an, nicht mindestens fünf Regierungen 
Widerspruch erhoben haben. Die Beschlüsse treten am ersten Tage des achten Monats nach dem Monat 
in Kraft, in dem das Zentralamt den Regierungen der Vertragsstaaten von ihrer Annahme Kenntnis 
gegeben hat. Das Zentralamt bezeichnet bei der Mitteilung über die Annahme der Beschlüsse den Tag 
des Inkrafttretens. 
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Artielc 70 

Textes de la Convention, Traduetions offieielles 

La presente Convention a ete conclue et signee en langue fran^aise selon Tusage diplomatique 
etabli. 

Au texte frangais sont joints un texte en langue allemande, ün texte en langue anglaise, iin 
texte en langue italienne et un texte en langue arabe, qui ont la valeur de traduetions offieielles. 

En cas de divergence, le texte francais fait foi. 


En foi de quoi, les Plenipotentiaires ei-apres, munis de leurs pleins poiivoirs qui ont ete trouves 
en bonne et due forme, ont signe la presente Convention. 

Fait ä Berne, le sept fevrier mil neuf cent soixante-dix, en un seul exemplaire, qui rcstera 
depose dans les Archives de la Confederation suisse et dont une exi)edition authentiqiie sera remise 
ä chacune des Parties. 


(Suivent les signaturcs) 
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Artikel 70 

Wortlaut des Übereinkommens. Amtliche Übersetzungen 

Dieses Übereinkommen ist dem diplomatischen Gebrauch entsprechend in französischer Sprache 
abgeschlossen und unterzeichnet. 

Dem französischen Wortlaut sind ein deutscher, ein englischer, ein italienischer und ein arabischer 
Wortlaut beigefügt, die als amtliche Übersetzungen gelten. 

Bei Nichtübereinstimmung ist der französische Wortlaut maßgebend. 

Zu Ukkund dessen haben die nachstehenden Bevollmächtigten, deren Vollmachten in guter 
und gehöriger Form befunden wurden, das vorliegende Übereinkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Bern am siebenten Februar neunzebnliundertsiebzig in einer Urschrift, die iin 
Archiv der Schweizerischen Eidgenossenschaft hinterlegt und von der jedem Vertragsstaat eine amtliche 
Ausfertigung zugestellt wird. 


(Folgen die Unterschrif ten) 
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ANNEXE I 

(Articles 3 et 4) 


Reglement international concernant le transport des marchandises dangereuses 

par ehemins de fer (RID) 

(Texte voir annexe au Bundesgesetzblatt 1967 part II no 13) 
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ANLAGE I 

(Artikel 3 und 4) 


Internationale Ordnung für die Beförderung gefährlicher Güter mit der 

Eisenbahn (BID) 


(Wortlaut siehe Anlageband zum Bundesgesetzblatt 1967 Teil II Nr. 13) 
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ANNEXE II 

(Article 58) 


Reglement relatif ä l’OMiee central des transports internationaux 
par chemins de fer ( OCTI) 


Artiele premier 


§ 1. — L’ Office central des transports internationaux par chcmins de fer (OCTI) siege ä Berne, 
SOUS les auspices du Gouvernement suisse. 

Le contröle de son activite, tant sur le plan administratif que sur le plan financier, s’exerce dans 
le cadre etabli par les dispositions de Tarticle 58 de la Convention et cst confie ä un Comite adminis- 
tratif. 

A cet effet, le Comite administratif 

a) veille ä la bonne application par TOffice central des Conventions ainsi que des autres textes 
issus des Conferences de revision et preconise, s’il y a lieii, les mesures propres ä faciliter Tapplication 
de ces Conventions et textes; 

b ) donne des avis motives sur les questions qui peuvent interesser Factivite de l’Office central et 
qui liii sont soumises par un Etat contractant ou par le directeur de T Office, 

§ 2. — a) Le Comite administratif se reimit ä Berne. II se compose de onze membres, choisis 
parmi les Etats contractants. 

b) Confederation suisse dispose d’uii siege permanent dans le Comite, doiit eile assume la 
presidence. Les autres Etats membres sont nommes pour cinq ans. Pour chaqiie jieriode quinquen- 
nale, une Conference diplomatique determine, sur proposition du Comite administratif cn fonction, la 
composition du Comite administratif, eil tenant compte dhine equitable repartition geographique, 

c) Si une vacarice se produit parmi les Etats membres, le Comite administratif designe lui-meine 
im autre Etat contractant pour occuper le siege vacant. 

d) Chaquc Etat membre designe, comme delegue au Comite administratif, une personiie qua- 
lifiee en raison de son experience des questions de transports internationaux. 

Le Comite administratif ctablit son regiement interieur et se constitue lui-mcuuc, 

II ticnt au moiiis une reunion ordinaire chaque annce; il tient, en outre, des reunions extra- 
ordinaires iorsque trois Etats membres au moins en font la demande. 

Le secretariat du Comite administratif est assurc par 1’ Office central. 

Les proces-verbaux des seances du Comite administratif sont envoyes ä tous les Etats coiitrac- 

tanls. 

I) I.es fonctions de delegue d’un Etat membre sont gratiiites et les frais de deplacement qu’elles 
entraincnt sont ä la cliarge de cet Etat, 

§ 3. • — a) Le Comite administratif etablit le rcglement concernant Torganisation, le fonction- 
nement et le Statut du personnel de TOfficc central. 

b) Le Comite administratif nomme le directeur general, le vice-directeur general, les conseillers 
et les conseiliers-adjoints de l’Office central; le Gouvernement suisse lui presente des propositions pour 
la nomination du directeur general et du viee-directeiir general. Pour ces nominations, le Comite ad- 
ministratif tient compte plus particulieremcnt de la competence des candidaLs et d’une equitable 
repartition geographique. 

Le Comite administratif approuve le budget annuel de i’Office central, en tenant compte des 
dispositions de l’article 2 ci-apres, ainsi que le rapport annuel de gestion. 

La verification des comptes de T Office central, qui a trait uniquenient ä la concordance des 
ecritures et des pieces comptablcs, dans le cadre du budget, est exercce par le Gouvernement suisse. 
Celui-ci transmet ces comptes, avec un rapport, au Comite administratif. 

Le Comite administratif communique aux Etats contractants, avec le rapport de gestion de 
r Office central et le releve des comptes annuel s de celubci, les decisions, re Solutions et recommanda- 
tions qu’il est appele ä formuler. 

d) Le Comite administratif adresse ä chaque Conference diplomatique cliargee de determiner 
sa composition, au moins deux mois avant Touverture de celle-ci, un rapport sur l’ensemble de son ac- 
tivite depuis la Conference precedente. 
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ANLAGE II 

(Artikel 58) 


Satzung des Zentralamtcs für den internationalen Eisenbahnverkehr ( OCTI) 


Artikel 1 

§ 1. — Das Zcntralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr (OCTI) hat seinen Sitz in Bern 
und steht unter dem Schutz der schweizerischen Regierung. 

Die Aufsicht über seine Tätigkeit auf administrativem und finanziellem Gebiet wird im Rahmen 
der Bestimmungen des Artikels 58 des Übereinkommens ausgeübt und einem Yerwaltungsausschiiß 
anvertraut. 

Dem Verwaltungsausschuß sind folgende Aufgaben übertragen: 

Er überwacht die sachgemäße Anwendung der Übereinkommen und der anderen aus den 
Revisionskonferenzen hervorgegangenen Texte durch das Zentralamt und befürwortet, wenn notig, die 
geeigneten Maßnahmen zur Erleichterung der Anwendung dieser Übereinkommen und Texte. 

b) Er begutachtet Fragen, welche die Tätigkeit des Zentralamtes betreffen können und ihm von 
einem Verlragsstaat oder dem Direktor des Zentralamtes unterbreitet werden. 

§ 2. — a) Der Verwaltungsausschiiß tagt in Bern. Er besteht aus elf unter den Vertragsstaaten 
a u.sgewähl te n Mi tgl ic d er n . 

b ) Die Schweizerische Eidgenossenschaft verfügt über einen ständigen Sitz im Ausschuß und 
hat den Vorsitz. Die anderen Mitgliedstaaten werden auf fünf Jahre ernannt. Für jeden Zeitraum von 
fünf Jahren bestimmt eine diplomatische Konferenz auf Vorschlag des amtierenden Verwaltungsaus- 
schusses die Zusammensetzung des Ausscliusses, unter Berücksichtigung einer angemessenen geogra- 
phischen Aufteilung. 

c) Wird unter den Mitglicdstaaten ein Sitz frei, so bezeichnet der Verwaltungsausschuß selbst 
einen anderen Vertragsstaat für den frei gewordenen Sitz. 

d) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet als Delegierten im Verwaltungsausschiiß eine auf Grund ihrer 
Erfahrung in internationalen Transportfragen geeignete Persönlichkeit. 

e) Der Verwaltungsausschuß stellt seine Geschäftsordnung auf und konstituiert sich selbst. 

Er hält jedes Jahr mindestens eine ordentliche Sitzung ab. Überdies hält er außerordentliche 
Sitzungen ab, wenn mindestens drei Mitgliedstaaten es verlangen. 

Die Sekretariatsgcscliäfte des Verwaltungsausschusses werden vom Zentralamt besorgt. 

Die Niederschriften der Sitzungen des Verwaltungsaussch.iisses werden allen Vertragsstaaten zu- 
gestellt. 

f) Die Tätigkeit des Delegierten eines Mitgliedstaates ist imentgeltlicli, und die damit verbun- 
denen Reisekosten gehen zu Lasten dieses Staates. 

^3, — a) Der Verwaltungsausschuß stellt die Vorschriften über die Organisation, die Tätigkeit 
und die Rechtsstellung des I^ersonals des Zentralamtes auf. 

b) Der Verwaltungsausschiiß ernennt den Generaldirektor, den Vizegeneraldirektor, die Räte 
und die Ratsadjunkten des Zentralamtes; die schweizerische Regierung unterbreitet ihm Vorschläge 
für die Ernennung des Generaldirektors und des Vizegeneraldirektors. Bei diesen Ernennungen berück- 
sichtigt der Verwaltungsausschiiß ganz besonders die Eignung der Bewerber und eine angemessene 
geographische Verteilung. 

c) Der Verwaltungsaiisschuß genehmigt unter Berücksichtigung der Bestimmungen des nach- 
folgenden Artikels 2 den jährlichen Voranschlag des Zentralaintes sowie den jährlichen Geschäfts- 
bericht. 

Die Rechnung des Zeiitralamtes wird von der schweizerischen Regierung geprüft; diese Prüfung 
erstreckt sich lediglich auf die Üliereinstimmung der Geschäftsliücher mit den Rechnungsbelegen im 
Rahmen des Voranschlages. Die schweizerische Regierung leitet die Rechnung mit einem Bericht an 
den Verwaltungsausschuß weiter. 

Der Verwaltungsausschuß gibt den Vertragsstaaten zusammen mit dem Geschäftsbericht des 
Zcntralamtes und dessen Jahresrechiiung seine Entscheide, Beschlüsse und Empfehlungen bekannt. 

d) Der Verwaltungsausschuß unterbreitet jeder mit der Bestimmung seiner Zusammensetzung 
beauftragten diplomatischen Konferenz mindestens zwei Monate vor ihrer Eröffnung einen Bericht 
über seine gesamte Tätigkeit seit der vorhergegangenen Konferenz. 
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Article 2 

§ 1. — Les frais de TOffice central sont Supportes par les Etats contractants proportionnelle- 
ment ä la longueur des iignes de chemins de fer ou des parcours auxquels s’applique la Convention. 
Toutefois, les Iignes de navigation participent aux depenses proportionnellement ä la moitie seulement 
de leurs parcours. Pour chaque Etat, la contribution ne peut depasser un montant fixe par kilometre. 
Sur proposition du Comite adniinistratif en fonction, ce montant est arrete pour chaque periode quin- 
quennale par la Conference diplomatique chargee selon les dispositions de l’article premier, I2h), du 
present Reglement de determiner la composition du Comite administratif pour cette meme periode. Ex- 
ceptionnellement, cette contribution peut, apres accord entre le Gouvernement interesse et 1’ Office cen- 
tral, et approbation du Comite administratif, etre reduite de cinquantc pour Cent au maximum pour des 
Iignes exploitees dans des conditions particulieres. Le montant du credit anniiel afferent au kilometre 
est fixe, pour chaque exercice, par le Comite administratif, T Office central entendu. II est toujours 
pergu en totalite. Lorsque les depenses effectives de TOffice central n’ont pas atteiiit le montant du 
credit calcule sur cette base, le solde non depense est verse a un fonds de reserve. 

§ 2. - — A l’occasion de la remise aux Etats contractants du rapport de gestion et du releve des 
comptes annuels, TOffice central les invite ä verser leur part contributive aux depenses de Texercice 
ecoule. L’Etat qui, ä la date du octobre, n’aurait pas verse sa part est, une deuxieme fois, invite 
ä le faire. Si ce rappel n’est pas suivi d’effet, 1’ Office central le renou veile au debut de l’annee suivante, 
ä Toccasion de Tenvoi de son rapport de gestion pour rexercice ecoule. Si, ä la date du juillet suivant, 
aucun compte n’a ete tenu de ce rappel, une quatrieme demarche est falte aupres de TEtat retardataire 
pour Tamener ä payer les deux annuites echues. En cas d’insucces, F Office central l’avise, trois mois 
plus tard, qiie, si le versement attendu n’a pas ete effectue avant la fin de l’annce, son abstention sera 
interpretee comme une manifestation tacite de sa volonte de se retirer de la Convention. A dcfaut d’une 
suite donnee ä cette derniere demarche avant le 31 decembre, T Office central, prenant acte de la volontt\ 
tacitement exprimee par TEtat defaillant, de se retirer de la Convention, procede a la radiation des Iignes 
de cet Etat de la liste des Iignes admises au Service des transports internationaux. 

§ 3. • — Les inontants non recouvres doivent, autant que possible, etre couverts au moyen des 
credits ordinaires dont dispose 1’ Office central et peuvent etre repartis sur quatre exercices. La partie 
du deficit qui n’aurait pas pu etre comblee de la sorte est portee, dans un compte special, au debit 
des autres Etats contractants dans la proportion du nombre de kilometres de Iignes soumises ä la Con- 
vention ä l’epoque de la mise en compte et, pour chacun, dans la inesurc oü il a dejä, pendant la päiode 
de deux ans qui s’est terminee par la retraite de l’Etat defaillant, ete partie avec liii ä la Convention, 

§ 4. — L’Etat dont les Iignes ont ete radiees dans les conditions indiquees au § 2 ci-dessus ne 
peut les faire readmettre au Service des transports internationaux qu’en payant, au prealable, les sommes 
dontil est reste debiteur, pour les annees entrant en consideration et ce avec interet de cinq pour Cent ä 
compter de la fin du sixieme mois ecoule depuis le jour oü l’Office central l’a invite la premiere fois ä 
payer les parts contributives lui incombant. 


Article 3 

§ 1. — L’Office central publie un bulletin mensuel eontenaiit les renseignements necessaires ä 
l’application de la Convention, notamment les Communications relatives ä la liste des Iignes de chemins 
de fer et d’autres entreprises et aux objets exclus du transport ou admis sous certaines conditions, 
ainsi que les etudes qu’il jugerait utile d’y inserer. 

§ 2. — Le bulletin est redigc en fran^ais et en allemand. Un exemplaire est envoye gratuitement 
ä chaque Etat contractant et ä chacune des administrations interessees. Les autres exemplaires de- 
mandes sont payes ä un prix fixe par l’Office central. 


Article 4 

§ 1. — Les bordereaux et creances pour transports internationaux restes impayes peuvent etre 
adresses par l’entreprise creanciere ä l’Office central pour qu’ii en facilite le recouvrement. A cet effet, 
rOffice central met l’entreprise de transport debitrice en demeure de regier la somme due ou de fournir 
les motifs de son refus de payer. 
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Artikel 2 

§ 1. — Die Kosten des Zentralamtes werden, von den Vertragsstaaten ini Verhältnis der Länge 
der Eisenbahnstrecken und der anderen Strecken getragen, auf die das Übereinkommen Anwendung 
findet. Die Schiffahrtslinien sind jedoch nur mit der Hälfte ihrer Länge an den Kosten beteiligt. Der 
Beitrag jedes Staates darf einen je Kilometer festgesetzten Betrag nicht überschreiten. Dieser Betrag 
wird von der cliplomatischen Konferenz, die nach Artikel 1 § 2 ft) dieser Satzung für jeden Zeitraum 
von fünf Jahren die Zusammensetzung des Verwaltiingsaüsschusses zu bestimmen hat, auf Vorschlag 
des amtierenden Verwaltungsausschusses für den gleichen Zeitraum festgesetzt. Ausnahmsweise kann 
der Beitrag nach Vereinbarung zwischen der betreffenden Regierung und dem Zentralamt und nach 
Genehmigung durch den Verwaltungsaiisschuß für Strecken, die unter besonderen Bedingungen be- 
trieben werden, um höchstens fünfzig Prozent herabgesetzt werden. Die Höhe des auf den Strecken- 
kilometerentfallenden Jahresbetrages wird für jedes Geschäftsjahr durch den Verwaltungsausschuß nach 
Anhörung des Zentralamtes festgesetzt. Der Beitrag wird stets in ganzer Höhe erhoben. Wenn die tat- 
sächlichen Ausgaben des Zentralamtes den auf dieser Grundlage berechneten Betrag nicht erreicht 
haben, wird der nicht aüsgcgcbcne Restbetrag einem Reservefonds zugeführt. 

§ 2. — Anläßlich der Übermittlung des Geschäftsberichts und der Jahresrechnung fordert das 
Zeiitralamt die Vertragsstaaten auf, ihren Kostenbeitrag für das verflossene Geschäftsjahr zu entrich- 
ten. Hat ein Staat bis zum 1. Oktober seinen Anteil nicht bezahlt, so wird er ein zweites Mal hierzu 
aufgefordert. Bleibt diese Aufforderung erfolglos, so hat das Zentralamt sie zu Beginn des folgenden 
Jahres bei Übersendung des Geschäftsberichtes über das verflossene Geschäftsjahr zu wiederholen. 
Ist auch diese :Mahnung bis zum folgenden 1. Juli erfolglos geblieben, so wird an den säumigen Staat 
eine vierte Aufforder ung gerichtet, um ihii zur Zahlung der beiden ausstehenden Jahresbeiträge zu 
veranlassen. Bleibt auch diese erfolglos, so teilt ihm das Zentralamt drei Monate später mit, daß seine 
Nichtzahlung als stillschweigende Willensäußeruhg ausgelegt werde, vom Übereinkommen zurückzu- 
treten, wenn die erwartete Zahlung nicht vor Ablauf des Jahres geleistet Avird. Wird dieser letzten Auf- 
forderung bis zum 31. Dezember keine Folge gegeben, so nimmt das Zentralamt Kenntnis von dem 
stillschweigend durch den säumigen Staat geäußerten Willen, vom Übereinkommen zurückzutreten, 
und löscht die Strecken dieses Staates in der Liste der zum internationalen Verkehr zugelassenen 
Strecken. 

§ 3. — Die nicht erhaltenen Beträge sollen nach Alöglichkeit aus den ordentlichen Mitteln, über 
die das Zentralanit verfügt, gedeckt werden und kömien auf vier Geschäftsjahre verteilt werden. Der 
Teil des Fehlbetrages, der auf diese Weise nicht gedeckt w'erden kann, wdrd auf ein besonderes Rech- 
nungskonto gebucht, mit dessen Betrag die anderen Vertragsstaaten im Verhältnis der Streckenkilo- 
meter belastet werden, die zur Zeit der Rechnungsstellung dem Übereinkommen unterstellt waren. 
Dabei wird jeder Staat in dem Ausmaß beteiligt, wie er während des zweijährigen Zeitraums, der mit 
dem Austritt des säumigen Staates abschließt, dem Übereinkommen gleichzeitig mit ihm angehört hat. 

§ 4. — Der Staat, dessen Strecken unter den im vorerwähnten § 2 genannten Bedingimgcn ge- 
löscht worden sind, kann sie dem internationalen Verkehr nur dann wieder unterstellen lassen, wenn 
er vorher die Beträge, die er schuldig geblieben ist, für die betreffenden Jahre bezahlt; und zwnr zu- 
züglich fünf Prozent Zinsen ab Ende des sechsten Monats seit dem Tage, an dem ihn das Zentralamt 
erstmals aufgefordert hat, die auf ihn entfallenden Kostenbeiträge zu zahlen. 


ArUkel .3 

§ 1. — Das Zentralamt gibt eine iMoiiatsschrift heraus, welche die zur Anwendung des Überein- 
kommens notwendigen Auskünfte enthält, namentlich die Mitteilungen über die Liste der Strecken der 
Eisenbahnen und anderer Unternehmen und über die von der Beförderung ausgeschlossenen oder nur 
bedingungsweise zugelassenen Gegenstände, sowie die Abhandlungen, deren Veröffentlichung es für 
zAveckmäßig hält. 

§ 2. — Die Zeitschrift erscheint in französischer und deutscher Sprache. Ein Exemplar wird un- 
entgcltlieh jedem Vertragsstaat und jeder beteiligten Verwaltung zugestellt. Für weitere Exemplare ist 
ein vom Zentralanit festgesetzter Preis zu bezahlen. 


Artikel 4 

§ 1. — Aus dem internationalen Verkehr herrührendc unbezahlt gebliebene Forderungen können 
von dem Gläubigerunternehinen dem Zentralamt mitgeteilt werden, damit dieses die Einziehung er- 
leichtere. Zu diesem Zweck fordert das Zentralamt das schuldnerisclie Beförderungsunternehmen auf, 
den geschuldeten Betrag zu bezahlen oder die Gründe der Zahlungsverweigerung anzugeben. 
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§ 2. — Si rOffice central estime que les moiifs de refiis allegues sont suffisammeiit foiides, il 
renvoie les parties ä se poiirsuivre devant le juge competent ou, si les parties en font la demande, devant 
le tribunal arbitral prevu ä l’article 61 de la Convention (Annexe VII). 

§ 3. — Lorsque F Office central estime que la totalite ou une partie de la somme est reellement due, 
il peut, apres avoir consulte un expert, declarer que Fentreprise de transport debitrice est tenue de 
verser ä FOffice central tout ou partie de la creance; la somme ainsi versee doit rester consignee jusqu’ä 
decision au fond par le juge competent ou par le tribunal arbitral prevu a Farticle 61 de la Convention 
(Annexe VII). 

§ 4. — Dans le cas oü une entreprise de transport n’a pas donne suite, dans la quinzaine, aux 
injonctions de FOffice central, il lui est adresse une nouvelle inise en demeure, avec indication des con- 
scqucnces de son refus. 

§ 5. — Dix Jours apres cette nouvelle inise en demeure, si eile est restee infructueuse, FOffice 
central adresse ä FEtat contractant dont depend Fentreprise de transport un avis motive, en invitant 
cet Etat ä aviser aux mesures ä prendre et notamment ä examiner s'il doit maintenir sur la liste les 
lignes de Fentreprise de transport debitrice. 

§ 6. — Si FEtat contractant dont depend Fentreprise de transport debitrice declare que, malgre 
le non-paiement, il ne croit pas devoir faire rayer de la liste cette entreprise, ou s’il laisse sans reponse 
pendant six semaines la communication de FOffice central, il est repute de plein droit accepter la ga- 
rantie de la solvabilite de ladite entreprise, en ce qui concerne les creances resultant des transports 
internationaux. 


Arlielc 5 

Il est per^ii une remuneration pour couvrir les frais particuliers resultant de Factivite previie ä 
Farticle 58, § 1, lettres d) k f), de la Convention. Le montant de cette remuneration est fixe par le 
Comite administratif, sur proposition de FOffice central. 
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§ 2. — Ist das Zentralamt der Ansicht, daß die angeführten Gründe die Weigerung rechtferti- 
gen, so verweist es die Parteien an das zuständige Gericht oder, falls sie es verlangen, an das in Artikel 61 
des Übereinkommens vorgesehene Schiedsgericht (Anlage VII). 

§ 3. — Ist das Zentralamt der Ansicht, daß der Betrag ganz oder teilweise tatsächlich geschul- 
det ist, so kann es nach Anhörung eines Sachverständigen erklären, daß das schuldnerische Beförde- 
rungsunternehnien den Schuldbetrag ganz oder teilweise beim Zentralamt einzuzahlcn hat; der darauf- 
hin eingezahlte Betrag bleibt bis zur endgültigen Entscheidung durch das zuständige Gericht oder 
durch das in Artikel 61 des Übereinkommens vorgesehene Schiedsgericht (Anlage VII) hinterlegt. 

§ 4. — Kommt ein Beförderungsunternehmen binnen zwei Wochen der Aufforderung des Zen- 
tralamtes nicht nach, so wird es erneut unler Androhung der Folgen einer Weigerung zur Zalilung auf- 
gefordert. 

§ 5. — Wird auch dieser zweiten Aufforderung nicht binnen zehn Tagen entsprochen, so richtet 
das Zentralamt an den Vertragsstaat, dem das Beförderungsunternehmen angehört, eine begründete 
Mitteilung, mit welcher es diesen Staat ersucht, geeignete Maßnahmen in Erwägung zu ziehen und vor 
allem zu prüfen, ob die Strecken des schuhlnerischen Beförderungsiinternehmens weiter in der Liste zu 
])elassen sind. 

§ 6. — Erklärt der Vertragsstaat, dem das schuldnerische Beförderungsunternehmen angehört, 
daß trotz Nichtzahlung dessen Strecken in der Liste nicht gelöscht werden sollen, oder läßt er w^ährend 
sechs Wochen die Mitteilung des Zentralamtes unbeantwortet, so wird von Rechts wiegen vermutet, 
daß er die Gewähr für die Zahlungsfälligkeit des genannten Unternehmens übernimmt, sow^eit es sich 
um Forderungen aus dem internationalen Verkelir liandelt. 


Artikel 5 

Zur Deckung der aus der Tätigkeit nach Artikel 58 d) bis j) des Übereinkommens erw^achsen- 
den besonderen Kosten wird eine Entschädigung erhoben. Die Höhe dieser Entschädigung wird auf 
Antrag des Zentralamtes durch den Verwaltungsäusschuß festgesetzt. 
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ANNEXE III 
(Article 69, §§ 3 ct 4) 


Statut relatif ä la Commission de revision et aux Commissions d’experts 


Artielc premicr 

Lcs Gouvernements des Etats contractants communiquent leurs propositions concernant les 
objets entrant dans la competeiice des Commissions, ä T Office central des transports internationaiix 
par chemins de fer, qiii les portc immediatement ä la connaissance des autres Etats contractants. 


Artiele 2 


L’Office central invite lcs Comniissions a sieger chaque fois qiie la necessitc s’cn fait sentir ou siir 
la demande d’aii nioins cinq Etats contractants. 

Tous les Etats contractants sont avises des sessions des Commissions deux mois a Tavance. 
L’avis doit indiqiier exactement les questions dont Tinscription ä l’ordre du joiir est demandee. 


Artiele 3 

Tous lcs Etats contractants pcuvent prendre part aux travaux des Commissions. 

Un Etat peilt se faire rcpresenter par un autrc Etat; toutefois, im Etat ne pcut representer plus 
de deux autres Etats. 

Cliaque Etat Supporte les frais de scs representants. 


Artiele 4 

L'Office central instruit les questions ä traiter et assume le service du secretariat des Commissions. 
Le Directeur gemh al de FOffice central ou son representant prcnd part aux scances des Commissions 
avec voix consultative. 


Artiele 5 


D’cntentc avec la majorite dos Etats contractants, FOffice central invite ä assister, avec voix 
consultative, aux seances des Commissions, des representants: 

a) d’Etats non contractants, 

b) d’organisations internationales goiivcniementales ayant compctence en nialiere de transjiort, 
SOUS condition de reciprocite, 

c) d’organisations internationales non gouvernementales s’occupant de transport, sous condition 
de rcciprocitc\ 


Artiele 6 

La Commission de revision est valablement conslituce lorsqiie la moitie des Etats contractants 
sont represcntes; les Commissions d’experls sont valablement constituees lorsqu’un tiers dos Etats 
contractants sont represcntes. 


Artiele 7 

Les Commissions designent iiour cliaquc session un President et un ou deux vice-presidents. 
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ANLAGE III 

(Artikel 69 §§ 3 und 1) 


Satzung des Rcvisionsaiissehusscs und der Fachmännischen Ausschüsse 


Artikel 1 

Die Regierungen der Vertragssiaaten teilen ihre Anträge zu den Gegenständen, für welche die 
Ausschüsse zuständig sind, dem Zentralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr mit. Das Zen- 
tralamt bringt sie den übrigen Vertragsstaaten sofort zur Kenntnis. 


Artikel 2 


Das Zentralamt l^eruft die Ausschüsse nach Bedarf oder auf Verlangen von mindestens fünf Ver- 
tragsstaaten zu einer Tagung ein. 

Die Anberaumung einer Tagung wird allen Vertragsstaaten zwei Monate vorher mitgeteilt. In der 
Mitteilung sind die Verhandlungsgegenstäncle, deren Aufnahme in die Tagesordnung verlangt worden 
ist, genau anzugeben. 


Artikel 3 

Alle Vertragsstaaten können sich an den Arbeiten der Ausschüsse beteiligen. 

Ein Staat kann sich durch einen anderen Staat vertreten lassen; ein Staat kann jedoch nicht mehr 
als zwei andere Staaten vertreten. 

Jeder Staat trägt die Kt)sten für seine Vertreter. 


Artikel 4 


Das Zentralamt bildet die Geschäftsstelle der Ausschüsse und besorgt die Sekretariatsgeschäfte. 
Der Generaldirektor des Zentralamtes oder sein Stellvertreter nehmen an den Sitzungen der Aus- 
schüsse mit beratender Stimme teil. 


Artikel 5 


Im Einverständnis mit der [Mehrheit der Vertragsstaaten lädt das Zcntralamt Vertreter ein von 

a ) Nichtvertragsstaaten, 

b) staatlichen internationalen Organisationen, die für Beförderungsfragen zuständig sind (unter 
Vorbehalt der Gegenseitigkeit), 

c) nichtstaatliclien internationalen Organisationen, die sich mit Beförderungsfragen befassen 
(unter Vorbehalt der Gegenseitigkeit), 

mit beratender Stimme an den Tagungen der Ausschüsse teilzunehmen. 


Artikel 6 

Der Revisionsaiisschuß ist verhandlungsfähig, wenn die Hälfte der Vertragsstaaten vertreten ist; 
die Fachmännischen Ausschüsse sind verhandlungsfähig, wenn ein Drittel der Vertragsstaaten ver- 
treten ist. 


Artikel 7 

Die Ausschüsse bezeichnen für jede Tagung einen Präsidenten sowie einen oder zwei Vizepräsi- 
denten. 
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Artidc 8 

Les deliberations oiit lieu en fran^ais et en allemand. Les exposes des membres de la Commission 
sont traduits immediatement de vive voix et en siil)stance. Le texte des propositions et les Communi- 
cations du President sont traduits in extenso. 


Artiele 9 


Le vote a lieu par ddegation et, sur demande, ä Tappet nominal; cliaque delegation d’un Etat 
contractant represente ä la seance a droit ä une voix. 

Une proposition est adoptee si le nombre de voix positives est : 

au moins egal au tiers du nombre des Etats representes ä la Commission, 
b) superieur au nombre des voix negatives. 


Artiele 10 

Les proces-verbaux des seances resument les deliberations dans les deux langues. 

Les propositions et les decisions doivent y etre inserees textiiellement dans les deux langues. En 
cas de divergences entre le texte frangais et le texte allemand du proces-verbal en ce qiii concerne les 
decisions, le texte franQais fait foi. 

Les proces-verbaux sont distribues aux membres aussitot que possible. 

Si leur approbation ne peiit avoir lieu au conrs de la session, les membres remettront au secre- 
tariat dans un delai approprie les corrections eventiielles. 


Artiele 11 

Püur faciliter les travaux, les Commissions peuvent constituer des sous-commissioiis; dies peuvent 
aussi constituer des sous-commissions chargees de preparer pour une session ulterieure des questions 
ddermin&s, 

Chaque sous-commission designe im President, un vice-president et, si le besoin s’en fait sentir, 
un rapporteur. Pour le reste, les dispositions des articles 1 ä 5 et 8 ä 10 sont applicables par analogie 
aux sous-commissions. 
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Artikel 8 

Die Beratungen finden in französischer und deutscher Sprache statt. Die Ausführungen der Aus- 
schiißteilnehmer werden sofort nach ihrem wesentlichen Inhalt, jeder Antrag sowie jede Mitteilung des 
Vorsitzenden im genauen Wortlaut, mündlich übersetzt. 


Artikel 9 

Über die Anträge wird, auf Verlangen unter Namensaufruf, nach Delegationen abgestimmt. Jede 
Delegation eines an der Sitzung vertretenen Vertragsstaates hat eine Stimme. 

Ein Antrag gilt als angenommen, wenn die Zahl der Ja-Stimmen: 
a) mindestens ein Drittel der im Ausschuß vertretenen Staaten beträgt, 
h) größer ist als die Zahl der Nein-Stimmen. 


Artikel 10 

Die Sitzungsniederschriften sollen eine gedrängte Wiedergabe der Verhandlungen in beiden 
Sprachen enthalten. 

Die Anträge und Beschlüsse sind wörtlich in beiden Sprachen in die Niederschriften aufzuneh- 
men. Für die Beschlüsse gilt bei Nichtübereinstimmung des deutschen Textes mit dem französischen 
Text der Niederschrift der französische Wortlaut. 

Die Niederschriften sind so bald wie möglich an die Teilnehmer zu verteilen. 

Falls die Niederschriften nicht im Laufe der Tagung genehmigt werden, übermitteln die Teil- 
nehmer die gewünschten Berichtigungen dem Sekretariat binnen angemessener Zeit. 


Artikel 11 

Zur Erleichterung der Arbeiten können die Ausschüsse Unterausschüsse einsetzen; sie können 
auch Unterausschüsse einsetzen, die bestimmte Fragen für eine spätere Tagung vorzubereiten haben. 

Jeder Unterausschuß ernennt einen Präsidenten, einen Vizepräsidenten und im Bedarfsfall einen 
Berichterstatter. Im übrigen gelten für die Unterausschüsse die Vorschriften der Artikel 1 bis 5 und 
8 bis 10 sinngemäß. 


115 



Drucksache 7/1453 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


ANNEXE IV 
(Article 60, § 1) 


Reglement international eoneernant le transport des wagons de particuliers (RIP) 


Article premier 

Objet et portee du reglement 

§ 1. — Le present reglement s’applique ä toiis les transports de wagons de particuliers, vides ou 
charges, admis au Service international conformement aux dispositions de Tarticle 2 et remis au trans- 
port aux conditions de la «Convention internationale eoneernant le transport des marehandises par 
chemins de fer (CIM)». 

§ 2. — A defaut de dispositions speciales dans le present reglement, les autres prescriptions 
de la CIM sont applieables aux transports vises au § 1. 


Article 2 

Admission des wagons au Service international 

Pour etre admis au Service international, les wagons doivent etre immatricules au nom d’un 
particulier (personne physique ou autre sujet de d roit) par un chemin de fer soumis ä la CIM et miinis 
par ce chemin de fer de la marque distinctive f 


Dans le present reglement, ce particulier, dont le nom doit etre inscrit siir le wagon, est denomme 
«titulaire». 


Article S 

Emploi des wagons 

L’expediteur ne peut employer le wagon que pour le transport des marehandises auxquelles il 
est approprie selon le contrat d’immatriculation. L’expediteur est seid responsable des consequences 
qui resulteraient de Tinobservation de cette dis])osition. 

Article 4 

Amenagemeiits et appareils speciaux 

Si le wagon est muni d’appareils speciaux (appareils refrigeraiits, bassins ä eau, mecanismes, 
etc.), il incombe ä Texpediteur d’en assurer ou d’en faire assurer le Service. Cette Obligation passe 
au destinataire, des qii’il a fait valoir ses droits conformement ä Tarticle 16 ou ä Farticle 22 de la CIM. 


Article 5 

Remise au transport 

§ 1. — Le droit de remettre un wagon au transport appartient au titulaire. 

Tout autre expediteur d’iin wagon, vide ou charge, doit remettre ä la gare de depart, en meme 
temps que la lettre de voiture, une aiitorisatiou emanant du titulaire, laquelle peut viser plusieurs 
Wagons. 

Cette autorisation n’est pas cxigible si cot expediteur est le destinataire du wagon lors du trans- 
port precedent et si, avant la conclusion du nouveau contrat de transport, la gare n’a pas regu du 
titulaire, par lettre ou par telegramme, Tinterdiction d’expedier le ou plusieurs wagons sans son 
autorisation. 

§ 2. — Sauf ordre contraire du tiLuIaire, le chemin de fer est autorise ä renvoyer d’office ä 
sa gare d’attachc aux frais da titulaire, soiis le couvert d’une lettre de voiture etablie au nom et ä 
Tadresse de ce dernier: 

— tout wagon arrive vide, dont le chargemont n’aura pas ete commence dans les quinze jours 
comptes de sa mise a disposition; 

— tout wagon arrive charge qui, dans les huit jours comptes de la fin de son dechargement, 
n’aura pas fait l’objet d’une nouvelle expedition. 

S’il n’use pas de cette faculte, le chemin de fer doit, des l’expiration des ddais fixes ci-dessus, 
aviser le titulaire de la Situation de son wagon; dans ce cas, le renvoi d’office du wagon ne peut pas 
^tre effectue dans les huit jours qui suivent celiii de l’envoi de l’avis au titulaire. 
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ANLAGE IV 
(Artikel 60 § 1) 


Internationale Ordnung für die Beförderung von Privatwagen (KIP) 


Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich der Ordnung 

§ L — Diese Ordnung gilt für alle Beförderungen von leeren oder beladenen Privatwagen, die 
gemäß den Bestimmungen des Artikels 2 7Aim internationalen Verkehr zugelassen sind und zu den 
Bedingungen des «Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr (C IM)» zur 
Beförderung aufgegeben werden. 

§ 2. “ Soweit in dieser Ordnung keine besonderen Vorschriften getroffen sind, finden auf die 
in § 1 genannten Beförderungen die übrigen Bestimmungen der CIM Anwendung. 


Artikel 2 

Zulassung der Privatwagen zum internationalen Verkehr 

Wagen, die im internationalen Verkehr verwendet werden sollen, sind auf den Namen eines 
Privaten (physische Person oder anderes Rechtssubjekt) bei einer der CIM unterstehenden Eisenbahn 
einzustellen und von ihr mit dem besonderen Zeichen | 


zu versehen. 


In dieser Ordnung wird der Private, dessen Name auf dem Wagen angeschrieben sein muß, als 
«Einsteller» bezeichnet. 


Artikel 3 

Verwendung der Privatwagen 

Der Absender darf den Privatwagen nur zur Beförderung derjenigen Güter verwenden, für die 
der Wagen nach dem Einstellungs vertrag geeignet ist. Der Absender haftet allein für die Folgen der 
Nichtbeachtung dieser Vorschrift, 


Artikel i 

Sondereinrichtungen 

Ist der Privatwagen mit Sondereinrichtungen (Kühlvorrichtungen, Wasserbehältern, maschi- 
nellen Einrichtungen usw.) versehen, so hat der Absender die Bedienung dieser Einrichtungen zu be- 
sorgen oder besorgen zu lassen. Diese Verpflichtung geht auf den Empfänger über, sobald er seine 
Rechte gemäß Artikel 16 oder 22 CIM geltend gemacht hat. 

Artikel ö 

Übergabe zur Beförderung 

§ 1. — Das Recht, einen Privatwagen zur Beförderung aufzugeben, steht dein Einsteller zu. 

Jeder andere Alisender eines leeren oder lieladencn Privahvagens muß dem Versandbahnhof 
zugleich mit dem Frachtbrief eine schriftliche Ermächtigung des Einstellers übergeben. Die Ermäch- 
tigung kann auch mehrere Wagen umfassen. 

Die Ermächtigung ist nicht erforderlich, wenn der Aliscnder des Privatwagens Empfänger der 
vorhergehenden Sendung war und wenn der Versandbahnliof vor Abschluß des neuen Frachtvertrags 
keine Weisung des Einstellers mit Brief oder Telegramm erhalten hat, den oder die Privatwagen 
nicht ohne seine Ziislimmung zu versenden. 

§ 2. — Sofern der Einsteller nicht anders verfügt, ist die Eisenlialm berechtigt: 

— jeden leer angekommenen Privatwagen, mit dessen Verladung binnen 15 Tagen, seitdem er 
zur Verfügung gestellt worden ist, nicht begonnen wird, sowie 

— jeden beladen angekommenen Privatwagen, der binnen 8 Tagen nach Beendigung der Ent- 
ladung nicht wieder aufgegelien wird, 

dem Einsteller auf dessen Kosten und mit einem auf dessen Namen und Adresse lautenden Fracht- 
brief an den Heimatl)ahnhof zu senden. 

Wenn die Eisenbahn von dieser Möglichkeit keinen Gebraucdi macht, muß sie nach Ablauf der 
vorstehend angegebenen Fristen den Einsteller davon benachrichtigen und darf dann binnen 8 Tagen 
nach dem Tage der Absendung der Benachrichtigung an den Einsteller den Wagen nicht zurücksenden. 
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Les dispositions du present paragraphe ne s’appliquent ni aux Wagons se trouvant daiis le pays 
du reseau immatriculateur, ni aux wagons se trouvant sur les embranchements particuliers. 

§ 3. — Le locataire dont le nom est inscrit sur le wagon avec l’assentiment du chemin de fer 
immatriculateur est, en ce qiii concernc Texercice des dispositions prevues au present article, siibroge 
de plein droit au titulaire. 


Article 6 

Indications sur la lettre de voitiire 

§ 1. — Outre les mentions prevues par la CIM, Texpediteur doit inscrire sur la lettre de voiture 
les indications suivantes: 

a) s’il s’agit d’un wagon vide: dans la colonne «Desigiiatioii de la niarchandise», la mention 
«w^agon de particulier vide», les caracteristiques du wagon etant indiquees dans la rubrique «Wagons»; 

b) s’il s’agit d’un wagon Charge: dans la colonne «Designatioii de la niarchandise», apres la 
nature de la marchandise, les mots «chargee sur wagon de particulier», les caracteristiques du w^agon 
etant inscrites dans la rubrique «Wagons». 

§ 2. — Si Fexpeäiteur d’un w^agon vide desire obtenir une garantie supplementaire du delai 
de livraison conformement aux dispositions de l’article 12, il cloit inscrire dans la case «Declaratioiis», 
la mention «Garantie supplementaire du delai de livraison». 


Article 7 

Bemboursements et debours 

§ 1. — Les envois de wagons vides ne peuvent etre greves ni de remboursements ni de debours. 

§2. — Les transports de wagons charges ne peuvent etre greves d’un remboursement qiie 
jiisqu’ä concurrence de la valeur de la marchandise chargee. 

Article 8 

Declaration d’interet ä la livraison 

§ 1. — La declaration d’interet ä la livraison pour les envois de wagons vides n’est pas admise. 

§ 2. — La declaration d’interet ä la livraison pour le transport d’un wagon Charge ne produit 
d’effet qu’en ce qui concerne la marchandise chargee. 


Article 9 

Suspension du delai de livraison 

§ 1. — Le delai de livraison est suspendu non seulcment dans les cas prevus ä raiiicle 11, §7, 
de la CIM, mais egalemeiit pendant toute l’interruption du transport entrainee par une avarie du 
wagon, ä moins que le chemin de fer ne soit responsable de cette avarie aux termes de Tarlicle 13. 

§ 2. — Lorsque la marchandise chargee sur le w^agon avarie est transbordee dans un autre 
w^agon, le delai reprend cours pour la marchandise ä partir du moment oü, au point de transborde- 
ment, eile peut etre remise en route. 


Article 10 

Constalation d’une avarie du wagon ou de porte de pieees 

§ 1. — Lorsqu’une avarie du wagon ou une ])erte de pieees esL decouverle ou presumee par le 
chemin de fer ou alleguee par l’ayant droit, le chemin de fer est tenu de dresser, conformement aux 
dispositions de Farticle 45 de la CIM, un proces-verbal constatant la nature de Favarie ou de la ])erte 
et, autant que possible, sa cause et le moment ou eile s’est produite. 

Ce proces-verbal doit etre adressc sans dedai au chemin de fer immatriculateur, lequel eii traiis- 
met copie au titulaire. 

§ 2. — Si le w^agon est Charge, un proces-verbal distinct doit etre, le cas echeaiit, dresse pour 
la marchandise, conformement aux dispositions de Farticle 45 de la CIM. 
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Die Bestimmungen dieses Paragraphen gelten nicht für Privatwagen, die sich im Lande der ein- 
stellenden Eisenbahn oder auf privaten Ansclilußgelcisen befinden, 

§ 3. — Der Mieter, dessen Name mit Zustimmung der einstellenden Eisenbahn auf dem Privat- 
wagen angeschrieben ist, tritt in bezug auf die Ausführung der Bestimmungen dieses Artikels von 
Hechts wegen an die Stelle des Eiiistellcrs. 


Artikel 6 

Angaben im Frachtbrief 

§1. — Der Absender hat im Frachtbrief außer den in der CIM vorgeschriebenen Eintragungen 
folgende Angaben zu machen: 

a) bei leeren Privatwagen in der Spalte «Bezeichnung des Gutes» den Vermerk «Privatwagen, 
leer»; die besonderen Merkmale des \yagens sind in der Spalte «Wagen» einzutragen; 

b) bei beladenen Privatwagen in der Spalte «Bezeichnung des Gutes», nach den Angaben über 
die Art des Gutes, die Worte «auf Privatwagen verladen»; die besonderen Merkmale des Wagens sind 
in der Spalte «Wagen» einzutragen. 

§ 2. — Wenn der Absender eines leeren Privatwagens wünscht, daß gemäß Artikel 12 die frist- 
gemäße Ablieferung besonders gewährleistet wdrd, so hat er in der Spalte «Erklärungen» folgenden 
Vermerk einzutragen: «Besondere Gewährleistung der fristgemäßen Ablieferung». 


Artikel 7 

Nachnahmen und Barvorschfissc 

§ 1. — Sendungen von leeren Privatwagen dürfen weder mit Nachnahmen noch mit Barvor- 
schüssen belastet werden. 

§ 2. — Bei Beförderung von beladenen Privatwagen darf die Nachnahme den Wert des ver- 
ladenen Gutes nicht übersteigen. 


Artikel 8 

Angabe des Interesses an der Lieferung 

§ 1. — Bei Sendungen von leeren Privatwagen ist eine Angabe des Interesses an der Lieferung 
nicht zulässig. 

§ 2, — Bei Beförderung von beladenen Privat\vagen ist die Angabe des Interesses an der Lie- 
ferung nur für das verladene Gut wirksam. 


Artikel 9 

Buhen der Xieferfrist 

§ 1. — Außer in den in Artikel 11 § 7 CIM vorgesehenen Fällen ruht die Lieferfrist auch dann, 
wenn die Beförderung durch eine Beschädigung des Privatwagens unterbrochen wird, sofern die 
Eisenbahn nicht gemäß den Bestimmungen des Artikels 13 für diese Beschädigung haftbar ist. 

§ 2. — Wenn das auf dem beschädigten Privatwagen verladene Gut in einen anderen Wagen 
umgeladen wird, so beginnt die Lieferfrist für das Gut von dem Zeitpunkt an wieder zu laufen, in dem 
es nach der Umladung weiterbefördert werden kann. 


Artikel 10 

Feslslcllung einer Beschädigung des Privatwagens oder des Verlustes von Wagenhcstandteilen 

§ 1, — Wird eine Beschädigung des Privatwagens oder der Verlust von Wagenbestaiidteilen von 
der Eisenbahn entdeckt oder vermutet oder vom Berechtigten behauptet, so hat die Eisenbahn die 
Art der Beschädigung oder des Verlustes und, soweit dies möglich ist, die Ursache des Schadens und 
den Zeitpunkt seines Entstehens in einer Niederschrift (Tatbestandsaufnahme) gemäß Artikel 45 CIM 
festzulialten. 

Die Tatbestandsaufnahme ist unverzüglich der einstelleiiden Eisenbahn ziizustelleii, die dem 
Einsteller eine Abschrift übermittelt. 

§ 2. — Ist der Privatwagen beladen, so ist gegebenenfalls für das Gut eine besondere Tatbe- 
standsaufnahme gemäß Artikel 45 CIM zu erstellen. 
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Article 11 

Avaric d^un ivagon eiiipeeliant la confiiiuation du transport 

§ 1. — En cas d’avarie empöchant la continuation du transport d’un wagon expedie vide ou 
ineUant cc wagon hors d’dtat de prendre Charge, la gare oü Tavarie est constatoe doit, sans delai, 
eil aviscr, par tclegraiiimo, roxpOditeiir et Ic titulaire ou indiquant, autant que possible, la nature 
de Tavarie. 

§ 2. — Tüut wagon vide retire de la circulalion doit etrc remis cn ctat de circiilcr par le chemin 
de fer sauf si Ic wagon, cn raison de la gravitc des avaries, doit etre Charge siir un autre wagon. 

Pour rendre le wagon utilisal)le, Ic chemin de fer peiit effoclucr d’office des reparations jusqu’ä 
conciirrence de 300 francs. 

Le chemin de fer iiifonne succinolement Ic tiUilairo, par roatremise du chemin de fer immatri- 
culateiir, des travaux imporlants qui ont öte oxecutes en vertu des alineas 1 et 2. 

Ces (lispositions sont applical)lcs sans qii’i! soit prejuge pour autant de la rcsponsabilite,. 

§ 3. — Lorsque le chemin de fer effectue des travaux de reparatioii conformement au § 2 et 
s’il est ä prevüir que la duree d’exccution des travaux depasscra quatre jourSj le chemin de fer demande 
par tclegramine ä Texpediteur de lui faire coiinaitre si Ic contrat de transport doit etre poursuivi 
ou modifie apr6s Texecution des travaux. 

A defaut d’instruction de rexpediteiir avant la fin dos travaux, le contrat de transport est 
poursuivi. 

§ 4. — Si le clieniiu de fer n’effectue pas d’office la reparation, la gare oü l’avarie est constatee 
demande, sans dtdai ct directement par telegramme, les instructions de Texpediteur. Si Texpediteur 
n’est pas en meme tomps Ic titulaire, copie de cette demande est envoyec sans delai par täegramme 
au titulaire, 

A defaut d’iiistniction de Texpediteur dans un delai de huit jours apres la date de Tenvoi du 
tök'gramme, le chemin de fer est autorise, apres avoir, le cas cch<5ant, mis le wagon en etat de circuler, 
a le renvoycr d’officc ä sa gare d’attache avec une lettre de voiturc etablie au nom et ä Tadresse du 
titulaire, 

Les motifs du reiivoi doivent clrc iuscrits siir la loUre de voiturc daiis la rase «nesigiialion de 
la marcliaiidise». 

§ 5. — En cas d’avarie eiupechant la continuation du transport d’iin wagon expedie Charge 
el si le dechargeinent est nccessaire, les dispositions du present article s’appliquent au w'agon decharge. 

l.orsque le wagon peut ßlre repare sans etre decharge, les dispositions prevues aux §§ 1, 2, 
3, 6 et 7 du present article sont applicables. 

§ 6. — - Los frais de transport et autres frais survenus jusqii’a la gare oü le wagon a ete arr^te, 
les frais d’envoi de Tavis a Texpediteur et au titulaire, ainsi que ceux rcsultant eventuellemcnt soit 
de rexecutioii des instructions, soit de Tenvoi d’office du wagon a sa gare d’attachc greveiit l’envoi. 

§ 7. — Le locataire dont le nom est inscrit sur le wagon aVec Tassentiment du chemin de fer 
immatriculateur est, en ce qui concerne Texercice des dispositions prevues au present article, subroge 
de plein droit au titulaire. 


Article 12 

Monlani de l’indeiiinite pour d^passemoui du delai de livraisoii 

g 1. — Si le chemin de fer est responsable d’iin depasseinent du delai de livraison d’un wagon 
vide ou Charge, il est tenu de payer ä Tayant droit une indemnitc forfaitaire de 4 francs par journce 
indivisible de retard, independamment de rindemnitc eventuellem ent due pour le depassement du 
delai de livraison de la marchandise chargee. 

§ 2. — L’expediteur d’un wagon vide peut demander une garaiitie supplementaire du delai 
de livraison. II est alors pergu une taxe de 1 franc par fraction indivisible de 100 km avec minimum 
de 10 francs. 

Dans ce cas, s’il y a depasseinent du delai de livraison, le chemin de fer est tenu de payer une 
iiidemnite forfaitaire de 8 francs par jour avec minimum de 20 francs. 

§ 3. — Si le depassement du delai de livraison a pour cause un dol ou unc faute lourde impu- 
table au chemin de fer, le montant de Tindemnite forfaitaire est porte a 8 francs par jour. 
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Artikel 11 

Beaehädigung eines Privatwagens, welche die Fortsetzung der Beförderung unmBglieh macht 

§ 1. — Wird ein leerer Privatwagen derart beschädigt, daß eine Fortsetzung der Beförderung 
nicht mehr möglich ist oder daß er sich zur Beförderung einer Ladung nicht mehr eignet, so hat der 
Bahnhof, auf dem die Beschädigung festgestellt wurde, den Absender und. den EinsteUer unverzüglich 
durch Telegramm davon zu unterrichten und dabei, soweit möglich, die Art des Schadens mitzuteilen. 

§ 2. — Die Eisenbahn hat jeden ausgesetzten leeren Wagen wieder lauffähig zu machen, sofern 
nicht der Wagen so sehwer beschädigt ist, daß er auf einen anderen Wagen verladen werden muß. 

Um einen Wagen für die Beförderung einer Ladung wieder verwendbar zu machen, kann die 
Eisenbahn von sich aus Ausbesserungen bis zum Betrage von 300 Franken vornehmen. 

Die Eisenbahn teilt dem Einsteller durch Vermittlung der einstellenden Eisenbahn kurz mit, 
welche wichtigen Arbeiten nach Absatz 1 und 2 ausgeführt wurden. 

Diese Bestimmungen gelten, ohne daß dadurch die Frage der Haftung berührt wird. 

§ 3. — Führt die Eisenbahn Ausbesserungen nach § 2 aus und dauern die Arbeiten Voraussicht- 
lieh mehr als 4 Tage, so ersucht die Eisenbahn den Absender durch Telegramm um Anweisung, ob 
der Frachtvertrag nach Beendigung der Arbeiten fortgesetzt oder abgeändert werden soll. 

Erteilt der Absender bis zur Beendigung der Arbeiten keine Anweisung, so wird der Fracht- 
vertrag fortgesetzt. 


§ 4. — Nimmt die Eisenbahn die Ausbesserung nicht von sich aus vor, so hat der Bahnhof, 
auf dem die Beschädigung festgestdlt wurde, den Absender unverzüglich durch Telegramm um 
Anweisung zu ersuchen. Wenn der Absender nicht zugleich Einsteller ist, wird diesem unverzüglich 
der Wortlaut dieser Aufforderung telegraphisch mitgeteilt. 

Wenn die Eisenbahn binnen 8 Tagen nach Absendung des Tclegrannn.s keine Anweisung des 
Absenders erhält, ist sie ohne w'citcres berechtigt, den Privatwagen mit einem auf den Namen und 
die Adresse des Einstellers lautenden Frachtbriä an den Heimatbahnhof zurückzusenden, nachdem 
sie den Wagen gegebenenfalls lauffähig gemacht hat. 

Die Gründe für die Rücksendung des Wagens sind im Frachtbrief in der Spalte «Bezeichnung 
des Gutes» zu vermerken. 

§ 5. — Wird ein beladener Privatwagen derart beschädigt, daß eine Fortsetzung der Beförde- 
rung nicht mehr möglich ist und er entladen werden muß, so finden die Bestimmungen dieses Artikels 
auf den entladenen Wagen Anwendung. 

Kann ein Wagen ausgebessert w’erden, ohne daß er entladen werden muß, so gelten die §§ 1, 2, 
3, 6 und 7 dieses Artikels. 

§ 6. — Die Beförderungskosten und die sonstigen bis zum Aussetzungsbalmhof entstandenen 
Kosten, die Kosten der Benachiichtigung des Absenders und des Einstellers sowie gegebenenfalls die 
Kosten, die sich aus der Ausführung der Anweisungen oder daraus ergeben, daß die Eisenbahn den 
Privatwagen von sich aus an den Heimatbahnhof zurücksendet, haften auf der Sendung. 

§ 7. — Der Mieter, dessen Name mit Zustimmung der einstellenden Eisenbahn auf dem Privat- 
wagen angeschrieben ist, tritt in bezug auf die Ausführung der Bestimmungen dieses Artikels von 
Rechts wegen an die Stelle des Einstellers. 


Artikel 12 

Höhe der Entschädigung bei Überschreitung der Lieferfrist 

§ 1. — Wenn die Eisenbahn für die Überschreitung der Lieferfrist eines leeren oder beladenen 
Privatwagens haftet, so hat sie, von der allfälligen Entschädigung für Lieferfristüberschreitung für 
das siuf dem XVagen verladene Gut abgesehen, dem Berechtigten eine feste Entschädigung von 
4 Franken für jeden auch nur angefangenen Tag Verspätung zu bezahlen. 

§ 2. — Der Absender eines leeren Privatwagens kann eine besondere Gewährleistung der frist- 
gemäßen Ablieferung verlangen. Es wird dafür eine Gebühr von 1 Franken für je auch nur ange- 
fangene 100 km, jedoch mindestens 10 Franken erhoben. 

In diesem Fall hat die Eisenbahn bei Überschreitung der Lieferfrist eine Entschädigung von 
8 Franken je Tag, jedoch mindestens 20 Franken, zu zahlen. 

§ 3. — Wenn die Lieferfristüberschreitung auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn 
zurückzuführen ist, wird die feste Entschädigung auf 8 Franken je Tag erhöht. 
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Article 13 

Responsabilit^ du chemin de ler en cas de perte ou d’avario du wagon ou de ses piices 

§ 1. — En cas de perte ou d*avarie du wagon ou de ses pieces survenue ä partir de Tacceptation 
au transport jusqu’ä la livraison, le chemin de fer est responsable s’il ne prouve pas que le dommage 
ne resulte pas de sa faute. 

§ 2. — En cas de perte du wagon, Tindemnite est limitee ä la valeur du wagon; les elements 
de cette valeur sont determines dans le contrat d’immatriculation. 

En cas d'avarie, l’indemnite est calculee suivant les dispositions prevues au contrat d’immatri-* 
culation. 


§ 3. — En cas de perte ou d’avarie d’accessoires amovibles, le chemin de fer n’est responsable 
que si ces accessoires sont inscrits sur les deux c6t& du wagon. Le chemin de fer n’assume auciine 
responsabilite pour la perte ou Tavarie d’agres d*outillage amovibles. 

§ 4. — A moins que Tayant droit ne prouve que les dommages ont etc causes par une faute 
du chemin de fer, celui-ci n’est responsable 

— des dommages survenus aux recipients en gres, verre, terre cuite, etc., que si ces dommages 
sont en correlation avec une autre avarie du wagon dont le chemin de fer doit repondre d’apres les 
dispositions qui precedent; 

— des dommages survenus aux recipients coinportant des revetements Interieurs (email, ebo- 
nite, etc.) que si le recipient presente des traces d’avaries exterieures dont le chemin de fer doit 
repondre d’apres les dispositions qui precedenti 

§ 5. — Le titulaire est de plein droit subroge ä Texpediteur ou au destinataire en ce qui con- 
cerne le droit a indemnite en cas de perte ou d’avarie du wagon ou de ses pieces. Les reclamatiöns 
administratives ne peuvent etre adressees qu’aii chemin de fer immatriculateur et les actions ne 
peuvent etre exercees que contre ce chemin de fer, subroge hü-meme de plein droit au chemin de fer 
responsable. 


Article 14 

Pr^somption de perte de wagon. CaS ouil est retrouve 

§ 1. — Le wagon est considere comme perdu lorsqu’ü ne peut 6tre mis a dlsposition du desti- 
nataire dans les trois mois qui suivent Texpiration du delai de livraison. 

Ce delai est augmente de la duree d’immobilisation du wagon pour tonte cause non imputablc 
au chemin de fer ou pour avarie. 

§ 2. — Si le wagon considere comme perdu est retrouve apres le paiement de rindemiiite, le 
titulaire peut exiger, dans un delai de six mois apres l’avis qu’il en aura regu par le chemin de fer 
immatriculateur, que le wagon lui soit remis, saus frais, ä la gare d’attache contre restitution de 
rindemnite. 
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Artikel 13 

Haftung der Eisenbahn für Verlust oder Beschädigung des Privatwagens oder seiner Bestandteile 

§ 1, — Die Eisenbahn haftet für Verlust oder Beschädigung des Privatwagens oder seiner Be- 
standteile in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung, sofern sie nicht beweist, 
daß der Schaden nicht durch ihr Verschulden herbeigeführt worden ist. 

§ 2. — Bei Verlust des Privatwagens ist die Entschädigung auf den Wert des Wagens begrenzt, 
der nach den im Einstellungsvertrag enthaltenen Grundlagen berechnet wird. 

Bei Beschädigung wird die Entschädigung nach den im Einstellungsvertrag enthaltenen Be- 
stimmungen berechnet. 

§ 3. — Für den Verlust oder die Beschädigung von losen Wagenbestandteilen haftet die Eisen- 
bahn nur, wenn die Bestandteile auf beiden Wagenlängsseiten angeschrieben sind. Die Eisenbahn 
haftet nicht für den Verlust oder die Beschädigung von losen Geräten. 

§ 4. — Sofern der Berechtigte nicht beweist, daß der Schaden auf einem Verschulden der Eisen- 
bahn beruht, haftet die Eisenbahn 

— für die Beschädigung von Gefäßen aus Ton, Glas, Terrakotta usw. nur dann, wenn diese 
Schäden mit einer anderen Beschädigung des Privatwagens Zusammenhängen, für die sie nach den 
vorangehenden Bestimmungen haftet; 

— für die Beschädigung von Gefäßen, die im Inneren eine Verkleidung (Email, Ebonit usw.) 
haben, nur dann, wenn das Gefäß selbst Spuren einer äußeren Beschädigung aufweist, für die sie nach 
den vorangehenden Bestimmungen haftet. 

§ 5. — Bezüglich der Entschädigung für Verlust oder Beschädigung des Privatwagens oder 
seiner Bestandtdle tritt der Einsteller von Rechts wegen in die Rechte des Absenders oder des 
Empfängers ein. Reklamationen können nur bei der einstellenden Eisenbahn eingereicht werden, und 
die Ansprüche können nur gegen diese Eisenbahn geltend gemacht werden, die von Rechts wegen 
in die Rechtsstellung der haftenden Eisenbahn eintritt. 


Artikel 14 

V^erniutung für den V^erlust des Privatwagens. VViederauffinden des Wagens 

§ 1. — Der Privatwagen wird als verloren betrachtet, wenn er nicht binnen 3 Monaten nach Ab- 
lauf der Lieferfrist dem Empfänger zur Verfügung gestellt werden kann. 

Diese Frist wird um die Dauer der Stillegung des Wagens erhöht, die durch einen der Eisenbahn 
nicht zur Last fallenden Umstand oder durch Beschädigung entstanden ist. 

§ 2. ^ — Wird der als verloren betrachtete Privatwagen nach Bezahlung der Entschädigung wie- 
der aufgefunden, so kann der Einstellcr binnen 6 Monaten nach Empfang der Nachricht durch die 
einstellende Eisenbahn verlangen, daß der Wagen ihm gegen Rückzahlung der Entschädigung kosten- 
los im Heimatbahnhof zur Verfügung gestellt wird. 
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ANNEXE V 

(Artlcle 60, f 2) 


Reglement mtemational eoneernant le transport des eontainers (RICo) 


CHAPITRE PREMIER 

6te£ralit6s 

Article premier 
Objet et portfie du rbglement 

§ 1. — Le present regiement s’applique aux transports des Containers, appartenant au chemin 
de fer ou appartenant ä des particuliers (personne physique ou autre sujet de droit) et agre^s par le 
chemin de fer, remis au transport aux conditions de la «Convention internationale eoneernant le 
transport des marchandises par ehemins de fer (CIM)». 

§ 2. — Sont consideres comme Containers, au sens du present r^lenient, les engins (caisses, 
cadres, citernes, etc.) eonstruits afin de faciliter les transports de marchandises de domicile ä domieile 
soit par chemin de fer seul, soit par transport mixte chemin de fer/autres moyens de locomotion. 


Aiiick 2 

Dispositions generales 

§ 1. — Sauf dispositions contraires dans les tarifs, le coiitenii crun Container iie peiit faire 
Tobjet que d*un seul contrat de transport. 

§ 2. — A defaut de dispositions speciales dans le present reglenient, les autres prescriptions 
de la CIM sollt applicables aux transports des Containers vides ou charges. 


Aiiick 3 

Transports ä domicile 

Pour les eiivois enleves ou livres ä domicile par le chemin de fer, le contral de transport est 
conclu au domicile de Texpediteur et tennine aii domicile du destinataire. 


CHAPITRE II 

Containers appartenant au chemin de fer 

Arlicle 4 

Fourniturc. Remuneration 

Les Containers soiit inis ä la disposition des expediteursdanslalimiie des possibilites du chemin 
de fer. Pour rutilisation des Containers, il peiit elrc percu iine remiineration donl le montan t est fixe 
par les tarifs ou les rcglements. 


Aiiick J 

Indications sur la lettre de voiture 

Outre les mentions prevues par la CIM, rexpcditciu doit inscrire sur la lettre de voiture, dans 
la colonne «Agres-Containers», la categorie, les marqiies, le numero du Container, la tare en kilo- 
grammes et la contenance en m^ ou en litres. 

La tare des Containers ne doit pas comprendre le poids des dispositifs speciaux Interieurs et 
amovibles ayant soit un caractere d’emballage, soit un caractcrc d’amarragc. 
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ANLAGE V 

(Artikel 60 § 2) 


Internationale Ordnung für die Beförderung von Behältern (Containern) (RlCo) 


KAPITEL I 
Allgemeines 

Artikel 1 

Gegenstand und Geltung sbereieli der Ordnung 

§ 1. ™ Diese Ordnung gilt für die Beförderung von Behältern (Containern) — und zwar von 
Ijalineigeneii Behältern und von Behältern eines Privaten (physische Person oder anderes Rechtssub- 
jekt), die von der Eisenbahn zugelassen sind (Privatbehälter) — , die zu den Bedingungen des «Inter- 
nationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfraehtverkehr (CIM)» zur Beförderung aufgegeben 
werden. 

§ 2. — Behälter im Sinne dieser Ordnung sind technische Hilfsmittel (Kisten, Zisternen usw.), 
die gebaut sind, um die Beförderung von Gütern im Haus-Haus-Verkehr entweder ausschließlich durch 
die Eisenbahn oder in Verbindung mit anderen Beförderungsmitteln zu erleichtern. 


Artikel 2 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1. — Sofern in den Tarifen nichts anderes bestimmt ist, darf der Inhalt eines Behälters nur 
den Gegenstand eines einzigen Frachtvertrages bilden. 

§ 2. — Soweit in dieser Ordnung keine besonderen Vorschriften getroffen sind, finden auf die 
Beförderung von leeren oder beladenen Behältern die übrigen Bestimmungen der CIM Anwendung. 

Artikel 3 

Haus-Haus-Beförderung 

Für Sendungen, die von der Eisenbahn im Haus abgeholt oder ins Haus abgeliefert werden, ist 
der Frachtvertrag im Hause des Absenders abgeschlossen und im Hause des Empfängers beendet. 


KAPITEL II 

Bahneigene Behälter 


Artikel 4 

Zuteilung. Gebühr 

Die Behälter werden von der Eisen J)ahn den Absendern im Rahmen des Möglichen zur Verwen- 
dung ziigeteilt. Für die Benützung der Behälter kann eine Gebühr erhoben werden, deren Höhe in den 
Tarifen oder Vorschriften festgelegt wird. 


Arlikcl 0 

Angaben im Frachtbrief 

Der Absender hat im Fracliij)rier außer den in der CIM vorgeschriebenen Eintragungen in der 
Spalte «Lademittel-Behälter» die Art, das Eigentumsmerkmal, die Nummer des Behälters, dessen 
Eigengewicht in Kilogramm sowie den Fassungsraum in m^ oder Litern anzugeberi. 

Das Gewicht der inneren losen Sondervorrichtungen, die zur Verpackung oder Befestigung der 
Güter dienen, gehört nicht zum Eigengewicht des Behälters. 
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Artide 6 

Mise ä dispositioiij rcstitution, manutention 

Les tarifs ou les reglements fixent les conditions dans lesquelles les Containers sonl mis ä dis- 
Position, le delai dans lequel ils doivent etre restitues, les taxes qiü sont pergues lorsque ce dcdai n’est 
pas respecte ainsi que les conditions dans lesquelles les operations de chargement et de dechargement 
doivent ^tre effectuees. 

Le chargement comprend non seulement la mise en wagon, mais encore les operations acces- 
soires notamment Tamarrage des Containers. 


Artide 7 

Nettoyage 

Le destinataire est tenu de nettoyer les Containers apres dechargement. Lorsque les Containers 
sont restitues au chemin de fer sans etre nettoyes, celui-ci est en droit d’exiger le paiement d’une 
taxe, dont le montant est fixe par les tarifs ou les reglements. 


Artide 8 

R^utilisatioii 

Les Containers livres charges ne peuvent etre reutilises par les destinataires pour de nouveaux 
transports qu’avec le consentement du chemin de fer destinataire. 


Artide 9 

Portes et avaries 

§ 1. — Celui qui accepte du chemin de fer uii Container vide ou Charge est tenu de verifier l’ctat 
de ce Container au moment oü ü est mis ä sa disposition; il est responsable de tous les dommages qiü 
seraient constates lors de la restitution du Container au chemin de fer et qui n’aiiraient pas ete signales 
lors de la mise ä disposition, ä moins quhl ne prouve que les dommages existaient lorsque le Container 
a ete mis ä disposition ou qu’ils resultent de circonstances quhl ne poiivait pas eviter et aiix consc- 
quences desquelles il ne pouvait pas obvier, 

§ 2. — L’expcditeiir est responsable de lä perle ou deravaric d’un Container survemie pendant 
Texecution du contrat de transport, lorsque celle-ci provienl de son fait ou de celui de ses preposes. 

§ 3. — Lorsque le Container n’est pas restitue dans les trente jours qui suivent le jour de la 
mise ä disposition, le chemin de fer peüt le considerer comme perdu et exiger le paiement de sa valeur. 


CHAPITRE III 

Containers appartenant ä des partieulicrs 

Artide 10 

Agrement 

Pour etre admis au service international, les Containers appartenant ä des particuiiers doivent 
etre agrees par un chemin de fer soiimis ä la CIM, munis par ce chemin de fer de la marque distinc- 
tive m et satisfaire, en ce qui concerne leur construction et leurs inscriptions, aux conditions prevucs 
ä cet effet. 


Artide 11 

Ameiiagements speeiaux 

vSi les conlainers de particuiiers sont munis d’appareils speeiaux (appareils refrigeranls, bassiiis 
ä eau, mecanismes, etc.), il incombe ä rexpediteur d’en assurer ou d’en faire assurer le Service. Celle 
Obligation passe au destinataire des qu’il a fail valoir ses droits conforiiiement ä Tarticle 10 ou a 
Tarticle 22 de la CIM. 
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Artikel 6' 

Übergabe. Rückgabe. Handhabung 

Die Tarife und Vorschriften enthalten die Bedingungen, unter denen die Beliälter zur Verfü- 
gung gestellt werden, die Frist, innerhalb wdcher sie zurüdcgegeben werden müssen, die Gebühren, 
die erhoben werden, wenn diese Frist nicht eingehalten wird, sowie die Bedingungen für die Verladung 
und die Ausladung. 

Die Verladung umfaßt nicht allein das Aufladen auf den Wagen, sondern auch die sonstigen Ver- 
richtungen, ])esondcrs das Festmachen der Behültcr. 

Artikel 7 

Reinigung 

Der Empfänger ist verpflichtet, nach dem .\usladeu die Behälter zu reinigen. Werden die Be- 
hälter der Eisenbahn ungereinigt zurückgegeben, so kann diese die Bezahlung einer Gebühr verlangen, 
deren Höhe durch die Tarife o.der Vorschriften festgelegt wird. 


Artikel S 

Wiederverwendung 

Die beladen abgelieferteu Behälter dürfen von den Empfängern nur nacli Zustimmung der Emp- 
fangsbahn für neue Beförderungen benützt werden. 

Artikel 9 

Verlust und Besehüdigung 

1 1. — W’er von der Eisenbahn einen leeren oder beladenen Behälter übernimmt,, ist verpflichtet, 
den Zustand dieses Behälters in dem Zeitpunkt festzustellen, in wdchem ihm dieser übeigeben wurde. 
Der.Benützer haftet für alle Schäden, die bei der Rückgabe des Behälters an die Eisenbahn festge- 
stellt und die von ihm bei der Übergabe nicht gemeldet worden sind, es sei denn, daß et nächweist, 
der Schaden habe schon bei der Übergabe bestanden oder sei durch Umstände herbeigeführt worden, 
die der Benützer nicht vermeiden und deren Folgen er nicht abwenden konnte. 

§ 2. — Der Absender haftet für den Verlust oder die Beschädigung eines Behälters, die während 
der Ausführung des Frachtvertrages entstanden sind, wenn der Verlust oder die Beschädigung auf sein 
Verschulden oder das- seiner Leute zurückzuführen sind. 

§ 3. — Wird der Behälter nicht binnen 30 Tagen nach dem Tag, an dem er zur Verfügung ge- 
stellt wurde, der Eisenbahn zurückgegeben, so kann ihn diese als verloren befrachten und den Ersatz 
seines Wertes beanspruchen. 


KAPITEL III 
Privatbeilälter 

Arlikel 10 

Zulassung zum Verkehr 

Privatbeliälter, die im internationalen Verkehr verwendet werden sollen, sind von einer der 
CIM unterstehenden Eisenbahn zum Verkehr zuzulassen und von ihr mit dem besonderen Zeichen 
m ZU versehen. Ihre Bauart und die Ansdirifteii müssen den zu diesem Zwecke aufgestellten Vor- 
schriften entsprechen. 

Artikel 11 

Sondereinriehtungeii 

Sind die Privatbehälter mit Sondereinrichtungen (Kühlvorrichtungen, Wasserbehältern, ma- 
schinellen Einrichtungen usw.) versehen, so hat der Absender die Bedienung dieser Einrichtungen zu 
besorgen oder besorgen zu lassen. Diese Verpflichtung geht auf den Empfänger über, sobald er seine 
Rechte gemäÖ Artikel 16 oder 22 CIM geltend gemacht hat. 
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Article 12 

Iiulieatioiis siir la lettre de voitiirc 

SJ 1. — Pour les coiiLaiiiors cliarges, Texpediteur doit inscrire, daiis la coloime «Agres-Contai- 
iiers» de la lettre de voiturc, outre les mciitions prevues par la CIM, la categorie, les marques, le nu- 
mero du Container, le signe la tare en kilogrammes et la contenance en m® ou en litres. 

§2. — Pour les Containers vides, rexpediteur doit inscrire snr la lettre de voiLiire, oulre les 
inoiitioiis prevuos par la CIM, les indications suivantes: 

a) daiis la colonne «Agres-Containers», la culegorio, les niarques, Ic luiinero du Container et 
le signe 

b) dauK la colonne «Desigiiation de la inarchaiulise», la lare en kilogrammes, la inention «Con- 
tainer videj>. 


Article 13 

Retour ä vide ou reiiülisatioii 

Apres livraison du Container et sauf accords speciaiix, le cheinin de fer n'esL pas oblige d’inter- 
venir pour la remise au transport du Container vide en retour ou du Container reutilise ä Charge. 

Article 14 
Bemboursemonts 

Les envois de Containers vides ne peuvent 6tre greves de rein])oursements. 

Article 15 

Responsabil]t6 en cas de d(pas.<^emeiit du d41ai de livraison 

Pour la responsabilite en cas de depassement du ddai de livraison, les cheniins de fer peuvent, 
independamment des dispositions de la CIM, par accord special conclu avec le pro}>rictairc du Con- 
tainer, prevoir le paiement au proprietaire d’unc indemnite particiilicMe. 
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Arlikel 12 

Angaben im Frachtbrief 

§ 1. — Für beladene Privatbehälter l»at der Absender iiu Frachtbrief außer den in der CIM 
vorgeschriebenen Eintragungen in der Spalte «Lademittel-Behälter» die Art, das Eigentumsmerkmal, 
die Nummer des Behälters, das Zelrlion[P^, das Eigengewicht in Kilogramm sowie den Fassungs- 
raum in m® oder Litern anzugeben. 

§ 2. — Für leere Privatbehälter hat der Absender im Frachtbrief außer den in der CIM vor- 
geschriebenen Eintragungen folgende Angaben zu machen: 

in der Spalte «Lademittel-Behälter» die Art, das Eigentumsmerkmal, die Nummer des 
Behälters und das Zeichen fp] ; 

b) in der Spalte «Bezeichnung des Gutes» das Eigengewicht in Kilogramm und den Vermerk 
«leer». 


Artikel 13 

Rüeksendimg oder Wiederverwendung 

Nach der Ablieferung eines Privatbehälters an den Empfänger ist die Eisenbahn nicht ver- 
pflichtet, die Rücksendung des leeren Behälters oder die WiederveiTH-endung zu veranlassen. Sonder- 
abmachungen bleiben Vorbehalten. 


Artikel 14 

Naehnahmen 

Sendungen von leeren Privatbehältern dürfen nicht mit Nachnahmen belastet werden, 

Artikel U 

Haftung für überselireitiing der Lieferfrist 

Die Eisenbahnen können, unabhängig von den Bestimmungen der CIM, durch Sonderabkom- 
men mit dein Eigentümer eines Privatbehälters vorsehen, daß ihm bei Überschreitung der Lieferfrist 
eine besondere Entschädigung gewährt wird. 


s 
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ANNEXE VI 

(Article 60, § 3) 


Reglement international concernant le transport des colis express (RIEx) 

§ 1. — Ne sollt coiisiderees coinnie colis express que des niarchandises transportees d’iine ma- 
iiiere particulien'emeiit rapide aiix conditions d'un tarif international. 

Ne peuvent etre admises comnie colis express que les marchandises qui peuvent nonnaleiiient 
etre cliargees dans le foiirgon des trains de voyageurs. Toutefois les tarifs peuvent prevoir des deroga- 
tions ä cette regle. 

§ 2. — Sont exclues du transport les inarchandises designees ä Tarticle 3 de la presente Con- 
vention. Les inatieres et objets enumeres dans rAnnexe I a la Convention oii cenx qui sont vises par 
les accords particuliers conclus cn vertu des dispositions de rarlicle 4, § 2, de la Convention, ne sont 
adinis au transport coinine colis express que si ce mode de transport est expressement prevu par ladite 
Annexe ou par lesdits accords. Les tarifs determinent si d’autrcs marchandises peuvent egalement etre 
exclues du transport ou etre admises sous certaiiies conditions. 

§ 3. — Les colis express peuvent etre remis au transport avec iin document autre que celui qui 
est fixe en application de Tarticle 6, § 1, de la presente Convention. Le formulaire a utiliser et les mentions 
qui doivent ou peuvent y etre portees sont dcUermines par le larif. En tont cas ce document doit con- 
tenir les indicatioiis suivantes: 

a) la designation des gares expeditricc et destinatairc; 

b) \e nom et Tadresse de Texpediteur et du destinataire; 

c) \e noml)re des colis, la description de remballage et la designation de la nature des mar- 
cliandises; 

la designalion des documents joints pour raccomplissement des formalitcs exigees par les 
douanes et untres autorites administratives. 

§ 4. — L’oxpcditeur est responsable de rexactitude des mentions et declarations inscriles soit 
par lui-nieme, soit selon ses indications par le cheinin de fer, dans le document de transport; il Supporte 
toutes les consequences resultant du fait que ces mentions ou declarations seraient irregulieres, 
inexactes ou incompletes. 

§ 5. — Les colis express doivent etre transportes par des moyens rapides dans les delais prevus 
aux tarifs. Les delais de livraison doivent, en tont cas, etre plus reduits que les dedais appliqiies aux 
envois de gründe vitesse. 

§ 6. — Les tarifs peuvent aussi prevoir des derogations aux dispositions de la presente Conven- 
tion autres que celles qui sont specifiees ci-dessus; il ne peut toutefois pas etre apportc de deu’ogations 
aux dispositions des articles 26, 27, 28, 29, 31, 32, 33 et 37 ä 47 inclus de ladite Convention. 

En taut que les prescriptions qui precedeiit et celles des tarifs ne s’y opposent pas, les dispositions 
de la presente Convention sont applicables au transport des colis express. 
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ANLAGE VI 

(Arlikcl 60 § 3) 

Internationale Ordnung für die Beförderung von Expreßgut (RIEx) 

§ 1. — Als Expreßgut sind nur Güter anziischen, die nach den Bestiinmungen eines internatio- 
nalen Tarifes besonders schnell befördert werden. 

Als Expreßgut können nur Güter zugelassen werden, die ohne weiteres im Gepäckwagen von 
Zügen verladen werden können, die der Beförderung von Personen dienen. Die Tarife können jedoch 
Abweichungen von dieser Vorschrift vorsehen. 

§ 2. — Von der Beförderung sind die in Artikel 3 dieses Übereinkommens bezeichneten Güter 
ausgeschlossen. Die in der Anlage I des Übereinkommens oder in den nach Artikel 4 § 2 des Überein- 
kommens abgeschlossenen besonderen Abkommen genannten Stoffe und Gegenstände sind zur Be- 
förderung als Expreßgut nur zugelassen, soweit dies in der Anlage I oder in den besonderen Abkommen 
ausdrücklich vorgesehen ist. Die Tarife bestimmen, ob auch andere Güter von der Beförderung als 
Expreßgut ausgeschlossen oder nur bedingungsweise zur Beförderung zugelassen werden. 

§ 3. ■ — Expreßgut kann mit einer anderen Frachlurkunde als dem auf Grund von Artikel 6 § 1 
dieses Übereinkommens vorgesehenen Frachtbrief zur Beförderung aufgegeben werden. Das zu ver- 
wendende Muster sowie die notwendigen oder zulässigen Angaben werden durch die Tarife festgesetzt. 
Diese Frachturkunde muß aber auf jeden Fall folgende Angaben enthalten: 

a) die Bezeichnung des Versand- und des Bestimmungsbahnhofs; 

b) Namen und Adresse des Absenders und des Empfängers; 

c) die Bezeichnung der Sendung nach Stückzahl, Verpackung und Art des Gutes; 

d) die Bezeichnung der zur Erfüllung der zoll- und sonstigen verwaltungsbehördlichen Vor- 
scliriften beigegebenen Begleitpapiere. 

§ 4. — Der Absender haftet für die Richtigkeit der Angaben und Erklärungen in der Fracht- 
urkunde, die er ent'weder selbst eingetragen hat oder die nach seinen Angaben von der Eisenbahn auf- 
genommen worden sind. Er trägt alle Folgen, die daraus entstehen, daß diese Angaben oder Erklä- 
rungen unrichtig, ungenau oder unvollständig sind. 

§ 5. — Expreßgut muß mit schnellen Beförderungsmitteln innerhalb der in den Tarifen vor- 
gesehenen Fristen befördert werden. Die Lieferfrist muß stets kürzer sein als die für Eilgutsendimgen 
vorgesehene Lieferfrist. 

§ 6. — Die Tarife können auch andere als die vorstehend angeführten Abweichungen von den 
Bestimmungen dieses Übereinkommens vorsehen, doch darf von den Bestimmungen der Artikel 20, 
27, 28, 29, 31, 32, 33 und 37 bis 47 nicht abgewichen werden. 

Soweit die vorstehenden Vorschriften oder die Bestimmungen der Tarife nicht cntgegenstelien, 
finden auf Expreßgut die Bestimmungen dieses Übereinkommens Anwendung. 
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ANNEXE VII 

(Article 61) 


Reglement d’arbitrage 

Article prcmicr 
Nombre des arbitrcs 

Les tribunaux arbitraux constitufe pour connaitre des litiges autres que ceux entre Etats se 
composeront d’un, de trois ou de cinq arbitres, suivant les stipulations du coinpromis. 


Article 2 

Choix des arbitres 

§ 1. — Une liste d'arbitres est preetablie, Chaque Etat contractant peut designer au plus deux 
de ses ressortissants, specialistes du droit international des transports, pour etre iiiscrits sur la liste 
d’arbitres, etablie et tenue ä jour par le Gouvernement suisso. 

§ 2. — Si le comproniis prcvoit un aii)itre uiiique, celui-ci cst clioisi d’un commim accord par 
les parties. 

Si le comproniis prevoil trois oii ciiiq arbitres, cbacune des parties choisit un ou deux arbitres, 
selon le cas. 

Les arbitres choisis conformement ä ralinea precedent designent dum commun accord le troi- 
sieme ou le cinquieme arliitre, selon le cas, lequel preside le tribunal arbitral. 

Si les parties sont en desaccord sur le choix de Farliitre unique ou si les arbitres choisis par les 
parties sont en desaccord sur la designation du troisieme oii du cinquieme arbitre, selon le cas, le tri- 
bunal arbitral est complete par un aii)itre designe par le President du Tribunal federal suisse, ä la 
requ^te de T Office central. 

Le tribunal arbitral est compose de personnes figurant sur la liste visee au § 1. Toutefois, si le 
comproniis prevoit cinq arbitres, chacune des ])arties peut choisir un arbitre en dehors de la liste, 

§ 3. — L’arbitre unique, le troisieme ou le cinquieme arbitre doit etre d’une nationalite autre 
que celle des parties. 

L’intervention au litige d’une tierce partie demeiire Sans effet sur la composition du tribunal 
arbitral. 


Article 3 
Comprorais 

Les parties qui recourent ä l’arliitrage concluent un coinpromis, lequel specifie en particiilier; 

a) Tobjet du differend, determiiie d’une fa^on aussi precise et claire que possible; 

b) Ir composition du tribunal et les delais uiiles pour la nomination du ou des arbitres; 
le lieu du tribunal. 

Pour l’ouverture de la procedure arbitrale, le comproniis doit etre communique a FOffice central. 


Article 4 
Procedure 

Le tribunal arbitral decide lui-menie de la procedure ä suivre en tenant compte notamment des 
dispositions ci-apres; 

le tribunal arbitral instruit et juge les causes dont il est saisi sur les elements fournis par les 
parties sans etre lie, lorsqu’il est appele ä dire le droit, par les interpretations de celles-ci; 

b) il ne peut accorder plus ou autre chose que les conclusions du demandeur, ni nioins que ce 
que le defendeur a reconnu comme etant dü; 

la sentence arbitrale, düment motivee, cst redigee par le tribunal arbitral et notifiee aux 
parties par rintermediaire de FOffice central; 

d) sauf disposition contraire de droit imperatif du lieu oü siege le tribunal arbitral, la sentence 
arbitrale n’est pas susceptible de recours, exception faite toutefois de la revision ou de la nullite. 
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ANLAGE VII 

(Artikel 61) 


Sehiedsgeriehtsordmmg 
Artikel 1 

Zahl der Schiedsrichter 

Die für nicht zwischenstaatliche Streitigkeiten vorgesehenen Schiedsgerichte bestehen, je nach 
den Vereinbarungen im Schiedsvertrag, aus einem, drei oder fünf Schiedsrichtern. 

Artikel 2 

Wahl der Schiedsrichter 

§ 1. — Es wird eine Liste der Schiedsrichter im voraus aufgestellt. Jeder Yertragsstaat kann 
höchstens zwei Sachverständige des internationalen Beförderungsrechtes, die Angehörige dieses Staa- 
tes sind, für die Eintragung in die Liste der Schiedsrichter bezeichnen, welche von der schweizeri- 
schen Regierung zusammengestellt und auf dem laufenden gehalten wird. 

§ 2. — Sieht der Schiedsvertrag einen Einzelschiedsrichter vor, so wird er im gegenseitigen 
Einverständnis der Parteien gewählt. 

Sieht der Schiedsvertrag drei oder fünf Schiedsrichter vor, so wählt jede Partei einen, beziehungs- 
weise zwei Schiedsrichter. 

Die gemäß vorstehendem Absatz gewählten Schiedsrichter bezeichnen im gegenseitigen Ein- 
verständnis den dritten oder gegebenenfalls den fünften Schiedsrichter, der den Vorsitz des Schieds- 
gerichtes führt. 

Sind die Parteien über die Wahl des Eiiizelschiedsrichters nicht einig oder sind die von den 
Parteien gewählten Schiedsrichter über die Bezeichnung des dritten oder gegebenenfalls des fünften 
Schiedsrichters nicht einig, so wird das Schiedsgericht auf Ersuchen des Zentralamtes durch einen 
vom Präsidenten des Schweizerischen Bundesgerichtes bezeichneten Schiedsrichter ergänzt. 

Das Schiedsgericht setzt sich aus Personen zusammen, die in der in § 1 erwähnten Liste auf- 
geführt sind. Sieht der Schiedsvertrag jedoch fünf Schiedsrichter vor, so kann jede Partei einen nicht 
auf der Liste stehenden Schiedsrichter wühlen, 

§ 3. — Der Einzelschiedsrichter, der dritte oder der fünfte Schiedsrichter müssen anderer Staats- 
angehörigkeit sein als die Parteien. 

Die Beteiligung einer Drittpartei am Streitfall hat keinen Einfluß auf die Zusammensetzung des 
Schiedsgerichtes. 

Artikel 3 
Schiedsvertrag 

Die Parteien, die das Schiedsgericht anrufen, schließen einen Schiedsvertrag ab, der insbesondere 
bestimmt; 

a) den so genau und klar wie möglich bezeichneten Streitgegenstand; 

b) die Zusammensetzung des Gerichtes und die Fristen für die Ernennung des oder der Schieds- 
richter; 

c) den Gerichtsort. 

Zwecks Eröffnung des Schiedsgerichtsverfahrens muß der Schiedsvertrag dem Zentralamt 
mitgeteilt werden. 


Artikel 4 
Verfahren 

Das Verfahren wird vom Schiedsgericht unter Berücksichtigung der nachstehenden Bestimmun- 
gen selbst bestimmt: 

a) Das Schiedsgericht untersucht und beurteilt die ihm unterbreitete Streitsache auf Grund 
des Vorbringens der Parteien, ohne daß es bei seiner Entscheidung an die Auslegung durch die Parteien 
gebunden ist. 

b) Es kann nicht mehr oder nichts anderes zusprechen, als der Kläger verlangt hat, und auch 
nicht weniger, als der Beklagte als geschuldet anerkannt hat. 

c) Der Schiedsspruch wird mit gehöriger Begründung vom Schiedsgericht abgefaßt und den 
Parteien durch Vermittlung des Zentralamtes zugestellt. 

d) Vorbehaltlich einer gegenteiligen Bestimmung zwingenden Rechtes an dem Ort, an welchem 
das Schiedsgericht tagt, können gegen den Schiedsspruch keine Rechtsmittel ergriffen werden, aus- 
genommen jedoch die Revision und die für den Fall der Nichtigkeit vorgesehenen Rechtsmittel, 
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Article 5 
Greffe 

L’ Office central fonctionne comme greffe du tribunal arhitral. 

Article 6 
Frais 

La sentence arbitrale fixe les frais et depens, y coinpris les honoraires des arbitres, et decide 
ä laquelle des parties le paiement en incombe ou dans quelle proportion ils sont partages entre elles. 
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Artikel 5 

Gericlitssekretariat 

Das Zentralanit besorgt die Sekretariatsgeschäfte des Schiedsgerichtes. 

Artikel (• 

Kosten 

Der Schiedsspruch setzt die Kosten und Auslagen fest, einschließlich der Honorare der Schieds- 
richter, und bestimmt, welcher Partei die Zahlung obliegt oder in welchem Verhältnis die Kosten 
unter den Parteien zu verteilen sind. 


135 



Drucksache 7/1453 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Protocole additionnel 

aux Conventions internationales concernant le transport par chemins de fer 
des marchandises (CIM) et des vojageurs et des bagages (CIV) 
signies ä Berne le 7 fövrier 1970 


LES plEnipotentiaires soussignEs 

sont convenus des dispositions ci-apres : 


I. 

1° Afin de rendre obligatoires pour Tusager, selon le droit du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d’Irlande du Nord, les prescriptions des Conventions de 1970 en ce qui concerne les lignes des parties 
territoriales d’Etats non signataires ou non adhercnts, le Gouvernement du Royaume-Uni, par deroga- 
tion aux dispositions de ces Conventions, est liabilitc ä inserer, pour le trafic en provenance du Royaume- 
Uni, ime reference au present Protocole additionnel dans les formules imprimees de la lettre de voiture 
(CIM), du billet international et du bullctin de bagages (CIV). 

2^ Compte tenu du fait qu'au Royaume-Uni, la legislation relative aux transports ne comporte 
aucune Obligation de pnblier les tarifs, ni de les appliqiier aux usagers d'unc maniere uniforme, il est 
admis que 

a) les dispositions de la CIM ne s’appliquent pas dans le Royaume-Uni si elles comportent une 
Obligation de publier des tarifs et de les appliqiier aux usagers d’une maniere uniforme, 

b) les prix de transport et les frais accessoires que le chemin de fer est autorise ä percevoir au 
Royaume-Uni y sont applicables au trafic international soumis ä la CIM. 

3^ Jusqii’ä la conclusion et Tentree en vigueiir d’im appendice special ä l’Annexe I ä la CIM 
contenant les prescriptions derogatoires relatives au trafic fer-mer des matieres dangereuses entre le 
Continent et le Royaume-Uni, les matieres dangereuses qui seront transportees soiis le regime de la 
CIM, ä destination ou en provenance du Royaume-Uni, doivent satisfaire aux prescriptions de FAnnexe I 
et, en outre, aux conditions du Royaume-Uni en ce qui concerne ses reglcmentalions ferroviaires et 
maritimes du transport des matieres dangereuses. 


II. 

lo Afin de rendre obligatoires pour Fusager, selon le droit de Flrlaiide, les prescriptions des Con- 
ventions de 1970 en ce qui concerne les lignes des parties territoriales d’Etats non signataires ou non 
adherents, le Gouvernement d’Irlande, par derogation aux dispositions de ces Conventions, est lia- 
bilite ä inserer, pour le trafic en provenance d’Irlande, une reference au present Protocole additionnel 
dans les formules imprimees de la lettre de voiture (CIM), du billet international et du bullet in de 
bagages (CIV). 

2^ Compte tenu du fait qii’en Irlande, la legislation relative aux transports ne comporte aucune 
ol)ligation de publier les tarifs, ni de les appliqiier aux usagers d’une maniere uniforme, il est admis que 

a) les dispositions de la CIM ne s’appliquent pas en Irlande si elles comportent une Obligation de 
publier des tarifs et de les appliqiier aux usagers d’une maniere uniforme, 

b) les prix de transport et les frais accessoires que le chemin de fer est autorise a percevoir en 
Irlande y sont applicables au trafic international soumis ä la CIM. 
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Zusatzprotokoll 

zu den am 7* Februar 1970 in Bern Unterzeichneten Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) 
und den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 


DIE UNTERZEICHNETEN BEVOLOiiCHTIGTEN 
haben folgendes vereinbart: 


1 . 

1. Um die Beslimmungcn der Übereinkommen von 1970 nach dem Recht des Vereinigten König- 
reichs von Großbritannien und Nordirland für die Kunden auch insoweit verbindlich werden zu lassen, 
als es sich um die Strecken von Gebietsteilen von Staaten handelt, welche die Übereinkommen weder 
unterzeichnet haben noch ihnen beigetreten sind, wird die Regierung des Vereinigten Königreichs er- 
mächtigt, in Abweichung von den Bestimmungen der Übereinkommen für den Verkehr aus dem Ver- 
einigten Königreich in das Frachtbriefformiilar (CIM), in den internationalen Faliraiisweis und in den 
Gepäckschein (CIV) einen Hinweis auf dieses Zusatzprotokoll aufzunehmen. 

2. Angesichts des Umstandes, daß die Transportgesetzgebung im Vereinigten Königreich keine 
Verpfliehtung zur Veröffentlichung der Tarife und zu ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden 
gegenüber vorsieht, wird als zulässig erklärt: 

a) daß die Bestimmungen der CIM, soweit sie eine Verpflichtung zur Veröffentlichung der Tarife 
und ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden gegenüber vorsehen, im Vereinigten Königreich nicht 
gelten; 

h ) daß Fracht und Nebengebühren, zu deren Erhebung die Eisenbalin im Vereinigten Königreich 
ermächtigt ist, auch auf den der CIM unterliegenden internationalen Verkelir angewendet werden. 

3. Bis zum x\bschluß und Inkrafttreten eines besonderen Anhangs zur Anlage I zur CDf, der 
Sonderbestimmungen für die Eisenbahn-Scebeförderung von gefährlichen Gütern zwischen dem Fest- 
land und dem Vereinigten Königreich enthält, müssen die gefährlichen Güter, deren Beförderung nach 
oder von dem Vereinigten Königreich der CIM unterstellt ist, außer den Bestimmungen der Anlage I 
auch den Bedingungen des Vereinigten Königreiclis über die Beförderung gefährlicher Güter mit der 
Eisenbahn und zur See entsprechen. 


II. 

1, Um die Bestimmungen der Übereinkommen von 1970 nach dem Recht Irlands für die Kunden 
auch insoweit verbindlich werden zu lassen, als es sich um die Strecken von Gebietsteilen von Staaten 
handelt, welche die Übereinkommen weder unterzeichnet haben noch ilmen beigetreten sind, wird die 
Regierung Irlands ermäclitigt, in Abweichung von den Bestimmungen der Übereinkommen für den 
Verkehr aus Irland in das Frachtbiiefformular (CJM), in den internationalen Fahrausweis und in den 
Gepäckschein (CIV) einen Hinweis auf dieses Zusatzprotokoll aufzunehmen. 

2. Angesichts des Umstandes, daß die Transportgesetzgebung in Irland keine Verpflichtung zur 
Veröffentlichung der Tarife und zu ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden gegenüber vorsieht, 
wird als zulässig erklärt: 

a) daß die Bestimmungen der CIM, soweit sie eine Verpflichtung zur Veröffentlichung der Tarife 
und ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden gegenüber vorsehen, in Irland nicht gelten; 

h ) daß Fracht und Nebengebühren, zu deren Erhebung die Eisenbahn in Irland ermächtigt ist, 
auch auf den der CIM unterliegenden internationalen Verkehr angewendet W'erden. 
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3« Jusqu’ä la conelusion et Tentree en vigueur d’un appendice spöeial ä T Annexe I ä la CIM 
contenant les prescriptions derogatoires relatives au trafic fer-mer des matieres dangereuses entre le 
Continent et Tlrlande, les matieres dangereuses qui seront transportees sous le regime de la CIM, ä 
destination ou en provenance d’Irlande, doivent satisfaire aux prescriptions de 1* Annexe I et, en outre, 
aux conditions de Tlrlande en ee qui coneerne ses reglementations ferroviaires et maritimes du transport 
des matieres dangereuses. 


III. 

Les dispositions des Conventions CIM et CIV nc pourront prevaloir eontre celles qiie eertains 
Etats seront amenes ä prendre, dans le trafie entre eux, en applieation de eertains Traites tels que les 
Traites relatifs ä la Communaute Europeenne du Charbon et de TAcier et ä la Commiinaiite Eeonomiqiie 
Europcennc. 


IV. 

Ce Protoeoic, eonipletant les Conventions de 1970, demeure ouvert ä la signature jusqu’au 
30 avril 1970. 

II doit ^tre ratifie. 

Les Etats qui n’auront pas signe le present Protocole avant cette date et les Etats participant aux 
Conventions susvisees en applieation de Tarticle 67 de la CIM et de Tartiele 62 de laCIV de 1970 peuvent 
aclherer au present Protocole par notification. 

L’instrument de la ratifieation oii la notification de Tadhesion sera depose aiipres du Gouverne- 
ment suissc. 


En Foi DE Quoi, les Plenipotentiaires ci-apres, munis de leurs pleins pouvoirs qui ont ete trouves 
en bonne et due forme, ont signe le present Protocole. 

Fait ä Berne, le sept fevrier mil neuf cent soixante-dix, en un seul exemplaire, qui restera depose 
dans les Archives de la ConfMeration suisse et dont une expedition authentique sera remise ä chaeiine 
des Parties. 


(Suivent les signatures) 
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3. Bis zum Abschluß und Inkrafttreten eines besonderen Anhangs zur Anlage I zur CIM, der 
Sonderbestimmungen für die Eisenbahn-Seebeförderung von gefährlichen Gütern zwischen dem Fest- 
land und Irland enthält, müssen die gefährlichen Güter, deren Beförderung nach oder von Irland der 
CIM unterstellt ist, außer den Bestimmungen der Anlage I auch den Bedingungen Irlands über die 
Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn und zur See entsprechen. 


III. 

Die Bestimmungen der Übereinkommen CIM und CIV haben nicht den Vorrang gegenüber den 
Bestimmungen, die gewisse Staaten für ihren gegenseitigen Verkehr in Anw’endung besonderer Ver- 
träge, wie etw^a der Verträge über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft, zu treffen haben. 


IV. 

Dieses Protokoll, das die Übereinkommen von 1970 ergänzt, liegt bis zum 30. April 1970 zur 
Unterzeichnung auf. 

Es bedarf der Ratifikation. 

Die Staaten, die dieses Protokoll bis zu diesem Zeitpunkt nicht unterzeichnet haben, und die 
Staaten, welche sich an den vorerwähnten Übereinkommen gemäß Artikel 67 der CIM und Artikel 62 
der CIV von 1970 beteiligen, können diesem Protokoll auf Grund einer Mitteilung beitreten. 

Die Ratifikationsurkunde oder die Mitteilung über den Beitritt ist bei der schweizerischen Re- 
gierung zu hinterlegen. 


Zu Urkund dessen haben die nachstehenden Bevollmächtigten, deren Vollmachten in guter und 
gehöriger Form befunden wurden, das vorstehende Protokoll unterzeichnet. 

Geschehen zu Bern am siebenten Februar neunzehnhundertsiebzig in einer Urschrift, die im 
Archiv der Schweizerischen Eidgenossenschaft hinterlegt und von der jedem Vertragsstaat eine amt- 
liche Ausfertigung zugestellt wird. 


(Folgen die Unterschriften) 
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Convention internationale 

concernant 

le transport des voyageurs et des bagages par chemins de fer 

(CIV) 

du 7 f6vrier 1970 


• • 

Internationales Übereinkommen 

über den 

Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 

(CIV) 

vom 7. Februar 1970 


L’entree en vigueur de cette Convention sera indiqiiee ulterieurement par T Office central 
Das Datum des Inkrafttretens dieses Übereinkommens vird vom Zentralamt später bekanntgegeben 
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Convention internationale 

concernant 

le transport des voyageurs et des bagages par chemins de fer 

(CIV) 


LES plEnipotentiaires soussignEs, 


ayanl reconnii la necessite de reviser la Convention internationale concernant le transport des Voya- 
geurs et des bagages par chemins de fer, signee ä Berne le 25 fevrier 1961, ont resolu, en conformite de 
Tarticle 68 de ladite Convention, de conclure une nouvelle Convention a cet effet et sont convenus des 
articles suivants; 


Titre Premier 

Objet et portee de la Convention 


Artiele premier 

Chemins de fer et transports auxquels s’applique la Convention 

§ 1. — La presente Convention s’applique, sous reserve des exceptions prevues aiix paragraphes 
suivants, ä tous les transports de voyageurs et de bagages avec des titres de transport internationaux 
etablis pour un parcours empruntant les territoires d’au moins deux des Etats contracjtants et com- 
prenant exclnsivement des lignes inscrites siir la liste dressee conformement ä l’article 55. 

§ 2. — Les transports dont la gare^) de depart et la gare d’arrivee sont situees sur le territoire 
d’un meme Etat et qui n’empruntent le territoire d’iin autre Etat qu’en transit ne sont pas soumis ä 
la presente Convention: 

a) lorsque les lignes par lesquelles s’effectue le transit sont exclusivement exploitees par un 
chemin de fer de TEtat de depart; 

b ) meme lorsque les lignes par lesquelles s’effectue le transit ne sont pas exclusivement exploiUk^s 
par un chemin de fer de l’Etat de depart, si les Etats ou les chemins de fer interesses ont conclu des 
accords en vertu desquels ces transports ne sont pas consideres comme internationaux. 


Par «gare^ on entend egalement les ports des Services de navigalion et lout ctablissemeiit des Services automo- 
biles ouvens au public pour Pexeculion du conlrat de transport. 
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Internationales Übereinkommen 

über den 

Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 

(CIV) 


DIE UNTERZEICHNETEN BEVOLLMÄCHTIGTEN 


haben in der Erkenntnis der Notwendigkeit, das am 25. Februar 1961 in Bern Unterzeichnete Inter- 
nationale Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäck verkehr gemäß Art. 68 des ge- 
nannten Übereinkommens zu revidieren, beschlossen, zu diesem Zweck ein neues Übereinkommen ab- 
zuschließen, und sind über folgende Artikel übereingekommen: 


Titel I 

Gegenstand und Geltungsbereich des Übereinkommens 


Artikel 1 

Eisenbahnen und Beförderungen, auf die das Übereinkommen Anwendung findet 

§ 1. — Unter Vorbehalt der in den folgenden Paragraphen vorgesehenen Ausnahmen findet 
dieses Übereinkommen Anwendung auf alle Personen- und Gepäckbeförderungen mit internationalen 
Beförderungsausweisen, welche auf einem Wege gelten, der die Gebiete mindestens zweier Vertrags- 
staaten berührt und ausschließlich Strecken umfaßt, die in der nach Artikel 55 aufgestellten Liste ver- 
zeichnet sind. 

§ 2. ““ Auf Beförderungen, deren Abgangs- und BestimmungsbahnhoP) im Gebiet desselben 
Staates liegen und die das Gebiet eines anderen Staates nur im Durchgang berühren, findet dieses 
Übereinkommen keine Anwendung: 

a) wenn die Durchgangsstrecken ausschließlich von einer Eisenbahn des Abgangsstaates betrie- 
ben werden; 

b) auch dann, wenn die Durchgangsstrecken nicht ausschließlich von einer Eisenbahn des Ab- 
gangsstaates betrieben werden, die beteiligten Staaten oder Eisenbahnen aber Vereinbarungen ge- 
troffen haben, nach denen diese Beförderungen nicht als international angesehen werden. 


Unter «Bahnhof» versteht man auch die Häfen der Schiffahrtslinien und alle für die Ausführung des Beförde- 
rungsvertrages geöffneten Stellen der Kraftwagenlinien, 
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§ 3, — Les transports entre gares de deux Etats limitrophes et entre gares de deux Etats en 
traiisit par le territoire d’un troisifeme Etat, si les lignes par lesquelles s’effectue le transport sont exclu- 
sivement exploitees par des chemins de fer de Tun de ces trois Etats et que les lois et reglements d’aucun 
de ces Etats ne s’y opposent, sont sonmis au droit de TEtat dont relevent les chemins de fer qiii ex- 
ploitent les lignes par lesquelles s’effectue le transport. 

§ 4. — Les tarifs internationaux fixent les relations poiir lesquelles des titres de transport inter- 
nationaux sont delivrfe. 


Article 2 

Dispositions relatives aux transports mixtes 

§ 1. — Peuvent 6tre inscrites sur la liste prevue ä Tarticle premicr, en sus des lignes de chen ins 
de fer, des lignes rdgulieres de Services automobiles ou de navigation qui compl^tent des parcours par 
voie ferree et sur lesquelles les transports internationaux sont effectues, sous la reserve que de telles 
lignes, dans la mesure oü eiles relient deux Etats contractants au moins, ne peuvent etre inscrites 
sur la liste qu’avec Tassentiment commun de ces Etats. 

§ 2. — Les entreprises de ces lignes sont soumises ä toutes les obligations imposees et sont in- 
vesties de tous les droits reconnus aux chemins de fer par la presente Convention, sous reserve des 
derogations rcsultant necessairement des modalitcs differentes du transport. Toutefois, les regles de 
responsabilite etablies par la presente Convention ne peuvent faire Tobjet de derogations. 

§ 3. — Tout Etat qui desire faire inscrirc siir la liste iine des lignes designees au § 1 doit prendre 
les mesures utiles pour que les derogations prevues au § 2 soient pul)liees dans les meines formes que 
les tarifs. 

§ 4. — Pour les transports internationaux emiiruntant ä la fois des chemins de fer et des Ser- 
vices de transport autres que ceux qui sont definis au § 1, les chemins de fer peuvent etablir, en com- 
mun avec les entreprises de transport interessees, des dispositions tarifaires appliquant un regime 
juridique different de celui de la presente Convention, afin de tenir compte des particularites de chaque 
mode de transport. Ils peuvent, dans ce cas, prescrire l’einploi d’un titre de transport autre que celui 
qui est prevu par la presente Convention. 


Article 3 

Obligation pour le eliemin de fer de traiisporter 

§ 1. — Le chemin de fer est tenu d’effectucr, aux conditions de la presente Convention, tont 
transport de voyagciirs ou de bagages, pourvu que : 

a) h Voyageur se conforme aux prescriplions de la presente Convention et des tarifs interna- 
tionaux; 

1) ) le transport soit possible avec les moyens ordiiiaircs de transport; 

cj le transport ne soit pas empeclie par des circon'stances que le chemin de fer ne peut pas evitcr 
et auxquclles il ne depencl pas de lui de remedier. 

§ 2. ^ — I.orsque Tautoritc competente a decide que le Service sera supprime ou suspendu eii 
totalitc ou en partie, les mesures prises ä cet effet doivent etre sans delai portees ä la connaissance du 
public et des chemins de fer, ä Charge pour ceiix-ci d’en inforiner les chemins de fer des autres liltats 
eu vue de leur publicatioii. 

§ 3. -- Tonte infraction coinmise par le chemin de fer aux dispositions du present article peut 
doiiner lieu a une action en reparalion du prejudice cause. 


144 




Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


§ 3. — Auf Beförderungen zwischen Bahnhöfen ZNveier Nachbarstaaten sowie auf Beförderungen 
zwischen Bahnhöfen zweier Staaten über das Gebiet eines dritten Staates findet, w^enn die Beförderungs- 
strecken ausschließlich von Eisenbahnen eines dieser drei Staaten betrieben werden, das Recht dieses 
Staates Anwendung, sofern die Gesetze und Vorschriften keines der beteiligten Staaten entgegenstehen, 

§ 4. — Die internationalen Tarife bestimmen, für ^velche Verbindungen internationale Beförde- 
rn ngsaiis weise ausgegeben werden. 


Artikel 2 

Bestimmungen über gemischte Beförderungen 

§ 1. — Außer Eisenbahnstrecken können in die in Artikel 1 vorgesehene Liste auch regelmäßig 
betriebene Kraftwagen- oder Schiffahrtslinien aufgenommen werden, die eine Eisenbahnstrecke er- 
gänzen und auf denen internationale Beförderungen ausgeführt werden; sofern solche Linien minde- 
stens zwei Vertragsstaaten verbinden, können sie jedoch nur mit Zustimmung aller dieser Staaten in 
die Liste eingetragen werden. 

§ 2. — Die Unternehmen, die solche Linien betreiben, haben alle Rechte und Pflichten, die den 
Eisenbahnen durch dieses Übereinkommen übertragen sind, vorbehaltlich der sich aus der Verschieden- 
heit der Beförderung notwendigerweise ergebenden Abweichungen. Die Abweichungen dürfen sich 
jedoch nicht auf die Haftungsbestimmungen dieses Übereinkommens beziehen, 

§ 3. “ Jeder Staat, der eine der in § 1 bezeichneten Linien in die Liste aufnehmeii lassen w-ill, 
muß dafür Sorge tragen, daß die in § 2 vorgesehenen Ab^veichungen in gleicher Weise wie die Tarife 
veröffentlicht w^erden. 

§ 4. — Werden für internationale Beförderungen außer Eisenbahnen auch andere als die in § 1 
genannten Beförderungsdienste in Anspruch genommen, so können die Eisenbahnen, um den Beson- 
derheiten jeder Beförderungsart Rechnung zu tragen, mit den beteiligten Unternehmen tarifarische 
Bestimmungen vereinbaren, die solche Beförderungen einer von diesem Übereinkommen abw^^eichenden 
rechtlichen Regelung unterstellen. Sie können in diesem Falle einen anderen als den in diesem ÜJ)cr- 
einkoinmen vorgesehenen BefÖrderimgsauswTis vorschreiben. 


Artikel 3 

Beförderiingspflieht der Eisenbahn 

§ 1. — Die Eisenbahn ist verpflichtet, Reisende oder Reisegepäck nach den Bestimmungen dieses 
f Übereinkommens zu befördern, sofern: 

aj der Reisende den Vorschriften dieses Ülioreinkommcns und der internationalen Tarife nach- 
kommt; 

h) die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich ist; 

c) die Beförderung nicht durch Umstände verhindert wird, welche die Eiscnbalui niclit abzu- 
W’i'nden und denen sie auch niclit abzuhelfen vermag. 

§ 2. — Hat die zuständige Behörde angeordnet, daß der Betrieb vorübergellend oder daiiorncl 
ganz oder teilweise eingestellt wird, so sind diese Maßiialimen unverzüglich der Öffentlichkeit und den 
Eisenbahnen bekanntzugeben; diese haben sic den Eis(*nbalinon der andern Staaten zwecks Veröffent- 
lichung mitzuteilen. 

§ 3. — Jede Zuwiderhandlung der Eisenlialm gegen die BesLimmungen dieses Artikels begründet 
einen Anspruch auf Ersatz des dadurch entstandenen Schadens. 
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Titre II 

Du contrat de transport 


CHAPITRE PREMIER 

Transport des Voyageurs 


Artiele 4 

Droit au transport 

Des le commencement de son voyage, sauf exceptions prevues dans les tarifs internationaux, le 
Voyageur doit etre muni d’un titre de transport valable, qu’il est tenu de conserver pendant tout le 
CDurs du voyage, de presenter, s’il en est requis, ä tout agent Charge du contrdle et de rendre ä la fin 
du voyage. 


Artiele 5 
Billets 

§ 1. — Les billets delivres pour un transport international regi par la presente Convention doL 
vent porter le signe $ . 

§ 2. — Les mentions suivantes sont obligatoires sur les billets, sauf exceptions prevues dans 
les tarifs internationaux: 

a) Tindication des gares de depart et de destination; 

b) ritineraire; si Temploi de differents itineraires ou moyens de transport est permis, cette faculte 
doit etre mentionnee; 

cj la categorie de train et la classe de voiture; 

d) \e prix de transport; 

e) \e jour oü commence la validitc; 

f) la duree de validite. 

§ 3. — Les tarifs internationaux ou les accords entre chemins de fer determinent la langiie dans 
laquelle les billets doivent etre imprimes et remplis, ainsi que leur forme et leur contenii. 

§ 4. — Les carnets de Coupons delivres sur la base d’un tarif iuteniational constituent un titre 
de transport iinique au sens de la presente Convention. 

§ 5. — Un billet n’est cessible, ä moins d’exception prevue par les tarifs internationaux, que s’il 
n’est pas nominatif et si le voyage n’est pas commence. 

§ 6. — Le Voyageur est tenu de s’assurer, ä la reception du billet, que celui-ci est conforme ä ses 
indications. 


Artiele 6 

Reduction de prix pour les enfants 

§ L — .Jusqii’ä Tage de cinq ans revoliis, les enfants sont transportes gratuitement saus billet 
lorsqii’il ii’est pas rcclame pour eux luie place distincte. 

§ 2. — Les enfants äges de plus de cinq ans jiisqu’ä dix ans revolus et les enfants plus jeiines 
pour lesquels une place distincte est reclamce sont transportes a des prix rediiits qiii ne peuvent de- 
passer la moitic des prix per^iis pour les billets d’adultes, sauf en ce qiii conceriie les Supplements 
per^us pour l’utilisation de certaines voitures ou de certains trains et sans prejudice de l’arrondissement 
des sommes effectiie conformement aiix regles de radministration d’emission du billet. 

Cette reduction n’est pas obligatoirement applicable aiix prix des billets qui en comportent dejä 
une aiitre par rapport au prix normal du billet simple. 

§ 3. — Les tarifs internationaux peuvent toutefois prevoir des limites d’äge differentes de celles 
qui figiireiiL aux §§ 1 et 2, en tant que ees limites ne seront inferieiires ni ä Tage de quatre ans revolus, 
en ce qui concernc la gratuite de transport visce au § 1, ni ä dix ans revolus dans le cas d’application 
des prix rediiits vises au § 2. 
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Titel II 

Beförderungsvertrag 


KAPITEL I 

Beförderung der Reisenden 


Artikel 4 

Berechtigung zur Fahrt 

Der Reisende muß, vorbehaltlich der in den internationalen Tarifen vorgesehenen Ausnahmen, 
vom Beginn der Reise an mit einem gültigen Fahrausweis versehen sein, den er bis zur Beendigung der 
Reise aufzubewahren hat. Er hat ihn auf Verlangen jedem mit der Prüfung betrauten Bediensteten vor- 
zuzeigen und bei Beendigung der Reise abzugeben. 

Artikel 5 
Fahrausweise 

§ 1. — Die für eine internationale Beförderung nach diesem Übereinkommen ausgegebenen 
Fahrausweise müssen das Zeichen $ tragen. 

§ 2. — Die Fahrausweise müssen, soweit die internationalen Tarife keine Ausnahmen zulassen, 
folgende Angaben enthalten : 

a) den Abgangs- und den Bestimmungsbahnhof; 

b) den BeförderungsV'Cg; wenn die Benutzung verschiedener Wege oder Beförderungsmittel 
gestattet ist, muß dies angegeben sein; 

c) die Zuggattung und die Wagenklasse; 

d) den Fahrpreis; 

e) den ersten Geltungstag; 

f) die Geltungsdauer. 

§ 3. — Die internationalen Tarife oder die Vereinbarungen zwischen den Eisenbahnen bestimmen, 
in welcher Sprache die Fahrausweise zu drucken und auszufüllen sind, sowie deren Form und Inhalt. 

§ 4. — Fahrscheinhefte, die auf Grund eines internationalen Tarifes ausgegebeu werden, Iiilden 
einen einzigen Fahrausweis im Sinne dieses Übereinkommens. 

§ 5. — Ein Fahrausweis ist, soweit die internationalen Tarife keine Ausnahmen zulassen, nur 
übertragbar, wenn er nicht auf den Namen lautet und die Reise noch nicht angetreten ist. 

§ 6. — Der Reisende hat sich l)ei der Entgegennahme des Fahrausweises zu vergewissern, daß 
dieser seinen Angaben entspricht. 


Artikel 6 

Falirprcisermäßigiing für Kinder 

§ 1. — Kinder bis zum vollendeten fünften Leliensjahr, für die kein besonderer Platz bean- 
sprucht wird, sind ohne Fahrausweis unenlgelUich zu befördern. 

§ 2. — Kinder vom vollendeten fünften bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr und jüngere 
Kinder, für die ein besonderer Platz beansprucht wird, sind zu ermäßigten Preisen zu befördern. Diese 
dürfen mit Ausnahme der Zuschläge für die Benützung gewisser Wagen und Züge nicht mehr als die 
Hälfte der Preise der Fahrausweise für Erwachsene betragen, unbeschadet der Aufriindung nach den 
Bestimmungen der den Fahrausweis ausgehenden Verwaltung. 

Diese Ermäßigung braucht für Fahrausweise, die schon eine Ermäßigung gegenüber dem gc- 
wölmlichen Fahrpreis für einfache Fahrt enthalten, nicht geweährt zu werden. 

§ 3. — Die internationalen Tarife können jedoch andere als die in den §§ 1 und 2 angegebenen 
Altersgrenzen vorsehen; die Grenze für die in § 1 vorgesehene unentgeltliche Beförderung darf aber 
niclit niedriger sein als vier Jahre und die Grenze für die in § 2 vorgesehene Beförderung zu ermäßigten 
Preisen nicht niedriger als zehn Jahre, 
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Article 7 

Duree de validite des biilets. Arrets aux gares intermMiaires. Utilisation des plaees 

La duree de validite des biilets et les arröts en cours de route sont regles par les tarifs interna- 
tionaux, , 

L'occiipation, Tattribution et la location des plaees dans les trains sont reglees par les tarifs ou 
les prescriptions des chemins de fer. 


Artiele 8 

Changement de elasse ou de train 

Le Voyageur peut occuper une place d’une elasse superieure ou passer dans un train de categorie 
supörieure ä celle qui est indiquec sur le billet ou faire modifier Titineraire, dans les conditions fixees 
par les tarifs internationaux. 


Artiele 9 

Voyageur saus billet valable 

§ 1. — Le Voyageur qui ne peut pas presenter un billet valable est tenu de payer une surtaxe, 
outre le prix du voyage; cette surtaxe est calculee eonformement aux reglcments du chemin de fer sur 
lequel le paiement de la surtaxe est exige. 

§ 2. — Les biilets ayant subi une modifieatioii illicite seront considorcs comme non vala])les et 
retirös par le personnel de Service. 

§ 3. — Le voyageur qui refuse le paiement immediat du prix du voyage ou de la surtaxe peut 
^tre exclu du voyage. Le voyageur exclu ne peut exiger que ses bagages soient mis ä sa disposition ä 
une gare autre que la gare destinataire. 


Artiele 10 

Personnes exeiues du train ou admises sous conditions 

§ 1. — Ne sont pas admises dans le train ou peuvent en etre exeiues en eours de route: 

a ) les pcrsonncs en etat d’ivresse, celles qui se conduisent d’une maiiiere inconvenantc ou qui 
n’obscrvent pas les prescriptions des lois et reglements; ces personnes n’ont droit au remboursement 
ni du prix de leur billet, ni du prix qu’elles ont payc poiir le transport de leurs bagages; 

b) les personnes qui, en raison d’unc maladie ou pour d’autres causes, paraitraient devoir in- 
commoder leurs voisins, ä moins qu’un compartiment entier n’ait ete loue pour elles d’avance ou ne 
])uisse etre mis a leur disposition contre paiement; toutefois, les personnes tombees malades en cours 
de route doivent etre transportees au moins jusqu’a la premiere gare oü il est possiblc de leur donner 
les soins necessaires. Le prix du voyage leur sera restitue, dans les conditions fixees ä Tarticle 23, apres 
deduction de la part afferente au parcours effectue; le cas echeant, il en sera de memc en ce qui con- 
cerne le transport des bagages. 

§ 2, — Le transport des personnes atteintes de maladies contagieuses est regi par les Conventions 
et reglements internationaux ou, ä defaut, par les lois et reglcments en vigueiir dans chaque Etat. 


Artiele 1 1 

Introdiietion de eolis ä niain et d’animaux dans les voitiires 

§ 1. — Les Voyageurs sont autorises a prendre gratuitement avcc eux dans les voiturcs des objets 
faciles ä porter (colis ä main). Chaque voyageur ne disposc pour ses colis ä main que de Tespacc situe 
aii-dessus et au-dessous de la place qu’il occupe. 

Cette regle est applicable par analogie lorsque les voiturcs sont d’un type special, notamment 
lorsqu’ elles comportent une soute ä bagages. 
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Artikel 7 

Geltungsdauer der Fahrausweise. Fahrtunterbreelumg. Benutzung der Plätze 

Die Geltungsdauer der Fahrausweise und die Fahrtunterbrechungen werden durch die inlerna- 
tiunalen Tarife geregelt. 

Für die Belegung, Anweisung und Bestellung von Plätzen in den Zügen gelten die Tarife oder die 
Vorschriften der Eisenbahnen. 


Artikel 8 

Übergang in eine höhere Wagenklasse oder in einen Zug höherer Gattung 

Der ÜJ)ergang in eine höhere Wagenklasse oder in einen Zug höherer Gattung, als der Fahraus- 
weis angibt, sowie die Änderung des Beförderungsweges sind dem Reisenden unter den in den interna- 
tionalen Tarifen enthaltenen Bedingungen gestattet. 


Artikel 9 

Reisende ohne gültigen Falirausweis 

§ 1. — Reisende, die keinen gültigen Fahrausweis vorzeigen können, haben außer dem Fahr- 
preis einen Zuschlag zu bezahlen; dieser wird nach den Vorschriften der Eisenbahn berechnet, auf 
welcher der Zuschlag gefordert wird. 

§ 2. — Unbefugt geänderte Fahrausweise sind ungültig und werden von den Bediensteten ein- 
gezogen. 

§ 3. — Reisende, welche die sofortige Zahlung des Fahrpreises oder des Zuschlages verweigern, 
können von der Reise ausgeschlossen werden. Solche Reisende können nicht verlangen, daß ihnen ihr 
Reisegepäck auf einem anderen als dem Bestimmungsbahnhof zur Verfügung gestellt wird. 


Artikel 10 

Von der Fahrt ausgeschlossene oder nur bedingt zugelassene Personen 

§ 1. — Es werden in die Züge nicht zugclassen oder es können unterwegs von der Fahrt ausge- 
schlossen werden: 

a) betrunkene Personen und solche, die den Anstand verletzen oder die Gesetze und Vorschriften 
nicht beachten; solche Personen ha])en keinen Anspruch auf Erstattung des Fahrpreises und der 
Gepäckfracht; 

h) Personen, die wegen einer Krankheit oder aus anderen Gründen den Mitreisenden offen- 
sichtlich lästig fallen würden, wenn für sie nicht im voraus ein j)esonderes Abteil gemietet ist oder 
ihnen gegtm Bezahlung angewiesen werden kann. Unterwegs erkrankte Personen sind jedoch wenig- 
stens l)is ziim näclisten geeigneten Bahnhof zu befördern, wo sie die nötige Pflege finden können. Der 
bezahlte 1 "ahrpreis ist abzüglich des Betiages für die durchfahrene Strecke nach den Vorschriften des 
Artikels 23 zu erstatten; das gleiche gilt gegebenenfalls für die Gepäckfracht. 

§ 2. — Für die Beförderung von Personen, die an ansteckenden Krankheiten leiden, sind die 
interiiationaleii Abkommen und Vorschriften oder mangels solcher die in den einzelnen Staaten gel- 
tenden Gesetze und Vorschriften maßgebend. 


Artikel 11 

Mitnahme von Handgepäck und Tieren in die Personenwagen 

§ 1. — Der Reisende darf leicht tragbare Gegenstände (Handgepäck) unentgeltlich in Personen- 
wagen mitnehmen. Dem Reisenden steht für sein Handgepäck nur der Raum über und unter seinem 
Sitzplatz zur Verfügung, 

Diese Bestimmung gilt sinngemäß für Wagen besonderer Bauart, insbesondere solche mit Ge- 
päckabteil, 
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§ 2. ■ — Xe peuveiit etre iulroduils dans les voiturcs: 

a) les matieres et objets exclus du transport conune ])agages cn vertu de l’article 15, lettre c), 
sauf exceptions prevues dans les larifs; toutefois, les Voyageurs qui, dans Texercice d’un Service public 
ou moyennant une autorisation legale ou administrative, portent iine arme ä feil, sont autoriscs ä 
prendre avec eux des muuilions sans depasser la plus faible des limites fixees par les reglements en 
vigueur sur les territoires empruiites; il cst permis aux gardes accompagnant des prisonniers et voya- 
geant avcc ceux-ci dans dos voitures ou comi)artimenis spociaux de prendre avec eux des armes ä feu 
chargees; 

b) les ol)jets de nature a gener ou a incomniodor les voyagours ou ä causer un dommage; 

c) les obiets que les prescriptioiis de douane ou d’aulies autorites adirdnisliatives ne permellcnt 
pas d’introduire dans les voitures; 

d) les anirnaux vivants. Les chiens sont cependant admis, s’ils sont portes sur les genoux ou 
tenus de pres en laissc sur le plancher de la voiturc et muselos de manierc ä ne pouvoir mettre en danger 
leur entoiirage; sont, en outre, admis d’autres petits aniniaux, s’ils sont enfermes dans des cages, 
caisses, paniers ou autres emballages appropries, qui doivent tdre concus de manierc ä exclure toutc 
blcssure ou souillurc des voyageurs ainsi que tout dommage ou salissure de la voiture et des colis ä 
main qui s’y trouvent, et si ccs emballages peuvent etre portes sur les genoux ou places comine les colis 
ä main. Les chiens et les autres petits anirnaux ne sont cn outre admis que s’ils ne peuvent incommoder 
les voyageurs par leur odeur ou leur bruit, que les lois et reglements des differenls Etats ne s’y opposent 
pas et qu’aucun voyageur n’y fasse objection. Los tarifs et les horaires peuvent interdirc ou autoriser 
l’admission d’animaux dans certaines categories de voitures ou de trains. Les tarifs indiqiient si et 
poiir quels aniniaux le prix de transport doit etre paye. 

§ 3. — Los tarifs internationaiix peuvent prevoir ä quelles conditions les objets introduits dans 
les voitures cn contravention aux dispositions des §§ 1 et 2, lettre b), sont neanmoins transportes 
comme colis ä main ou comme bagages. 

§ 4. — Les employes du chemiii de fer ont le droit de s’assurer, en prcseiice du voyageur, de la 
nature des objets introduits dans les voitures, qiiand il existe des motifs serieiix de presumer une 
contravention aux dispositions du § 2, ä Texception de celles qui concernenl le § 2, lettre c). S’il n’est 
pas possible de determiner quelle est la personne qui a pris avcc eile les objets soumis ä verification, 
le chemin de fer cffectue cclle-ci en prescnce de cleiix temoins ctrangers au chemin de fcr. 

§ 5. — I-a surveillauce des objets et des aniniaux que le voyageur prend avec lui dans la voiture 
hii iiicombe, sauf quand il nc peut l’exercer du fait qu’il se trouve dans une voiture du type special 
vise au § 1. 

li est responsable de tout dommage cause par les objets ou les anirnaux qu’il prend avec lui dans 
la voiture, ä moins qii’il ne prouve que les dominages ont ete caiises par une faiite du chemin de fer. 


Artiele 12 
Trains. Horaires 

§1, — Sont affectes au transport les trains reguliers previis aux horaires et les trains mis en 
niarclie suivant les besoins. 

§ 2. — Los chemins de fer doivent i)orter de manierc appropriec Thoraire des trains ä la connais- 
sancc du public. 

§ 3. — Les horaires ou les tarifs doivent indiquerles restrictions dans rulilisation de ccrlains trains 
ou de certaines classcs. 
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§ 2. ■ — In Persoiieinvagen dürfen iiiclit mitgonoinnien werden: 

a) die iiacli Artikel 15 cj von der Beförderung als Reisegepäck ausgescldosseiieii Stoffe und 
Gegenstände, soweit die Tarife keine Ausnalinien ziilasseii. Reisende, die in Ausübung des öffentlichen 
Dienstes oder auf Grund gesetzlicher oder verwaltungsl)ehördliclier Genehmigung eine Schußwaffe 
führen, dürfen jedoch Munition mitnehmen, und zwar bis zur geringsten der in den Vorschriften der 
berührten Gebiete festgesetzten Höclistni engen, l^egleiter von Gefangenen, die mit diesen in besonderen 
^Yagen oder Wagenabteilen fahren, dürfen geladene Schußwaffen mitfüliren; 

b) Gegenstände, die den Reisenden lästig fallen oder Schaden verursachen können; 

c) Gegenstände, deren IMitnahine zoll- oder sonstige ^'erwaUungsbehördli(■he Vorschriften ent- 
gegcnsteheii ; 

d) lebende Tiere. Ziigelassen sind jedoch Hunde, wenn sie auf dem Schoße getragen oder am 
Wagenbodon kurz an der Leine gehalten werden und mit bißsiclieren ]VIaulkörben so versehen sind, 
daß sie ihre Umgebung nicht gefährden; zugelassen sind ferner andere Kleintiere, wenn sic in Kä- 
figen, Kisten, Körben oder andern geeigneten Behältnissen iintergebracht sind, die so beschaffen sein 
müssen, daß eine Veiletziing oder Beschmutzung von Personen sowie eine Beschädigung oder Verunrei- 
nigung des Wagens und des niitgel)r achten Handgepäcks ausgeschlossen sind, und wenn diese Behält- 
nisse auf dem Schoße getragen oder wie Handgepäck untergebracht werden können. Die Hunde und 
die anderen Kleintiere sind ferner nur zugelasscn, wenn sie weder durch Geruch noch durch Lärm 
den Reisenden lästig fallen können, die Gesetze und Vorschriften der einzelnen Staaten nicht entgegen- 
stchen und kein Mitreisender widerspricht. Die Tarife und Fahrpläne können die Mitnahme von l'ieren 
für bestimmte Gattungen von Personenwagen und Zügen verbieten oder zulassen. Die Tarife be- 
stimmen, ob und für welche Tiere ein Beförderungspreis zu zahlen ist. 

§ 3. — Die internationalen Tarife köiinoii vorschreibeii, unter welchen Bedingungen Gegenstände, 
die entgegen den Bestiminungen des § 1 und des § 2 in Personenwagen mitgenommen worden sind, 
gleichwohl als Haiidgepcäck oder Reisegepäck weilerbcförderl werden können. 

§ 4. - Die lusenbahnhedieiisteten sind berechtigt, sich von der Beschaffenheit der in Personen- 

wagen mitgenommenen Gegenstände in Gegenwart des Reisenden zu überzeugen, wenn triftige Gründe 
eine Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen des § 2 vermuten lassen. Diese Bestimmung gilt 
nicht für die in § 2 cj aufgeführten Gegenstände. Kann die Person, welche die der Nachprüfung unter- 
liegenden Gegenstände mitführt, nicht festgeslellt werden, so führt die Eisenbahn die Nachprüfung in 
Gegenwart zweier bahnfremder Zeugen durch, 

§ 5. — Die in Personenwagen mitgenommenen Gegenstände und Tiere sind vom Reisenden zu 
beaufsichtigen, es sei denn, daß er sich in einem der in § 1 erwähnten Wagen besonderer Bauart befindet 
und deshalb diese Aufsicht nicht aiisübcn kann. 

Der Reisende haftet für Schäden, die diircli Handgepäck oder Tiere verursacht werden, welche 
er in Personenwagen mitninimt, sofern er nicht beweist, daß die Schäden auf ein Verschulden der 
Eisenbahn zurückzufüliren sind. 


Artikel 12 
Züge. Fahrpläne 

§ 1. — Zur Beförderung dienen die in den Fahrplänen enthaltenen regelmäßigen und die nach 
Bedarf verkehrenden Züge. 

§ 2. — Die Eisenbahnen haben dem Publikum die Fahrpläne der Züge in geeigneter Weise zur 
Kenntnis zu bringen. 

§ 3. — Die Einschränkungen in der Benutzung bestimmter Züge oder Wagenklassen müssen aus 
den Fahrplänen oder den Tarifen zu ersehen sein. 
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Artielo 13 

CorrosjMmdances niaiiqiioe^. Supprossioiis de trains 

Lorsqiic, par siiilc du relard d’un Irain. la corros])ondance avcc un aiilrc train csi inanquoc, 
ou lorsqii’un train est suppiiinc sur tont ou partie do son iiarcoiirs, cl que k* voyageur vciit continuor 
son voyagc, le cliemiii de for est teiui de raclieininer, avcc ses bagages, dans la mesure du possible et 
saus aucimc surtaxe, par uii traiirse dirigeaut vers la ineme destiiialioii i)ar la menie ligne ou par iine 
aiitre route appartcnaiit aiix adniiiiistrations qui participent ä ritineraire du traiisport primitif, de 
fagon ä liii perniettrc d’arriver ä sa destinatioii avec nioins de retard. Le chef de gare doit, s’il y a lieu, 
certifier sur le l)illet que la correspondance a cte luanquee ou le train suppriine, prolonger dans la 
mesure necessaire sa durce de validites et le reiidre valabic pour la nouvelle route, pour iine classe 
superieure ou ])Our im train ä taxes plus elevees. Le clieinin de fer est, toutefois, ou droit de refuser 
rutilisalion de certains trains par voie de tarif ou d’horaire. 


CHAPITRE II 


Transport des bacjayes 


Artielc li 

Objets admis au transport 

§ 1. ^ — Sont admis au transport comme bagages les objets conleiius dans des inalles, paniers, 
valLses, sacs de voyage, boites ä chapeaux et autres emballages de ce genre, ainsi que les cMiiballages 
eux-memes. 

§ 2. — Les tarifs interna lionaux peuvent auloriser sous cerlaincs conditions le transport comme 
bagages d’autres objets et d’animaux. 

§ 3. — Le cheniin de fer est cn droit de ne pas adniellre ou de limiter le Iransport des bagages 
dans certains trains ou certaines categories de trains. 


Artiele 15 

Objets exeliis du transport 

Sont exclus du transport comme bagages: 

aj les objets dont le transport est reserve a radministration des postes, ne fht-ce que sur Tun 
des territoires ä parcourir par les bagages; 

b) les ol)jcts dont Ic transport est iiiterdit, iic füt-ce que sur riin des territoires a jiarcourir par 
les liagages; 

c) les inatieres et olijcts dangercux, notammeut les armes chargees, les inatieres ct objets ex- 
jilosibles et inflammablcs, les matieres comburantes, toxiquos, radioactives, corrosives ainsi qiic les 
matieres repugnantes ou susceptiblcs de produirc une infection, 

Les tarifs internationaux peuvent admetlre au transport comme l)agagcs, dans des conditions 
dcdcrminecs, ccrlaincs matieres ct certains objets qui en sont cxclus sous lettre c). 


Artiele IG 

llespoiisabilife du voyageur eii ee qui eoneerne ses bagages. Surtaxes 

§ 1. — Le (kVtenteur du liidletin de bagages est responsable de Tobservation des prescriptions 
des articles 14 et 15; il Supporte toutes les consequences d’uiie infractioii ä ces prescriptions. 
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Artikel 13 

Versäumung des Anschlusses. Ausfall von Zügen 

Wird infolgß einer Ziigverspätung der Anschluß an einen anderen Zug versäumt oder fällt ein 
Zug ganz oder auf Teilstrecken aus und will der Reisende seine Reise fortsetzen, so hat die Eisenbahn, 
soweit möglich, den Reisenden mit seinem Gepäck ohne Preiszuschlag mit einem Zuge zu befördern, 
der auf der gleichen oder auf einer anderen Strecke der am ursprünglichen Beförderungsweg beteiligten 
Eisenbahnen nach demselben Bestimmungsbahnhof fährt und der es dem Reisenden ermöglicht, mit 
geringerer Verspätung sein Reiseziel zu erreichen. Der Aufsichtsbeamte des Bahnhofs hat gegebenen- 
falls auf dem Fahrausweis die Versäumung des Anschlusses oder den Zugausfall zu bescheinigen, die 
Geltungsdauer des Falnrausweises, soweit erforderlich, zu verlängern und ihn mit Gültigkeitsvermerk 
für den neuen Weg, für eine höhere Wagenklasse oder für einen Zug mit höheren Fahrpreisen zu ver- 
sehen. Die Eisenbahn ist jedoch berechtigt, durch die Tarife oder die Fahrpläne bestimmte Züge von 
der Benützung auszuschließen. 


KAPITEL II 


Ucfördcriiiii) von RoisccjopHok 


Artikel li 


Zur Beförderung zugelasseiie Gegenstände 

§ 1. — Zur Beförderung als Reisegepäck sind Gegenstände ziigelassen, die in Koffern, Körben, 
Tasclien, Reisesäcken, Hutschachteln oder andern Verpackungen dieser Art enlhalten sind, sowie auch 
diese Verpackungen. 

§ 2. — Die internationalen 'l’arife können unter bestimmten Bedingungen die Beförderung von 
anderen Gegenslanden und von Tieren als Reiscgej)äck zulassen. 

§ 3. — Die Eisenbahn ist berecbligt, die Beförderung von Reisegepäck in bestimmten Zügen 
oder Znggattungen ansziiscbließen oder zu beschränken. 


Artikel 15 

Von der Beförderung ausgeselilossenc Gegenstände 

Von der Beförderung als Reisegepäck sind ausgeschlossen: 

(i) (regensläiide, für die aucii nur in einem der an der Beförderung des Beisege])äcks beteiligten 
Staaten die Post das alleinige Recht zur Beförderung hat ; 

h) Gegenstände, deren Beförderung auch nur in einem der an der Beförderung des Rcisege])äcks 
beteiligten Staaten verboten ist; 

c) gefälniiclie Stoffe und Gegenstände, insbesondere geladene Schußwaffen, explosive und ent- 
zündbare Stoffe und Gegenstände, entzündend wirkende, giftige, radioaktive und ätzende Stoffe sowie 
ekelerregende oder ansteckimgsgefälirlichc Stoffe. 

Die internationalen Tarife können gewisse unter Buchstabe c) ausgescldosseiie Stoffe und Gegen- 
stände unter bestimmten Bedingungen zur Beförderung zulasson. 


Artikel Iß 

VeraiifivürlJielikeit des Ueiseiiden für scdii Reisegepäck. Zuschläge 

§ 1. - -Der Inhal)er des Gepäckscheins ist für die Beachtung der Vorschriften der Artikel 14 
und If) vorantwoi llich und trägt alle Folgen einer Zuwiderliandliiiig gegen diese Vorschriften. 
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§ 2. — Si les lois ou reglements de l’Etat sur le territoire duquel le fait se produit ne Tinter- 
disent pas, le chemin de fer a le droit, en cas de presomption grave de contravention, de verifier si le 
contenu des bagages repond aux prescriptions. Le detenteur du bulletin est appele ä assister ä la verL 
fication; s’il ne se presente pas ou s’il ne peut etre atteint et ä defaut d’autres lois ou reglements en 
vigueur dans TEtat oü la verification a lieu, celle-ci doit se faire en presence de deux temoins etrangers 
au chemin de fer. Si une infraction est constatee, les frais occasionnes par la verification doivent etre 
payes par le detenteur du bulletin de bagages. 

§ 3. — En cas d'infraction aux dispositions des articles 14 et 15, le detenteur du bulletin de ba- 
gages doit payer une surtaxe ä fixer par les tarifs internationaux, sans prejudice du Supplement de 
prix de transport et, s’il y a lieu, des indemnites pour le dommage. 


Article 17 

Conditionnemenf, emballage et marquage des bagages 

§ L — Les bagages dont l’etat ou le conditionnement est defcctueux ou rcmballage iusuffisaiit 
ou qui presentent des signes manifestes d’ avaries peuvent etre refuses par le chemin de fer. wSi nean- 
moins celui-ci les accepte, il aura le droit d’apporter une mention appropriee sur le bulletin de bagages. 
L’acceptation par le voyageur du bulletin de bagages portant une teile mention est coiisideree comme 
preuve que le voyageur a reconnu l’exactitude de cette mention. 

§ 2. — Le voyageur est tenu d’indiquer sur chaque colis, en un endroit bien visible, son nom, 
son adresse, la gare de destination et le pays de destination, dans des conditions de fixite süffisantes, 
d’une maniere claire, indelebile et ne permettant aucune confusion. Le chemin de fer a le droit de 
refuser les colis ne portant pas les indications prescrites. Los indications pcrimees doivent etre enlcvces 
ou rcndues illisibles par le voyageur. 


Article 18 

Enregistrement et transport des bagages 

§ 1. — L’enregistrement des bagages n’a lieu que sur la presentatioii de billets valables au moins 
jusqu’a la destination des bagages et par Titineraire incüque sur les billets. 

Si le billet est valable pour plusieurs itineraires, ou si le lieu de destination est desservi par plii- 
sieurs gares, le voyageur doit designer exactement Titineraire ä suivre ou la gare pour laquelle Tenre- 
gistreinent doit avoir lieu. Le chemin de fer ne repond pas des consequences de riiiobservation de cette 
prescription par le voyageur. 

Si les tarifs le prevoient, le voyageur peut, pendant la duree de validite de son billet, faire enre- 
gistrer des bagages ou bien directernent pour le parcours total de la gare de depart jusqu’ä la gare 
d’arrivee, ou bien pour des fraCtions quelconques du parcours total. 

Les tarifs determineiit si et dans quelles conditions des bagages peuvent etre admis au transport 
par un itineraire autre que celui qui est indique sur le billet presente ou sans presentatuni de billets. 
Lorsque les tarifs prevoient que des bagages peuvent etre admis au transport sans preseutation de 
billets, les dispositions de la presente Convention fixant les droits et obligations du voyageur que scs 
bagages accompagnent s’appliquent ä Texpediteur de bagages enregistrcs saus preseutation de billets. 

§ 2. — Le prix du transport des bagages doit etre paye lors de renregisLiement. 

§ 3. — Pour le surplus, les formalites d’enregistremcnt des })agagcs soiit deterrninces par les lois 
et reglements en vigueur ä la gare de depart. 

§ 1. — Le voyageur peut indiquer, sous les conditions en vigueur a la gare de depart, le train 
par lequel ses bagages doivent etre expedies. S’il n’use pas de cette faciilte, raclieminement a lieu par 
le premier train approprich 

Si les bagages doivent changer de train dans une gare de correspondance, le transport doit avoir 
lieu par le premier train qui doit assurer, dans les conditions fixees par les reglements nationaux, le 
Service normal des bagages. 

L’aclieminement des bagages ne peut avoir lieu dans les conditions indiquees ci-dessus que si 
les formalites exigees au depart ou cn cours de route par les douaucs ou par d’autres autorites adminis- 
tratives ne s’y opposent pas. 
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§ 2. — Wenn es die Gesetze und Vorschriften des Staates, auf dessen Gebiet der Fall eintritt, 
nicht verbieten, hat die Eisenbahn bei begründeter Vermutung einer Zuwiderhandlung das Recht 
nachzuprüfen, ob der Inhalt der Gepäckstücke den Vorschriften entspricht. Der Inhaber des Gepäck- 
scheins ist aufzufordern, der Nachprüfung beizuwohnen. Stellt er sich nicht ein oder ist er nicht zu 
erreichen, so sind für die Nachprüfung zwei bahnfremde Zeugen beizuziehen, sofern die Gesetze oder 
Vorschriften des Staates, in dem die Nachprüfung stattfindet, nichts anderes bestimmen. Wird eine 
Zuwiderhandlung festgestellt, so hat der Inhaber des Gepäckscheins die Kosten der Nachprüfung 
zu bezahlen. 

§ — Bei einer Zuwiderhandlung gegen die Bestimmungen der Artikel 14 und 15 hat der 

Inhaber des Gepäckscheins einen durch die internationalen Tarife festzusetzenden Zuschlag zu ent- 
richten, unbeschadet seiner Pflicht, den Unterschied der Gepäckfracht nachzuzahlcn und einen etwaigen 
Schaden zu vergüten. 


Artikel 17 

Beschaffenheit, Verpackung und Keniizeielmung des Beisegepäeks 

§ 1. — Gepäckstücke, deren Zustand oder Beschaffenheit mangelhaft oder deren Verpackung 
ungenügend ist oder die offensichtlich Spuren von Beschädigungen aufweisen, können von der Eisen- 
bahn zurückgewiesen werden. Werden sie gleichwohl zur Beförderung angenommen, so ist die Eisen- 
bahn berechtigt, in den Gepäckschein einen entsprechenden Vermerk aufzunehmen. Nimmt der Rei- 
sende den Gepäckschein mit einem solchen Vermerk an, so gilt dieser als anerkannt. 

§ 2. — Der Reisende hat auf jedem Gepäckstück an gut sichtbarer Stelle seinen Namen, seine 
Adresse, das Bestimmungsland und den Bestimmungsbahnhof haltbar, deutlich, unauslöschbar und in 
einer Verwechslungen ausschließcnden Weise anzugeben. Die Eisenbahn ist berechtigt, die Annahme 
von Gepäckstücken ohne die vorgeschriebene Kennzeichnung zu verweigern. Der Reisende hat nicht 
mehr zutreffende Kennzeichnungen zu entfernen oder unleserlich zu machen. 


Artikel 18 

Abfertigung und Beförderung des Reisegepäcks 

§ 1. — Reisegepäck wird nur gegen Vorzeigen eines mindestens bis zum Bestimmungsbahnhof 
des Reisegepäcks gültigen Fahrausweises und nur über den auf dem Fahrausweis angegebenen Weg 
abgefertigt. 

Gilt der Fahrausweis über mehrere Bcfördcruiigsw^ege oder kommen verschiedene Bahnhöfe am 
gleichen Bestimmungsort in Frage, so hat der Reisende den Beförderungsweg oder den Bahnhof, 
nach dem das Reisegepäck abgefertigt werden soll, genau zu bezeichnen. Die Eisenbahn haftet nicht 
für die Folgen der Nichtbeachtung dieser Bestimmung durch den Reisenden. 

Soweit es die Tarife vorsehen, kann der Reisende während der Geltungsdauer seines Fahraus- 
weises Reisegepäck entweder direkt für die ganze Strecke vom Abgangsbahnhof bis zum Bestimmungs- 
bahnhof oder für beliebige Teilstrecken aufgeben. 

Die Tarife bestimmen, ob und unter welchen Bedingungen Reisegepäck über einen anderen als 
den im Fahiausweis angegebenen Beförderungsweg oder ohne Fahrausweis zur Beförderung zuge- 
lassen wird. Wenn die Tarife die Annahme von Reisegepäck ohne Fahrausw^eis vorsehen, gelten die 
Bestimmungen dieses Übereinkommens, welche die Rechte und Pflichten des Reisenden hinsichtlich 
seines Reisegepäcks regeln, auch für den Absender von Reisegepäck, das ohne Fahrausweis zur Be- 
förderung aiifgegeben wird. 

§ 2. — Die Gepäckfraclit muß bei der Aufgabe bezahlt werden. 

§ 3. — Im übrigen richtet sich das Verfahren für die Abfertigung des Reisegepäcks nach den für 
(len Aufgabebahnhof g(dtendeii Geselzen und Vorschriften. 

§ i. — Der Reisende kann nach den beim Aufgabebalmliof geltenden Bestimmungen den Zug 
angeben, mit dem das Reisegepäck befördert werden soll. Macht er von diesem Recht keinen Gebrauch, 
so wird das Reisegepäck mit (lern nächsten geeigneten Zug befördert. 

Muß das Reisegepäck unterw egs auf einen anderen Zug übergehen, so ist cs mit dem nächsten Zug 
zu befördern, der nach den Vorschriften für den Binnenverkehr der regelmäßigen Gepäckbeförderung 
dient. 

Das Reisegepäck kann in der vorbc^zeichneten Weise nur befördert werden, w^enn die Erfüllung 
der zoll- und sonstigen verw^altungsbehördlicheii Vorschriften auf dem Aufgabebahnhof oder unter- 
wegs dem nicht entgegensteht. 
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Artiele 19 
Bulletin de liagages 

§ 1, — Lors de renregistrement des bagages, il est delivre un hulletin au voyageur. 

§ 2. — Les biilletins de bagages delivres pour un transport international regi par la presente 
Convention doivent porter le signe $ et, sauf exceptions previies dans les tarifs inlernationaux, coni- 
porter les mentions suivantes : 

a) rindication des gares de depart et de destination; 

b) ritineraire; 

c) le jour de la remise et le train pour lequel cette rernise a cte effectuee; 

d) le nombre des billets, sauf si les bagages ont ete remis au transport sans presentatioii d’un 
billet; 

e) le nombre et le poids des colis; 

f) le montant du prix de transport et des autres frais. 

§ 3. — Les tarifs internationaux ou les accords entre chemins de fer determinent la forme et la 
langiie dans laquelle les bulletins de bagage doivent etre imprimes et remplis. 

§ 4. — Le voyageur est tenu de s’assurer, ä la reception du bulletin de bagages, que celui-ci a 
ete etabli conformement ä ses indications. 


Artiele 20 
Livraison 

§ 1. — La livraison des bagages a lieii contre remise du bulletin de bagages et, le cas echeant, 
contre paiement des frais qui grevent Tenvoi. Le chemin de fer n’est pas tenu de verifier si le detenleur 
du bulletin a qualitc pour prendre livraison. 

Sont assimiles ä la livraison des bagages au detenteur du bulletin, la remise de ceux-ci, effectuee 
conformement aux dispositions en vigueur, aux autorites de douane ou d’oetroi dans leurs locaux 
d’expedition ou dans leurs entrepöts, lorsque ceux-ci ne se trouvent pas sous la garde du chemin de 
fer, ainsi que le fait de confier des animaux vivant s ä un iiers. 

§ 2. — Le detenteur du bulletin de bagages est en droit de demander au Service de livraison 
de la gare destinataire la delivrance des bagages aussitöt que s’est ecoule, apres Tarrivee du train 
par lequel les bagages devaient etre transportes, le temps necessaire pour la mise ä disposition ainsi 
que, le cas echeant, pour racconiplissement des formalites requiscs par les douanes et autres autorites 
administratives. 

§ 3. — A defaut de remise du bulletin de bagages, le chemin de fer n’est tenu de livrer les bagages 
que si le reclamant justifie de son droit; si cette justification seml)le insiiffisante, le chemin de fer 
peilt exiger une caution. 

§ 4. — Les liagages sont livres ä la gare pour laquelle ils ont ete enregistres. Toutefois, ä la 
demandc du detenteur du bulletin faite en temps utile, si les circonstaiices le permettent et si les pres- 
criptions des douanes ou d’autres autorites administratives ne s’y opposent pas, les bagages peuvent 
etre restitues ä la gare de depart ou livres ä une gare intermediaire contre remise du bulletin de bagages 
et, en outre, si le tarif Texige, contre presentation du billet. 

§ 5. Le detenteur du bulletin auquel le bagage n’est pas livre dans les conditions indiquees 
au § 2 peut exiger la constatation, sur le bulletin de bagages, du jour et de Theure auxquels il a re- 
clame la livraison. 

§ 6. — S’il en est requis par le detenteur du bulletin de bagages et en sa presence, le chemin de 
fer est tenu de proceder ä la verification des bagages, en vue de constatei un dommage allegue. Le 
detenteur du bulletin de bagages a le droit de refuser la reception des bagages, si le chemin de fer ne 
donne pas suite ä sa demande. 

§ 7. — Pour le surplus, la livraison est soumise aux lois ct reglements en vigueur sur le chemin 
de fer Charge de la livraison. 
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Artikel 19 
Gepäeksehein 

§ 1. — Bei der Aufgabe des Reisegepäcks ist dem Reisenden ein Gepäcksclicin zu übergeben. 

§ 2. — Die für eine iniernalionale Beförderung nacli diesem Übereinkommen ausgegebenen Ge- 
päckscheine müssen das Zeichen $ tragen und soweit in den internationalen Tarifen'keino Ausnah- 
men vorgesehen sind - die folgenden Angaben enthalten: 

a) den xVufgabe- und den Bostiinniungs])abnhof; 

b) den Beförderungsweg; 

c) den Tag der Aufgabe und den Zug, zu dem das Reisegepäck aufgegeben wird; 

d) die Anzahl der Fahrausweise, soweit das Reisegepäck nicht ohne Fahrausweise aufgegebeii 
wird; 

e) die Anzahl und das Gewicht der Gepäckstücke; 

I) die Gepäckfracht und sonstige Kosten. 

§ 3. — Die internationalen Tarife oder die Vereinbarungen zwischen den Eisenbahnen bestimmen 
die Form und die Sprache, in welcher die Gepäckscheine zu drucken und auszufüllen sind. 

§ 1. — Der Reisende hat sich beim Empfang des Gepäckscheines zu vergewissern, ob dieser seinen 
Angaben entsprechend ausgefertigt ist. 


Art ikol 20 
Auslieferung 

§ 1. — Das Reisegepäck wird gegen Rückgabe des Gepäckscheins und gegen Entrichtung der 
gegebenenfalls auf der Sendung lastenden Kosten ausgelicfert. Die Eisenbahn ist nicht verpflichtet 
nachzuprüfen, ob der Gepäckscheininhaber berechtigt ist, das Gepäck in Empfang zu nehmen. 

Der Auslieferung des Reisegepäcks an den Inhaber des Gepäckscheines stehen gleich eine nach 
den maßgebenden Bestimmungen erfolgte Übergabe des Reisegepäcks an die Zoll- oder Steuerverwal- 
tung in deren Abfertigungsräiimen oder Niederlagen, wenn diese nicht unter der Obhut der Eisenbahn 
stellen, sowie die Übergabe von lebenden Tieren an oiiicii Dritten zur ^Vrwabrllng. 

§ 2. — Der Inhaber des Gepäckscheins ist berechtigt, auf dem Bestimmungsbaluihof die Aus- 
lieferung des Reisegepäcks an der Ausgal)estelle zu verlangen, sobald nach der Ankunft des Zuges, 
mit dem es zu befördern war, die zur Bereitstellung und gegebenenfalls zur Ahforligiing durclüdie 
Zoll- und sonstigen Verw^altuiigsbobörclon erforderliche Zeit al)gelaufcn ist. 

§ 3. — Wird der Gepäckschein nicht zuriickgegel)cn, so braucld die Eisenbahn das Reisegej)äck 
nur dt'iiijenigen auszuliefern, der seine Berocht igfing nacliweisl; bei unzureichendem Nachweis kann 
die Eisenbahn Sichcrlicitsleisliing verlangen. 

§4. — Das Reisegepäck ist auf dom Bahnhof auszuliefern, nach dem es abgefertigt war. Auf 
rechtzeitiges Verlangen des Gepäckscheiniu]ial)ers kann es jedoch, wenn die Umstände es gestalten 
und keine zoll- oder sonstigen verwaltiiiigsbehördliclien Vorschriften entgegeiistehen, gegen Rückgal)e 
des Gepäckscheins und, wenn es der Tarif vorschreil>t, gegen Vorzeigeii des Fahrausweises auf dem 
Aufgabebahnhof zurückgegeben oder auf einem Unlerwegsliahnhof ausgeliefert werden. 

§ 5. — Der Inhaber des Gepäckscheins, dem das Reisegepäck nicht nach den im vorstellenden 
§ 2 bezeichneteii Bestimmungen ausgelicfert wird, kann verlangen, daß ihm auf dem Gepäckscliein 
Tag und Stunde bescheinigt werden, zu deiiea er die Auslieferung verlangt hat. 

§ 6, — ^^Auf Antrag des Inliabors des Gepäckscheines ist die Eisenbahn verpflichtet, das Reise- 
go])äck in seiner Gegenwart nachzuprüfen, um den von ihm J)diaupteten Scliadon festziistellen. Gibt 
(lie Eisenbahn seinem Antrag nicht statt, so ist der Inba])er des Gepäckscheins berechtigt, die An- 
nalimc des Reisegepäcks zu verweigern, 

§ 7. — Im übrigen erfolgt die Auslieferung nach den bei der aiisliefernden Eisenbahn gelten- 
den Gesetzen und Vorschriften. 
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CHAPITRE III 


Dispositions eonimiines au transport des voya{|eiirs et des bayages 


Article 21 

Tarifs. Aoeords particiilicrs 

§ 1. — Los tarifs iiiteriiatioiiaux que les (heniins de for olaldisseiit doivent eonienir toiitos los 
coiiditions spociales faisant regle poiir le transj)ürt et toiites les indiealions necessaires au calciil des 
prix de transport et des frais accessoires et speeifier, le cas eclieaiit, les eondilions dans lesqucllcs il 
Sera tenu comptc du changc. 

§ 2. — La publication des tarifs internationaux n’est obligatoiro qiic dans les Etats dont les 
cliemins de fer participcnt ä ccs tarifs eommc rescaiix de depart.ou d’arrivee. Ces tarifs et leurs niodifL 
cations entrent cn vigneur ä la date indiqiiee lors de Icur publication. Los majorations de prix et aiilres 
dispositions qiii auraicnt poiir effet de rendre plus rigoureiises les eonditions de transport prevues ])ar 
ces tarifs n’entrent en vigueur que six jours au plus tot apres leur publication. 

I.es modifications apportees aiix prix et frais aceessoires prevus dans les tarifs internationaux 
poiir tenir eoinpte des fluctiiations de ehange aiusi que les rectifieatioiis d’erreurs manifestes entrent 
en vigueur le lendemain de leur publication. 

§ 3. — Dans eliaque gare oiiverte au irafic international, le Voyageur peut prendre connais- 
sanee des tarifs internationaux ou de leurs extraits indiqiiant les prix des billets internationaux qiii y 
sonl en ventc et les laxes correspondantes poiir les bagages. 

§ 1. — Les tarifs inlenialionaux doivent elre appliques ä Lous aux meines eondilions. 

Les cheiiiins de fer peuvent coiiclure. des accords particuliers eomportant des reduclions de 
piix ou d’autres avanlages, sous reserve de rassentimeiit de leurs Gouvernements, en tant que des 
eondilions eomparables sont eonsenties aux voyageurs qui se trouvent dans des situations comparables. 

Des reduetions de prix ou d'autres avantages peuvent etre aecordes soit pour le serviee du chemin 
de fer, soit pour le Service des administrations publiques, soit aux Oeuvres de bienfaisance, d’education 
et crinslruction. 

La publication des niesures prises en veitii des deuxieme et troisieine alineas n’est pas obliga- 

loire. 


Arliele 22 


Füniialifes exiyeos par les douanes oii par d'aiitres aiitorhes adDiiiiistrativos 

Le voyageur esL tenu de se confornier aux prescriplions edictees par les douanes ou par (raulres 
aiitorites administratives, tant en ce qui eoneerne sa personne qu’en ce qui coneerne la visito de ses ba- 
gages et de ses colis ä main. II doit assister ä cette visite, sauf exeeptions admises par les lois et regiemen ts. 
Le chemin de fer n’assumc aucune responsabilite, ä Tegard du voyageur, pour le cas oii celui-ci ne 
tieiidrait pas comple de ces obligations. 


Artiele 23 

Restiiiitions cl paioments siipplenientaires 

§ 1. — Les prix de transport sont rembourses cn lolalitd ou en parlie, lorsque 

a) Iq billet n’a pas etc utilise ou Ta ete partiellcment, 

b) par suite du manque de place, le billet a ete utilise dans une classe ou iinc calegorie de train 
inferieure ä eelle pour laqiielle il a ete dclivre, 

c) les bagages ont ete relires, soit ä la gare expeditrice, soit ä une gare iiilcrmediaire. 

Les tarifs internationaux fixent les pieces et altestalions ä produire ä l’appui de la demande de 
remboiirsemenl, les montants a rembourser, ainsi que les sommes exclues de la restitution. 

§ 2. — Toutefois, ccs tarifs peuvent cxclure, dans des cas deterniincs, le remboiirsemenl du prix 
de transport ou le subordonner ä certaines eondilions. 
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KAPITEL III 


Gemeinsame Bestimmungen für die Beförderung von Personen und Reisegepäck 

Artikel 21 

Tarife. Sonderabmachungen 

§ 1 . « — Die internationalen Tarife, welche die Eisenbahnen aufstelien, müssen alle für die Be- 
förderung maßgebenden besonderen Bedingungen und alle zur Berechnung der Beförderungspreise 
und Nebengebühren notwendigen Angaben sowie gegebenenfalls Bestimmungen über die Umrech- 
nungskurse enthalten. 

§ 2. — Die internationalen Tarife brauchen nur in den Staaten veröffentlicht zu werden, deren 
Eisenbahnen an diesen Tarifen als Abgangs- oder Bestimmungsbahn beteiligt sind. Diese Tarife und 
ihre Änderungen treten an dem in der Veröffentlichung angegebenen Tage in Kraft. Preiserhöhungen 
und andere Erschwerungen der Beförderungsbedingungen treten jedoch frühestens sechs Tage nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

Durch Kursschwankungen bedingte Änderungen der in den internationalen Tarifen enthaltenen 
Beförderungspreise und Nebengebühren sowie Berichtigungen offensichtlicher Fehler treten am Tage 
nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

§ 3. — Auf den dem internationalen Verkehr dienenden Bahnhöfen muß der Reisende die inter- 
nationalen Tarife oder Auszüge aus diesen Tarifen einsehen können, welche die Preise der dort erhält- 
lichen internationalen Fahrausweise und die entsprechenden Gepäckfrachten angeben. 

§ 4. — Die interiialioiialen Tarife müssen gegenüber jedermann unter den gleichen Bedingungen 
angewendet werden. 

Die Eisenbahnen können unter Vorl)ehalt der Zustimmung ihrer Regierungen Sonderabma- 
cliungen treffen, durch die Preisermäßigungen oder sonstige Vergünstigungen eingeräumt werden, 
soweit den in vergleichbarer Lage befindlichen Reisenden vergleichbare Bedingungen zugestanden 
werden. 

Für den Eisenbahndienst, für Zwecke der öffentlichen Verwaltungen, für wohltätige oder für 
Erziehungs- und Unterrichtszwecke können Preisermäßigungen oder sonstige Vergünstigungen ge- 
währt werden. 

Die auf Grund von Absatz 2 und 3 getroffenen Maßnahmen brauchen nicht veröffentlicht zu 
werden. 


Artikel 22 

Zoll- und sonstige verwaltungsbehördliche Vorschriften 

Der Reisende hat die zoll- und sonstigen verwaltungsbehördlichen Vorschriften für sich und 
sein Reise- tJnd Handgepäck zu befolgen. Er hat der Untersuchung seines Gepäcks beizuwohnen, 
vorbehaltlich der durch die geltenden Gesetze und Vorschriften zugelassenen Ausnahmen, Die Eisen- 
bahn ist dem Reisenden gegenüber von jeder Haftung befreit, wenn er diesen Verpflichtungen nicht 
nachkommt. 


Artikel 23 

Erstattungen und Nachzahlungen 

§ 1. — Der Beförderungspreis wird ganz oder teilweise erstattet, Svenn 

a) der Fahrausweis nicht oder nur teilweise benützt worden ist, 

b) der Fahrausweis wegen Platzmangels in einer niedrigeren als der darauf angegebenen Klasse 
oder Zuggattung benützt worden ist, 

c) Reisegepäck auf dem Aufgabe- oder einem UnterwTgsbahnhof zurückgenommen w^orden ist. 

Die internationalen Tarife bestimmen die zur Begründung des Erstattungsantrages vorzulegendcn 
Unterlagen und Bescheinigungen, die Erstattungsbeträge sowie die von der Erstattung ausgeschlossenen 
Beträge. 

§2. — Diese Tarife können jedoch in bestimmten Fällen die Erstattung ausschließen oder an 
Bedingungen knüpfen. 
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§ 3. — Toute demande de restitution fondee sur les dispositions du present article, ainsi que sur 
celles de Tarticle 10, lettre h)^ est irrecevable si eile n’a pas ete presentee au chemin de fer dans iin delai 
de six mois, compte, pour les billets, ä partir de Texpiration de leur validite, pour les bulletins de ba- 
gages, ä partir du joiir de leur emission. 

§ 4. — En cas d’application irreguliere du tarif ou tVerreiir dans la determination des frais de 
transport et des frais divers, le trop-percu doit etre rcmbourse par le chemin de fer, le moins-per^u 
Verse par le voyageur, lorsqu’il depasse deux francs par billet ou par bulletin de bagages. 

§ ö. — Pour le calciil du trop-per^u ou du moins-pergu, il convient cVappliqiier le coiirs du cliange 
officiel du jour oü le prix de transport a ete per^u; si le paiement en est effectiie dans une monnaie 
autre que la monnaie de perception, le cours applicable est celui du jour oü a lieu ce paiement. 

§ 6. — Dans tous les cas non previis dans le present article et ä defaut d’accords cntre los chcniins 
de fer, les lois et reglements en vigueur dans l’Etat de depart sont applicables. 


Article 24 
Contestations 

Les contestations entre Voyageurs oü entre ceux-ci et les agents sont provisoireinent tram hees, 
dans les gares, par le chef de Service et, en cours de route, par le chef de train. 


Titre III 

Responsabilite. Actions 


CHAPITRE PREMIER 


Itcspoiisabilite 


Article 25 

Aesponsabilite consecutive au transport des voyageurs, des colis a maiii et des aniinaiix 

§ 1. — La responsabilite du chemin de fer pour la mort, les blessures et toute autre atteiute a 
l’integrite corporelle d*un voyageur, ainsi que pour les dominages causes par le retard ou la Suppression 
d'un train ou par une correspondance manqiiee, roste soiiinise aux lois et reglements de l’Etat oü 
le fait s’est prodiiit. 

§ 2. — Le chemin de fer n’cst responsable, en ce qiü concenie les colis ä niaiii et les animaux 
doiit la surveillance incombe au voyageur eii vertu de Tarticle 11, § 5, que des dominages causes par 
sa faute. 

§ 3. — Los articlcs ci-apres du present Titre ne sont pas applicabU.s aux cas des §§ 1 et 2. 


Article 26 

Responsabilite eollcctive des elieiiiins de ier pour les bagages 

§ 1. — Le eliemiu de fer qui a accepte des bagages au transport en delivrant iiii biilietin de bagages 
international est responsaI)le de rexeciition du transport sur le parcours total jusqu’ä la livraison, 

§ 2. — Cliaque cliemin de fer subsequeiit, par le fait meine de la prise en Charge des bagages, 
])ai lieipe au contra! de transport et assiime les obligations qui eii resiiltent, sans prejudice des dis- 
])ositioiis de Tarticle 39, § 2, conceriiant le chemin de fer destinataire. 
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S -- Jeder Ansj)rueli aul' hLrsiatlung nach den Bestiiuimingeii dieses Artikels sowie nach den 
Beslimjnungeii des Artikels 10 b) ist verwirkt, wenn er hei der Eiscnl)alm nicht hinnen einer Frist von 
seclis Monaten geltend geniaclit worden ist; diese Frist beginnt hei Falirausweisen mit dem Ablauf ihrer 
('reltungsdauer, hei Gepäckscheinen mit dem Tag ilirer Ausfertigung. 

S 1. — Ist der Taiif unrichtig angewendet worden oder sind hei der Bereehnung der Beförderungs- 
])reise und sonstigen Kosten lAdder v,:rgek()nimen, so mul3 der zuviel oder zuwenig bciSahlte Betrag 
von der Kisenhalin erstattet oder vojn Reisenden nachhezahlt werden, wenn er je Fahrausweis oder 
Gepäckschein zwei I'ranken übersteigt. 

§ 5. — Für die 13ereclinung des zu erstattenden oder nachzuzahlenden Betrages ist der offizielle 
I/mrechniingskiirs des Tages anzuwenden, an dem der Beförderungspreis erhoben wurde. Wird in einer 
anderen Währung als derjenigen gezahlt, in welcher der I3eff)rderungs])reis erliohen wurde, so gilt der 
Finrechnungsknrs des Tages, an welchem die Zalihing geleistet wird. 

§ (). — In den durcli diesen Artikel niclit geregelten Fällen und mangels einer Vereinbarung 
zwischen den Eisenbahnen sind die im Ahgangsstaat geltenden Gesetze und Vorschriften anzuwenden. 


Artikel 2i 


]Wei II iinc|s versehiedenli eit en 

Meinungsverschiedenheiten unter Reisenden oder zwischen Reisenden und BedieiisUTen ent- 
scheidet vorläufig auf den Bahnhöfen der Aufsichtsheamte, während der Fahrt der Zugführer, 


Titel III 

Haftung. Ansprüche 


KAPITFI. I 


Ilaftiincj 


Artikel 25 

llaftuno aus der Beförderung von Reisenden, Handgepäck und Tieren 

§ 1. — Die Haftung der Pnsenbahn für Tötung und Verletzung von Reisenden sowie für Schä- 
den, die durch Verspätung oder Ausfall eines Zuges oder durch Anschlußvcrsäiimnis entstellen, richtet 
sich nacli den Gesetzen und Vorscliriften des Staates, in dem das schädigende Ereignis eingetreten ist. 

§2. — Für Handgepäck und Tiere, deren ÜI)erwachung dem Reisenden nach Artikel 11 § 5 
obliegt, haftet die Eisenbahn nur insoweit, als der Schaden auf ihr Verschulden zurückzuführen ist. 

§ 3. — Die nachstehenden Arlikol dieses Titels finden in den Fällen der §§ 1 und 2 keine *\n- 
Wendung. 


Artikel 26 

Haftiiiigsgemoinschaft der Eisenbahnen für Reisegepäck 

§ 1. — Die Eisenbahn, die Reisegepäck unter Aushändigung eines internationalen Gepäck- 
scheins zur Beförderung angenommen hat, haftet für die Ausführung der Beförderung auf der ganzen 
Strecke l)is zur Auslieferung. 

§ 2. — Jede folgende Eisenbahn tritt dadurch, daß sie das Reisegepäck übernimmt, in den Beför- 
dern ngs vertrag ein und übernimmt die sich daraus ergebenden Verpflichtungen; die die Bestimmiings- 
bahn betreffende Bestimmung des Artikels 39 § 2 bleibt unberührt. 


6 
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Artielc 27 

Etenduc de la rosponsabilite 

§ 1. — Le clieiniii de fer est responsable du retard ä la livraison, du doniniai^e resultanl de la 
perte totale ou partielle des bagages ainsi que des avarios qu’ils subisseiit ä partir de raeeeptatioii au 
transport jusqidä la livraison. 

§ 2. ■ — Le chemin de fer est decharge de cette respoiisabilile si le retard ä la livraison, la perte 
ou l’avarie a eu pour cause une faute du voyageur, un orclre de celui-ci ne resultant pas d’une faute 
du chemin de fer, un vice propre des bagages ou des circonstances que le chemin de fer ne pouvait 
pas eviter et aux consequences desquelles il ne pouvait pas obvier. 

§ 3. — Le chemin de fer est decharge de cette responsabilite, lorsque la perte ou l’avarie rcsulle 
des risques particuliers inherents ä la nature speciale du bagage, ä l’absence ou ä la defectuosite de 
Temballage ou du fait que des objets exclus du transport oiit ete neanmoins expedies conime bagages. 


Article 28 

Charge de la preuve 

§ 1. — La preuve que le retard ä la livraison, la perte ou l’avarie a cu pour cause un des faits 
prevus ä Tarticle 27, § 2, incombe au chemin de fer. 

§ 2. — Lorsque le chemin de fer etablit que, eu egard aux circonstances de fait, la perte ou Tava- 
rie a pu rcsulter d’un ou de plusieurs des risques particuliers prevus ä l’article 27, § 3, il y a presomp- 
tion qu’clle en resulte. L’ayant droit conserve toutefois le droit de faire la preuve que le dommagc 
n’a pas eu pour cause, totalemcnt ou partiellement. Tun de ccs risques. 


Artielc 29 

Presomptioii de perte des bagages« Cas ou ils sont retrouves 

§ 1.« — L’ayant droit peut, Sans avoir ä fournir d’autrcs preuves, considercr un colis conime 
perdu quand il n’a pas ete livre ou mis ä sa disposition dans Ics quatorze jours qui suivent la demande 
de livraison presentce conformement ä Tarticle 20, § 2. 

§ 2. — Si un colis repute perdu est retrouve dans raniiee qui siiit la demande de livraison, le 
clieniin de fer est tenu d’en donner avis ä l’ayant droit, lorsque son dömicile est connu ou peut etre 
dccouvert. 

Dans le delai de trente jours qui suit la reception de cet avis, l’ayant droit peut exiger que le 
bagage lui soit livre ä l’une des gares du parcours, contre paiement des frais afferents au transport 
depuis la gare de depart jusqu’ä celle oü a lieu la livraison et contre restitution de Tindemnite qu’il 
a regne, dediiction faite eventuellement des frais qui auraient ete compris dans cette indemnite, et 
SOUS reserve de tous droits ä rindemnite pour retard prevue ä Tarticlc 32. 

Si le colis retrouve n’a pas ete reclame dans le delai de trente jours prevu ou si le colis n’est re- 
trouve que plus dhin an apres la demande de livraison, le chemin de fer en dispose conformement aux 
lois et reglcmcnts de TEtat dont il releve. 


Artielc 30 

Montant de rindenmite en cas de perte des bagages 

Qiiaiul, en vertu des dispositions de la presente Convention, une indemnite pour perte totale 
ou partielle de bagages est mise ä la Charge du chemin de fer, il peut etre reclame: 

a) si le montant du dommage est prouve : 

une somme egale ä ce montant sans qu’elle puisse toutefois exceder 40 francs par kilogramnie de poids 
brut manquant; 

b) si le montant du dommage n’est pas prouvcL 

une somme calculee a forfait ä raison de 20 francs par kilogramme de poids brut manquant. 

Sont en outre reslitucs le prix de transport, les droits de douane et les autres sommes debour- 
sces a Toccasion du transport du bagage perdu, sans autres dommages-interets. 
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Artikel 27 

Umfang der Haftung 

§ 1. — Die Eiseii])ahn haftet für die verspätete Auslieferung und für den Scliadoii, der durch 
gcänzlichen oder teihveisen Verlust oder durch Beschädigung des Reisegepäcks in der Zeit von der Aii- 
nalr.ne zur Beförderung bis zur Auslieferung entstellt. 

§ 2. Die Eisenbahn ist von dieser Haftung befreit, wenn die verspätete Auslieferung, der Ver- 
bist oder die Beschädigung durch ein Verschulden des Reisenden, durch eine nicht von der Eisen^ 
bahn verschuldete Anweisung des Reisenden, durch besondere Mängel des Reisegepäcks. oder durch 
Umstände verursacht worden ist, welche die Eisenbahn nicht vermeiden und deren Folgen sie nicht 
abwenden konnte. 

§ 3. — Die Eisenbahn ist von dieser Haftung l)efreit, wenn der Verlust oder die Beschädigung 
aus der besonderen Gefahr entstanden ist, die mit der natürlichen Beschaffenheit des Reisegepäcks, 
mit dem Fehlen oder mit Mängeln der Verpackung oder damit verbunden ist, daß von der Beförde- 
rung ausgeschlossene Gegenstände trotzdem als Reisegepäck aufgegeben worden sind. 


Artikel 28 
Bcwcislast 

§ 1. — Der Beweis, daß die verspätete Auslieferung, der Verlust oder die Beschädigung des 
Reisegepäcks durch eine der in Artikel 27 § 2 erwähnten Tatsachen verursacht worden ist, obliegt 
der Eisenbahn. 

§ 2. — Legt die Eisenbahn dar, daß nach den Umständen des Falles ein Verlust oder eine Be- 
schädigung aus einer oder mehreren der in Artikel 27 § 3 erwähnten besonderen Gefahren entstehen 
konnte, so wird vermutet, daß der Schaden hieraus entstanden ist. Der Berechtigte hat jedoch das 
Recht nachzuweisen, daß der Scliadcn nicht oder nicht ausschließlich aus einer dieser Gefahren ent- 
slandon ist. 


Artikel 29 

Voriiiiitiing für den Verlust des Reisegepäcks. VViederaiifiinden des Reisegepäcks 

§ 1. — Der Berechtigte kann ein Gepäckstück ohne weiteren Nachweis als verloren betrachten, 
wenn es nicht binnen 11 Tagen, nachdem seine Auslieferung gemäß Artikel 20 § 2 verlangt wurde, 
aiisgeliefert oder zur Auslieferung bereitgestellt worden ist. 

§ 2. ■ — ^^i^(l ein für verloren geliallenes (iepäckstück Irinnen einem .Jahr nac'h s(*iner Ai)forderung 
wieder aufgefunden, so hat die Ei.senbahn den Berechtigten hiervon zu benachrichtigen, wenn sein 
Aufenthaltsort bekannt ist oder sich enniltcln läßt. 

Der Berechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang der Nacliricht verlangen, daß ilim das 
Gej)äekstück auf einem Bahnhof der Befördern ngsstrecke ausgeliefert wird; er hat dann die Kosten 
für die Beförderung des Gepcäckstückes vom Aufgabebalinliof bis zu dem Bahnhof zu l)ezahlen, auf 
dem das Gepäckstück aiisgeliefert wird, und die erhaltene Entschädigung, abzüglich der ihm etwa 
erstatteten, in dieser Entschädigung enthaltenen Kosten, zurückzuzahlen; seine Ansprüche auf Ent- 
schädigung wegen verspäteter Auslieferung nach Artikel 32 lileiben vorbcliallen. 

Wird das wieder aiifgefundenc Gepäckstück nicht hinnen der vorgesehenen Frist von 30 Tagen 
zuriiekverlangt oder wird es später als ein Jahr nach seiner Abfordernng wieder aiifgefunden, so kann 
die Eisenbahn nach den Gesetzen oder Vorseliriflcii ihres Staates dariiljer verfügen. 


Artikel 30 

Hülle der Entseliädigimg bei Verlust des Reisegepäcks 

Hat die Eiseiiliahn auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens iMitsehädigiing für 
gänzlichen oder teilweisen Verlust des Reisegepäcks zu leisten, so kann beansprucht werden: 

a) wenn der Betrag des Schadens nachgewiesen ist: 

der Ersatz dieses Schadens bis zur Höhe von 40 Franken je fehlendes Kilogramm Roligewicht; 

b) wenn der Betrag des Schadens nicht nachgewiesen ist: 

ein Pauschallietrag von 20 Franken je fohlendes Kilogramm Rohgewicht. 

Außerdem sind Gepäckfracht, Zölle und sonstige aus Anlaß der Beförderung des verlorenen 
Reisegepäcks bezahlte Beträge ohne weiteren Schadenersatz zu erstatten. 
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Artiele 31 


Montant de Findemnite cn cas d’avaric des bagages 

En cas d’avarie, Ic chemiii de fer doit payer Ic montant de la depreciation sul)ie par les bagages, 
Sans aulrcs dommages-interets. 

Toiitefois, Vindemnite ne peul depasser: 

nj si la totalite des bagages cst depreciee par l’avarie, Je montant qu’elle aurait atteint en cas de 
perle totale; 

b) si unc partie sciilement des bagages est depreciee par Tavarie, le montant qii’elle aurait atteint 
cn cas de perle de la partie depreciee. 


Artiele 32 

Montant de Findemnite poiir retard ä la livraison des bagages 

§ 1. — En cas de retard ä la livraison et si l’ayant droit ne proiive pas qii’un dommagc en est 
resulte, le chemin de fer est tenu de payer une indemnite fixee ä vingt Centimes par kilogramme de 
poids brut des bagages livres en retard et par periode indivisible de vingt-quatre heures ä compter 
de la demande de livraison, avec maximum de quatorze jours. 

§ 2. — Si la preiive est foiirnie qii’nn donnnage est resulte du retard, il est paye, pour ce doin- 
mnge, une indemnite qui ne peiit pas depasser le qiiadriiple de rindeinnite forfaitaire determinee 
au § l. 

§ 3. ■ — Les indemnites prt.^’lles aux §§ 1 et 2 ne peuveiil pas se cumuler avec celles qui seraient 
diies pour pertc totale des bagages. 

En cas de perte partielle, elles sont ])ayc\\s, s'il y a lieu, pour la partie non perduc. 

En cas d’avarie, elles se cumulent, s’il y a lieu, avec Findemnite prevue ä Farticle 31. 

Dans tous les cas, le cumul des indemnites prevues aux §§ 1 et 2 avec celles prevues aux ar- 
ticles 30 et 31 ne peut donner lieu au paiement (Fune indemnite totale superieure k celle qui serait 
due en cas de perte totale des bagages. 

§ I. — En cas de retard ä la livraison d’aiitoinobiles, de remorques et de motoc 5 Tlettes avec 
side-car transportees comme bagages, le chemin de fer n’est teiiii de payer une indemnite que si un 
dommage a etc prouvo; le prix de transport constitue Findemnite maximum. 


Artiele 33 

Montant de Fiiidomiiite en eas de dol oii de faiite loiirde impiitablc au eliemin de ler 

Dans Lous les cas oii le retard a la livraison, la perte totale oii partielle ou Favarie des bagages 
out pour cause uii dol ou une faiite lourde imputable au chemin de fer, celui-ci doit completement 
iiidemniser Fayant droit pour le prejudice proiivt\ En cas de fautc lourde, la responsabilile est, toiile- 
fois, limitee au double dos maxima prevus aux articlcs 30, 31 et 32. 


Artiele 34 


Inter^ts de Findemnite. llestitution des indemnites 

§ 1. — L’ayant droit peut demander des interets de l’indemniti.\ Ces interets, calcules ä raison 
de einq pour cent Fan, ne sont dus que si Findemnite depasse dix francs par bulleiin de bagages; ils 
courent du jour de la reclamation administrative prevue ä Farticle 37 ou, s’il n’y a pas eii de recla- 
malion, du jour de la demande en jiistice. 

Si Fayant droit ne remet pas au chemin de Cer, dans iin delai convenable qui liii est fixe, les 
i)ieces jiistifieatives necossaires pour la liquidalion definitive de la reclamation, les interets ne courent 
pas entre Fexpiration du ddai fixe et la remise effoctive des pieces. 

§ 2. — Tonte indemnite indiiment per^ue doit ctre restituee. 
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Artikel 31 

Höhe der Entschädigung bei Beschädigung des Reisegepäcks 

Bei Beschädigung hat die Eisenbahn den Betrag der Wertverminderung des Reisegepäcks ohne 
weiteren Schadenersatz zu zahlen. 

Die Entschädigung darf jedoch nicht übersteigen: 

a) wenn die ganze Sendung durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der im Falle 
ihres gänzlichen Verlustes zu zahlen wäre; 

h) w'enn nur ein Teil der Sendung durch die Beschädigung entwertet ist, den Betrag, der im 
Falle des Verlustes des entwerteten Teiles zu zahlen wäre. 


Artikel 32 

Höhe der Entschädigung für verspätete Auslieferung des Reisegepäcks 

§ 1. — Ist das Reisegepäck verspätet aiisgeliefert worden und weist der Berechtigte nicht nach, 
daß ein Schaden daraus entstanden ist, so hat die Eisenbahn für je angefangene 24 Stunden seit der 
Abforderung, höchstens aber für 11 Tage, eine Entschädigung zu zahlen, die 0,20 Franken je Kilo- 
gramm Rohgewicht des verspätet ausgelieferten Reisegepäcks beträgt. 

§ 2. — Wird nachgewiesen, daß durch die Verspätung ein Schaden entstanden ist, so ist für 
diesen Schaden eine Entschädigung zu zaJilen, die das Vierfache der in § 1 bestimmten Pauschal- 
entschädigung nicht ül)ersteigen darf. 

§ 3. — Die in den §§ 1 und 2 vorgeselienen Entschädigungen werden nicht neben der bei gänz- 
lichem Verlust des Reisegepäcks zu leistenden Entschädigung gewährt. 

Bei teilweisem Verlust sind sie gegebenenfalls für den nicht verlorenen Teil zu entrichten. 

Bei Beschädigung treten sie gegebenenfalls neben die in Artikel 31 vorgesehene Entschädigung. 

In keinem Falle darf die Gesamtentschädigung nach den Bestimmungen der §§ 1 und 2 zu- 
züglich derjenigen nacli den Bestimmungen der Artikel 30 und 31 liöher sein als die Entschädigung 
l)ei gänzlichem Verlust des Reisegepäcks. 

§ 4. — Bei verspäteter Auslieferung von Automobilen, Anhängern und Motorrädern mit Seiten- 
wagen, die als Reisegepäck befördert wurden, liat die Eisenbahn nur dann eine Entschädigung zu zah- 
len, wenn ein Schaden nachgewieseu wird, und nur bis zur Höhe der Fracht. 


Artikel 33 

Höhe der Entschädigung bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Eisenbahn 

Ist die verspätete Auslieferung, der gänzliche oder teilweise Verlust oder die Beschädigung des 
Reisegepäcks auf Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn zurückzuführen, so hat sie dem 
Berechtigten den nachgewiesenen vollen Schaden zu ersetzen. Im Falle grober Fahrlässigkeit ist die 
Haftung jedoch auf das Doppelte der in den Artikeln 30, 31 und 32 vorgesehenen Höchstbeträge be- 
schränkt. 


Artikel 34 

Verzinsung der Entschädigung. Rückzahlung der Entschädigung 

§ 1, — Der Berechtigte kann auf die Entschädigung Zinsen in Höhe von 5% jährlich verlangen, 
sofern die Entschädigung zehn Franken je Gepäckschein übersteigt. Die Zinsen laufen vom Tage der 
in Artikel 37 vorgesehenen Reklamation oder, wenn keine Reklamation vorausgegangen ist, vom Tage 
der Klageerhebung an. 

Legt der Berechtigte die zur abschließenden Behandlung der Reklamation erforderlichen Belege 
nicht innerhalb einer ihm gestellten angemessenen Frist der Eisenbahn vor, so ist der Lauf der Zinsen 
vom Ablauf dieser Frist bis zur Übergabe dieser Belege gehemmt, 

§ 2. — Eine zu Unrecht empfangene Entschädigung ist zurückzuzahlen. 
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Article 35 

Besponsabiliie du ehemin de fer pour ses agents 

Le ehemin de fer est responsable des agents attaches ä son Service et des autres personnes qu*il 
emploie pour Texecution d’un transport dont il est Charge. 

Toutefois, si, ä la demande des Voyageurs, les agents du ehemin de fer leur rendent des Services 
qui n’incombent pas au ehemin de fer, ils sont consideres comme agissant pour le compte des Voyageurs 
ä qui ils rendent ces Services. 


Article 36 

Exercice d’aetions extracontractuelles 

Dans tous les cas regis par la presente Convention, toute action en responsabilite, ä quelque titre 
que ce soit, ne peut etre exercce contre le ehemin de fer que dans les conditions et limites qui s’y trouvent 
prevues. 

II en est de meme pour toute action exercee contre les personnes dont le ehemin de fer repond 
en vertu de Tarticle 35. 


CHAPITRE II 

Reclamations administratives. Actions judiciaires. Proc^dure et prescription 


Article 37 

Reclamations administratives 

§ 1. — Les reclamations administratives relatives au contrat de transport doivent etre adressces 
par ecrit au ehemin de fer designe k Tarticle 39. 

§ 2. — Le droit de presenter la reclamation appartient aux personnes qui ont le droit d’ae- 
tionner le ehemin de fer en vertu de T article 38. 

§ 3. — Les billets, bulletins de bagages et autres pieces que l’ayant droit juge utile de joindre 
ä sa reclamation doivent etre presentes soit en originaux, soit en copies, celles-ci düment legalisees 
si le ehemin de fer le demande. 

Lors du regiement de la reclamation, le ehemin de fer pourra exiger la restitution des billets 
ou des bulletins de bagages. 


Article 38 

Personnes qui peiivent exercer Paction judieiaire contre le ehemin de fer 

L’aetion judieiaire contre le ehemin de fer qui nait du contrat de transport n*appartient qu’ä la 
personne qui produit le billet ou le bulletin de bagages, suivant le cas, ou qui, ä defaut, justifie de 
son droit. 


Article 39 

Chemins de fer contre lesquels Paction judieiaire peut etre exercee 

§ 1, — L’aetion judieiaire en restitution d’une somme payee en vertu du contrat de transport 
peut etre exercce soit contre le ehemin de fer qui a peryu cette somme, soit contre le ehemin de fer au 
profit duquel la somme a ete pergue. 

§ 2. — Les autres actions judiciaires qui naissent du contrat de transport peuvent etre exer- 
cees exclusivement contre le ehemin de fer de depart, le ehemin de fer destinataire ou celui sur lequel 
s’est produit le fait generateur de Paction. 

Le ehemin de fer destinataire peut cependant etre actionnc, meme s’il n’a pas regu les bagages. 
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Artikel 35 

Haftung der Eisenbahn für ihre Leute 

Die Eisenbahn haftet für ihre Bediensteten und für andere Personen, deren sie sich bei der Aus- 
führung der Beförderung bedient. 

Besorgen jedoch Eisenbahnbedienstete auf Verlangen eines Reisenden der Eisenbahn nicht oblie- 
gende Verrichtungen, so gelten sie als Beauftragte des Reisenden, für den sie tätig sind. 


Artikel 36 

Geltendmachung außervertraglicher Ansprüche 

In allen Fällen, auf die dieses Übereinkommen Anwendung findet, kann gegen die Eisenbahn ein 
Anspruch auf Schadenersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch beruht, nur unter den darin vorgese- 
henen Voraussetzungen und Beschränkungen geltend gemacht werden. 

Das gleiche gilt für Ansprüche gegen die Personen, für welche die Eisenbahn nach Artikel 35 
haftet. 


KAPITEL II 

Reklamationen. Klagen. A^erfahren und Verjährung 


Artikel 37 
Reklamationen 

§ 1. — Reklamationen aus dem Beforderungsvertrag sind schriftlich bei der in Artikel 39 be- 
zeichneten Eisenbahn einzureichen. 

§ 2. — Zur Einreichung einer Reklamation sind die nach Artikel 38 zur gerichtlichen Geltend- 
machung von Ansprüchen gegen die Eisenbahn berechtigten Personen befugt. 

§ 3. — Der Fahrausweis, der Gepäckschein und die sonstigen Belege, die der Berechtigte seiner 
Reklamation beifügen will, sind im Original oder in Abschrift vorzulegen, Abschriften auf Verlangen 
der Eisenbahn in gehörig beglaubigter Form. 

Bei der abschließenden Regelung der Reklamation kann die Eisenbahn die Rückgabe der Fahr- 
ausweise oder Gepäckscheine verlangen. 


Artikel 38 

Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen gegen die Eisenbahn berechtigte Personen 

Zur gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen aus dem Beförderungsvertrag gegen die 
Eisenbahn ist nur befugt, wer den Fahrausweis oder den Gepäckschein vorlegt oder seine Berech- 
tigung auf andere Weise nachweist. 


Artikel 39 

Eisenbahnen, grgen welche Ansprüche gerichtlich geltend gemacht werden können 

§ 1. — Ansprüche auf Erstattung von Beträgen, die auf Grund des Beförderungsv’’ertrages 
gezahlt worden sind, können entweder gegen die Eisenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, die 
den Betrag erhoben hat, oder gegen diejenige, zu deren Gunsten der Betrag erhoben worden ist. 

§ 2. — Sonstige Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag können nur gegen die Abgangsbahn, 
die Bestimmungsbahn oder diejenige Eisenbahn gerichtlich geltend gemacht werden, auf deren Strecke 
sich die den Anspruch begründende Tatsache ereignet hat. 

Die Bestimmungsbahn kann jedoch auch dann gerichtlich in Anspruch genommen werden, wenn 
sie das Reisegepäck nicht erhalten hat. 
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§ 3. — Si le demandeur a le choix entre plusieurs chemins de fer, son droit d’option s’eteiiit dös 
qiie Taction est intentee contre Tun d’eux. 

§ 4, — L’action judiciaire pcut ötre exercee contre un chemin de fer autre qiie ceux qui sout 
designes aux §§ 1 et 2, lorsqu’elle est presentee commc demande reconventionnelle oii comme exception 
dans l’instance relative ä une demande principale fondee sur le meme contrat de transport. 


Artielc 40 
Competenee 

Les actioiis jiuliciaires fondees sur la presente Convention ne peuvent etre intentees que devant 
le juge conipetent de l’Etat duquel releve le chemin de fer actionne, a moins qu’il n’en soit decide 
aiitreinent dans les accords entre Etats ou les actes de concession. 

Lorsqu’une entreprise exploite des reseaux autonomes dans divers Etats, chacun de ces reseaux 
est considere comme un chemin de fer distinct au point de vue de l’application du present article. 


Artielc 41 

Constatation de la perte partielle ou d’une avarie siibie par les bagages 

§ 1. ^ — Lorsqu’une perte partielle ou une avarie est decouverte ou presumee par le chemin de 
fer ou lorsque Tayant droit cn allegue l’existence, le chemin de fer est tenu de dresser, sans delai et si 
possible en presence de cet ayant droit, un proces-verbal constatant, siiivant la nature du dommage, 
l’etat des bagages, leur poids et, autant que possible, Timportance du dommage, sa cause et le nioment 
oü il s’est produit. 

Une copie de ce proces-verbal doit etre reniise gratuitement ä Tayant droit, 

§ 2. — Lorsque Tayanf droit n’accepte pas les constatations du proces-verbal, il peut demander 
la constatation judiciaire de Tetat et du poids des bagages ainsi que des caiises et du montant du dom- 
mage; la procediire est souinise aux lois et reglements de TEtat ou la constatation judiciaire a lieu. 

§ 3. — Dans le cas de perte de colis, l’ayant droit est tenu, pour faciliter les recherches du chemin 
de fer, de donner la description aussi exacte que possible des colis perdus. 


Artielc 42 

Extinetion de raetion contre le chemin de fer nee du eontrat de transport des bagages 

§ 1. — La receplion des bagages par Tayant droit eteint tonte aclion contre le chemin de fer nee 
du contrat de transport pour retard ä la livraison, perte partielle ou avarie. 

§ 2. — Tputefois, l’action n’est pas eteinte: 

a) si Tayant droit fournit la preuve que le dommage a pour cause un dol ou une faute lourdc 
imputable au chemin de fer; 

h) en cas de reclaniation pour retard, lorsqu’clle est faite ä Tun des chemins de fer designes par 
Tarticle 39, § 2, dans un delai ne depassant pas vingt et un jours non compris celui de la reception 
des bagages par Tayant droit; 

en cas de reclaniation pour perte partielle ou pour avarie : 

10 si la perte ou Tavarie a ete constatee avant la reception des bagages par Tayant droit confor- 
niement ä Tarticle 41; 

2® si la constatation, qui aurait dü etre faite conformenient ä Tarticle 41, n’a ete omise que 
par la faute du chemin de fer; 

d) en cas de rcclamation pour dommages non apparents dont Texistence est constatee apres 
la reception des bagages par Tayant droit, ä la double condition: 
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§ 3. — Hat der Kläger die Wahl unter mehreren Eisenbahnen, so erlischt sein Wahlrecht, sobald 
die Klage gegen eine dieser Eisenbahnen eingereicht ist. 

§ 4. — Im Wege der Widerklage oder der Einrede können Ansprüche auch gegen eine andere 
als die in den § § 1 und 2 genannten Eisenbahnen geltend gemacht werden, wenn sich die Klage auf 
denselben Beförderungsvertrag gründet. 


Artikel 40 
Zuständigkeit 

Ist in Staatsverträgen oder Konzessionen nichts anderes bestimmt, so können auf dieses Über- 
einkommen gegründete Ansprüche nur vor den Gerichten des Staates geltend gemacht werden, dem 
die in Anspruch genommene Eisenbahn angehört. 

Betreibt ein Unternehmen mehrere selbständige Eisenbahnnetze in verschiedenen Staaten, so 
wird jedes dieser Netze als besondere Eisenbahn im Sinne dieses Artikels angesehen. 


Artikel 41 

Feststellung eines teilweisen Verlustes oder einer Beschädigung des Beisegepäeks 

§ 1. — Wird ein teilweiser Verlust oder eine Beschädigung von der Eisenbahn entdeckt oder 
vermutet oder vom Berechtigten behauptet, so hat die Eisenbahn je nach der Art des Schadens den 
Zustand des Reisegepäcks, sein Gewicht und, soweit möglich, Ausmaß und Ursache des Schadens 
sowie den Zeitpunkt seines Entstehens unverzüglich in einer Niederschrift (Tatbestandsaufnahme) 
festzuhalten, und zwar wenn möglich in Gegenwart des Berechtigten. 

Dem Berechtigten ist eine Abschrift dieser Tatbestandsaufnahme unentgeltlich auszuhändigen. 

§ 2. — Erkennt der Berechtigte die Feststellungen der Tatbestandsaufnahme nicht an, so 
kann er verlangen, daß der Zustand und das Gewicht des Reisegepäcks, die Schadensursache sowie der 
Betrag des Schadens gerichtlich festgestellt werden; das Verfahren richtet sich nach den Gesetzen und 
Vorschriften des Staates, in dem die gerichtliche Feststellung erfolgt. 

§ 3. — Bei Verlust von Gepäckstücken ist der Berechtigte zur Erleichterung der Nachforschun- 
gen der Eisenbahn verpflichtet, eine möglichst genaue Beschreibung der verlorenen Gepäckstücke zu 
geben. 


Artikel 42 

Erlöschen der Ansprüche gegen die Eisenbahn aus dem Gepäckbeförderungsvertrag 

§ 1. — Mit der Annahme des Reisegepäcks durch den Berechtigten sind alle Ansprüche gegen die 
Eisenbahn aus dem Beförderungsvertrag wiegen verspäteter Auslieferung, teilweisen Verlustes oder Be- 
schädigung erloschen, 

§ 2. — Jedoch erlöschen nicht: 

a) Entschädigungsansprüche, wenn der Berechtigte nachweist, daß der Schaden durch Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn verursacht worden ist; 

h ) Entschädigungsansprüche wegen verspäteter Auslieferung, wenn sie bei einer der in Artikel 
39 § 2 genannten Eisenbahnen binnen 21 Tagen, den Tag der Annahme des Reisegepäcks durch den Be- 
rechtigten nicht mitgerechnet, geltend gemacht werden; 

c) Entschädigungsansprüche wegen teilweisen Verlustes oder wegen Beschädigung; 

1. wenn der Verlust oder die Beschädigung vor der Annahme des Reisegepäcks durch den Be- 
rechtigten nach Artikel 41 festgestellt worden ist; 

2. wenn die Feststellung, die nach Artikel 41 hätte erfolgen müssen, nur durch Verschulden der 
Eisenbahn unterblieben ist; 

d) Entschädigungsansprüche wegen äußerlich nicht erkennbarer Schäden, die erst nach der 
Annahme des Reisegepäcks durch den Berechtigten festgestellt worden sind, sofern die folgenden Be- 
dingungen erfüllt sind: 
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lo qu’immediatement apres la decouverte du dommage et au plus tard dans les trois jours qui 
suivent la reception des bagages, la demande de constatation conforme ä Tarticle 41 soit faxte par 
Tayant droit; lorsque ce delai doit prendre fin un dimanche ou un jour ferie legal, son expiration est 
reportee au premier jour ouvrable suivant; 

2^ que Tayant droit prouve que le dommage s'est produit entre l’acceptation au transport et 
la livraison. 


Article 43 

Preseription de Paetion 

§ 1. — L’action nee du contrat de transport est prescrite par un an. 

Toutefois, la preseription est de deux ans s’il s’agit: 

a J de Taction f ondee sur un dommage ayant pour cause un dol ; 
de ractioii fondee sur un cas de fraude. 

§ 2. — La preseription court: 

a) pour les actions en indemnite pour retard ä la livraison, perte partielle ou avarie: du jour oü 
la livraison a eu lieu; 

b) pour les actions eii indemnite pour perte totale: du quatorzieme jour qui suit l’expiration du 
delai prevu ä Tarticle 20, § 2; 

c) pour les actions en paiement ou en restitution du prix de transport, de frais accessoires ou 
de surtaxes, ou pour les actions en rectification en cas d’application irreguli^re du tarif ou d'erreur 
de calcul: du jour du paiement, ou, s’il n’y a pas eu paiement, du jour oü le paiement aurait du etre 
effectue; 

d) pour les actions en paiement d’un Supplement de droit reclame par la douane ou d’autres 
autorites administratives: du jour de la reclamation de la douane ou de ces autorites; 

e) pour les autres actions concernant le transport des voyageurs: du jour de l’expiration de la 
validite du billet. 

Le jour indique comme point de depart de la preseription n’est jamais compijs dans le delai. 

§ 3. — En cas de reclamation administrative adressee au chemin de fer conformement ä l’ar- 
ticle 37, la preseription est suspendue jusqu’au jour oü le chemin de fer rejette la reclamation par 
ecrit et restitue les pieces qui y etaient jointes. En cas d’acceptation partielle de la reclamation, la pres- 
cription ne reprend son cours que pour la partie de la reclamation qui reste litigieuse. La preuve de la 
reception de la reclamation ou de la reponse et celle de la restitution des pieces sont ä la Charge de la 
partie qui invoque ce fait. 

Les reclamations ulterieures ayant le m^me objet ne suspendent pas la preseription, 

§ 4. — L’action prescrite ne peut plus ttre exercee, meme sous forme d’une demande recon- 
ventionnelle ou d’une exception. ' 

§ 5. — Sous reserve des dispositions qui precedent, la Suspension et l’interruption de la pres- 
cription sont reglees par les lois et reglements de l’Etat oü l’action est intentee. 


CHAPITRE III 

Reglement des comptes* Recours des ehemins de fer entre eux 

Article 44 

Reglement des eomptes entre ehemins de fer 

Tout chemin de fer est tenu de payer aux ehemins de fer Interesses la part qui leur revient sur 
un prix de transport qu’il a encaisse ou qu’il aurait dü encaisser. 
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1. die Feststellung nach Artikel 41 muß sofort nach der Entdeckung des Schadens und spätestens 
drei Tage nach der Annahme des Reisegepäcks durch den Berechtigten verlangt werden; wenn diese 
Frist an einem Sonntag oder gesetzlichen Feiertag ablaufen würde, endet sie erst am darauffolgenden 
Werktag; 

2. der Berechtigte muß beweisen, daß der Schaden in der Zeit zwischen der Annahme zur Be- 
förderung und der Auslieferung entstanden ist. 


Artikel 43 

Verjährung der Ansprüche 

§ 1. — Ansprüche aus dem Beförderungsvertrag verjähren in einem Jahre. 

Die Verjährungsfrist beträgt jedoch zwei Jahre: 

a) bei Ansprüchen wegen eines durch Vorsatz verursachten Schadens; 

b) bei Ansprüchen im Falle eines Betruges. 

§ 2. — Die Verjährung beginnt; 

a) bei Entschädigungsansprüchen wegen verspäteter Auslieferung, teilweisen Verlustes oder 
Beschädigung mit dem Tage der Auslieferung; 

b) bei Entschädigungsansprüchen wegen gänzlichen Verlustes mit dem vierzehnten Tag nach 
Ablauf der in Artikel 20 § 2 vorgesehenen Frist; 

c ) bei Ansprüchen auf Zahlung oder Erstattung von Beförderungspreisen, Nebengebühren oder 
Zuschlägen oder auf Berichtigung bei unrichtiger Tarifanwendung oder bei Rechenfehlern mit dem 
Tage der Zahlung oder, wenn keine Zahlung erfolgte, mit dem Tage, an dem sie hätte erfolgen sollen; 

d) bei Ansprüchen auf eine von der Zoll- oder einer sonstigen Verwaltungsbehörde verlangte 
Nachzahlung mit dem Tage, an dem die betreffende Behörde das Verlangen gestellt hat; 

e) bei sonstigen die Beförderung des Reisenden betreffenden Ansprüchen mit dem Tage des 
Al)laufes der Geltungsdauer des Fahrausweises. 

Der als Beginn der Verjährung bezeichnete Tag ist in keinem Falle in der Frist inbegriffen. 

§ 3. — Wird eine Reklamation nach Artikel 37 eingercicht, so ist der Lauf der Verjährung bis zu 
dem Tage gehemmt, an dem die Eisenbahn die Reklamation durch schriftlichen Bescheid zurückweist 
und die der Reklamation beigefügten Belege zurückgibt. Wird der Reklamation teilweise stattgegeben, 
so beginnt die Verjährung nur für den noch streitigen Teil der Reklamation wieder zu laufen. Wer sich 
auf die Einreichung einer Reklamation, auf die Erteilung eines Bescheides oder auf die Rückgabe von 
Belegen beruft, hat dies zu beweisen. 

Weitere Reklamationen, die denselben Anspruch betreffen, hemmen die Verjährung nicht. 

§ 4, — Ansprüche, die verjährt sind, können auch nicht im Wege der Widerklage oder der Ein- 
rede geltend gemacht werden. 

§ 5. — Vorbehaltlich vorstehender Bestimmungen gelten für die Hemmung und die Unter- 
brechung der Verjährung die Gesetze und Vorschriften des Staates, in dem die Klage erhoben wird. 


KAPITEL III 

Abrechnung. Rückgriff der Eisenbahnen gegeneinander 

Artikel 44 

Abrechnung unter den Eisenbahnen 

Jede Eisenbahn ist verpflichtet, den beteiligten Eisenbahnen den ihnen zukommenden Anteil an 
dem Beförderungspreis zu bezahlen, den sie erhoben hat oder hätte erheben müssen. 
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Article 45 

Recours en cas d’indemnit^ pour perte ou pour avarie 

§ 1. — Le chemin de fer qui a paye une indemnite pour perte totale ou partielle ou pour avarie 
de bagages, en vertu des dispositions de la presente Convention, a le droit d’exercer un recours contre 
les chemins de fer qui ont participe au transport, conformement aux dispositions suivantes; 
le chemin de fer par le fait duquel le dommage a ete cause en est seul responsable; 

b) lorsque le dommage a ete cause par le fait de plusieurs chemins de fer, chacun d’eux repond 
du dommage qu’il a cause. Si la distinction est impossible dans l’espece, la Charge de rindemnite est 
repartie entre eux d’apres les principes enonces sous lettre c); 

c) s’il ne peut etre prouve que le dommage a ete cause par le fait d’un ou de plusieurs chemins 
de fer, la Charge de rindemnite due est repartie entre tous les chemins de fer ayant participe au transport, 
ä Texception de ceux qui prouveraient que le dommage n’a pas ete occasionne sur leurs lignes. La 
repartition est faite proportionnellement au nombre de kilometres de distance d’application des tarifs. 

§ 2. ■ — Dans le cas d’insolvabilite de Tun des chemins de fer, la part lui incombant et non payee 
par lui est repartie entre tous les autres chemins de fer qui ont participe au transport, proportionnelle- 
ment au nombre de kilometres de distance d’application des tarifs. 


Article 46 

Recours en cas d^indemnit§ pour retard ä la livraison 

Les regles enoncees dans Tarticle 45 sont appliquces en cas d’indemnite payee pour retard. Si 
le retard a eu pour cause des irregularites constatees sur plusieurs chemins de fer, la Charge de rindemnite 
est repartie entre ces chemins de fer proportionnellement ä la diiree du retard sur leurs rescaux res- 
pectifs. 


Article 47 

Proeedure de recours 

§ 1. — Le chemin de fer contre lequcl est exerce un des recours prevus aux articles 45 et 46 
n’est jamais habilite ä contester le bien-fonde du paiement effectue par Tadministration exer^ant 
le recours, lorsque rindemnite a ete fixee par l’autorite de justice apres que Pässignation lui avait 
ete düment signifiee et qu’il avait ete mis ä meme d’intervenir dans le proces. Le juge saisi de l’action 
principale fixe, selon les circonstanccs de fait, les delais impartis pour la signification et pour rinter- 
vention. 

§ 2. — Le chemin de fer qui veut exercer son recours doit former sa demande dans une seule 
et meme instance contre tous les chemins de fer iiiteresses avec lesquels il n’a pas transige, sous peine 
de perdre son recours contre ceux qu’il n’aurait pas assignes, 

§ 3. — Le juge doit statuer par un seul et mtune jiigement sur tous les recours dont il est saisi. 

§ 4. — Les chemins de fer actioiines ne peuveiit exercer aucun recours ulterieur. 

§ 5. — Il n’est pas permis d’introduire les recours en garantic dans l’instance relative ä la de- 
mande principale en indemnite. 


Article 48 

Competcnce pour les recours 

§ 1. — Le juge du siege du chemin de fer contre lequel le recours s’exerce est exclusivement 
competent pour toutes les actions en recours. 

§ 2. — Lorsque Taction doit etre intentee contre plusieurs chemins de fer, le chemin de fer 
demandeur a le droit de choisir entre les juges competents, en vertu du § 1, celui devant lequel il porte 
sa demande. 


Article 49 

Accords au sujet des recours 

Les chemins de fer peuvent deroger par des accords aux regles de recours rcciproques, definies 
au chapitre III. 
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Artikel 45 

Rückgriff bei Entschädigung für Verlust oder für Beschädigung 

§ L — Hat eine Eisenbahn auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkommens eine Ent- 
schädigung für gänzlichen oder teihveisen Verlust oder für Beschädigung des Reisegepäcks geleistet, so 
steht ihr der Rückgriff gegen die an der Beförderung beteiligten Eisenbahnen nach folgenden Bestim- 
mungen zu: 

a) die Eisenbahn, die den Schaden verursacht hat, haftet ausschließlich dafür; 

h) haben mehrere Eisenbahnen den Schaden verursacht, so haftet jede Eisenbahn für den von 
ihr verursachten Schaden. Ist eine Ausscheidung nach den Umständen des Falles nicht möglich, so 
werden die Anteile der Eisenbahnen an der Entscliädigung nach den Grundsätzen unter Buchstabe c) 
bestimmt ; 

c) wenn nicht nachgewieseii werden kann, daß eine oder mehrere Eisenbahnen den Schaden 
verursacht haben, so wird der bezahlte Betrag auf sämtliche an der Beförderung beteiligten Eisen- 
bahnen verteilt, mit Ausnahme derjenigen, die beweisen, daß der Schaden nicht auf ihren Strecken 
verursacht worden ist. Die Verteilung erfolgt im Verhältnis der Tarifkilometcr. 

§ 2. — Bei Zahlungsunfähigkeit einer dieser Eisenbahnen wird der auf sie entfallende, aber von 
ihr nicht bezahlte Anteil unter alle anderen an der Beförderung beteiligten Eisenbahnen im Verhältnis 
der Tarifkilometer verteilt. 


Artikel 46 

Rückgriff bei Entschädigung für verspätete Auslieferung 

Die Bestimmungen des Artikels 45 finden auch l)ci Entschädigung für verspätete Auslieferung 
Anwendung. Wird die Verspätung durch Unregelmäßigkeiten verursacht, die bei mehreren Eisenbahnen 
festgestellt worden sind, so ist die Entschädigung unter diese Eisenbahnen im Verhältnis der Dauer der 
auf ihren Strecken entstandenen Verspätung zu verteilen. 

Artikel 47 
Rüekgriffsverfahren 

§ 1. ^ — Eine Eisenbahn, gegen die nach Artikel 45 oder 46 Rückgriff genommen wird, ist nicht 
befugt, die Rechtmäßigkeit der durch die rückgriffnehmende Eisenbahn geleisteten Zahlung zu be- 
streiten, wenn die Entschädigung gerichtlich festgesetzt worden ist, nachdem der Eisenbahn durch 
gehörige Streitverkündung die Möglichkeit gegeben war, dem Rechtsstreit beizutreten. Das Gericht 
der Hauptsache bestimmt nach den Umständen des Falles die Fristen für die Streitverkündung und 
für den Beitritt, 

§ 2. — Die rückgriffnehmende Eisenbahn hat sämtliche beteiligten Eisenbahnen, mit denen sie 
sich nicht gütlich geeinigt hat, mit derselben Klage zu belangen; andernfalls erlischt das Recht des 
Rückgriffs gegen die nicht belangten Eisenbahnen. 

§ 3. — Das Gericht hat im selben Verfahren über alle Rückgriffe, mit denen es befaßt ist, zu 
entscheiden. 

§ 4. — Den beklagten Eisenbahnen steht kein weiterer Rückgriff zu. 

§ 5. — Das Rückgriffsverfahren darf nicht in das Entschädigungsverfahren einbezogen werden. 

Artikel 48 

Zuständigkeit beim Rückgriff 

§ 1. — Das Gericht des Sitzes der Eisenbahn, gegen die der Rückgriff genommen wird, ist für 
alle solchen Klagen ausschließlich zuständig. 

§ 2. — Ist die Klage gegen mehrere Eisenbahnen zu erheben, so hat die klagende Eisenbahn 
die Wahl unter den nach § 1 zuständigen Gerichten. 


Artikel 49 

Vereinbarungen über den Rückgriff 

Die Eisenbahnen können Vereinbarungen treffen, die von den Vorschriften des Kapitels III 
über den gegenseitigen Rückgriff abweichen. 
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Titre IV 

Dispositions diverses 


Article 50 

Application du droit national 

A defaut de stipulations dans la presente Convention, dans les dispositions complementaires et 
dans les tarifs internationaux, les dispositions des lois et reglements nationaux relatifs au transport 
dans chaque Etat sont applicables. 


Article 51 

Regles g^n^rales de procMure 

Pour tous les litiges auxquels donnent lieu les transports soumis ä la presente Convention, la 
procMure ä suivre est celle du juge competent, sous reserve des dispositions contraires inserees dans 
la Convention. 

Article 52 

Execution des jugements, Saisies et cautions 

§ 1. — Lorsque les jugements prononces, en vertu des dispositions de la presente Convention, 
contradictoircment ou par defaut par le juge competent sont devenus executoires d’apres les lois 
appliquees par ce juge, ils deviennent executoires dans chacun des autres Etats contractants aussitöt 
apres accomplissement des formalites prescrites dans l’Etat interesse. La revision du fond de l’affaire 
n’est pas admise. 

Cette disposition ne s’applique pas aux jugements qui ne sont executoires que provisoirement, 
non plus qu’aux condamnations en dommagesdntcrcts qui seraient prononcees, en sus des depens, 
contre un demandeur ä raison du rejet de sa demande. 

§ 2. — Les creances engendrees par un transport international, au profit d’un chemin de fer 
sur un chemin de fer qui ne releve pas du meme Etat que le premier, ne peuvent etre saisies qu’en 
vertu d’un jugement rendu par rautorile judiciaire de l’Etat duquel releve le chemin de fer titulaire 
des creances saisies. 

§ 3. — Le materiel roulant du chemin de fer, ainsi que les objets de toute nature servant au 
transport et appartenant au chemin de fer, tcls que Containers, agres de chargement, bäches, etc., 
ne peuvent faire l’objet d’une saisie, sur un territoire autre que celui de l’Etat duquel releve le chemin 
de fer proprietaire, qu’en vertu d’un jugement rendu par l’autorite judiciaire de ce dernier Etat. 

Les Wagons de particuliers ainsi que les objets de toute nature servant au transport, contenus 
dans ce materiel et appartenant au proprietaire du wagon, ne peuvent faire l’objet d’une saisie, sur 
un territoire autre que celui de l’Etat du domicile du proprietaire, qu’eii vertu d’un jugement rendu 
par l’autorite judiciaire de ce dernier Etat. 

§ 4. — La caution ä fournir pour assurer le paiement des depens ne peut edre exigee ä l’occasion 
des actions judiciaires fondees sur le contrat de transport international. 


Article 53 

Unite monetaire, Cours de conversion ou d’acceptation des nionnaics efrangeres 

§ 1. — Les sommes indiquees en francs dans la presente Convention ou ses annexes sont con- 
sidedees comme se rapportant au franc or d’un poids de 10/31 de gramme au titre de 0,900. 

§ 2. — Le chemin de fer est tenu de publier les cours auxquels il effectue la conversion des 
sommes exprimees en unites monetaires ctrangeres, qui sont payees en monnaie du pays (cours de 
conversion), 

§ 3. — De meme un chemin de fer qui accepte en paiement des monnaies cdrangcres est tenu 
de publier les cours auxquels il les accepte (cours d’acceptation). 
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Titel IV 

Verschiedene Bestimmungen 


Artikel 50 

Anwendung des Landesrechtes 

Soweit in diesem Übereinkommen, in den Zusatzbestimmungen und in den internationalen Tarifen 
keine Bestimmungen getroffen sind, finden die Bestimmungen der Landesgesetze und -Vorschriften 
Anwendung, die in den einzelnen Staaten für den Personen- und Gepäckverkehr erlassen sind. 


Artikel 51 

Allgemeine Verfahrens Vorschriften 

In allen Rechtsstreitigkeiten, zu denen die unter dieses Übereinkommen fallenden Beförderungen 
Anlaß geben, richtet sich das Verfahren nach dem Recht des zuständigen Gerichtes, soweit nicht durch 
dieses Übereinkommen andere Bestimmungen getroffen sind. 


Artikel 52 

Vollstreckbarkeit der Urteile, Beschlagnahme und Sicherheitsleistung 

§ 1. — Urteile, auch Versäumnisurteile, die auf Grund der Bestimmungen dieses Übereinkom- 
mens von dem zuständigen Gericht erlassen und nach den für das urteilende Gericht maßgebenden 
Gesetzen vollstreckbar geworden sind, sind in jedem anderen Vertragsstaat vollstreckbar, sobald die 
in dem betreffenden Staate vorgeschriebenen Förmlichkeiten erfüllt sind. Eine sachliche Nachprüfung 
des Inhaltes ist nicht zulässig. 

Auf nur vorläufig vollstreckbare Urteile findet diese Vorschrift keine Anwendung, ebensowenig 
auf solche Bestimmungen eines Urteils, die dem im Rechtsstreit unterlegenen Kläger außer den Kosten 
eine Entschädigung auferlegen. 

§ 2. — Die aus einer internationalen Beförderung herrührenden Forderungen einer Eisenbahn 
gegen eine andere Eisenbahn, die nicht dem gleichen Staate angehört, können nur auf Grund einer 
Entscheidung der Gerichte des Staates mit Arrest belegt oder gepfändet werden, dem die forderungs- 
berechtigte Eisenbahn angehört. 

§ 3. — Das rollende Material einer Eisenbahn mit Einschluß aller dazugehörenden und für die 
Beförderung benötigten bahneigenen Gegenstände, wie Behälter (Container), Ladegeräte, Decken, 
kann in einem anderen Staate als demjenigen, dem die Eigentumsbahn angehört, nur auf Grund 
einer Entscheidung der Gerichte dieses Staates mit Arrest belegt oder gepfändet werden. 

Privatwagen mit Einschluß aller dazu gehörenden und für die Beförderung benötigten, im Eigen- 
tum des Wageneigentümers stehenden Gegenstände können in einem anderen Staat als demjenigen, 
in welchem der Wageneigentümer seinen Wohnsitz hat, nur auf Grund einer Entscheidung der Ge- 
richte dieses Staates mit Arrest belegt oder gepfändet werden, 

§ 4. ^ — Eine Sicherheitsleistung für die Kosten des Rechtsstreites kann bei Klagen aus einem 
internationalen Beförderungsvertrag nicht gefordert werden. 


Artikel 53 

Währung. Umreehnungs- und Annahmckurse für fremde Währungen 

§ 1. — Als Franken im Sinne dieses Übereinkommens und seiner Anlagen gelten Goldfranken 
im Gewicht von 10/31 Gramm und 0,900 Feingehalt. 

§ 2. — Die Eisenbahn hat die Kurse bekanntzugeben, zu denen sie die in ausländischer Wäh- 
rung ausgedrückten Beträge umrechnet, wenn sie in inländischer Währung bezahlt werden (Um- 
rechnungskurse). 

§ 3. — Ebenso hat eine Eisenbahn, die fremdes Geld in Zahlung nimmt, die Kurse bekanntzu- 
geben, zu denen sie es annimmt (Annahmekurse). 
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Article 54 

Office central des transports internationaux par chemins de fer 

§ 1. — Poiir faciliter et assurer Texocution de la presente Convention, il est institue un Office 
central des transports internationaux par chcmins de fer Charge: 

a) de recevoir les Communications de chaciin des Etats contractants et de chacun des chemins 
de fer intercsses et de les notifier aiix autres Etats et chcmins de fer; 

b) de recueillir, coordonner et puhlicr les renseignements de toute nature qui inleressent le 
Service des transports internationaux; 

c) de faciliter, entrc les divers chemins de fer, les relations financitncs ncccssitees par le scrvice 
des transports internationaux et le recouvrement des creanccs restees en souffrance et d’assurer, ä 
ce point de vue, la securite des rapports des chemins de fer entrc eux; 

d) de tcnter, ä la deinande d’un des Etats contractants ou d’une des entreprises de transport 
dont les lignes sont inscrites sur la liste des lignes prevue ä Tarticle 55, la conciliation, soit en pretaiit 
scs hoiis Offices ou sa mediatioii, soit de toute autre maniere, en vue de regier les differends entre Ics- 
dits Etats ou entreprises ayant pour ohjet rinterpretation ou Tapplication de la Convention; 

c) d*(.uiiettre, ä la demande des parties en cause — Etats, entreprises de transport ou usagers — , 
uii avis consultatif sur des differends ayant pour ol)jet rinterprcdation ou Tapplication de la Con- 
veil Lion; 

f) de collahorer au r^glement de litiges ayant pour olijet rintcrpixdalion ou Tapplication de 
la Convention par voie d’arbitrage; 

g) d’instruire les demandes de modifications ä la presente Convention et de proposer la reunion 
des Conferences jirevues ä Tarticle 61, quand il y a licu. 

§ 2. — Un reglenient sjiecial constituant rAnnexe I a la presente Convention deterniine le 
siege, la coniposition et ruiganisation de ect Office, ainsi que ses moyens d’action. Il en deterniine en 
oulre les conditions de fonelionnenient et de surveillance. 


Articlc 55 

Liste des lignes soumises ä la Convention 

§ 1. — L’Officc central prevu ä Tarticle 54 est Charge d’etablir, de tenir ä jour et de publier la liste 
des lignes soumises ä la presente Convention, A cet effet, il regoit les notifications des Etats contractants 
relatives ä rinscription sur cette liste ou ä la radiation des lignes d’iin chcmiii de fer ou d’une des entre- 
prises mentionnecs ä Tarticle 2. 

§ 2. — L’entree d’une ligne nouvelle dans le Service des transports internationaux n’a lieu qu’un 
mois apres la date de la lettre de l’Office central notifiant l’inscription de cette ligne aux autres Etats. 

§ 3. — La radiation d’une ligne est effcctuee par l’Office central, d^s que celui des Etats contrac- 
tants ä la demande duquel cette ligne a ete portee sur la liste lui a notifie qu’elle doit etre radiee. 

§ 4. — La simple receptioii de l’avis emanant de TOfficc central donne immediatement ä chaque 
clieniin de fer Ic droit de cesser, avec la ligne radiee, toutes relations de transport international, sauf 
en ce qui couccrue les transports en cours, qui doivent etre acheves. 


Article 56 

Dispositions complementaires 

Les disposilions complementaires que certains Etats contractants ou certains chemins de fer 
parlicipants publient pour rexecution de la Convention sont conimuiiiquees par eux ä l’Office central. 

Ces disposilions complementaires peuvent edre mises en vigueur sur les chemins de fer qui y 
out adhere, dans les formes previies par les lois et r^gleinents de chaque Etat, sans poiivoir porter 
(Icrogation ä la presente Convention,. 

I.eiir misc ca vigueur est nolifiee ä l’Officc central. 
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Artikel 54 

Zcntralaint für den internationalen Eisenbahnverkehr 

§ 1. — Um die Aiisfüliriing dieses Ül)ereinkommens zu erleichtern und zu sichern, besieht ein 
Zeiitralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr, das folgende Aufgaben hat: 

a) die Mitteilungen der Vertragsstaaten und der beteiligten Eisenbahnen entgegenzunehinen und 
sie den übrigen Staaten und Eisenbahnen zur Kenntnis zu bringen; 

b) Nachrichten aller Art, die für den internationalen Verkehr von Wichtigkeit sind, zu sainmehi, 
zusammenzustellen und zu veröffentlichen; 

c) die durch den internationalen Verkehr bedingten finanziellen Beziehungen zAvischen den 
Eisenbahnen sowie die Einziehung rückständiger Forderungen zu erleiclitern und in dieser Hinsicht 
die Beziehungen der Eisenbahnen untereinander zu festigen; 

d) auf Verlangen eines Vertragsstaates oder eines Beförderungsunternehmens, dessen Strecken 
in die in Artikel 55 vorgesehene Liste eingetragen sind, durch Anbicten seiner guten Dienste oder 
seiner Vermittlung oder auf andere Weise eine Schlichtung zu versuchen, um Streitigkeiten zwischen 
den genannten Staaten oder Beförderungsunteruchnien ül)er die Auslegung oder Anwendung des 
Übereinkommens l)eizulegen ; 

e) auf Verlangen der beteiligten Paiteien ^ - Staaten, Beförderungsunternehmen oder Kun- 
den — ein Gutachten bei Streitigkeiten über die Auslegung oder Auwendung des Übereinkoininons 
abzngeben; 

j) hei der schiedsgerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung des Übereinkommens mitzuwirken; 

(j) die geschäftliche Behandlung der Anträge zur Abänderung dieses t'-bereinkommens vorzii- 
bereiten und gegebenenfalls den Zusammentritt von Konferenzen nach Artikel 64 vorzuschlagen. 

§ 2. — Eine. l)esondere Satzung, welche die Anlage I zu diesem t*4)ereinkommen bildet, enthält 
Bestimmungen über Sitz, Zusammensetzung und Organisation dieses Amtes sowie über die zur Aus- 
übung seiner Tätigkeit notwendigen Mittel. Sie enthält auch Bestimmungen über die Tätigkeit des 
Zcntrahimtes und die Aufsicht über dieses Amt. 


xlrtikd 55 

Liste der dem Übereinkommen unterstehenden Strecken 

§ 1. — Das in Artikel 51 bezeichnete Zeiitralamt hat die Liste der diesem Üliereiiikoinmen 
unterstehenden Strecken aiifzustellen, auf dem laufenden zu halten und zu veröffentlichen. Zu diesem 
Zweck erhält cs von den Vertragsstaateii die ^lilteihingen über die Eintragung oder Löschung von 
Slrecken einer Eisenbahn oder eines der in Artikel 2 hezeichnelen Unternehmen. 

§ 2. — Für Beförderungen auf einer neu eingetragenen Strecke findet dieses Üliereiiikomiiien 
erst Anwendung nach Ablauf eines Monats, gerechnet vom Tage der vom Zentralamt an die anderen 
Staaten gerichteten Mitteilung über die Eintragung dieser Strecke. 

§ 3. — Das Zentralamt löscht eine Strecke, sobald der Vertragsstaat, auf dessen Ersueheii diese 
Strecke in die Liste aufgenomnien worden ist, ihm mitgeteilt hat, daß sic gelöscht werden soll. 

§ 4. — Jede Eisenbahn ist, sobald sic vom Zentralamt die Nachricht von der Löschung erhallen 
hat, ohne weiteres lierechtigl, alle sich aus der interna tionalen Beförderung ergebenden Beziehungen 
hinsichtlich der gelöschten Strecke ahzulirechen. Bereits begonnene Beförderungen sind jedoch zu 
beenden. 


Artikel 5G 


Zusatzbestimimingon 

Die von einzelnen Vertragsstaaten oder Eisenbahnen zur Ausführung des Üliereiukommcns 
erlassenen Zusatzbesliinmimgen sind dem Zentralamt mitziiteilen. 

Diese Zusatzhestimmungen können hei den Eisenhahnen, die sie ühernommen haben, in der 
durch die Gesetze und Vorschriften jedes Staates vorgesehenen Form in Kraft gesetzt werden; sie 
dürfen den Bestimmungen dieses Ühereinkomrnens nicht widersprechen. 

Ihre Inkraftsetzung ist dem Zeiitralamt milzuteilen. 
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Article 57 

Reglement des differends par voie d’arbifrage 

§ 1. — En tant qu’ils ne peuvent etre regles par les parties elles-memes, les litiges ayant pour 
objet r Interpretation ou Tapplication de la Convention, valable comme loi nationale ou ä titre de 
droit conventionnel, et des dispositions complementaires edictees par certains Etats contractants 
peuvent, ä la demande des parties, etre soumis ä des tribunaux arbitraiix dont la composition et la 
procedure font Tobjet de l’Annexe III ä la presente Convention. 

§ 2. ^ — Toutefois, en cas de litige entre Etats, les dispositions de l’Annexe III ne lient pas les 
parties, qui peuvent determiner librement la composition du tribimal arbitral et la procedure arbi- 
trale. 


§ 3. — A la demande des parties, la juridiction arbitrale peut etre saisie: 

a) Sans prejudice du regiement de differends en vertu d’aiitres dispositions legales, 
lo des litiges entre Etats contractants, 

2° des litiges entre Etats contractants d’une part et Etats non contractants d’autre part, 

30 des litiges entre Etats non contractants, 

pourvu que, dans les deux derniers cas, la Convention soit applical)le comme loi nationale ou ä titre 
de droit conventionnel; 

b) des litiges entre entreprises de transport; 

c) des litiges entre entreprises de transport et usagers; 

d ) des litiges entre usagers. 

§ 4. — La mise en oeuvre de la procedure arbitrale a, quant ä la Suspension et ä rinterriiption 
de la prescription de la creance litigieuse, le meme effet que Couverture de l’action devant le tribunal 
ordinaire. 

§ 5. — Les sentences rendues par les tribunaux arbitraux eiivers des entreprises de transport 
ou des usagers sont executoires dans chacun des Etats contractants aussitöt apres accomplissement 
des formalites prescrites dans l’Etat oü Texecution doit avoir lieu. 


Titre V 

Dispositions exceptionnelles 


Article 58 

Responsabilite en trafic fer-mer 

§ 1. — Dans les transports fer-mer empruntant les lignes visces ä l’article 2, § 1, chaque Etat 
peut, en demandant que la mention utile soit portee sur la liste des lignes soumises ä la Convention, 
ajouter Fensemble des causes d’exoneration enoncees ci-apres ä celles qui sont prevues ä Tarticle 27. 

Le transporteur ne peut s’en prevaloir que s’il fait la preuve que le retard ä la livraison, la perte 
ou l’avarie est survenu sur le parcours maritime, depuis le chargement des bagages ä bord du navire 
jusqii’ä leur dechargement du navire. 

Ces causes d’exoneration sont les suivantes: 

a) actes, negligence ou defaut du capitaine, marin, pilote, ou des preposes du transporteur dans 
la navigation ou dans Tadministration du navire; 


178 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


Artikel 57 

Seliiecisgerielilliehe Beilegung von Streitigkeiten 

§ 1. — Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses Übereinkommens als Landes- 
recht oder als Vertragsrecht und der von einzelnen Vertragsstaaten erlassenen Zusatzbestimmungeii 
können auf Verlangen der Parteien, sofern diese Streitigkeiten nicht durch die Parteien selbst bei- 
gelegt werden können, Schiedsgerichten unterbreitet werden, deren Zusammensetzung und Verfahren 
in der Anlage III zu diesem Übereinkommen geregelt sind. 

§ 2. — Bei Streitigkeiten zwischen Staaten sind jedoch die Bestimmungen der Anlage III für 
die Parteien nicht verbindlich. Diese können die Zusammensetzung des Schiedsgerichtes und das 
schiedsgerichtliche Verfahren nach freiem Ermessen bestimmen. 

§ 3. — Auf Verlangen der Parteien kann die schiedsgerichtliche Entscheidung angcrufen werden: 

a) vorbehaltlich der Beilegung von Streitigkeiten auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen 

1. bei Streitigkeiten zwischen Vertragsstaaten, 

2. bei Streitigkeiten zwischen Vertragsstaaten einerseits und Nichtvertragsstaaten andererseits, 

3. bei Streitigkeiten zwischen Nichtvertragsstaaten, 

sofern in den beiden letzten Fällen das Übereinkommen als Landesrecht oder als Vertragsrecht an- 
wendbar ist; 

b) bei Streitigkeiten zwischen Beförderungsunternehmen; 

c) bei Streitigkeiten zwischen Beförderungsunternehmen und Kunden; 

d) bei Streitigkeiten zwischen Kunden. 

§ 4, — Die Einleitung des schiedsgerichtlichen Verfahrens bat bezüglich der Hemmung und 
Unterbrechung der Verjährung der strittigen Forderung dieselbe Wirkung wie die Erhebung der 
Klage vor dem ordentlichen Gericht. 

§ 5. — Die Schiedssprüche der Schiedsgerichte sind gegenüber BefÖrderungsunteniehmen und 
Kunden in jedem Vertragsstaat vollstreckbar, sobald die in dem Staat, in welchem die Vollstreckung 
erfolgen soll, vorgeschriebenen Förmlichkeiten erfüllt sind. 


Titel V 

Ausnahmebestimmungen 


Artikel 58 

Haftung im Eisenbahn- Seeverkehr 

§ 1. — Bei Eisenbahn-Seebeförderungeii über die in Artikel 2 § 1 erwähnten Linien kann jeder 
Staat, indem er die Aufnahme eines entsprechenden Vermerkes in die Liste der dem Übereinkommen 
unterstellten Linien verlangt, die Gründe für die Befreiung von der Haftung nach Artikel 27 durch 
die nachstehenden Gründe, jedoch nur in ihrer Gesamtheit, ergänzen. 

Der Beförderungsunternehmer kann sich auf diese Gründe nur berufen, wenn er beweist, daß 
die verspätete Auslieferung, der Verlust oder die Beschädigung auf der Seestrecke vom Beginn des 
Einladens des Reisegepäcks in das Schiff bis zu seiner Ausladung aus dem Schiff entstanden ist. 

Diese Gründe für die Befreiung von der Haftung sind die folgenden: 

a) Handlungen, Nachlässigkeit oder Unterlassungen des Kapitäns, der Schiffsbesatzung, des 
Lotsen oder der Angestellten des Beförderungsunternehiners bei der Führung oder dem Betrieb des 
Schiffes; 
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b) innavigabilite du navire, ä condition que le transporteiir fasse la preuve qiie cette innaviga' 
bilite n’est pas imputable ä un manque de diligence raisonnable de sa part ä mettre le navire en etat 
de navigabilite ou ä liii assurer un armement, un equipement et un approvisionnement convenables, 
ou ä approprier et mettre en bon etat toutes parties du navire oü les bagages sont charges, de fagon 
qii’elles soient aptes ä la reception, au transport et ä la preservation des bagages; 

c) incendie, ä condition que le transporteiir fasse la preuve qu’il n'a pas etc cause par son fait 
ou sa faute, par ceux du capitaine, marin, pilote ou de ses preposes; 

d) perils, dangers ou accidents de la mer ou autres eaux navigables; 

e) saiivetage ou tentative de sauvetage de vies ou de biens en mer. 

Les causes d’exoneration ci-dessus ne suppriment ni ne diminuent en rien les obligations gihie- 
rales du transporteur, et notamment son Obligation d’exercer une diligence raisonnable pour mettre 
le navire en etat de navigabilite ou pour lui assurer un armement, un equipement et un approvisionne- 
ment convenal)les, ou pour approprier et mettre en bon etat toutes parties du navire oü les bagages sont 
charges, de fa^on qu’elles soient aptes ä la reception, au transport et ä la preservation des bagages. 

Lorsque le transporteur fait valoir les causes d’exoneration qui precedent, il reste neanmoins 
responsable si l’ayant droit fait la preuve que le retard ä la livraison, la perte ou l’avarie est du a une 
faute du transporteur, du capitaine, marin, pilote ou de ses preposes, faute autre que celle qui est 
prevue SOUS lettre a/ 

§ 2. — Lorsqu’un meme parcours maritime est desservi par plusieurs entreprises inscrites sur 
la liste mentionnee ä I’article premier, le regime de responsabilite applicable ä ce parcours doit etre 
le meine pour toutes ces entreprises. 

En outre, lorsque ces entreprises ont ete inscrites sur la liste ä la demande de plusieurs Etats, 
Tadoption de ce regime doit au prealable faire l’objet d’un accord entre ces Etats. 

§ 3. — Les mesures prises en conformite du present article sont conimuniquees ä l’Office cen- 
tral. Eiles entreront en vigueur, au plus töt, ä I’expiration d’un delai de trente jours ä partir de la date 
de la lettre par laquelle TOffice central aura notifie ces mesures aiix autres Etats. 

Les bagages en cours de transport ne seront pas affectes par lesdites mesures. 


Article 59 

Responsabilite en cas d’accidents nuelcaires 

Le chemin de fer est decharge de la responsabilite qui lui incombe en vertu de la presente Con- 
vention, lorsque le dommage a ete cause par un accident nucleaire et que, en vertu des prescriptions 
speciales en vigueur dans un Etat contractant reglant la responsabilite dans le domaine de renergie 
nucleaire, l’exploitant d’une Installation nucleaire ou une autre personne qui lui est substituee est res- 
ponsable de ce dommage. 


Titre VI 

Dispositions finales 


Article 60 
Signature 

La presente Convention, dont les Annexes font partie integrante, demeure ouverte jusqu’au 
30 avril 1970 ä la signature des Etats precedemment contractants et de ceux qui ont ete invites a se 
faire representer a la Conference ordinaire de revision. 
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b) Seeimtüchtigkeit des Schiffes, sofern der Beförderungsunternehmer beweist, daß sie nicht auf 
einem Mangel an gehöriger Sorgfalt seinerseits I)eriiht, urn das Schiff seetüchtig zu machen oder um es 
gehörig zu bemannen, einzurichten oder zu verproviantieren oder um alle Teile des Schiffes, in denen 
Reisegepäck verladen wird, für dessen Aufnahme, Beförderung und Erhaltung einzurichten und in- 
stand zu setzen; 

c) Feuer, sofern der Beförderungsunteruelimer beweist, daß es weder durch sein Verschulden 
noch durch Verschulden des Kapitäns, der Schiffsbesatzung, des Lotsen oder der in seinem Dienste 
stehenden Personen entstanden ist; 

d) Gefahren oder Unfälle der See und anderer schiffbarer Gewässer; 

e) Rettung oder Versuch der Rettung von Leben oder Eigentum zur See. 

Die vorstehenden Gründe für die Befreiung von der Haftung haben weder eine Aufhebung noch 
eine Einschränkung der allgemeinen Verpflichtungen des Beförderungsunternehmers zur Folge, ins- 
l)esondere nicht seiner Verpflichtung, die gehörige Sorgfalt anzuwenden, um das Schiff seetüchtig zu 
machen oder um es gehörig zu bemannen, einzurichten oder zu verproviantieren oder um alle Teile 
des Schiffes, in denen Reisegepäck verladen wird, für dessen Aufnahme, Beförderung und Erhaltung 
einzurichten und instand zu setzen. 

Der Beförderungsunternehmer ist jedoch auch in den vorerwähnten Fällen haftbar, wenn der 
Berechtigte beweist, daß die verspätete Auslieferung, der Verlust oder die Beschädigung auf einem Ver- 
schulden des Beförderungsunternehmers, des Kapitäns, der Schiffsbesatzung, des Lotsen oder der im 
Dienste des Beförderungsimternehmers stehenden Personen beruht, das nicht unter Buchstabe a) vor- 
gesehen ist. 

§ 2. — Wird eine Sees trecke durch mehrere Unternehmen bedient, die in die in Artikel 1 vor- 
gesehene Liste eingetragen sind, so müssen für alle Unternehmen die gleichen Haftuiigsvorschriften 
gelten. 

Sind diese Unternelnuen auf Antrag verschiedener Staaten in die Liste eingetragen worden, 
so muß außerdem über die Anwendung dieser Haftungsvorschriften vorher eine Verständigung unter 
diesen Staaten erfolgt sein. 

§ 3. — Die auf Grund dieses Artikels getroffenen Maßnahmen sind dem Zentralamt bekannt- 
zugeben. Sie treten frühestens nach Ablauf von 30 Tagen in Kraft, gerechnet vom Tage der vom Zentral- 
amt an die anderen Staaten gerichteten Mitteilung über diese Maßnahmen. 

Unterwegs befindliches Reisegepäck wird von diesen Maßnahmen nicht betroffen. 


Artikel 59 

Haftung für die Folgen nuklearer Ereignisse 

Die Eisenbahn ist von der ihr gemäß diesem Übereinkommen obliegenden Haftung befreit, wenn 
der Schaden durch ein nukleares Ereignis verursacht ist und wenn nach den besonderen, in einem 
Vertragsstaat geltenden Vorschriften über die Haftung auf dem Gebiete der Kernenergie der Inhal)er 
einer Kernanlage oder eine ihm gleichgestellte Person für diesen Schaden haftet. 


Titel \ I 


Schlußbestimmungen 


Artikel 60 
Unterzeichnung 

Dieses Übereinkommen, dessen Anlagen einen integrierenden Bestandteil bilden, liegt bis zum 
30. April 1970 zur Unterzeichnung durch die bisherigen Vertragsstaaten und diejenigen Staaten auf, 
die eingeladen wurden, sich an der ordentlichen Revisionskonferenz vertreten zu lassen. 
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Article 61 

Ratifieations. Mise en vigucur 

La presente Convention sera ratifiee et les instruments de ratification seront deposes le plus tot 
possible aupres du Gouvernement suisse. 

Lorsque la Convention aura etc ratifiee par quinze Etats ou au plus tard un an apres la signature, 
le Gouvernement suisse se mettra en rapport avec les Gouvernements Interesses ä Teffet d’examiner 
avec eux la possibilite de mettre la Convention en viguenr. 


Article 62 

Adhesion h la Convention 

§ 1. — Tout Etat non signataire qui veut adherer ä la presente Convention adresse sa demande 
au Gouvernement suisse, qui la communique ä tous les Etats contractants avec une note de TOffice 
central sur la Situation des chemins de fer de l’Etat demandeur au point de vue des transports inter- 
nationaux. 

§ 2. — A moins que dans les six mois ä compter de la date de cet avis, deux Etats au moins 
n’aient notifie leur Opposition au Gouvernement suisse, la demande est admise de pleiil droit et avis 
en est donne par le Gouvernement suisse ä l’Etat demandeur et ä tous les Etats contractants. 

Dans le cas contraire, le Gouvernement suisse notifie a tous les Etats contractants et ä l’Etat 
demandeur que Texamen de la demande est ajoiirnt\ 

§ 3. ■ — Toute admission produit ses effets un mois apres la dato de Tavis envoye par le Gou- 
vernement suisse, ou si, ä l’expiration de ce delai, la Convention n’est pas encore en vigueur, ä la date 
de la mise en vigueur de celle-ci. 


Article 63 

Diiree de l’eiujagement des Etats contractants 

§ 1. — La duree de la presente Convention est illimitee. Toutefois, chaquc Etat contractant peut 
se degager dans les conditions ci-apres: 

La Convention est valable, pour tont Etat contractant, jusqu’au 31 decembre de la cinquieme 
annee qui suivra sa mise en vigueur. Tout Etat qui voudrait se degager pour Fexpiration de cette 
Periode devra notifier son intentioii au moins un an ä Favance au Gouvernement suisse, qui en infor- 
mera tous les Etats contractants. 

A defaut de notification dans le delai indiqucS Fengagement sera prolonge de plein droit pour 
une pcTiode de trois annees, et aiiisi de suite, de trois ans en trois ans, ä defaut de denoncialion un an 
au moins avant le 31 decembre de la derniere annee de Fune des periodes triennales. 

§ 2. — Les Etats admis a participer ä la Convention au cours de la periode quinquennale ou 
d’une des periodes triennales sont engages jusqu’a la fin de cette periode, puis jusqu’ä la fin de cliacune 
des periodes suivantes, tant qu’ils n’auront pas denonce leur engagement un an au moins avant Fex- 
piration de Fune d’entre elles. 


Article 6i 

Revision de la Convention 

§ 1. — Les Dedegues des Etats contractants se reunissent pour la revision de la Convention, 
sur la convocation du Gouvernement suisse, au plus tard cinq ans apres la mise en vigueur de la pre- 
sente Convention. 

Une Conference est convoquee avant cette epoque, si la demande en est faite par le tiers au 
moins des Etats contractants. 
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Artikel 61 

Ratifikation. Inkraftsetzung 

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden sind so bald wie 
möglich bei der schweizerischen Regierung zu hinterlegen. 

Sobald das Übereinkommen von 15 Staaten ratifiziert ist oder spätestens ein Jahr nach der 
Unterzeichnung des Übereinkommens setzt sich die schweizerische Regierung mit den beteiligten Re- 
gierungen in Verbindung, um mit ihnen die Möglichkeit der Inkraftsetzung des Übereinkommens zu. 
prüfen. 


Artikel 62 

Beitritt zum Übereinkommen 

§ 1. — Will ein Staat, der dieses Übereinkommen nicht unterzeichnet hat, ihm beitreten, so 
hat er einen entsprechenden Antrag an die schweizerische Regierung zu richten; diese teilt den Antrag 
allen Vertragsstaaten mit und fügt eine Äußerung des Zentralamtes über die Lage der Eisenbahnen 
des antragstellenden Staates hinsichtlich internationaler Beförderungen bei. 

§ 2. — Haben innerhalb einer Frist von sechs Monaten, gerechnet vom Tage dieser Mitteilung 
an, nicht mindestens zwei Staaten der schweizerischen Regierung ihren Widerspruch bekanntgegeben, 
so ist der Antrag rechtsverbindlich angenommen; die schweizerische Regierung teilt dies dem Antrag- 
steller und allen Vertragsstaaten mit. 

Andernfalls teilt die schweizerische Regierung allen Vertragsstaaten und dem Antragsteller mit, 
daß die Prüfung des Antrages vertagt ist. 

§ 3. — Die Aufnahme wird einen Monat nach dem Tage der von der schweizerischen Regierung 
versandten Mitteilung wirksam oder, wenn nach Ablauf dieser Frist das Übereinkommen noch nicht 
in Kraft ist, am Tage seines Inkrafttretens. 


iVrtikel 63 

Dauer der durch die Vertragsstaaten eingegangenen Verpflichtungen 

§ 1. — Die Dauer dieses Übereinkommens ist unbeschränkt. Jedoch kann jeder Vertragsstaat 
unter den nachstehenden Bedingungen zurücktreten: 

Das Übereinkommen ist für jeden Vertragsstaat bis zum 31. Dezember des fünften Jahres nach 
dem Tage seines Inkrafttretens verbindlich. Jeder Staat, der nach Ablauf dieser Frist zurückzutreten 
wünscht, hat diese Absicht wenigstens ein Jahr vorher der schw'eizerischen Regierung mitzuteilen, 
die allen Vertragsstaaten davon Kenntnis gibt. 

Wird nicht innerhalb der bezeichneten Frist der Rücktritt erklärt, so erstreckt sich die Ver- 
pflichtung ohne weiteres auf weitere drei Jahre und so fort von drei zu drei Jahren, sofern nicht wenig- 
stens ein Jahr vorher auf den 31. Dezember des letzten Jahres eines der dreijährigen Zeiträume der 
Rücktritt erklärt wird. 

§ 2. — Für die Staaten, die im Laufe des fünfjährigen oder eines der dreijährigen Zeiträume 
aufgenommen werden, ist das Übereinkommen bis zum Ende dieses Zeitraumes und weiter bis zum 
Ende jedes folgenden Zeitraumes verbindlich, sofern sie nicht wenigstens ein Jahr vor dem Ablauf 
eines dieser Zeiträume ihren Rücktritt erklärt haben. 


Artikel 64 

Revision des Übereinkommens 

§ 1. — Die Vertreter der Vertragsstaaten treten auf Einladung der schweizerischen Regierung 
spätestens fünf Jahre nach der Inkraftsetzung dieses Übereinkommens zu dessen Revision zusammen. 

Auf Verlangen von mindestens einem Drittel der Vertragsstaaten ist eine Konferenz früher ein- 
zuberufen. 
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D’entente avec la majorite des Etats contractants, le Gouvernement suisse invite aussi des 
Etats non contractants. 

D’entente avec la majorite des Etats contractants, l’Officc central invite ä assister ä la Con- 
ference des representants: 

a) d’organisations internationales gouvernementales avant competence en matiere de trans- 

port; 

b) d’organisatioiis internationales non gouvernementales s’occupant de transport. 

La participation aux debats de delegations des Etats non contractants ainsi qiie des organi- 
satioiis internationales mentionnees au quatrieme alinea scra reglee pour cbaque Conference dans 
le regiement des deliberations. 

D’entente avec la majorite des Gouvernements des Etats contractants, TOfficc central peut, 
avant les Conferences de revision ordinaires et extraordinaires, convoquer des Commissions pour 
l’examen preliminaire des propositions de revision. Les dispositions de l’Annexe II soiit applicables 
par analogie ä ces Commissions. 

§ 2. — La mise cn vigueur de la Convention iiouvelle ä laqiielle aboutit une Conference de revi- 
sion empörte abrogation de la Convention anterieure et de ses Annexes memc ä l’egard des Etats con- 
tractants qui ne ratifieraient pas la Convention nouvelle. 

§ 3. — Dans l’intervalle des Conferences de revision, les articles 4, 5, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 
17, 18, 19, 20, 22, 23, 24, 29, 37, 44, 45, 46, 49 et l’Annexe III pcuvent etrc modifies par une Commission 
de revision. L’ Organisation et le fonctionnement de cette Commission font l’objet de l’Annexe II ä la 
presente Convention. 

Les decisions de la Commission de revision sont notifiees sans dclai aux Gouvernements des 
Etats contractants par l’intermediaire de l’Office central. Elles sont tenues pour acceptees, ä moins 
que, dans les quatre mois comptes ä partir du jour de la notification, cinq au moins des Gouvernements 
n’aient formule des objections, Ces decisions entrent en vigueur le premier jour du huitieme mois qui 
suit le mois au cours duquel l’Officc central a porte leur acceptation ä la connaissance des Gouverne- 
ments des Etats contractants. L’Office central designe ce jour lors de la notification de l’acceptation 
des decisions. 


Articlc 65 

Textes de la Convention. Traductioiis offieielles 

La presente Convention a ete conclue et signee en langue fran^aise selon l’usage diplomatique 
etal)li. 

Au texte fran^ais sont joints un texte en langue alleinande, un texte en langue anglaise, un 
texte en langue italienne et un texte en langue arabe, qui ont la valeur de traductions offieielles. 

En cas de divergence, le texte frangais fait foi. 


En foi de quoi les Plenipotentiaires ci-apres, munis de leurs pleins pouvoirs qui ont cHe trou- 
ves en bonne et due forme, ont signe la presente Convention. 


Faxt ä Berne, le sept fevrier mil neuf cent soixante-dix, en un seul exemplaire, qui restera 
depose dans les Archives de la Confederatioii suisse et dont une expedition authentique sera remise 
ä chacune des Parties. 


(Siiivent les signatures) 


184 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


Im Einverständnis mit der Mehrheit der Vertragsstaaten lädt die schweizerische Regierung 
auch Nichtvertragsstaaten ein. 

Im Einverständnis mit der Mclirlieit der Vertragsslaatcn lädt das Zenlralamt zur Konferenz 
Vertreter ein von 

a) staatlichen internationalen Organisationen, die für Beförderungsfrageii zuständig sind; 

b) nichtstaatlichen internationalen Organisationen, die sich mit Beförderungsfragen befassen. 

Das Mitspracherecht der Vertreter von Nichtvertragsstaaten und von den in Absatz 4 erwähnten 

internationalen Organisationen ist für jede Konferenz in der Geschäftsordnung zu regeln. 

Im Einverständnis mit der Mehrheit der Regierungen der Vertragsstaateii kann das Zentralamt 
vor den ordentlichen und außerordentlichen Revisionskonferenzen Ausschüsse zur Vorberatung der 
Revisionsanträge einberufen. Auf diese Ausschüsse finden die Bestimmungen der Anlage II sinngemäß 
Anwendung. 

§ 2. — Das Inkrafttreten des neuen Übereinkommens, das aus einer Revisionskonferenz lier- 
vorgeht, zieht auch gegenüber den Vertragsstaaten, die das neue Übereinkommen nicht ratifizieren, 
die Aufhebung des alten Übereinkommens und seiner Anlagen nach sich. 

§ 3. — Im Zeitraum zwischen den Revisionskonferenzen können die Artikel 4, 5, 7, 8, 9, 10, 11, 
12, 13, 14, 15, 17, 18, 19, 20, 22, 23, 24, 29, 37, 44, 45, 46, 49 und die Anlage III durch einen Revisions- 
ausscluiß geändert werden, dessen Zusammensetzung und Geschäftsgang in der Anlage II zu diesem 
(Übereinkommen geregelt sind. 

Die Beschlüsse des Revisionsausschusses werden durch Vermittlung des Zentralamtes unver- 
züglich den Regierungen der Vertragsstaaten mitgeteilt. Sie gelten als angenommen, wenn innerhalb 
von vier Monaten, gerechnet vom läge der Mitteilung an, nicht mindestens fünf Regierungen Wider- 
spruch erhoben haben. Die Beschlüsse treten am ersten Tage des achten Monats nach dem Monat 
in Kraft, in dem das Zentralanit den Regierungen der Vertragsstaaten von ihrer Annahme Kenntnis 
gegeben hat. Das Zentralamt bezeichnet bei der Mitteilung über die Annahme der Beschlüsse den Tag 
des Inkrafttretens. 


Artikel 05 

Wortlaut des Übereinkommens. Amtlielie Übersetzungen 

Dieses Übereinkommen ist dem diplomatischen Gebrauch entsprechend in französischer Sprache 
abgeschlossen und unterzeichnet. 

Dem französischen Wortlaut sind ein deutscher, ein englischer, ein italienischer und ein i rabischer 
Wortlaut beigefügt, die als amtliche (jhersetzungen gelten. 

Bei Nichtübereinstimmung ist der französisclie Wortlaut maßgebend. 


Zu Urkuxd dessen haben die nachstehenden Bevollmächtigten, deren Vollmachten in guter 
und gehöriger Form befunden wurden, das vorliegende Übereinkommen unterzeichnet. 


Geschehen zu Bern am siebenten Februar neunzehnluindertsiebzig in einer Urschrift, die im 
Archiv der Schweizerischen Eidgenossenschaft hinterlegt und von der jedem Vertragsstaat eine aiulliche 
Ausfertigung zugestellt wird. 


(Folgen die UnLerschriften) 
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ANNEXE I 

(Article 54) 


Reglement relatif ä I’ Office central des transports internationaux 
par chemins de fer (OGTI) 


Article premicr 

§ 1. — L’ Office central des Iransports internationaux par clioinins de fer (OCTI) siege ä Berne, 
SOUS les auspiccs du Gouvernement suisse. 

Le contröle de son activite, tant sur le plan administratif que sur le plan financier, s’exerce dans 
le cadre etabli par les dispositions de Tarticle 54 de la Convention et est confie ä iin Comite administratif. 

A cet effet, le Comite administratif 

a) veille ä la bonne application par l’Office central des Conventions ainsi que des autres textes 
issus des Conferences de revision et prcconise, s’il y a lieii, les mesures propres ä faciliter l’application 
de ces Conventions et textes; 

b) donne des avis motives sur les questions qui peuvent interesser Tactivite de TOffice central 
et qui lui sont soumises par un Etat contractant ou par le directeur de T Office. 

§ 2. — a) Le Comite administratif se reiinit ä Berne. II se compose de onze membres, choisis 
parmi les Etats contractants. 

b) La Confederation suisse dispose d’un siege permanent dans le Comite, dont eile assume la 
presidence. Les autres Etats membres sont nommes pour cinq ans. Pour chaque periode quinquen- 
nale, une Conference diplomatique determine, sur proposition du Comite administratif en fonction, 
la composition du Comite administratif, en tenant compte d’unc equitable repartition geographique, 

c) Si une vacance se produit parmi les Etats membres, le Comite administratif designe lui- 
nicMne un autre Etat contractant pour occuper le siege vacant. 

d) Chaque Etat membre designe, comme dclegue au Comite administratif, une personne qua- 
lifiee en raison de son experience des questions de transports internationaux. 

Le Comite administratif etablit son regiement Interieur et se constitue lui-meme. 

II tient au moins une reunion ordinaire chaque annee; il tient, en outre, des reunions extra- 
ordinaires lorsque trois Etats membres au moins en font la demande. 

Le secretariat du Comite administratif est assiire par T Office central. 

Les proces-verbaux des seances du Comite administratif sont envoyes ä tous les F^tats contrac- 
tants. 

I) Les fonctions de delegue d’un Etat membre sont gratuites et les frais de deplacement qu’elles 
entrainent sont ä la Charge de cet Etat. 

§ 3. — a) Le Comite administratif etablit le regiement concernant Torganisation, le fonctionne- 
ment et le Statut du personnel de 1’ Office central. 

b) hc Comite administratif nomme le directeur general, le vice-directeiir general, les conseillers 
et les conseillers-adjoints de l’Office central; le Gouvernement suisse lui presente des proposiLions pour 
la nomination du directeur general et du vice-directeur general. Pour ces nominations, le Comite ad- 
ministratif tient compte plus particulierement de la competence des candidats et d’une equitable 
repartition geographique. 

c) Le Comite administratif approuve le budget annuel de TOffice central, en tenant compte 
des dispositions de T article 2 ei-apres, ainsi que le rapport annuel de gestion. 

La verification des comptes de l’Office central, qui a trait uniquenient ä la concordance des 
ecritures et des pieces comptables, dans le cadre du budget, est exercee par le Gouvernement suisse. 
Celui-ci transmet ces comptes, avec un rapport, au Comite administratif. 

Le Comite administratif communique aux Etats contractants, avec le rapport de gestion de 
rOffice central et le releve des comptes annuels de celui-ci, les decisions, resolutions et recomman- 
dations qu’il est appele ä formuler. 

d) Lq Comite administratif adresse ä chaque Conference diplomatique chargee de determiner 
sa composition, au moins deux mois avant rouverture de celle-ci, un rapport sur Tensemble de son 
activite depuis la Conference precedente. 
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ANLAGE I 

(Artikel 54) 


Satzung des Zentralamtes für den internationalen Eisenbahnverkehr (OCTl) 

Artikel 1 

§ 1 , — Das Zentralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr (OCTI) hat seinen Sitz in 
Bern und steht unter dem Schutz der schweizerischen Regierung. 

Die Aufsicht über seine Tätigkeit auf administrativem und finanziellem Gebiet wird im Rahmen 
der Bestimmungen des Artikels 54 des Übereinkommens ausgeübt und einem Verwaltungsausschuß 
anvertraut. 

Dem Verwaltungsausschuß sind folgende Aufgaben übertragen: 

Er überwacht die sachgemäße Anwendung der Übereinkommen und der anderen aus den 
Revisionskonferenzen hervorgegangenen Texte durch das Zentralamt und befürwortet, wenn nötig, die 
geeigneten Maßnahmen zur Erleichterung der Anwendung dieser Übereinkommen und Texte. 

b) Er begutachtet Fragen, welche die Tätigkeit des Zentralamtes betreffen können und ihm 
von einem Vertragsstaat oder dem Direktor des Zentralamtes unterbreitet werden, 

§ 2. — a) Der Verwaltungsausschuß tagt in Bern. Er besteht aus elf unter den Vertragsstaaten 
ausgewählten Mitgliedern. 

b ) Die Schweizerische Eidgenossenschaft verfügt über einen ständigen Sitz im Ausschuß und 
hat den Vorsitz. Die anderen Mitgliedstaaten werden auf fünf Jahre ernannt. Für jeden Zeitraum 
von fünf Jahren bestimmt eine diplomatische Konferenz auf Vorschlag des amtierenden Verwal- 
tungsausschusscs die Zusammensetzung des Ausschusses, unter Berücksichtigung einer angemessenen 
geographischen Aufteilung. 

c) Wird unter den Mitgliedstaaten ein Sitz frei, so bezeichnet der Verwaltungsausschuß selbst 
einen anderen Vertragsstaat für den frei gewordenen Sitz, 

d) Jeder Mitgliedstaat bezeichnet als Delegierten im Ven\^altungsausschuß eine auf Grund ihrer 
Erfahrung in internationalen Transportfragen geeignete Persönlichkeit. 

e) Der Verwaltungsausschuß stellt seine Geschäftsordnung auf und konstituiert sich sell)st. 

Er hält jedes Jahr mindestens eine ordentliche Sitzung ab. Überdies hält er außerordentliche 

Sitzungen ab, wenn mindestens drei Mitgliedstaaten es verlangen. 

Die Sekretariatsgeschäfte des Verwaltungsausschusses werden vom Zentralamt besorgt. 

Die Niederschriften der Sitzungen des Verwaltungsausschusses werden allen Vertragsstaaten 
zugestellt. 

f) Die Tätigkeit des Delegierten eines Mitglicdstaates ist unentgeltlich, und die damit verbun- 
denen Reisekosten gehen zu Lasten dieses Staates. 

§3. — a) Der Verwaltungsausschuß stellt die Vorschriften über die Organisation, die Tätig- 
keit und die Rechtsstellung des Personals des Zcntralamtcs auf. 

b) Der Verwaltungsausschuß ernennt den Generaldirektor, den Vizegencraldirektor, die Räte 
und die Ratsadjunkten des Zentralamtes; die schweizerische Regierung unterbreitet ihm Vorschläge 
für die Ernennung des Generaldirektors und des Vizegeneraldirektors. Bei diesen Ernennungen berück- 
sichtigt der Verwaltungsaiisscliuß ganz besonders die Eignung der Bewerber und eine angemessene 
geographische Verteilung. 

c) Der Verwaltungsausschuß genehmigt unter Berücksichtigung der Bestimmungen des nach- 
folgenden Artikels 2 den jährlichen Voranschlag des Zcntralamtcs sowie den jährlichen Geschäfts- 
bericht. 

Die Rechnung des Zentralamtes wird von der schw^eizerischen Regierung geprüft; diese Prü- 
fung erstreckt sich lediglich auf die Übereinstimmung der Geschäftsbücher mit den Rechnungsbe- 
legen im Rahmen des Voranschlages. Die schweizerische Regierung leitet die Rechnung mit einem 
Bericht an den Verw^altungsausschuß w eiter. 

Der Verwaltungsausschuß gibt den Vertragsstaaten zusammen mit dem Geschäftsbericht des 
Zentralamtes und dessen Jahresrechnung seine Entscheide, Beschlüsse und Empfehlungen bekannt. 

d) Der Verwaltungsausschuß unterbreitet jeder mit der Bestimmung seiner Zusammensetzung 
beauftragten diplomatischen Konferenz mindestens zwei Monate vor ihrer Eröffnung einen Bericht 
über seine gesamte Tätigkeit seit der vorhergegangenen Konferenz. 
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Article 2 

§ 1. — Les frais de T Office central sont Supportes par les Etats contractants proportionnelle- 
ment ä la longueur des lignes de chemins de fer oii des parcours auxquels s’applique la Convention. 
Toutefois, les lignes de navigation participent aux depenses proportionnellement ä la moitie seiileinent 
de leurs parcours. Pour chaque Etat, la contribution ne peut depasscr im montant fixe par kilometre. 
Sur proposition du Comite administratif en fonction, ce montant est arr^te pour chaque periode quin- 
quennale par la Conference diplomatique cliargee selon les dispositions de l’article premier, § 2 6^, du 
present Reglement de determincr la composition du Comite administratif pour cette meme periode. 
Exceptionnellement, cette contribution peut, apres accord entre le Gouvernement Interesse et l’Office 
central, et approbation du Comite administratif, etre reduite de cinquante pour cent au maximum 
pour des lignes exploitees dans des conditions particulieres. Le montant du credit annuel afferent 
au kilometre est fixe, pour chaque exercice, par le Comite administratif, 1* Office central entendu. 
II est toujoiirs pergu en totalite. Lorsque les depenses effectives de l’Office central n’ont pas atteint le 
montant du credit calcule sur cette base, le solde non depense est verse ä un fonds de reserve. 

§ 2. — A l’occasion de la remise aux Etats contractants du rapport de gestion et du releve des 
comptes annuels, T Office central les invite ä verser leur part contributive aux depenses de Texercice 
ecoule. L’Etat qui, ä la date du 1®^ octobre, n’aurait pas verse sa part est, une deuxieme fois, invite 
ä le faire. Si ce rappel n’est pas suivi d’cffet, 1’ Office central le renouvelle au debut de Tannee suivante, 
ä Toccasion de Tenvoi de son rapport de gestion pour l’exercice ecoule. Si, ä la date du 1 ®r juillet suivant, 
aucun compte n’a ete tenu de ce rappel, une quatrieme demarche est faite aupres de TEtat retarda- 
taire pour l’amener ä payer les deux annuites echues. En cas d’insucces, TOffice central l’avise, trois 
mois plus tard, que, si le versement attendu n’a pas ete effectue avant la fin de l’annee, son abstention 
sera interpretce comme une manifestation tacite de sa volonte de sc retirer de la Convention. A defaut 
d’une suite donnce ä cette derniere demarche avant le 31 decembre, l’Office central, prenant acte de 
la volonte, tacitement exprimee par l’Etat defaillant, de se retirer de la Convention, procede ä la radia- 
tion des lignes de cet Etat de la liste des lignes admiscs au Service des transports internationaux. 

§ 3. — Les montants non recouvres doivent, autant que possible, etre couverts au moyen des 
credits ordinaires dont dispose l’Office central et peuvent etre repartis sur quatre exercices. La partie 
du deficit qui n’aurait pas pu etre comblee de la Sorte est portee, dans un compte special, au debit 
des autres Etats contractants dans la proportion du nombre de kilonietres de lignes soumises ä la 
Convention ä l’epoque de la mise en compte et, pour chacun, dans la mesure oü il a dejä, pendant 
la periode de deux ans qui s’est terminee par la retraite de l’Etat defaillant, ete partie avec lui ä la 
Convention. 

§ 4. — L’Etat doiit les lignes ont ete radiees dans les conditions indiquees au § 2 ci-dessus ne 
peut les faire röadmettre au Service des transports internationaux qu’en payaiit, au prealable, les 
sommes dont il est reste debiteur, pour les annees entrant en consideration et ce avec interet de ciiiq 
pour Cent ä compter de la fin du sixieme mois ecoule depuis le jour oü 1’ Office central Ta invite la pre- 
miere fois ä payer les parts contribiitives lui incombant. 


Article 3 

§ 1. — L’Office central publie un bulletin mensuel contenant les renseignements iiecessaircs 
ä l’application de la Convention, notamment les Communications relatives ä la liste des lignes de chemins 
de fer et d’autrcs entreprises et aux objets exclus du transport ou admis sous certaines conditions, 
ainsi que les etudes qu’il jugerait utile d’y inserer. 

§ 2. — Le bulletin est redige en frangais et en allemand. Un exemplaire est envoye gratuite- 
ment ä chaque Etat contractant et ä chacune des administrations interessees. Les autres exemplaires 
demandes sont payes ä un prix fixe par l’Office central. 


Article 4 

§ 1. — Les bordereaux et creances pour transports internationaux restes impayes peuvent 
etre adresses par l’entreprise creanciere ä l’Office central pour qu’il en facilite le recouvrement. A cet 
effet, rOffice central met Tentreprise de transport debitrice en demeiire de regier la somme due ou de 
fournir les motifs de son refus de payer. 
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Artikel 2 

§ 1 , — Die Kosten des Zeiitralamtes werden von den Vertragsstaaten im Verhältnis der Länge 
der Eisenbahnstrecken und der anderen Strecken getragen, auf die das Übereinkommen Anwen- 
dung findet. Die Schiffahrtslinien sind jedoch nur mit der Hälfte ihrer Länge an den Kosten beteiligt. 
Der Beitrag jedes Staates darf einen je Kilometer festgesetzten Betrag nicht überschreiten. Dieser 
Betrag wird von der diplomatischen Konferenz, die nach Artikel 1 § 2 dieser Satzung für jeden 
Zeitraum von fünf Jahren die Zusammensetzung des Verwaltungsausscliiisses zu bestimmen hat, 
auf Vorschlag des amtierenden Ver^^altungsausschusses für den gleichen Zeitraum festgesetzt. Aus- 
nahmsweise kann der Beitrag nach Vereinbarung zwischen der betreffenden Regierung und dem 
Zentralamt und nach Genehmigung durch den Verwaltungsausschuß für Strecken, die unter beson- 
deren Bedingungen betrieben werden, um höchstens fünfzig Prozent herabgesetzt werden. Die Höhe 
des auf den Streckenkilometer entfallenden Jahresbetrages wird für jedes Geschäftsjahr durch den 
Verwaltungsausschuß nach Anhörung des Zentralamtes festgesetzt. Der Beitrag wird stets in ganzer 
Höhe erhoben. Wenn die tatsächlichen Ausgaben des Zentralamtes den auf dieser Grundlage berechne- 
ten Betrag nicht erreicht haben, wird der nicht ausgegebene Restbetrag einem Reservefonds ziigeführt. 

§ 2. — Anläßlich der Übermittlung des Geschäftsberichtes und der Jaliresrechnung fordert 
das Zentralamt die Vertragsstaateil auf, ihren Kostenbeitrag für das verflossene Geschäftsjahr zu 
entrichten. Hat ein Staat bis zum 1. Oktober seinen Anteil nicht bezahlt, so wird er ein zweites Mal 
hierzu aufgefordert. Bleibt diese Aufforderung erfolglos, so hat das Zentralamt sie zu Beginn des fol- 
genden Jahres bei (jbersendung des Geschäftsberichtes über das verflossene Geschäftsjahr zu wieder- 
holen. Ist auch diese Mahnung bis zum folgenden 1. Juli erfolglos geblieben, so wird an den säumigen 
Staat eine vierte Aufforderung gerichtet, um ihn zur Zahlung der beiden ausstehenden Jahresbei- 
träge zu veranlassen. Bleibt auch diese erfolglos, .so teilt ihm das Zentralamt drei Monate ^äter mit, 
daß seine Nichtzahlung als stillschweigende Willensäußerung ausgelegt werde, vom Übereinkommen 
zurückzutreteü, wenn die erwartete Zahlung nicht vor A])lauf des Jahres geleistet wird. Wird dieser 
letzten Aufforderung bis zum ßl. Dezember keine Folge gegeben, so nimmt das Zeiitralamt Kenntnis 
von dem stillschweigend durch den säumigen Staat geäußerten Willen, vom Übereinkommen zu- 
rückzutreten, und löscht die Strecken dieses Staates in der Liste der zum internationalen Verkehr zu- 
gelassenen Strecken. 

§ 3. — Die nicht erhaltenen Beträge sollen nach Möglichkeit aus den ordentlichen Mitteln, über 
die das Zentralamt verfügt, gedeckt werden und können auf vier (ieschäflsjahre verteilt werden. Der 
Teil des Fehlbetrages, der auf diese Weise nicht gedeckt werden kann, wird auf ein besonderes Rech- 
nungskonto gebucht, mit dessen Betrag die anderen Vertragsstaaten iin Verhältnis der Strecken- 
kilometer belastet w^erden, die zur Zeit der Rechnungsstellung dem Übereinkommen unterstellt waren. 
Dabei wird jeder Staat in dem Ausmaß beteiligt, wie er während des zweijährigen Zeitraums, der 
mit dem Austritt des säumigen Staates abschließt, dem Übereinkommen gleichzeitig mit ihm an- 
gehört hat. 

§ 4. — Der Staat, dessen Strecken unter den im vorerwähnten § 2 genannten Bedingungen 
gelöscht worden sind, kann sie dem internationalen Verkehr nur dann wieder unterstellen lassen, 
wenn er vorher die Beträge, die er schuldig geblieben ist, für die betreffenden Jahre bezahlt, und zwar 
zuzüglich fünf Prozent Zinsen ab Ende des sechsten Monats seit dem Tage, an dem ihn das Zentral- 
amt erstmals aufgefordert hat, die auf ihn entfallenden Kostenbeiträge zu zahlen. 


Artikel 3 

§ 1. — Das Zentralamt gibt eine Monatsschrift heraus, welche die zur Anwendung des Über- 
einkommens notwendigen Auskünfte enthält, namentlich die Mitteilungen über die Liste der Strecken 
der Eisenbahnen und anderer Unternehmen und über die von der Beförderung ausgeschlossenen oder 
nur bedingungsweise zugelassenen Gegenstände, sowie die Abhandlungen, deren Veröffentlichung es 
für zweckmäßig hält. 

§ 2. — Die Zeitschrift erscheint in französischer und deutscher Sprache. Ein Exemplar wird 
unentgeltlich jedem Vertragsstaat und jeder beteiligten Verwaltung zugestellt. Für weitere Exemplare 
ist ein vom Zentralamt festgesetzter Preis zu bezahlen. 


Artikel 4 

§ 1. — Aus dem internationalen Verkehr herrührende unbezahlt gebliebene Forderungen kön- 
nen von dem Gläubigeruntemehmen dem Zentralamt mitgeteilt werden, damit dieses die Einziehung 
erleichtere. Zu diesem Zweck fordert das Zentralamt das schuldnerische Beförderungsunternehmen 
auf, den geschuldeten Betrag zu bezahlen oder die Gründe der Zahlungsverweigerung anzugeben. 
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§ 2. — Si r Office central estime que les motifs de refus allegues sont suffisamment fondes, il 
renvoie les parties ä se poursuivre devant le juge competent oii, si les parties en font la demande, 
devant le tribunal arbitral prevu ä l’article 57 de la Convention (Annexe III). 

§ 3. — Lorsque TOffice central estime que la totalite ou une partie de la somme est reellement 
due, il peut, apres avoir consulte un expert, declarer que Tentreprise de transport debitrice est tenue 
de verser ä TOffice central tout ou partie de la creance; la somme ainsi versee doit rester consignee 
jusqu’ä decision au fond par le juge competent ou par le tribunal arbitral prevu ä Tarticle 57 de la 
Convention (Annexe III). 

§ 4. — Dans le cas oü une entreprise de transport n’a pas donne suite, dans la quinzaine, aux 
injonctions de l’Office central, il lui est adresse une nouvelle mise en demeure, avec indication des 
consequences de son refus* 

§ 5. — Dix jours apres cette nouvelle mise en demeure, si eile est restee infructueuse, TOffice 
central adresse ä TEtat contractant dont depend T entreprise de transport un avis motive, en invitant 
cet Etat ä aviser aux mesures ä prendre et notamment ä examiner s*il doit maintenir sur la liste les 
lignes de Tentreprise de transport debitrice. 

§ 6. — Si TEtat contractant dont depend rentrepiise de transport debitrice declare que, malgrc 
le non-paiement, il ne croit pas devoir faire rayer de la liste cette entreprise, ou s’il laisse sans reponse 
pendant six semaines la communication de TOffice central, il est repute de plein droit accepter la 
garantie de la solvabilite de ladite entreprise, en ce qui concerne les creances resultant des transports 
internationaux. 


Article 5 

Il est pergu une remuneralion pour couvrir les frais particuliers r&ultant de Tactivite prevue 
ä Tarticle 54, § 1, lettres d) ä f), de la Convention. Le montant de cette remiineration est fixe par 
le Comite administratif, sur proposition de TOffice central. 
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§ 2. — Ist das Zentralamt der Ansicht, daß die angeführten Gründe die Weigerung rechtfertigen, 
so verweist es die Parteien an das zuständige Gericht oder, falls sie es verlangen, an das in Artikel 57 
des Übereinkommens vorgesehene Schiedsgericht (Anlage III). 

§ 3. — Ist das Zentralamt der Ansicht, daß der Betrag ganz oder teilweise tatsächlich geschul- 
det ist, so kann es nach Anhörung eines Sachverständigen erklären, daß das schuldnerische Beför- 
derungsunternehmen den Schuldbetrag ganz oder teilweise beim Zentralamt einzuzahlen hat; der 
daraufhin eingezahlte Betrag bleibt bis zur endgültigen Entscheidung durch das zuständige Gericht 
oder durch das in Artikel 57 des Übereinkommens vorgesehene Schiedsgericht (Anlage III) hinterlegt. 

§ 4. — Kommt ein Beförderungsunternehmen binnen zwei Wochen der Aufforderung des Zen- 
tralamtes nicht nach, so wird es erneut unter Androhung der Folgen einer Weigerung zur Zahlung 
aufgefordert. 

§ 5. — Wird auch dieser zweiten Aufforderung nicht binnen zehn Tagen entsprochen, so richtet 
das Zentralamt an den Vertragsstaat, dem das Beförderungsunternehmen angehört, eine begründete 
Mitteilung, mit welcher es diesen Staat ersucht, geeignete Maßnahmen in Erwägung zu ziehen und vor 
allem zu prüfen, ob die Strecken des schuldnerischen Beförderungsunternehmens weiter in der Liste 
zu belassen sind. 

§ 6. — Erklärt der Vertragsstaat, dem das schuldnerische Beförderungsunternehmen angehört, 
daß trotz Nichtzahlung dessen Strecken in der Liste nicht gelöscht werden sollen, oder läßt er während 
sechs Wochen die Mitteilung des Zentralamtes unbeantwortet, so wird von Rechts wegen vermutet, 
daß er die Gewähr für die Zahlungsfähigkeit des genannten Unternehmens übernimmt, soweit es sich 
um Forderungen aus dem internationalen Verkehr handelt. 


Artikel 5 

Zur Deckung der aus der Tätigkeit nach Artikel 54 § 1 dj bis des Übereinkommens erwach- 
senden besonderen Kosten wird eine Entschädigung erhoben. Die Höhe dieser Entschädigung wird 
auf Antrag des Zentralamtes durch den Verwaltungsausschuß festgesetzt. 
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ANNEXE II 

(Article 64, § 3) 


Statut relatif a la Commission de revision 


Article preinler 

Les Gouvernements des Etats contractants communiquent leurs propositions concernant les 
objets rentrant dans la competence de la Commission, ä TOffice central des transports internationaux 
par chemins de fer, qui les porte immediatement ä la connaissance des autres Etats contractants. 


Article 2 

L’Office central invite la Commission ä sieger cliaque fois qiie la necessite s’en fait sentir ou sur 
la demande d’au moins cinq Etats contractants. 

Tous les Etats contractants sont avises des sessions de la Commission deux mois ä Tavance. 
L’avis doit indiquer exactement les questions dont Tinscription ä Tordre du jour est demandce. 


Article 3 

Tous les Etats contractants peuvent prendre part aux travaux de la Commission. 

Un Etat peut se faire representer par un autre Etat; toiitefois, un Etat ne peut representer plus 
de deux autres Etats. 

Chaque Etat supportc les frais de ses representants. 


Article 4 

L’Office central instruit les questions ä traiter et assume le Service du secretariat de la Com- 
mission. 

Le Directeur general de TOffice central ou son representant prend part aux seances de la Commis- 
sion avec voix consultative. 


Article 5 

D’entente avec la majorite des Etats contractants, TOfficc central invite ä assister, avec voix 
consultative, aux seances de la Commission, des representants: 

a ) d’Etats non contractants, 

b) d’organisations internationales gouvernementales ayant competence en matiere de trans- 
port, SOUS condition de r^ciprocite, 

c) d’organisations internationales non gouvernementales s’occupant de transport, sous condition 
de reciprocite. 


Article G 

La Commission est valablement constituee lorsquc la moitie des Etats contractants sont repre- 
sentes. 


Article 7 

La Commission designe pour chaque session un President et un ou deux vice-presidents. 
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ANLAGE II 

(Artikel 64 § 3) 


Satzung des Bevisionsausschusses 


Artikel 1 

Die Regierungen der Vertragsstaaten teilen ihre Anträge zu den Gegenständen, für welche der 
Ausschuß zuständig ist, dem Zentralamt für den internationalen Eisenbahnverkehr mit. Das Zentral- 
amt bringt sie den übrigen Vertragsstaaten sofort zur Kenntnis. 


Artikel 2 

Das Zentralamt beruft den Ausschuß nach Bedarf oder auf Verlangen von mindestens fünf 
Vertragsstaaten zu einer Tagung ein. 

Die Anberaumung einer Tagung wird allen Vertragsstaaten zwei Monate vorher mitgeteilt. In der 
Mitteilung sind die Verhandlungsgegenstände, deren Aufnahme in die Tagesordnung verlangt worden 
ist, genau anzugeben. 


Artikel 3 

Alle Vertragsstaaten können sich an den Arbeiten des Ausschusses beteiligen. 

Ein Staat kann sich durch einen anderen Staat vertreten lassen; ein Staat kann jedoch nicht 
mehr als zwei andere Staaten vertreten. 

Jeder Staat trägt die Kosten für seine Vertreter. 


Artikel 4 

Das Zentralamt bildet die Geschäftsstelle des Ausschusses und besorgt die Sekretariatsgeschäfte. 
Der Generaldirektor des Zentralamtcs oder sein Stellvertreter nimmt an den Sitzungen des Aus- 
schusses mit beratender Stimme teil. 


Artikel 5 

Im Einverständnis mit der Mehrheit der Vertragsstaaten lädt das Zentralamt Vertreter ein von 

a ) Nichtvertragsstaaten, 

b) staatlichen internationalen Organisationen, die für Beförderuugsfragen zuständig sind (unter 
Vorbehalt der Gegenseitigkeit), 

c) nichtstaatlichen internationalen Organisationen, die sich mit Beförderungsfragen befassen 
(unter Vorbehalt der Gegenseitigkeit), 

mit l)eratender Stimme an den Tagungen des Ausschusses teilzunehmen. 


Artikel 6 

Der Ausschuß ist verhandlungsfähig, w^enn die Hälfte der Vertragsstaaten vertreten ist. 


Artikel 7 

Der Ausschuß bezeichnet für jede Tagung einen Präsidenten sowie einen oder zwei Vizepräsi* 
deuten. 


7 
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Article 8 

Les dcliberations ont lieu en fran^ais et en allemand. Les exposes des membres de la Commis- 
sion sont traduits immediatement de vive voix et en substance. Le texte des propositions et les Com- 
munications du President sont traduits in extenso. 


Article 9 

Le vote a lieu par delegation et, sur demande, ä Tappel nominal; chaque delegation d’un Etat 
contractant represente ä la seance a droit ä une voix. 

Une proposition est adoptee si le nombre de voix positives est: 

a ) au moins egal au tiers du nombre des Etats representes ä la Commission, 

b ) superieur au nombre des voix negatives. 


Article 10 

Les proees-verbaux des seanees resument les deliberations dans les deux langues. 

Les propositions et les deeisions doivent y etre inserees textuellement dans les deux langues. En 
cas de divergenees ehtre le texte fran^ais et le texte allemand du proees-verbal en ce qui eoneerne 
les deeisions, le texte frangais fait foi, 

Les proees-verbaux sont distribues aux membres aussitöt que possible. 

Si leur approbation ne peut avoir lieu au eours de la session, les membres remettront au seere- 
tariat dans un delai approprie les eorrections eventuelles. 


Article 11 

Pour faciliter les travaux, la Commission peut eonstituer des sous-eommissions; eile peut aussi 
eonstituer des sous-eommissions ehargees de preparer pour une session ulterieure des questions deter- 
minces. 

Chaque sous-eommission designe un president, un viee-president et, si le besoin s’en fait sentir, 
un rapporteur. Pour le reste, les dispositions des articles 1 ä 5 et 8 ä 10 sont applieables par analogie 
aux sous-eommissions. 
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Artikel 8 

Die Beratungen finden in französischer und deutscher Sprache statt* Die Ausführungen der 
Ausschußteilnehmer werden sofort nach ihrem wesentlichen Inhalt, jeder Antrag sowie jede Mitteilung 
des Vorsitzenden im genauen Wortlaut, mündlich übersetzt. 


Artikel 9 

Über die Anträge wird, auf Verlangen unter Namensaufruf, nach Delegationen abgestimmt. 
Jede Delegation eines an der Sitzung vertretenen Vertragsstaates hat eine Stimme. 

Ein Antrag gilt als angenommen, wenn die Zahl der Ja- Stimmen: 

a) mindestens ein Drittel der im Ausschuß vertretenen Staaten beträgt, 

b) größer ist als die Zahl der Nein-Stimmen. 


Artikel 10 

Die Sitzungsniederschriften sollen eine gedrängte Wiedergabe der Verhandlungen in beiden 
Sprachen enthalten. 

Die Anträge und Beschlüsse sind wörtlich in beiden Sprachen in die Niederschrift aufzunebmen. 
Für die Beschlüsse gilt bei Nichtübereinstimmung des deutschen Textes mit dem französischen Text 
der Niederschrift der französische Wortlaut. 

Die Niederschriften sind so bald wie möglich an die Teilnehmer zu verteilen. 

Falls die Niederschriften nicht im Laufe der Tagung genehmigt werden, übermitteln die Teil- 
nehmer die gewünschten Berichtigungen dem Sekretariat binnen angemessener Zeit. 


Artikel 11 

Zur Erleichterung der Arbeiten kann der Ausschuß Unterausschüsse einsetzen; er kann auch 
Unterausschüsse einsetzen, die bestimmte Fragen für eine spätere Tagung vorzubereiten haben. 

Jeder Unterausschuß ernennt einen Präsidenten, einen Vizepräsidenten und im Bedarfsfall 
einen Berichterstatter. Im übrigen gelten für die Unterausschüsse die Vorschriften der Artikel 1 bis 5 
und 8 bis 10 sinngemäß. 
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ANNEXE III 

(Article 57) 

Reglement d’arbitrage 

Article premier 
Nombre des arbitres 

Les tribunaux arbitraux constitues pour connaitre des litiges autres que ceux entre Etats se 
composeront d’un, de trois ou de cinq arbitres, suivant les stipulations du compromis. 


Article 2 

Choix des arbitres 

§ i. — Une liste d’arbitres est preetablie. Chaque Etat contractant peut designer au plus deux 
de ses ressortissants, specialistes du droit international des transports, pour etre inscrits sur la liste 
d’arbitres, etablie et tenue ä jour par le Gouvernement suisse. 

§ 2. — Si le compromis prevoit im arbitre iiniqiie, celui-ci est choisi d’un commun accord par 
les parties, 

Si le compromis prcH^oit trois oii cinq arbitres, chacime des parties choisit iin ou deux arbitres, 
selon le cas. 

Les arbitres choisis conformenient a ralinea procedent designent d’uii commun accord le troi- 
sieme ou le cinquieme arbitre, selon le cas, lequel preside le tribunal arbitral, 

Si les parties sont en desaccord sur le choix de Tarbitre unique ou si les arbitres choisis par les 
parties sont en desaccord sur la designation du troisieme ou du cinquieme arbitre, selon le cas, le tri- 
bunal arbitral est complete par im arbitre designe par le President du Tribunal federal suisse, ä la 
requöte de T Office central. 

Le tribunal arbitral est compose de personnes figurant sur la liste visee au § 1. Toutefois, si le 
compromis prevoit cinq arbitres, chacune des parties peut choisir un arbitre en dehors de la liste. 

§ 3. — L’arbitre unique, le troisumie ou le cinquieme arbitre doit etre d’une nationalite autre 
que celle des parties. 

L’intervention au litige d’iine tierce partie demeure sans effet sur la composition du tribunal 
arbitral. 


Article 3 
Compromis 

Les parties qui recourent ä l’arbitrage concluent iin compromis, lequel specifie en particulier: 

a) l’objet du differend, determine d’une fa^on aussi precise et claire que possible; 

b) la composition du tribunal et les delais utiles pour la nomination du ou des arbitres; 
cj le lieu du tribunal. 

Pour Touvertiire de la procedure arbitrale, le compromis doit etre commiinique ä TOffice central. 


Article 4 
ProcMure 

Le tribunal arbitral decide lui-meme de la procedure ä suivre en tenant compte notamment 
des dispositions ci-apres; 

a) \c tribunal arbitral iiistruit et juge les causes dont il est saisi sur les elements fournis par 
les parties sans etre lie, lorsqu’il est appele ä dire Ic droit, par les interpretations de celles-ci; 

b) ii ne peut accorder plus ou autre chosc que les conclusions du clemandcur, ni moins que ce 
que le defendeur a reconnu comme etant du; 

cj la sentence arbitrale, düment motivee, est redigee par le tribunal arbitral et notifiee aux 
parties par l’intermediaire de FOffice central; 

d) sauf disposition contraire de droit imperatif du lieu oü siege le tribunal arbitral, la sentence 
arbitrale n’est pas siisceptible de recours, cxception faite toutefois de la revision ou de la nullite. 
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ANLAGE III 

(Artikels?) 


Schiedsgerichtsordnung 

Artikel 1 

Zahl der Schiedsrichter 

Die für nicht zwischenstaatliche Streitigkeiten vorgesehenen Schiedsgerichte bestehen, je nach 
den Vereinbarungen im Schiedsvertrag, aus einem, drei oder fünf Schiedsrichtern. 

Artikel 2 

Wahl der Schiedsrichter 

§ 1. — Es wird eine Liste der Schiedsrichter im voraus aufgestellt. Jeder Vertragsstaat kann 
höchstens zwei Sachverständige des internationalen Beförderungsrechtes, die Angehörige dieses Staates 
sind, für die Eintragung in die Liste der Schiedsrichter bezeichnen, welche von der schweizerischen 
Regierung zusammengestellt und auf dem laufenden gehalten wird, 

§ 2. — Sieht der Schiedsvertrag einen Einzelschiedsrichter vor, so wird er im gegenseitigen Ein- 
verständnis der Parteien gewählt. 

Sieht der Schiedsvertrag drei oder fünf Schiedsrichter vor, so wählt jede Partei einen, beziehungs- 
weise zwei Schiedsrichter. 

Die gemäß vorstehendem Absatz gewählten Schiedsrichter bezeichnen im gegenseitigen Einver- 
ständnis den dritten oder gegebenenfalls den fünften Schiedsrichter, der den Vorsitz des Schiedsge- 
richtes führt. 

Sind die Parteien über die Wahl des Einzelschiedsrichters nicht einig oder sind die von den 
Parteien gewählten Schiedsrichter über die Bezeichnung des dritten oder gegebenenfalls des fünften 
Schiedsrichters nicht einig, so wird das Schiedsgericht auf Ersuchen des Zentralamtes "durch einen 
vom Präsidenten des Schweizerischen Bundesgerichtes bezeichneten Schiedsrichter ergänzt. 

Das Schiedsgericht setzt sich aus Personen zusammen, die in der in § 1 erwähnten Liste auf- 
geführt sind. Sieht der Schiedsvertrag jedoch fünf Schiedsrichter vor, so kann jede Partei einen nicht 
auf der Liste stehenden Schiedsrichter wählen. 

§ 3. — Der Einzelschiedsrichter, der dritte oder der fünfte Schiedsrichter müssen anderer Staats- 
angehörigkeit sein als die Parteien. 

Die Beteiligung einer Drittpartei am Streitfall hat keinen Einfluß auf die Zusammensetzung 
des Schiedsgerichtes. 

Artikel 3 
Schiedsvertrag 

Die Parteien, die das Schiedsgericht anrufen, schließen einen Schiedsvertrag ab, der insbesondere 
bestimmt: 

a) den so genau und klar wie möglich bezeichneten Streitgegenstand; 

b) die Zusammensetzung des Gerichtes und die Fristen für die Ernennung des oder der Schieds- 
richter; 

c) den Gerichtsort. 

Zwecks Eröffnung des Schiedsgerichtsverfahrens muß der Schiedsvertrag dem Zentralamt 
mitgeteilt werden. 

Artikel 4 

Verfahren 

Das Verfahren wird vom Schiedsgericht unter Berücksichtigung der nachstehenden Bestim- 
mungen selbst bestimmt: 

a) Das Schiedsgericht untersucht und beurteilt die ihm unterbreitete Streitsache auf Grund 
des Vorbringens der Parteien, ohne daß es bei seiner Entscheidung an die Auslegung durch die Par- 
teien gebunden ist. 

b) Es kann nicht mehr oder nichts anderes zusprechen, als der Kläger verlangt hat, und auch 
nicht weniger, als der Beklagte als geschuldet anerkannt hat. 

c) Der Schiedsspruch wird mit gehöriger Begründung vom Schiedsgericht abgefaßt und den 
Parteien durch Vermittlung des Zentralamtes zugestellt. 

d) Vorbehaltlich einer gegenteiligen Bestimmung zwingenden Rechtes an dem Ort, an welchem 
das Schiedsgericht tagt, können gegen den Schiedsspruch keine Rechtsmittel ergriffen werden, aus- 
genommen jedoch die Revision und die für den Fall der Nichtigkeit vorgesehenen Rechtsmittel. 
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Article 5 
Greffe 

L’Office central fonclionne comme greffe du tribunal arbitral. 

Article 6 
Frais 

La sentence arbitrale fixe les frais et depens, y compris les honoraires des arbitres, et decide 
ä laquelle des parties le paiement en incombe ou dans quelle proportion ils sont partages entre elles. 
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Artikel 5 

Geriehtssekretariat 

Das Zentralamt besorgt die Sekretariatsgeschäfte des Schiedsgerichtes. 

Artikel 6 
Kosten 

Der Schiedsspruch setzt die Kosten und Auslagen fest, einschließlich der Honorare der Schieds* 
richter, und bestimmt, welcher Partei die Zahlung obliegt oder in welchem Verhältnis die Kosten 
unter den Parteien zu verteilen sind. 
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Protocole additionnel 

aux Conventions internationales concernant le transport par chemins de fer 
des marchandises (CIM) et des voyageurs et des bagages (CIV) 
sign6es ä Berne le 7 fövrier 1970 


LES PLfiNIPOTENTIAIRES SOUSSIGNllS 


sont convenus des dispositions ci-apres: 


I. 

Afin de rendre obligatoircs pour Tusager, selon le droit du Royaume-Uni de Grande-Bretagne 
et d’Irlande du Nord, les prescriptions des Conventions de 1970 en ce qui concerne les lignes des parties 
territoriales d’Etats non signataires ou non adhercnts, le Gouvernement du Royaume-Uni, par deroga- 
tion aux dispositions de ces Conventions, est habilite ä inserer, pour le trafic en provenance du Royaume- 
Uni, une reference au present Protocole additionnel dans les formules imprimees de la lettre de voiture 
(CIM), du billet international et du bulletin de bagages (CIV). 

2® Compte tenu du fait qu’au Royaume-Uni, la legidation relative aux transports ne comporte 
aucune Obligation de publier les tarifs, ni de les appliquer aux usagers d*une manicre uniforme, il est 
admis que 

a) les dispositions de la CIM n» s’appliquent pas dans le Royaume-Uni si eiles comportent une 
Obligation de publier des tarifs et de k s appliquer aux usagers d’une maniere uniforme, 

h) les prix de transport et les frais accessoires que le chemin de fer est autorise ä percevoir au 
Royaume-Uni y sont applicables au traiic international soumis ä la CIM. 

3® Jusqu’ä la conclusion et Tentree en vigueur d’un appendice special ä TAnnexe I ä la CIM 
contenant les prescriptions derogatoires relatives au trafic fer-mer des mätieres dangereuses entre le 
Continent et le Royaume-Uni, les mätieres dangereuses qui seront transport&s sous le regime de la 
CIM, ä destination ou en provenance du Royaume-Uni, doivent satisfaire aux prescriptions de T Annexe I 
et, en outre, aux conditions du Royaume-Uni en ce qui concerne ses reglementations ferroviaires et 
maritimes du transport des mätieres dangereuses. 


II. 

1® Afin de rendre obligatoircs pour Tusager, selon le droit de Tlrlande, les prescriptions des Con- 
ventions de 1970 en ce qui concerne les lignes des parties territoriales d’Etats non signataires ou non 
adherents, le Gouvernement d’Irlande, par derogation aux dispositions de ces Conventions, est ha- 
bilite ä inserer, pour le trafic en provenance d’Irlande, une reference au present Protocole additionnel 
dans les formules imprimees de la lettre de voiture (CIM), du billet international et du bulletin de 
bagages (CIV). 

2® Compte tenu du fait qu’cn Irlande, la legislation relative aux transports ne comporte aucune 
Obligation de publier les tarifs, ni de les appliquer aux usagers d’une maniere uniforme, il est admis que 

a) les dispositions de la CIM ne s’appliquent pas en Irlande si eiles comportent une Obligation de 
publier des tarifs et de les appliquer aux usagers d’une manifere uniforme, 

b ) les prix de transport et les frais accessoires que le chemin de fer est autorise ä percevoir en 
Irlande y sont applicables au trafic international soumis ä la CIM. 
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Zusatzprotokoll 

zu den am 7. Februar 1970 in Bern Unterzeichneten Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) 
und den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 


DIE UNTERZEICHNETEN BEVOLLMÄCHTIGTEN 
haben folgendes vereinbart: 


1 . 

1. Um die Bestimmungen der übereinkonuuen von 1970 nach dem Recht des Vereinigten König- 
reiclis von Großbritannien und Nordirland für die Kunden auch insoweit verbindlich werden zu lassen, 
als es sich um die Strecken von Gebietsteilen von Staaten handelt, welche die Übereinkommen weder 
unterzeichnet haben noch ihnen beigetreten sind, wird die Regierung des Vereinigten Königreichs er- 
mächtigt, in Abweichung von den Bestimmungen der Übereinkommen für den Verkehr aus dem Ver- 
einigten Königreich in das Frachtbriefformular (CIM), in den internationalen Fahrausweis und in den 
Gepäckschein (CIV) einen Hinweis auf dieses Zusatzprotokoll aufzunehmen. 

2. Angesichts des Umstandes, daß die Transportgesetzgebung im Vereinigten Königreich keine 
Verpflichtung zur Veröffentlichung der Tarife und zu ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden 
gegenüber vorsieht, wird als zulässig erklärt : 

a) daß die Bestimmungen der CIM, soweit sie eine Verpflichtung zur Veröffentlichung der Tarife 
und ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden gegenüber vorsehen, im Vereinigten Königreich nicht 
gelten; 

b) daß Fracht und Nebengebühren, zu deren Erhe])ung die Eisenbahn im Vereinigten Königreich 
ermächtigt ist, auch auf den der CIM unterliegenden internationalen Verkehr angewendet werden. 

3. Bis zum Abschluß und Inkrafttreten eines besonderen Anhangs zur Anlage I zur CIM, der 
Sonderbestimmungen für die Eisenbahn-Seebeförderung von gefährlichen Gütern zwischen dem Fest- 
land und dem Vereinigten Königreich enthält, müssen die gefährlichen Güter, deren Beförderung nach 
oder von dem Vereinigten Königreich der CIM unterstellt ist, außer den Bestimmungen der Anlage I 
auch den Bedingungen des Vereinigten Königreichs über die Beförderung gefährlicher Güter mit der 
Eisenbahn und zur See entsprechen. 


H. 

1. Um die Bestimmungen der Übereinkommen von 1970 nach dem Recht Irlands für die Kunden 
auch insoweit verbindlich werden zu lassen, als es sich um die Strecken von Gebietsteilen von Staaten 
handelt, welche die Übereinkommen weder unterzeichnet haben noch ihnen beigetreten sind, wird die 
Regierung Irlands ermächtigt, in Abweichung von den Bestimmungen der Übereinkommen für den 
Verkehr aus Irland in das Frachtbriefformular (CIM), in den internationalen Fahrausweis und in den 
Gepäckschein (CIV) einen Hinw^eis auf dieses Zusatzprotokoll aufzunehmen. 

2. Angesichts des Umstandes, daß die Transportgesetzgebung in Irland keine Verpflichtung zur 
Veröffentlichung der Tarife und zu ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden gegenüber vorsieht, 
wird als zulässig erklärt : 

a) daß die Bestimmungen der CIM, soweit sie eine Verpflichtung zur Veröffentlichung der Tarife 
und ihrer gleichmäßigen Anwendung den Kunden gegenüber vorsehen, in Irland nicht gelten; 

b) daß Fracht und Nebengebühren, zu deren Erhebung die Eisenbahn in Irland ermächtigt ist, 
auch auf den der CIM unterliegenden internationalen Verkehr ange\vendet w^erden. 
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3° Jusqu’ä la conclusion et Tentree en vigueur d’un appendice special ä TAnnexe I ä la CIM 
contenant les prescriptions derogatoires relatives au trafic fer-mer des matieres dangereuscs entre le 
Continent et Tlrlande, les matieres dangereuscs qui seront transportees sous le regime de la CIM, ä 
destination ou en provenance d’Irlande, doivent satisfaire aiix prescriptions de 1* Annexe I et, en outre, 
aux conditions de l’Irlandc en ce qui concerne ses reglementations ferroviaires et maritimes du transport 
des matieres dangereuscs. 


III. 

Les dispositions des Conventions CIM et CIV ne pourront prevaloir contre celles que certains 
Etats seront amenes ä prendre, dans le trafic entre eux, en application de certains Traites tels que les 
Traites relatifs ä la Communautc Europeenne du Charbon et de l’Acier et ä la Communaute Economique 
Europeenne. 


IV. 

Ce Protocole, completant les Conventions de 1970, demeure ouvert ä la Signatare jusqu’au 
30 avril 1970. 

II doit 6tre ratifie. 

Les Etats qui n’auront pas signe le present Protocole avant cette date et les Etats participant aux 
Conventions susvisees en application de rarticle 67 de la CIM et de Tarticle 62 de la CIV de 1970 peuvent 
adherer au present Protocole par notification. 

L’instrumcnt de la ratification ou la notification de l’adhesion sera depose aupres du Gouverne- 
ment suisse. 


En foi de quoi, les Plenipotentiaires ci-apres, munis de Icurs pleins pouvoirs qui ont ete trouves 
en bonne et due forme, ont signe le pr&ent Protocole. 

Fait ä Berne, le sept f evrier mil neuf cent soixante-dix, en un seul exemplaire, qui restera depose 
dans les Archives de la Confederation suisse et dont une expedition authentique sera remise ä chaciine 
des Parties. 


(Suivent les signatures) 
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3. Bis zum Abschluß und Inkrafttreten eines besonderen Anhangs zur Anlage I zur CIM, der 
Sonderbestimmungen für die Eisenbahn-Seebeförderung von gefährlichen Gütern zwischen dem Fest- 
land und Irland enthält, müssen die gefährlichen Güter, deren Beförderung nach oder von Irland der 
CIM unterstellt ist, außer den Bestimmungen der Anlage I auch den Bedingungen Irlands über die 
Beförderung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn und zur See entsprechen. 


IIL 

Die Bestimmungen der Übereinkommen CIM und CIV haben nicht den Vorrang gegenüber den 
Bestimmungen, die gewisse Staaten für ihren gegenseitigen Verkehr in Anwendung besonderer Ver- 
träge, wie etwa der Verträge über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft, zu treffen haben. 


IV. 

Dieses Protokoll, das die Übereinkommen von 1970 ergänzt, liegt bis zum 30. April 1970 zur 
Unterzeichnung auf. 

Es bedarf der Ratifikation. 

Die Staaten, die dieses Protokoll bis zu diesem Zeitpunkt nicht unterzeichnet haben, und die 
Staaten, welche sich an den vorerw^ähnten Übereinkommen gemäß Artikel 67 der CIM und Artikel 62 
der CIV von 1970 beteiligen, können diesem Protokoll auf Grund einer Mitteilung beitreten. 

Die Ratifikationsurkunde oder die Mitteilung über den Beitritt ist bei der schweizerischen Re- 
gierung zu hinterlegen. 


Zu Urkund dessen haben die nachstehenden Bevollmächtigten, deren Vollmachten in guter und 
gehöriger Form befunden wurden, das vorstehende Protokoll unterzeichnet. 

Geschehen zu Bern am siebenten Februar neunzehnhundertsiebzig in einer Urschrift, die im 
Archiv der Schweizerischen Eidgenossenschaft hinterlegt und von der jedem Vertragsstaat eine amt- 
liche Ausfertigung zugestellt wird. 


(Folgen die Unterschriften) 
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Denkschrift 

1. Zum Zusatzübereinkommen vom 26. Februar 1966 
zum Internationalen Übereinkommen über den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 
vom 25. Februar 1961 über die Haftung der Eisen- 
bahn für Tötung und Verletzung von Reisenden; 

2. zum Internationalen Übereinkommen vom 7. Fe- 
bruar 1970 über den Eisenbahnfrachtverkehr 
(CIM); 

3. zum Internationalen Übereinkommen vom 7. Fe- 
bruar 1970 über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr (CIV); 

4. zum Zusatzprotokoll zu den am 7. Februar 1970 
in Bern Unterzeichneten Internationalen Über- 
einkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr 
(CIM) und den Eisenbahn-Personen- und -Gepäck- 
verkehr (CIV). 

A. 

Allgemeine Bemerkungen 

1. Die Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des 
internationalen Eisenbahnverkehrs reicht bis ins 
vorige Jahrhundert zurück. Die erste Fassung des 
„Internationalen Übereinkommens über den 
Eisenbahnfrachtverkehr" (in Abkürzung seines 
französischen Titels *) kurz „CIM" genannt) 
wurde am 14. Oktober 1890 von neun europä- 
ischen Staaten unterzeichnet. Am 8. Juni 1923 
folgte die Unterzeichnung des ersten „Internati- 
nalen Übereinkommens über den Eisenbahn-Per- 
sonen- und -Gepäckverkehr" (CIV) **). Beide 
Übereinkommen sind seitdem wiederholt revi- 
diert worden. Die gegenwärtig geltenden Fassun- 
gen tragen das Datum des 25. Februar 1961 und 
sind am 1 Januar 1965 in Kraft getreten. In einem 
Zusatzprotokoll zu diesen Übereinkommen sind 
Sonderregelungen für einzelne Mitgliedstaaten 
getroffen. 

2. Das Deutsche Reich war von Anfang an Mitglied- 
staat der Übereinkommen CIM und CIV. Zur 
ersten Revisionskonferenz nach dem Zweiten 
Weltkrieg, die für den Oktober 1952 nach Bern 
einberufen wurde, lud die Eidgenössische Regie- 
rung seinerzeit sowohl die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland als auch diejenige der 
Deutschen Demokratischen Republik ein. Es 
wurde dann eine Sonderregelung geschaffen, die 
es den „Gebietsteilen Deutschlands" ermöglichte, 
ohne eine Unterzeichnung der Übereinkommen 
von 1952 oder einen Beitritt zu diesen die Rechte 
und Pflichten von Mitgliedern zu erwerben. Von 
diesem Angebot haben die beiden deutschen 
Staaten damals Gebrauch gemacht, und zwar die 
Bundesrepublik Deutschland durch das Gesetz 
vom 15. Februar 1956 (BGBl. II, S. 33), das die Be- 
stimmungen der Übereinkommen durch einen aus- 
schließlich innerstaatlichen Rechtsakt in Kraft 


•) Convention internationale concernant le transport des mardian- 
dises par chemins de fer. 

*•) Convention internationale concernant le transport des voyageurs 
et des bagages par diemins de fer. 


setzte. Die gleiche Sonderregelung wurde in dem 
Zusatzprotokoll zu den gegenwärtig geltenden 
Übereinkommen vom 25. Februar 1961 getroffen. 
Dazu ist in der Bundesrepublik Deutschland das 
„Gesetz über die Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland an den Internationalen Übereinkom- 
men vom 25. Februar 1961 über den Eisenbahn- 
frachtverkehr und über den Eisenbahn-Personen- 
und -Gepäckverkehr" vom 21. Dezember 1964 
(BGBl, II S. 1517) ergangen, mit dem die Bestim- 
mungen der Übereinkommen CIM und CIV in der 
Fassung von 1961 sowie das Zusatzprotokoll zu 
diesen Übereinkommen als innerstaatliches Recht 
jübernommen wurden. 

3. Die oben erläuterte Sonderregelung benachtei- 
ligte die Bundesrepublik Deutschland (und die 
Deutsche Demokratische Republik) insofern, als 
die Vertreter der Bundesregierung auf den Revi- 
sionskonferenzen und an Tagungen der in Arti- 
kel 69 §§ 3, 4 der CIM sowie Artikel 68 § 3 ge- 
nannten Ausschüsse nur als Beobachter teilneh- 
men konnten, demgemäß nicht über ein Stimm- 
recht verfügten, ferner insoweit, als die Bundes- 
regierung gegen die Beschlüsse der erwähnten 
Ausschüsse keinen Widerspruch erheben konnte. 

Besondere Schwierigkeiten erwuchsen aber aus 
der Tatsache, daß die Übereinkommen CIM und 
CIV bislang nicht für den Eisenbahnverkehr zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten galten. Die 
für den nationalen Bereich maßgebende „Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung" hatte sich nach dem 
Waffenstillstand von 1945 in den beiden deut- 
chen Gebietsteilen sehr unterschiedlich weiter- 
entwickelt. Der Mangel eines einheitlichen Be- 
förderungsrechts war nach der „Berliner Blok- 
kade" durch einen Interzonentarif überbrückt 
worden, dessen allgemeiner Teil einige Rechts- 
vorschriften enthielt, die als „Allgemeine Ge- 
schäftsbedingungen" in die Beförderungsverträge 
eingingen. Dieser interzonale Tarif war jedoch 
von der Deutschen Reichsbahn zum 1. Juli 1965 
aufgekündigt worden. Seitdem herrschte ein un- 
geregelter Zustand, der zu den bekannten 
Schwierigkeiten an der Grenze zur Deutschen 
Demokratischen Republik führte. Eine Abstellung 
dieser Mängel und ein geordneter Eisenbahnver- 
kehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik so- 
wie nach und von Berlin (West) waren nur durch 
den Beitritt beider deutscher Staaten zu CIM und 
CIV zu erreichen. Eine entsprechende Verein- 
barung ist unter dem 26. Mai 1972 in einem 
Briefwechsel zwischen dem Staatssekretär im 
Bundeskanzleramt der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Bahr, und dem Staatssekretär beim Mini- 
sterrat der Deutschen Demokratischen Republik, 
Dr. Kohl, getroffen worden. Dieser Abrede ent- 
sprechend hat die Bundesregierung dem Schwei- 
zerischen Bundesrat ein auf die Übereinkommen 
CIM und CIV vom 25. Februar 1961 bezügliches 
Beitrittsgesuch zugeleitet, das, da keiner der bis- 
herigen Mitgliedstaaten Widerspruch eingelegt 
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hat, als rechtsverbindlich angenommen gilt. Der 
Beitritt ist am 1. April 1973 rechtswirksam ge- 
worden. 

Der Beitritt gilt auch für Berlin (West). Die Alli- 
ierte Kommandantura Berlin hat dem durch 
BK/O (72) 10 vom 25. September 1972 mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß die Anwendung der 
Übereinkommen auf Berlin den durch diese An- 
wendung nicht betroffenen Rechten und Befug- 
nissen der Alliierten über den Betrieb der Eisen- 
bahn in den Westsektoren von Berlin unterwor- 
fen ist. 

4. Das Internationale Übereinkommen über den 
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) 
enthält keine eigene Regelung für die Haftung 
der Eisenbahn bei Personenschäden, sondern ver- 
weist insoweit auf das Recht der einzelnen Ver- 
tragstaaten. über eine Rechtsvereinheitlichung 
in diesem in den nationalen Rechten sehr unter- 
schiedlich geregelten Punkt konnte in dem gro- 
ßen Kreis der Mitglieder der bestehenden Über- 
einkommen keine Einigung erzielt werden. Eine 
Reihe von Staaten hat jedoch am 26. Februar 1966 
ein Zusatzübereinkommen zur CIV unterzeichnet, 
das die Haftung der Eisenbahn für Tötung und 
Verletzung von Reisenden regelt. Mit diesem Zu- 
satzübereinkommen, an dessen Ausarbeitung die 
Bundesrepublik Deutschland maßgeblich beteiligt 
war, wird ein weiterer Beitrag von großer Bedeu- 
tung zur Vereinheitlichung des Eisenbahntrans- 
portrechts geleistet. Für die Staaten, die das Zu- 
satzübereinkommen unterzeichnet haben, ist es 
am 1. Januar 1973 in Kraft getreten. Der Bundes- 
republik Deutschland war es bisher nicht mög- 
lich, das Zusatzübereinkommen zu unterzeich- 
nen. Nachdem der Beitritt zur CIV vom 25. Fe- 
bruar 1961 wirksam geworden ist, besteht auch 
für die Bundesrepublik Deutschland die Möglich- 
keit, dem Zusatzübereinkommen beizutreten. 

5. Auf Einladung der schweizerischen Regierung 
sind im Februar 1970 in Bern die Vertreter der 
Vertragstaaten zur 7. Ordentlichen Revisionskon- 
ferenz für CIM und CIV zusammengekommen. 
Die aus der Konferenz hervorgegangenen neuen 
Übereinkommen konnten bislang nicht in Kraft 
gesetzt werden, weil noch nicht — wie vorge- 
sehen — 15 Mitgliedstaaten Ratifikationsurkun- 
den bei der schweizerischen Regierung hinterlegt 
haben. Dieses Ziel wird jedoch im Laufe des Jah- 
res 1973 erreicht werden. Die Konferenz zur Be- 
stimmung des Zeitpunktes des Inkrafttretens der 
Konvention vom 7. Februar 1970 wird danach 
gegen Ende des Jahres 1973 zusanunentreten. Bei 
dieser Sachlage ist damit zu rechnen, daß die gel- 
tenden Übereinkommen, die zum 1. Januar 1965 
in Kraft gesetzt wurden, am 1. Januar 1975 durch 
die Neufassungen abgelöst werden. 

6. Aus den bereits erwähnten Gründen hält es die 
Bundesregierung für wünschenswert, daß die 
Bundesrepublik Deutschland sowohl dem Zusatz- 
übereinkommen von 1966 zur CIV von 1961 wie 


auch den im Jahre 1970 neugefaßten Übereinkom- 
men CIM und CIV sowie dem Zusatzprotokoll zu 
diesen Übereinkommen beitritt. 

B. 

Zu dem Zusatzübereinkommen von 1966 über die 
Haftung der Eisenbahn für Tötung und Verletzung 
der Reisenden 

I. Allgemeines 

1. Die Haftungsbestimmungen des Internationalen 
Übereinkommens über den Eisenbahn-Personen- 
und -Gepäckverkehr (CIV) von 1961 finden nach 
Artikel 28 § 1 keine Anwendung auf Schäden, die 
durch die Tötung oder die Verletzung von Rei- 
senden entstanden sind. Die Haftung regelt sich 
insoweit nach den Gesetzen und Vorschriften des 
Staates, in dem das schädigende Ereignis einge- 
treten ist. Eine entsprechende Bestimmung findet 
sich in Artikel 25 § 1 der noch nicht in Kraft 
getretenen CIV 1970. 

Für die interessierten Mitgliedstaaten der CIV 
sollen die nationalen Bestimmungen, auf die die 
CIV verweist, durch einheitliche internationale 
Haftungsbestimmungen ersetzt werden. Vorge- 
sehen ist im wesentlichen folgende Regelung: 

a) Das Zusatzübereinkommen findet wie die CIV 
nur auf internationale Beförderungen Anwen- 
wendung (Art. 1 § 1 in Verbindung mit Art. 1 
CIV 1961). Für dabei auf tretende Schäden, die 
durch Tötung oder Verletzung von Reisenden 
oder durch die Beschädigung oder den Verlust 
mitgeführter Sachen entstehen, haftet die 
Eisenbahn, sofern nicht bestimmte Ent- 
lastungsgründe vorliegen (Art. 2). Der Scha- 
denersatz umfaßt bei Verletzung des Reisen- 
den die notwendigen Kosten (insbesondere für 
die Heilung, die Pflege und den Transport) so- 
wie den Vermögensnachteil, den der Reisende 
dadurch erleidet, daß seine Erwerbsfähigkeit 
aufgehoben oder gemindert oder eine Ver- 
mehrung seiner Bedürfnisse eingetreten ist 
(Art. 4). Bei Tötung des Reisenden hat die 
Eisenbahn den Personen, denen der Reisende 
kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder 
künftig unterhaltspflichtig geworden wäre, 
den durch den Verlust des Unterhaltsan- 
spruchs entstehenden Schaden zu ersetzen 
(Art. 3 § 2). Außerdem sind die Bestattungs- 
kosten und, wenn der Tod nicht sofort einge- 
treten ist, die Kosten einer versuchten Hei- 
lung sowie der Vermögensnachteil zu erset- 
zen, den der Reisende bis zu seinem Tode in- 
folge Minderung seiner Erwerbsfähigkeit oder 
Vermehrung seiner Bedürfnisse erlitten hat 
(Art. 3 § 1). 

Ob und wie weit die Eisenbahn zur Leistung 
von Schmerzensgeld verpflichtet ist, richtet 
sich nach dem Landesrecht (Art. 5). Unter Lan- 
desrecht im Sinne des Zusatzübereinkommens 
ist das Recht des Staates zu verstehen, auf 
dessen Gebiet sich der Unfall des Reisenden 
ereignet hat (Art. 18 § 2). 
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b) Die Höhe des wegen Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit, wegen vermehrter Bedürfnisse so- 
wie wegen Entziehung des Unterhalts zu lei- 
stenden Schadenersatzes bestimmt sich grund- 
sätzlich nach Landesrecht; sieht jedoch das 
Landesrecht Höchstbeträge vor, dürfen diese 
für jeden Reisenden nicht niedriger sein als 
200 000 Franken bei Kapitalabfindung oder als 
eine diesem Kapital entsprechende Rente 
(Art. 6 § 2). Für die Beschädigung oder den 
Verlust von Sachen, die der Reisende an sich 
trägt oder mit sich führt, kann Ersatz bis zum 
Hödistbetrag von 2 000 Franken bean- 
sprucht werden (Art. 7). Als Franken im Sinne 
des Übereinkommens gelten Goldfranken im 
Gewicht vom Gramm und 0,900 Feinge- 
halt (Art. 21); 200 000 Franken entsprechen 
hiernach etwa 210 376 DM. Ist die Tötung oder 
Verletzung des Reisenden oder die Beschädi- 
gung oder der Verlust von Sachen auf Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn oder 
ihrer Leute (Art. 11) zurückzuführen, so kann 
die Eisenbahn sich weder auf die in dem Zu- 
satzübereinkommen noch auf die im Landes- 
recht vorgesehenen Beschränkungen der Höhe 
des Schadenersatzes berufen (Art. 8). 

c) Tarifbestimmungen und sonstige Abmachun- 
gen zwischen der Eisenbahn und dem Reisen- 
den, durch weiche die Haftung der Eisenbahn 
im voraus ganz oder teilweise ausgeschlossen, 
die der Eisenbahn obliegende Beweislast um- 
gekehrt oder die Haftungshöchstbeträge her- 
abgesetzt werden sollen, sind nichtig (Art. 10). 

d) Das Zusatzübereinkommen enthält im übrigen 
Bestimmungen über Reklamationen (Art. 13), 
über die Verjährung und das Erlöschen von 
Ansprüchen (Art. 16, 17), über die gerichtliche 
Zuständigkeit sowie über die Vollstreckbar- 
keit von Urteilen (Art. 14, 19, 20), ferner Be- 
stimmungen über gemischte Beförderungen 
(Art. 22: Eisenbahn/Kraftwagen-Verkehr; 
Eisenbahn/See-Verkehr) und über die Haftung 
für Folgen nuklearer Ereignisse (Art. 23). 
Gegen die Eisenbahn und ihre Leute kann ein 
Anspruch auf Schadenersatz, auf welchem 
Rechtsgrund er auch beruht, nur unter den 
Voraussetzungen und Beschränkungen gel- 
tend gemacht werden, die in dem Zusatzüber- 
einkommen vorgesehen sind (Art. 12). 

3. Die im Zusatzübereinkommen vorgesehene Haf- 
tungsregelung stimmt mit den entsprechenden 
Haftungsgrundsätzen des deutschen Rechts weit- 
weitgehend überein. Abweichungen in einzelnen 
Punkten dürften im Ergebnis nicht zu nennens- 
werten Unterschieden in der Schadensregulie- 
rung führen. Im einzelnen ist hierzu zu bemerken: 

a) Nach § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes, das 
die Haftung der Eisenbahn bei innerstaat- 
lichen Beförderungen regelt, haftet der Be- 
triebsunternehmer für den bei dem Betrieb der 
Eisenbahn entstandenen Schaden, sofern — 
abgesehen von dem ebenfalls entlastenden 
Ein wand des Mitverschuldens des Getöteten 


oder Verletzten — er nicht beweist, daß der 
Unfall durch höhere Gewalt verursacht wor- 
den ist. Die ständige Rechtsprechung (BGHZ 7, 
338; RGZ 101, 94) fordert für den Begriff 
„höhere Gewalt" drei Voraussetzungen, die 
kumulativ erfüllt sein müssen (Geigei, Der 
Haftpflichtprozeß, 14. Auf!., 1969, 22. Kap. 
RN 23) : 

— es muß sich um ein betriebsfremdes 
Ereignis handeln, d. h. das Ereignis darf 
nicht im Zusammenhang mit Vorgängen 
des Betriebs stehen (Wussow, Das Unfall- 
haftpflichtrecht, 9. Aufl., 1967, RN 643); 

— es muß sich um ein Ereignis handeln, das 
auch durch die äußerste Sorgfalt mit zu- 
mutbaren Mitteln nicht abwendbar 
war; 

— es muß sich um ein außergewöhn- 
liches Ereignis handeln, mit dem der 
Betriebsunternehmer nicht zu rechnen 
brauchte; daran fehlt es, wenn das Ereignis 
„wegen seiner Häufigkeit vom Betriebs- 
unternehmer in Rechnung zu ziehen oder 
mit in den Kauf zu nehmen ist" (RGZ 101, 
94, 95). 

Hinsichtlich der Merkmale des betriebsfrem- 
den und des nicht abwendbaren Ereignisses 
stimmt diese Regelung im Grundsatz mit der 
in Art. 2 § 2 des Zusatzübereinkommens vor- 
gesehenen Entlastungsmöglichkeit überein. 
Dagegen fordert die letztgenannte Vorschrift 

— jedenfalls dem Woitlaut nach — nicht, daß 
der Unfall auf ein außergewöhnliches Ereignis 
zurückzuführen ist. 

Verfolgt man die Rechtsprechung zu § 1 des 
Reichshaftpflichtgesetzes zurück, so erscheint 
es allerdings zweifelhaft, ob dem Merkmal der 
„Außergewöhnlichkeit" selbständige Bedeu- 
tung zukommt. Das Reichsgericht hat zwar 
schon früh die Auffassung vertreten, daß als 
höhere Gewalt nicht solche Ereignisse anzu- 
sehen sind, die bei dem Betrieb einer Eisen- 
bahn mit einer gewissen Häufigkeit einzutre- 
ten pflegen, und mit denen der Unternehmer 
von vornherein zu rechnen hat (RGZ 50, 92, 
94: Zusammenstoß mit einem Kraftfahrzeug, 
das kurz vor dem herankommenden Straßen- 
bahnwagen auf die Gleise gelangt war; 
RGZ 54, 404, 406: Unvermeidbares Hineinlau- 
fen von Kindern in die Straßenbahn). Das 
Reichsgericht hat jedoch insoweit darauf ab- 
gestellt, daß derartige Ereignisse, „die bei dem 
Betrieb mit einer gewissen Häufigkeit vorzu- 
kommen pflegen und durch die Natur des Be- 
triebs einer Straßenbahn von selbst gegeben 
seien, vom Betriebsunternehmer von vornher- 
ein in Aussicht zu nehmen und demgemäß als 
mit diesem Betrieb und seinen Gefahren im 
Zusammenhang stehend zu erachten seien"; 
sie könnten daher nicht als „von außen" in 
den Betrieb eingreifende Ereignisse angesehen 
werden (RGZ 54, 404, 406). Das Reichsgericht 
hat also bei derartigen Ereignissen das Vorlie- 
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gen höherer Gewalt schon deswegen verneint, 
weil der Unfall nicht auf ein betriebsfremdes, 
von außen einwirkendes Ereignis zurückzu- 
führen sei. Legt man diese Auffassung zu- 
grunde, so dürfte zwischen dem Begriff der 
höheren Gewalt im Sinne des § 1 des Reichs- 
haftpflichtgesetzes und der Entlastungsformel 
des Art. 2 § 2 des Zusatzübereinkommens kein 
wesentlicher Unterschied bestehen. Selbst 
wenn man aber dieser Auslegung nicht folgen 
sollte, würde der Unterschied zwischen den 
verschiedenen Entlastungsformeln ersichtlich 
nur in Grenzfällen erheblich werden können. 
Man wird daher davon ausgehen können, daß 
der Schutz des Reisenden bei einem Unfall in 
der Bundesrepublik bei Anwendung des Art. 2 
§ 2 des Zusatzübereinkommens jedenfalls 
nicht in nennenswertem Umfang hinter dem 
Schutz nach § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes 
zurückbleibt. 

b) Die Höhe des Schadenersatzes richtet sich ge- 
mäß Art. 6 § 2 Satz 1 nach Landesrecht, Nach 
Satz 2 dieser Vorschrift gilt jedoch hinsicht- 
lich des Betrages, der wegen Aufhebung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, der Ver- 
mehrung der Bedürfnisse sowie zur Befriedi- 
gung von Unterhaltsansprüchen dritter Per- 
sonen zu zahlen ist, für jeden Reisenden eine 
Höchstgrenze von 200 000 Franken für den 
Kapitalbetrag oder eine diesem Betrag entspre- 
chende Jahresrente, sofern das Landesrecht 
eine niedrigere Höchstgrenze vorsieht. Geht 
man von der Neufestsetzung der Parität der 
DM nach dem Stand vom 27. Oktober 1969 
(1 DM ™ 0,242806 g Feingold, Bundesanzeiger 
Nr. 201 vom 28. Oktober 1969) aus, so ent- 
sprechen 200 000 Franken etwa 232 200 DM. 
Dagegen begrenzt § 7 a des Reichshaftpflicht- 
gesetzes den Ersatz für die oben aufgeführten 
Schäden auf eine Jahresrente von 15 000 DM, 
ohne daß ein Gesamthaftungshöchstbetrag 
vorgesehen ist. 

Ein Vergleich zwischen diesen beiden Rege- 
lungen läßt sich nicht allgemein, sondern nur 
für den Einzelfall ziehen. Wenn Art. 6 § 2 von 
einer „diesem Betrag entsprechenden Rente" 
spricht, so wird dies dahin zu verstehen sein, 
daß im konkreten Fall zu errechnen ist, 
welche Rente bei Zugrundelegung des Alters 
des Geschädigten bei Anwendung der üb- 
lichen Kapitalisierungstabelle dem Kapitalbe- 
trag von 200 000 Franken entspricht. Bei ge- 
ringer Lebenserwartung des Geschädigten und 
unter der Voraussetzung, daß keine oder nur 
geringe Unterhaltsansprüche dritter Personen 
zu erwarten sind, kann daher unter Umstän- 
den eine nach Art. 6 zu zahlende Rente die in 
§ 7 a des Reichshaftpflichtgesetzes vorge- 
sehene Haftungshöchstgrenze übersteigen. 
Umgekehrt kann nach § 7 a des Reichshaft- 
pflichtgesetzes eine Jahresrente bis 15 000 DM 
auch dann verlangt werden, wenn im konkre- 
ten Fall der Kapitalisierungsbetrag höher als 
200 000 Franken (etwa 232 200 DM) ist. Der 


Geschädigte, der Ansprüche auf Grund des 
Zusatzübereinkommens erhebt, würde in 
einem solchen Fall aber keine Nachteile er- 
leiden, da die im Zusatzübereinkommen vor- 
gesehene Haftungshöchstgrenze eine Mindest- 
grenze ist und deshalb nicht eingreift, wenn 
das innerstaatliche Recht eine höhere Ent- 
schädigung vorsieht. 

Soweit der Eisenbahn oder ihren Leuten ein 
Verschulden zur Last fällt, sieht das 
deutsche Recht einen Haftungshöchstbetrag 
nicht vor. Art. 6 § 2 Satz 2 ist daher insoweit 
nicht anwendbar. Diese Bestimmung ist nicht 
etwa dahin zu verstehen, daß der darin fest- 
gesetzte (Mindest-) Höchstbetrag selbst dann 
maßgebend sein soll, wenn nach dem nach 
Art, 6 § 2 Satz 1 anzuwendenden Landesrecht 
die Begrenzung der Höhe des Schadenersatzes 
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
entfällt. Art. 6 § 2 Satz 2 soll lediglich gewähr- 
leisten, daß, soweit das Landesrecht einen 
Höchstbetrag vorsieht, dieser Betrag bei An- 
wendung des Zusatzübereinkommens die in 
Art. 6 § 2 Satz 2 festgesetzte Höhe erreicht. 
Soweit nach Art. 6 § 2 Satz 1 deutsches Recht 
anzuwenden ist, bestimmt sich daher die Höhe 
des Schadensersatzes, wenn ein Verschulden 
der Eisenbahn oder ihrer Leute nachgewiesen 
ist, ausschließlich nach deutschem Recht. Die 
Eisenbahn haftet daher insoweit unbeschränkt. 

Dieser Auffassung steht auch die Vorschrift 
des Art. 8 nicht entgegen. Danach finden die 
Bestimmungen des Zusatzübereinkommens 
und des Landesrechts, die den Schadenersatz 
auf einen bestimmten Betrag begrenzen, keine 
Anwendung, wenn der Schaden auf Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zurückzuführen ist. 
Aus dieser Vorschrift kann nicht der Schluß 
gezogen werden, daß bei Vorliegen eines ge- 
ringeren Verschuldensgrades die Bestimmun- 
gen über die Haftungshöchstgrenze anwend- 
bar bleiben. Art. 8 soll lediglich solche Rege- 
lungen ausschließen, nach denen Haftungs- 
höchstgrenzen auch dann eingreifen, wenn der 
Schädiger vorsätzlich oder grob fahrlässig 
gehandelt hat. Soweit — wie im deutschen 
Recht — das Landesrecht vorsieht, daß auch 
bei einem geringeren Verschuldensgrad un- 
beschränkt gehaftet wird, bleibt Art. 6 § 2 
Satz 1 anwendbar. 

c) Eine Besonderheit besteht hinsichtlich der 
Verjährung von Schadenersatzansprüchen 
nach dem Zusatzübereinkommen gegenüber 
der Regelung des innerstaatlichen Rechts. 
Nach Art. 17 verjähren die Ansprüche 

— des Reisenden in drei Jahren, gerechnet 
vom ersten Tage nach dem Unfall, 

— der anderen Anspruchsberechtigten in drei 
Jahren, gerechnet vom ersten Tage nach 
dem Ableben des Reisenden, spätestens 
aber in fünf Jahren, gerechnet vom ersten 
Tage nach dem Unfall. 


208 



Deutscher Bundestag — 1 . Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


Dagegen verjähren nach § 8 des Reichshaft- 
pflichtgesetzes die Ansprüche nach diesem 
Gesetz in zwei Jahren von dem Unfall an; ge- 
genüber demjenigen, welchem der Getötete 
Unterhalt zu gewähren hatte, beginnt die Ver- 
jährung jedoch erst mit dem Tode des Reisen- 
den. Nach dem Zusatzübereinkommen wäre 
daher — im Gegensatz zum Reichshaftpflicht- 
gesetz — der Anspruch eines Unterhaltsbe- 
rechtigten wegen des Todes des Reisenden 
dann ausgeschlossen, wenn dieser erst fünf 
Jahre nach dem Unfall an dessen Folgen ver- 
stirbt. 

Dieser Fall dürfte sich jedoch befriedigend 
lösen lassen. Art. 17 § 4 erklärt für die Ver- 
jährung das Landesrecht für anwendbar, so- 
fern nicht die Bestimmungen des Zusatzüber- 
einkommens entgegenstehen. Diese allge- 
meine Verweisung auf das Landesrecht um- 
faßt nicht nur die Vorschriften über die Hem- 
mung und die Unterbrechung der Verjährung, 
sondern auch die Vorschrift des § 218 BGB, 
nach der ein rechtskräftig festgestellter An- 
spruch in dreißig Jahren verjährt, auch wenn 
er an sich einer kürzeren Verjährung unter- 
liegt. 

Als prozessuale Möglichkeit, die Ersatzpflicht 
der Eisenbahn schon im voraus für den Fall 
feststellen zu lassen, daß der Reisende infolge 
einer bei dem Unfall erlittenen Verletzung 
stirbt und daß den anspruchsberechtigten 
Personen infolge des Todes der Unterhalt ent- 
zogen wird, kommt die Feststellungsklage 
nach § 256 ZPO in Betracht. Voraussetzung 
ist hierfür zunächst, daß zwischen der Eisen- 
bahn und den anspruchsberechtigten Personen 
auf Grund des Unfalls des Reisenden ein 
Rechtsverhältnis im Sinne des § 256 ZPO be- 
steht. Die Rechtsprechung (BGHZ 4, 133 mit 
weiteren Nachweisen) hat ein Rechtsverhält- 
nis im Sinne dieser Vorschrift auch dann an- 
genommen, wenn „eine Verbindlichkeit noch 
nicht entstanden, aber für den späteren Ein- 
tritt derselben der Grund in der Art glegt 
ist, daß die Entstehung einer Verbindlichkeit 
nur von dem Eintritt weiterer Umstände 
oder dem Zeitablauf abhängt ... Es ist 
nur erforderlich, daß für die Entstehung 
eines Anspruchs der Grund in der Art gelegt 
ist, daß schon eine Rechtsbeziehung besteht, 
dagegen nicht, daß alle Umstände, von 
denen die Entstehung des Anspruchs ab- 
hängt, bereits eingetreten sind." Bei An- 
wendung dieser Grundsätze spricht vieles 
dafür, das Bestehen eines Rechtsverhält- 
nisses im Sinne des § 256 ZPO zwischen 
der Eisenbahn und den anspruchsberechtigten 
Personen jedenfalls dann zu bejahen, wenn 
eine „nicht eben entfernt liegende Möglich- 
keit" (BGH LM Nr. 7 zu § 256 ZPO) besteht, 
daß eine Verletzung, die der Reisende bei dem 
Unfall erlitten hat, zu seinem Tode führen 
wird. Zu der weiteren Voraussetzung, näm- 
lich daß ein rechtliches Interesse an alsbal- 
diger Feststellung besteht, ist zu bemerken. 


daß nach der Rechtsprechung des BGH in 
Haftpflichtfällen ein Feststellungsinteresse 
grundsätzlich zu bejahren ist, wenn der Be- 
klagte die Ersatzpflicht bestreitet und die 
kurzfristige Verjährung des Anspruchs droht 
(BGH LM Nr. 7 zu § 256 ZPO für den Fall des 
§ 852 BGB). 

4. Nach Art. 1 § 2 kann sich ein Vertragsstaat das 
Recht Vorbehalten, das Zusatzübereinkommen 
nicht anzuwenden, wenn sich der Unfall auf sei- 
nem Gebiet ereignet hat und der Reisende An- 
gehörige dieses Staates ist oder in diesem Staat 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Es wird vorgeschlagen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland von diesem Vorbehalt keinen Ge- 
brauch macht. Eine solche Regelung würde die 
mit dem Zusatzübereinkommen angestrebte 
Rechtsvereinheitlichung im internationalen 
Reiseverkehr teilweise einschränken, weil ein 
Teil der internationalen Beförderungen abwei- 
chend vom Grundsatz des Art. 1 § 1 dem natio- 
nalen Recht unterworfen würde. Die Erklärung 
eines Vorbehalts hätte zwar den Vorzug, daß 
inländische Reisende ohne Rücksicht auf die Art 
ihres Fahrausweises haftungsrechtlich nur nach 
innerstaatlichem Recht behandelt würden. Jedoch 
sind Nachteile aus der Unterschiedlichkeit des 
anzuwendenden Rechts für deutsche Staatsbürger, 
die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu schaden kommen, nicht zu erwarten, weil 
die Deutsche Bundesbahn in der Praxis jeweils 
das für den Reisenden günstigere Recht anwendet. 

11. Zu den einzelnen Vorschriften 


Die Vorschrift grenzt den persönlichen Anwen- 
dungsbereich des Zusatzübereinkommens ab. Ab- 
weichend von § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes ist 
es nicht auf jede beim Betrieb der Eisenbahn ge- 
schädigte Person anwendbar, sondern nur auf Rei- 
sende und auf Begleiter von Frachtsendungen, so- 
weit diese Personen auf Grund der Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr — CIV — (Bundesgesetzbl. 1964 
II S. 1517, 1899) und über den Eisenbahnfrachtver- 
kehr — CIM — (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1517, 
1521) befördert werden. Voraussetzung hierfür ist 
im wesentlichen, daß die Beförderung die Gebiete 
mindestens zweier Vertragstaaten berührt und für 
den Reisenden ein internationaler Beförderungsaus- 
weis, für die begleiteten Sendungen ein durchgehen- 
der Frachtbrief, ausgestellt ist. 

Wegen der durch § 2 eingeräumten Möglichkeit, 
bei Unfällen von Reisenden in einem Vertragstaat 
das Zusatzübereinkommen nicht anzuwenden, wenn 
sie diesem Staat angehören oder dort ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt haben, wird auf die Bemerkungen 
zu I 4 hingewiesen. 


Die Vorschrift bestimmt, unter welchen Voraus- 
setzungen die Eisenbahn für Personen- und Sach- 


Zu Artikel 1 


Zu Artikel 2 
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schaden haftet, die ein Reisender durch Unfall im 
Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb während 
seines Aufenthalts in dem Fahrzeug oder beim Ein- 
oder Aussteigen erleidet. 

Nach § 1 ist eine Kausalhaftung vorgesehen, von 
der die Eisenbahn bei Vorliegen bestimmter Gründe 
(§ 2 bis § 4) befreit ist. Das Haftungssystem ent- 
spricht im wesentlichen der im Reichshaftpflicht- 
gesetz vorgesehenen Gefährdungshaftung. Ebenso- 
wenig wie dort ist für die Haftung der Eisenbahn 
Voraussetzung, daß sie ein Verschulden an dem 
Unfall trifft. 

§ 2 stellt klar, daß die Eisenbahn von der Haftung 
befreit ist, wenn der Unfall durch ein betriebsfrem- 
des und nicht abwendbares Ereignis verursacht ist. 
Wegen der Einzelheiten hierzu sowie zu der Frage, 
ob im Ergebnis ein sachlicher Unterschied zu der 
nach § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes vorgesehe- 
nen Entlastungsmöglichkeit besteht, wird auf die 
Bemerkungen zu I 3 a Bezug genommen. 

Nach § 3 ist die Eisenbahn ganz oder teilweise von 
der Haftung befreit, wenn der Unfall auf ein mit- 
wirkendes Verschulden des Reisenden oder auf ein 
Verhalten zurückzuführen ist, das nicht dem nor- 
malen Verhalten von Reisenden entspricht. Durch 
die zweite Alternative wird zum Ausdruck gebracht, 
daß nicht nur — wie nach § 1 des Reichshaftpflicht- 
gesetzes — ein Verschulden des Reisenden 
zur Haftungsentlastung führt. Andererseits reicht 
auch nicht jedes für den Schaden ursächliche Ver- 
halten eines Reisenden aus. Die Eisenbahn wird 
sich daher z. B. nicht auf die Haftungsbefreiung be- 
rufen können, wenn ein Reisender infolge eines 
plötzlichen Bremsrucks nach einem Halt greift, 
dabei ein Gepäckstück herabreißt und so zu 
Schaden kommt (Edlbacher, Haftung der Eisenbahn 
für Tötung und Verletzung von Reisenden im Rah- 
men der CIV, Zeitschrift für den internationalen 
Eisenbahnverkehr 1966, S. 146, 152). Eine Haftungs- 
befreiung könnte aber z. B. in Betracht kommen, 
wenn ein in seinem Bewußtsein gestörter Reisender 
— etwa ein Schlaftrunkener — die Wagentür öffnet 
und aus dem Zug fallt oder wenn ein Verschulden 
nur mangels Schuldfähigkeit des Betroffenen nicht 
angenommen werden kann. 

Abweichend von § 1 des Reichshaftpflichtgesetzes 
regelt § 4 den Fall besonders, daß der Unfall auf 
das Verhalten eines Dritten zurückzuführen ist. 
Dies ist deshalb geschehen, weil bei der Beratung 
zum Zusatzübereinkommen keine Einigung darüber 
erzielt werden konnte, ob die Einwirkung eines 
Dritten nicht schon durch § 2 geregelt wird. Sach- 
lich dürfte es sich jedoch nur um einen besonderen 
Anwendungsfall des § 2 handeln. Daraus folgt, daß 
die Eisenbahn von der Haftung nicht befreit ist, 
wenn außer dem Verhalten des Dritten „betriebs- 
interne" Umstände den Unfall mitverursacht haben, 
sei es, daß das Verhalten des Dritten auf betriebs- 
bedingte Umstände zurückzuführen ist, sei es, daß 
das Verhalten des Dritten und betriebsbedingte Um- 
stände in sonstiger Weise bei der Verursachung 
des Unfalls zusammengewirkt haben. In früheren 
Entwürfen zum Zusatzübereinkommen war dieser 


Gedanke dadurch besonders zum Ausdruck gebracht 
worden, daß darauf abgestellt war, der Unfall müßte 
„ausschließlich" auf das Verhalten des Dritten zu- 
rückzuführen sein. Von dieser Fassung ist man 
später abgegangen, ohne daß jedoch eine sachliche 
Änderung hiermit beabsichtigt war (vgl. Bericht A 
des Eisenbahnzentralamtes, Februar 1957, Nr. 10). 
Bei der Auslegung des § 4 wird namentlich auch die 
Rechtsprechung des schweizerischen Bundesge- 
richts zu Art. 1 des schweizerischen Eisenbahnhaft- 
pflichtgesetzes zu berücksichtigen sein. Nach dieser 
Vorschrift haftet der Betriebsinhaber für einen bei 
dem Betrieb der Eisenbahn entstandenen Schaden, 
sofern er nicht beweist, „daß der Unfall durch 
höhere Gewalt, durch Verschulden Dritter oder 
durch Verschulden des Getöteten oder Verletzten 
verursacht ist". Diese Vorschrift wird vom schwei- 
zerischen Bundesgericht in ständiger Rechtspre- 
chung dahin interpretiert, daß der Unfall von dem 
Drittten oder dem Verletzten in der Weise verur- 
sacht worden sein muß, daß der Eisenbahnbetrieb 
vernünftigerweise als Ursache des Unfalls außer 
Betracht bleiben kann. Das Verschulden des Dritten 
oder des Verletzten muß den rechtlich relevanten 
Kausalzusammenhang zwischen dem Betrieb und 
dem Unfall unterbrechen, es muß als einzige 
Ursache des Schadens erscheinen (Oftinger, Schwei- 
zerisches Haftpflichtrecht, 1960, Band II/l S. 340). 

Auch soweit der Unfall hiernach allein auf das Ver- 
halten eines Dritten zurückzuführen ist, ohne daß 
die dem Eisenbahnbetrieb eigentümlichen Gefahren 
zur Entstehung des Unfalls beigetragen haben, muß 
nach § 4 hinzukommen, daß die Eisenbahn die nach 
der Lage des Falles erforderliche Sorgfalt angewen- 
det hat. Dies entspricht der Regelung des § 2, nach 
der ebenfalls zu dem Erfordernis, daß der Unfall 
durch außerhalb des Betriebs gelegene, „betriebs- 
fremde" Umstände verursacht worden ist, hinzu- 
kommen muß, daß die Eisenbahn diese Umstände 
trotz Anwendung der nach Lage des Falles ge- 
botenen Sorgfalt nicht vermeiden und deren Folgen 
nicht abwenden konnte. 

§ 5 stellt klar, daß eine etwaige Haftung der Eisen- 
bahn in anderen als den nach § 1 geregelten Fällen 
durch das Zusatzübereinkommen nicht berührt wird. 

§ 6 definiert den im Zusatzübereinkommen mehrfach 
verwendeten (Art. 13, 14) Begriff der „haftbaren 
Eisenbahn". 

Zu Artikel 3bis 5 

Die Vorschriften regeln den Umfang des Schaden- 
ersatzes bei Tötung und Verletzung des Reisenden. 
Entsprechend §§ 3, 3 a des Reichshaftpflichtgesetzes 
umfaßt der Schadenersatz die Kosten der Heilbe- 
handlung sowie die Vermögensnachteile, die der 
Betroffene durch die Aufhebung der Erwerbsfähig- 
keit oder die Vermehrung seiner Bedürfnisse er- 
leidet. Darüber hinaus hat die Eisenbahn im Falle 
der Tötung des Reisenden die Kosten der Bestattung 
zu ersetzen sowie für die Unterhaltsansprüche der 
Personen einzustehen, denen gegenüber der Ge- 
tötete kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder 
künftig unterhaltspflichtig geworden wäre. Für 
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Unterhaltsansprüche, die nicht auf einer gesetz- 
lichen Verpflichtung beruhen, wird auf das Lan- 
desrecht verwiesen. Ebenso richtet sich die Gel- 
tendmachung sonstiger Ansprüche, z. B. auf Zahlung 
von Schmerzensgeld, nach Landesrecht. 

Zu Artikel 6 

Nach § 1 ist abweichend von § 7 des Reichshaft- 
pflichtgesetzes der Ersatz bei Personenschäden 
grundsätzlich in Form eines Kapitalbetrages zu 
leisten. Für den Geschädigten kann dies den Vorteil 
haben, daß seine Ansprüche aus dem Unfall schnell 
abgewickelt und etwaige Schwierigkeiten, die bei 
der Geltendmachung eines langjährigen Rentenan- 
spruchs gegen einen ausländischen Schuldner im 
Laufe der Zeit entstehen können, vermieden werden. 
Der Berechtigte kann aber auch die Zahlung einer 
Rente verlangen, wenn dies nach Landesrecht zu- 
lässig ist. § 2 schreibt vor, daß sich die Höhe des 
Schadenersatzes der wegen Aufhebung oder Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit des Reisenden, wegen 
Vermehrung seiner Bedürfnisse oder wegen des 
Verlustes des Unterhaltsanspruchs der unterhalts- 
berechtigten Personen zu leisten ist, grundsätzlich 
nach Landesrecht bemißt. Um sicherzustellen, daß 
dem Geschädigten ein gewisses Mindestmaß an Ent- 
schädigung zuteil wird, wird bestimmt, daß eine 
etwa nach Landesrecht vorgesehene Höchstgrenze 
für den Ersatz der genannten Schäden mindestens 
200 000 Franken (etwa 210 376 DM) beträgt. Die 
Kosten der Heilung sowie die Kosten der Bestattung 
sind in diesem Betrag nicht eingeschlossen. Diese 
Kosten sind — ebenso wie nach § 3 Abs. 1, §§ 3 a, 7 
Abs. 1, § 7a des Reichshaftpflichtgesetzes — stets 
in voller Höhe zu ersetzen. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift begrenzt den Schadenersatz, der auf 
Grund des Zusatzübereinkommens zu zahlen ist, für 
die Beschädigung oder den Verlust von Handgepäck 
oder sonstigen Sachen, die der Reisende an sich 
trägt, auf 2 000 Franken (etwa 2 103 DM) je Rei- 
senden. Nach dem Zusatzübereinkommen wird Er- 
satz für Schäden an Handgepäck oder sonstigen 
Sachen nur geleistet, wenn der Reisende, der die 
Gegenstände mit sich geführt oder an sich getragen 
hat, bei dem Unfall getötet oder verletzt worden ist. 
In anderen Fällen richten sich die Ansprüche nach 
Landesrecht. 

Zu Artikel 8 

Die Haftungsbegrenzungen der Art. 6 und 7 sowie 
die Vorschriften des Landesrechts, die den Schaden- 
ersatz auf einen festen Betrag beschränken, finden 
nach Artikel 8 keine Anwendung, wenn der Schaden 
durch die Eisenbahn vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verursacht worden ist. Das deutsche Recht geht 
über diese Regelung insoweit hinaus, als die sum- 
menmäßige Haftungsbegrenzung nur bei der reinen 
Gefährdungshaftung eingreift. Bei Personenschäden 
wird daher wegen Art. 6 § 2 Satz 1 auch bei leichter 
Fahrlässigkeit der Höhe nach unbeschränkt gehaf- 
tet. Dagegen gilt bei Sachschäden, selbst wenn sie 
leicht fahrlässig verursacht sind, die Haftungsbe- 


grenzung des Art. 7, die nach Art. 12 § 1 auch ge- 
genüber Ansprüchen aus anderen Rechtsgründen 
geltend gemacht werden kann. 

Zu Artikel 9 

ln Anlehnung an Art. 38 CIV bestimmt § 1 Satz 1, 
daß der Berechtigte auf die zu zahlende Entschädi- 
gung Zinsen in Höhe von 5 ®/o jährlich verlangen 
kann. In den Sätzen 2 und 3 wird der Zeitpunkt 
festgelegt, von dem an Zinsen zu zahlen sind. 

Das Nähere über die nach § 2 vorgesehene Ver- 
pflichtung zur Rückzahlung einer zu Unrecht emp- 
fangenen Entschädigung richtet sich nach Landes- 
recht (Art. 18). 

Zu Artikel 10 

Die Vorschrift stellt klar, daß die in dem Zusatz- 
übereinkommen vorgesehene Haftungsregelung 
nicht durch vorherige Vereinbarung zum Nachteil 
des Geschädigten geändert werden kann. Etwa 
gleichwohl getroffene Vereinbarungen sind nichtig, 
haben aber auf die Wirksamkeit des Beförderungs- 
vertrages keinen Einfluß. Eine ähnliche Regelung 
sieht Art. 23 des Warschauer Abkommens über die 
Beförderung im internationalen Luftverkehr vor 
(Bundesgesetzbl. 1958 Teil II S. 312). 

Zu Artikel 11 

Die Vorschrift, die mit Art. 39 CIV übereinstiinmt, 
stellt klar, daß die Eisenbahn für ihre Leute haftet. 
Zu unterscheiden ist zwischen der Haftung für die 
Bediensteten und der Haftung für andere Personen. 
Für Letztgenannte hat die Eisenbahn nur einzuste- 
hen, wenn sie sich dieser Personen bei der Ausfüh- 
rung der Beförderung bedient. Bei dem Bediensteten 
wird dagegen nicht gefordert, daß er in Ausführung 
der Beförderung tätig gewesen ist. Eine Ausnahme 
sieht Absatz 2 für den Fall vor, daß ein Bediensteter 
auf Verlangen eines Reisenden eine der Eisenbahn 
nicht obliegende Verrichtung besorgt. Der Bedien- 
stete gilt insoweit als Beauftragter des Reisenden 
mit der Folge, daß die Eisenbahn für sein Verhalten 
nicht einzustehen hat. 

Zu Artikel 12 

Nach § 1 können in Anlehnung an die in Art. 40 
CIV getroffene Regelung Ansprüche auf Ersatz von 
Personen- und Sachschäden, und zwar unabhängig 
davon, auf welchem Rechtsgrund sie beruhen, nur 
unter den Voraussetzungen und Beschränkungen 
des Zusatzübereinkommens geltend gemacht wer- 
den. Würde sich z. B. die Eisenbahn zur Führung 
des Entlastungsbeweises nach Art. 2 § 3 darauf be- 
rufen, daß der Unfall zwar nicht auf ein Verschul- 
den, wohl aber auf ein nicht dem normalen Ver- 
halten entsprechendes Verhalten des Reisenden zu- 
rückzuführen ist, so würde sie diese Einschränkung 
ihrer Haftung auch einem etwaigen Anspruch aus 
§ 1 des Reichshaftpflichtgesetzes entgegengehalten 
können, obwohl nach dieser Vorschrift nur ein mit- 
wirkendes Verschulden die Haftung aus- 
schließt oder begrenzt. Ferner gehen z. B. die Ver- 
jährungsvorschriften des Art. 17 den Verjährungs- 
bestimmungen in anderen, die Haftung der Eisen- 
bahn regelnden Vorschriften vor. 
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§ 2 geht davon aus, daß das Zusatzübereinkommen 
die Haftung der Bediensteten der Eisenbahn und 
der Personen, derer sie sich bei der Ausführung 
der Beförderung bedient, an sich nicht regelt. Eine 
etwaige Haftung der für die Eisenbahn tätigen 
Leute würde sich daher nach Landesrecht richten. 
§ 2 schränkt diese Folge aber insoweit ein, als An- 
sprüche gegen diesen Personenkreis nur unter den 
gleichen Voraussetzungen und Beschränkungen gel- 
tend gemacht werden können wie gegen die Eisen- 
bahn selbst. 

Zu Artikel 13 bis 15 

Die Vorschriften enthalten nähere Bestimmungen 
über die Geltendmachung von Ansprüchen. 

Der Berechtigte muß, um ein Erlöschen seines An- 
spruchs zu vermeiden (Art. 16 § 1), diesen durch 
Reklamation fristgerecht geltend machen. Um die 
Reklamation möglichst zu erleichtern, läßt das Zu- 
satzübereinkommen zu, daß die Ansprüche bei der 
haftbaren Eisenbahn, der Abgangsbahn, der Bestim- 
mungsbahn sowie bei der Eisenbahn am Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthaltsort des Geschädigten 
angemeldet werden können, sofern diese Eisenbahn 
ihren Sitz auf dem Gebiet eines Vertragstaats hat. 
Haftbare Eisenbahn im Sinne dieser Vorschrift ist 
gemäß Art. 2 § 6 diejenige Eisenbahn, die nach 
der in Art. 59 CIV vorgesehenen Streckenliste die 
Strecke betreibt, auf der sich der Unfall ereignet 
hat. 

Die gerichtliche Geltendmachung von Schaden- 
ersatzansprüchen ist nach Art. 14 nur gegen die haft- 
bare Eisenbahn möglich. Für Klagen auf Grund des 
Zusatzübereinkommens sind, sofern in Staatsverträ- 
gen oder Konzessionen nichts anderes bestimmt ist, 
nur die Gerichte des Staates zuständig, auf dessen 
Gebiet sich der Unfall ereignet hat (Art. 15). 

Zu Artikel 16 

Nach Art. 16 muß der Berechtigte seine Ansprüche 
spätestens drei Monate nach dem Zeitpunkt, nach 
dem er von dem Schaden Kenntnis erlangt hat, bei 
einer zur Entgegennahme von Reklamationen vor- 
gesehenen Eisenbahn anmelden. Wird die Frist ver- 
säumt, erlöschen die Ansprüche. Dies gilt nicht, 
wenn der Berechtigte zur Anzeige nicht in der Lage 
war, ein Verschulden der Eisenbahn vorliegt oder 
diese auf andere Weise von dem Unfall des Rei- 
senden Kenntnis erhalten hat. 

Zu Artikel 17 

Die Vorschrift trifft einige Bestimmungen über die 
Verjährung, erklärt im übrigen jedoch das Landes- 
recht für anwendbar. Hervorzuheben ist, daß An- 
sprüche des Reisenden in drei Jahren, gerechnet 
vom ersten Tage nach dem Unfall, Ansprüche der 
anderen Berechtigten in drei Jahren, gerechnet vom 
ersten Tag nach dem Tode des Reisenden, spätestens 
jedoch in fünf Jahren von dem Unfall an verjähren. 
Nach § 8 des Reichshaftpflichtgesetzes beginnt da- 
gegen die Verjährung der Ansprüche unterhalts- 
berechtigter Personen stets erst mit dem Tode des 
Reisenden. Diese Vorschrift würde die unterhalts- 
berechtigten Personen also insofern besser stellen, 


als etwaige Ansprüche wegen Verlusts des Unter- 
halts auch noch nach der in Art. 17 vorgesehenen 
Fünfjahresfrist geltend gemacht werden könnten; 
die Anwendung der dem Unterhaltsberechtigten in- 
soweit günstigeren Verjährungsvorschrift des § 8 
des Reichshaftpflichtgesetzes wird jedoch durch 
Art. 12 des Zusatzübereinkommens ausgeschlossen. 
Zur Frage, wie der Berechtigte in derartigen Fällen 
die drohende Verjährung vermeiden kann, wird 
auf die Bemerkungen zu I 3 c Bezug genommen. 

Zu Artikel 18 bis 20 

Die Vorschriften enthalten Bestimmungen über die 
subsidiäre Geltung des Landesrechts einschließlich 
des Verfahrensrechts sowie die Vollstreckbarkeit 
von Urteilen in anderen Vertragsstaaten. Sie ent- 
sprechen im wesentlichen den in Art, 54 bis 56 CIV 
getroffenen Regelungen. Abweichend von Art. 56 
CIV wird jedoch vorgesehen, daß gerichtliche Ver- 
gleiche hinsichtlich der Vollstreckbarkeit in an- 
deren Staaten vollstreckbaren Llrteilen gleichstehen. 

Zu Artikel 21 

Die Vorschrift enthält in Übereinstimmung mit 
Art. 57 CIV eine Begriffsbestimmung der dem Zu- 
satzübereinkommen zugrunde liegenden Währungs- 
einheit. 

Zu Artikel 22 

Die Vorschrift regelt den Fall, daß die Beförderung 
ganz oder teilweise mit einem anderen Beförde- 
rungsmittel als der Eisenbahn erfolgt. 

Nach § 1 ist das Zusatzübereinkommen auf Beför- 
derungen, die auf den von der Eisenbahn selbst be- 
triebenen Kraftwagen- oder Schiffahrtslinien vor- 
genommen werden, grundsätzlich nicht anzuwenden. 
Die Herausnahme dieser Beförderungen aus dem 
Anwendungsbereich des Zusatzübereinkommens er- 
klärt sich daraus, daß dabei auftretende Schäden 
mit dem eigentlichen Eisenbahnbetrieb nicht in Ver- 
bindung stehen und dem Reisenden bei Antritt der 
Reise bekannt ist, daß er sich einem anderen Be- 
förderungsmittel als der Eisenbahn anvertraut. Eine 
Ausnahme gilt nach § 2 jedoch für den Fall, daß 
Eisenbahnwagen mit einem Fährschiff befördert 
werden; auf Personen- und Sachschäden, die dabei 
während des Aufenthalts im Eisenbahnwagen oder 
beim Betreten oder Verlassen des Wagens ent- 
stehen, ist das Zusatzübereinkommen anwendbar. 

Muß die Eisenbahn infolge außerordentlicher Um- 
stände ihren Betrieb vorübergehend unterbrechen 
und befördert sie den Reisenden mit einem anderen 
Transportmittel, so haftet sie gemäß § 3 Satz 1 nach 
dem für dieses Beförderungsmittel geltende Recht. 
Die Vorschrift soll gewährleisten, daß der Reisende 
auch in den Fällen, in denen eine Haftung der Eisen- 
bahn nach Art. 2 des Zusatzübereinkommens des- 
wegen entfällt, weil der Unfall nicht „im Zusammen- 
hang mit dem Eisenbahnbetrieb", sondern im Zu- 
sammenhang mit der von der Eisenbahn veranlaßten 
Ersatzbeförderung eingetreten ist, sich wegen des 
Ersatzes seines Schadens stets — unbeschadet einer 
etwaigen Haftung des anderen Beförderers — an die 
Eisenbahn halten kann. Der Reisende, der sich der 
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Eisenbahn anvertraut hat, wird daher nicht mit dem 
Risiko belastet, seine Ersatzansprüche gegen den 
ihm möglicherweise unbekannten und unter Um- 
ständen nicht hinreichend zahlungskräftigen ande- 
ren Beförderer durchsetzen zu müssen. § 3 Satz 2 
erklärt für diesen Fall jedoch bestimmte verfahrens- 
rechtliche Vorschriften des Zusatzübereinkommens, 
z. B. über Reklamationen, Erlöschen des Anspruchs 
und Verjährung, für anwendbar. 

Zu Artikel 23 

Die Vorschrift befreit in Übereinstimmung mit 
Art. 63 CIV die Eisenbahn von der Haftung, wenn 
der Schaden durch ein nukleares Ereignis verur- 
sacht ist und nach den besonderen, in einem Ver- 
tragsstaat geltenden Vorschriften über die Haftung 
auf dem Gebiet der Kernenergie die Haftung des 
Inhabers einer Atomanlage oder einer ihm gleich- 
gestellten Person vorgesehen ist. In der Bundes- 
republik Deutschland sieht § 25 des Atomgesetzes 
eine Haftung des Inhabers einer Atomanlage für nu- 
kleare Schäden vor. 

Zu Artikel 24 bis 28 

Die Vorschriften enthalten Bestimmungen über die 
Unterzeichnung, Ratifikation, Inkraftsetzung und 
Geltungsdauer des Znsatzübereinkommens. 


C. 

Zu den Internationalen Übereinkommen vom 7. Fe- 
bruar 1970 über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM), 
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr 
(CIV) und zu dem Zusatzprotokoll zu diesen Über- 
einkommen 

T. Allgemeines 

Die geltenden Übereinkommen CIM und CIV vom 
25. Februar 1961 sehen übereinstimmend vor, daß 
die Vertreter der Vertiagsstaaten spätestens fünf 
Jahre nach der Inkraftsetzung der Übereinkommen 
zu deren Revision zusammentreten (Art. 69 § l CIM, 
Art. 68 § 1 CIV). Diese Übereinkommen sind am 
1. Januar 1965 in Kraft getreten. Danach war spä- 
testens für den Beginn des Jahres 1970 eine ordent- 
liche Revisionskonferenz einzuberufen. Bereits in 
den Jahren 1968 und 1969 tagten „Vorbereitende Re- 
visionsausschüsse", in denen die Vorschläge der 
Regierungen für eine Änderung und Ergänzung der 
Übereinkommen beraten wurden. Vom 2. — 7. Fe- 
bruar 1970 fand dann auf Einladung der schweize- 
rischen Regierung in Bern die 7. Ordentliche Re- 
visionskonferenz statt. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land war auf dieser Konferenz entsprechend der für 
die beiden deutschen Staaten getroffenen Sonder- 
regelung im Zusatzprotokoll zu CIM und CIV vom 
25. Februar 1961 durch „Experten der Deutschen 
Bundesbahn" vertreten, denen beratende Stimme 
zukam. 

Der grundsätzliche Aufbau der Übereinkommen ist 
beibehalten worden. Die Übereinkommen und das 
Zusatzprotokoll sind aber in zahlreichen Einzelhei- 
ten geändert worden. Nicht wenige dieser Ände- 
rungen sind nur redaktioneller Art. Einige haben 


jedoch größere praktische Bedeutung. So ist die 
Bestimmung des einheitlichen Frachtbriefmusters 
für CIM-Sendungen künftig den Eisenbahnen über- 
lassen (Art. 6 § 1). Die Lieferfristen im Güterverkehr 
sind verkürzt, also für die Kunden der Eisenbahn 
günstiger gestaltet worden (Art. 11 § 2 CIM). Ande- 
rerseits ist die pauschale Haftung für Lieferfrist- 
überschreitung (Haftung ohne Schadensnachweis) 
eingeschränkt worden (Art. 34 § 1 CIM). Ferner 
wurde der Höchstbetrag für die Haftung der Eisen- 
bahn bei Verlust des beförderten Gutes mit Rück- 
sicht auf den niedrigeren Höchstsatz im internatio- 
nalen Straßengüterverkehr ermäßigt (Art. 31 § 1 
CIM). 

Da die CIM und CIV vom 25. Februar 1961 mit 
Zusatzprotokoll vom gleichen Tage bereits auf Grund 
des Bundesgesetzes vom 21. Dezember 1964 (BGBl II 
S. 1517) in der Bundesrepublik Deutschland gelten, 
werden im folgenden nur diejenigen Einzelvor- 
schriften kommentiert, die geändert worden sind. 

II. Zu den Vorschriften der CIM 
Artikel 1 

§ 1. Der (französische) Originaltext wurde an die 
schon bestehende deutsche Fassung angeglichen, 
um klarzustellen, daß es für die Anwendung des 
Übereinkommens genügt, wenn die Sendungen zur 
Beförderung auf einem Wege aufgegeben 
wurden, der die Gebiete mindestens zweier Ver- 
tragstaaten berührt. Unmaßgeblich ist es dagegen, 
ob die Sendungen tatsächlich auf einem solchen 
Wege befördert worden sind. 

§ 2 des Artikels wurde dahin geändert, daß nicht 
mehr vorgeschrieben ist, in den unter a) und b) 
genannten Sonderfällen an Stelle der CIM das Recht 
des Versandlandes anzuwenden. Hier wird jetzt 
lediglich die Verpflichtung zur Anwendung der CIM 
aufgehoben, und es wird der freien Vereinbarung 
überlassen, zu bestimmen, welches Recht zur An- 
wendung gelangt. Im Falle b) wurde noch hervor- 
gehoben, daß nicht nur Vereinbarungen zwischen 
den Eisenbahnen, sondern auch solche zwischen den 
beteiligten Staaten in Betracht kommen. 

Da es vorkommt, daß ein und dieselbe Eisenbahn im 
grenzüberschreitenden Verkehr in drei anein- 
ander stoßenden Vertragsstaaten den Betrieb führt, 
wurde § 3, der bisher nur den Fall zweier benach- 
barter Staaten berücksichtigte, ergänzt. 

Artikel 2 

Redaktionelle Änderung des französischen Textes. 
Artikel 3 

Redaktionelle Änderung des deutschen Textes. 
Artikel 4 

In § 1 b) wurden für die Beförderung von Leichen 
neue Bedingungen hinzugefügt, nämlich, daß Sen- 
dungen dieser Art nicht mit Nachnahmen oder Bar- 
vorschüssen belastet sein und nicht „bahnlagernd" 
aufgegeben werden dürfen. Die bisherige Verpflich- 
tung nach Ziffer 1, Begleitung zu stellen, sofern 
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nicht die Aufgabe ohne Begleitung bei allen am Be- 
förderungsweg beteiligten Bahnen gestattet ist, 
wurde aufgehoben Statt dessen wurde in Ziffer 5 
(bisher Ziffer 3) hinzugefügt, daß eine Begleitung 
nicht erforderlich ist, wenn der Absender durch 
einen Frachtbriefvermerk erklärt, daß die Leiche 
innerhalb der im Bestimmungsland geltenden Frist 
abgeholt werde. 

Für die Beförderung lebender Tiere wurde in § 1 d) 
Ziffer 1 neu bestimmt, daß die Begleitung einer 
Tiersendung nicht erforderlich ist, wenn die an der 
Beförderung beteiligten Eisenbahnen auf Antrag des 
Absenders auf die Begleitung verzichten. In diesem 
Fall soll jedoch die Haftung der Eisenbahn — ander- 
weite Vereinbarung Vorbehalten — die gleiche sein 
wie bei begleiteten Sendungen; es soll also auch 
im gegebenen Falle der Haftbefreiungsgrund des 
Art. 27 § 3 Buchst, h geltend gemacht werden kön- 
nen. Die Neuregelung entspricht den heute üblichen 
Vereinbarungen, nach denen auf die Begleitung 
verzichtet wird, weil der Absender Firmen beauf- 
tragt hat, die auf den in Betracht kommenden Bahn- 
höfen die Tiere versorgen. 

§ 1 d) Ziffer 3 ist dahin ergänzt worden, daß Tier- 
sendungen nicht „bahnlagernd" aufgegeben werden 
dürfen. 

Artikel 5 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 6 

Die Bestimmungen dieses Artikels sind insofern 
grundlegend geändert worden, als die Form des 
Frachtbriefes nicht mehr in der CIM vorgeschrieben 
wird. Demgemäß ist auch die Anlage II zur CIM 
entfallen. 

Um die Interessen der Eisenbahnkunden zu schüt- 
zen, wurde ein neues Verfahren für die Änderung 
des Frachtbriefmusters durch die Eisenbahnen ge- 
schaffen. Danach sind künftig die von den Eisen- 
bahnen beschlossenen Änderungen des Musters dem 
Zentralamt für den internationalen Eisenbahnver- 
kehr mitzuteilen, das sie den Regierungen der Ver- 
tragstaaten bekannt gibt, die gegebenenfalls Ein- 
wendungen erheben können. Falls die Meinungs- 
verschiedenheiten nicht auf diese Weise ausge- 
räumt werden können, wird eine Regierungskon- 
ferenz einberufen, die endgültig entscheidet. 

Wegen des Verzichts auf Bestimmung der Form des 
Frachtbriefs in der CIM waren verschiedene Ände- 
rungen des Artikels 6 und anderer Artikel erforder- 
lich. 

Entfallen ist die im bisherigen § 8 dieses Artikels 
enthaltene Verpflichtung des Absenders, auf den 
Zusatzblättern zum Frachtbrief den Tag der Aus- 
stellung anzugeben, weil (seit 1. Januar 1969) die 
Frachtbriefe selbst auch nicht mehr datiert sein 
müssen. 

In § 9 (bisher § 10) ist Buchst, d) ergänzt worden. 
Die Verpflichtung, bei Beförderung gefährlicher 
Güter, für die ein Verbot der Zusammenladung mit 
anderen Gütern besteht, gesonderte Frachtbriefe zu 
verwenden, ist erweitert worden. 


In § 10 (bisher § 11) wurde der heutigen Praxis der 
Eisenbahnen insofern Rechnung getragen, als für 
die unter den Eisenbahnen vereinbarten „geschlos- 
senen Züge" (an einen Empfänger) die Verwen- 
dung eines einzigen Frachtbriefes zugelassen wird. 

Artikel 7 

§ 2 Abs. 1 sowie Abs. 3 zweiter Satz sind ergänzt 
worden. Die Eisenbahn kann nicht nur überprüfen, 
ob die Sicherheitsvorschriften der Anlage I zur CIM 
eingehalten sind, sondern auch, ob die Vorschriften 
der in Art. 4 § 2 vorgesehenen Sondervereinbarun- 
gen und die Bedingungen des Art. 4 § 1 e) einge- 
halten sind. 

Wesentlich vereinfacht wurde die in § 7 enthaltene 
Regelung der Frachtzuschäge, und zwar im Einver- 
nehmen mit den Verbänden der Verlader. 

§ 10 wurde durch einen Abs. f) ergänzt, der einen 
weiteren Fall aufführt, in dem ein Frachtzuschlag 
nicht erhoben werden soll. 

Artikel 8 

ln § 2 ist der Tatsache Rechnung getragen, daß bei 
vielen Bahnen, z. B. auch der Deutschen Bundes- 
bahn, die Frachten nachträglich auf einer „Groß- 
rechenanlage" ermittelt und danach in Rechnung 
gesetzt werden. 

Zur Klärung von Zweifeln wurde § 4 durch einen 
zweiten Absatz ergänzt, nach welchem die Eisen- 
bahn für das im Frachtbrief angegebene Gewicht 
oder die dort genannte Stückzahl nicht haftet, wenn 
bei diesen Angaben offensichtlich ein Irrtum unter- 
laufen ist. 

Artikel 9 

Auf x^nregung der Internationalen Handelskammer 
wurde in § 1 klargestellt, welche Bedingungen er- 
füllt sein müssen, damit ein Tarif als „gehörig ver- 
öffentlicht" gelten kann. 

In § 4 wurde der Tatsache Rechnung getragen, daß 
für bestimmte Leistungen üblicherweise keine 
Quittung erteilt wird. 

Artikel 10 

Im Interesse der Kunden wurde (§ 7) die Verpflich- 
tung der Eisenbahnen erweitert, dem Berechtigten 
den Unterschied zwischen der Fracht, die sich aus 
einem — günstigeren — internationalen Tarif ergibt, 
und derjenigen Fracht, die nach den nationalen Ta- 
rifen tatsächlich berechnet wurde, zu erstatten. 

Artikel 11 

Die Lieferfristen des § 2 sind, und zwar nur für 
Wagenladungen, geändert worden. Mit der Neurege- 
lung ist einem Kompromiß Rechnung getragen wor- 
den, der nach längeren Verhandlungen zwischen 
den Eisenbahnen und den Verbänden der Verlader 
zustande gekommen ist. Danach bleiben die Abfer- 
tigungsfristen für Eilgut und Frachtgut in Wagen- 
ladungen zwar unverändert. Es werden aber die 
eigentlichen Beförderungsfristen gekürzt. Als „Ge- 
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genleistung" wurde den Eisenbahnen eine Milde- 
rung der Haftung bei Lieferfristüberschreitung zu- 
gestanden (vgl. Art. 34 § 1). 

Da in einzelnen Staaten die Eisenbahnen nicht in 
der Lage sind, die jetzt vorgesehene Beförderung 
von Gütern auf Distanzen von 400 km bzw. 300 km 
innerhalb 24 Stunden zu garantieren, wurde in § 4 b) 
die Möglichkeit vorgesehen, Zuschlagfristen für 
Sendungen festzusetzen, die über eine Strecke oder 
über ein Netz befördert werden, „die für die rasche 
Behandlung der Sendungen nicht ausgerüstet sind". 
Buchst, a) des § 7 bildet jetzt einen neuen § 7. Es 
wird klargestellt, was bisher schon überwiegende 
Meinung war: Die Lieferfrist verlängert sich für alle 
Sendungen um die Dauer des Aufenthaltes, der ohne 
Verschulden der Eisenbahn in den bisher unter Zif- 
fer 1 bis 5 des § 7 und nunmehr in § 7 a) bis f) auf- 
geführten Fällen entsteht. 

Im neuen § 8 ist das Ruhen der Lieferfrist grund- 
sätzlich im bisherigen Umfange beibehalten. Ein 
neuer Fall findet sich unter c). Danach ruht die 
Lieferfrist für Fracht- und Eilgut an den Samstagen, 
sofern in dem betreffenden Staat nach den nationa- 
len Bestimmungen eine solche Regelung für den 
Binnengüterverkehr getroffen ist. 

Artikel 12 

§ 5 ist mit Rücksicht auf den Wegfall der Anlage II 
(Frachtbriefmuster) geändert worden. 

Der heutigen Übung entsprechend ist in § 6 a) be- 
stimmt worden, daß der Absender auf jedem Einzel- 
stück einer Stückgutsendung die Adresse des Emp- 
fängers anzugeben hat. 

Artikel 13 

§ 1 Abs. 2 ist ergänzt worden. Der Absender hat im 
Frachtbrief den Bahnhof, das Zollamt oder die son- 
stige Amtsstelle anzugeben, bei der die notwendigen 
Begleitpapiere der Eisenbahn zur Verfügung stehen 
und bei der die Förmlichkeiten zu erfüllen sind. 
Diese Verpflichtung gilt künftig auch, wenn diese 
Papiere vom Empfänger beizustellen sind. 

Mit Rücksicht auf das Recht des Absenders, gemäß 
Artikel 15 § 1 Abs. 2 selbst bei der amtlichen Be- 
handlung der Güter anwesend zu sein oder einen 
Beauftragten zu entsenden, ggf. auch selbst oder 
durch einen Beauftragten die Behandlung zu be- 
treiben, ist § 1 Abs. 2 ergänzt worden. In diesen 
Fällen genügt es, die Begleitpapiere bei der Behand- 
lung der Güter vorzulegen. 

Da Vorschriften über die Verpackung und Bedek- 
kung der Güter nicht nur durch die Zollbehörden, 
sondern auch durch andere Verwaltungsbehörden 
erlassen werden, wurde § 3 ergänzt. 

Artikel 14 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 15 

Ein Redaktionsversehen in § 1 Abs. 2 (Fassung 1961) 
ist berichtigt worden. Der Empfänger oder dessen 
Beauftragter bzw. der Absender oder dessen Beauf- 


tragter, die bei einer Unterwegsverzollung an- 
wesend sind, können, sofern das nach Landesrecht 
zulässig ist, die Zoll- oder anderen Kosten bei dieser 
Gelegenheit bezahlen. Demgemäß wurde Buchst, b) 
geändert und ein neuer Buchst, c) aufgenommen. 

In § 2 Abs. 1 wurde der Tatsache Rechnung getra- 
gen, daß dem Empfänger in manchen Fällen auch 
dann die Zollbehandlung auf dem Bestimmungs- 
bahnhof ermöglicht wird, wenn dort kein Zollamt 
eingerichtet ist. 

Artikel 16 

Auf Wunsch der Kunden und insbesondere der Be- 
sitzer privater Anschlußgleise wurde in § 3 vorge- 
sehen, daß nicht nur in den für den Bestimmungs- 
bahnhof maßgeblichen Gesetzen und Vorschriften, 
sondern auch durch vertragliche Abmachungen mit 
dem Empfänger festgelegt werden kann, ob die 
Eisenbahn das Gut außerhalb des Bestimmungsbahn- 
hofs auf einem Anschlußgleis oder in einer Güter- 
nebenstelle zustellt. 

Artikel 17 

Mit Rücksicht auf den Wegfall der Anlage II 
{Frachtbriefmuster) wurde die Einleitung zu § 2 ge- 
ändert. Ferner wurde der Tatsache der Einführung 
einer Mehrwertsteuer in einer Reihe von Vertrag- 
staaten Rechnung getragen. In den Ziffern 2 und 4 
des § 2 wird ausdrücklich betont, daß die Mehr- 
wertsteuer als eine „besondere Kostengattung" an- 
zusehen ist und nicht unter dem Begriff „Gesamt- 
betrag der Zölle usw." fällt, auch wenn diese Steuer 
von den Zollbehörden erhoben wird. 

Zur Klarstellung wurde in § 7 ausgeführt, daß eine 
Frankaturrechnung (Freibetragsrechnung) nicht nur 
dann, wenn eine Sicherheitssurame für die Fracht 
verlangt worden war, sondern allgemein spätestens 
30 Tage nach Ablauf der Lieferfrist abgerechnet 
werden muß. 

Artikel 18 

Die bisherigen §§ 1 und 2 wurden zusammengefaßt. 
Im Sinne der Rationalisierung wurde sowohl für die 
Nachzahlungspflicht des Kunden (bei zu wenig er- 
hobener Fracht) wie für die Rückerstattungspflicht 
der Eisenbahn (bei zu viel gezahlten Beträgen) ein 
Mindestbetrag von 10 Franken bestimmt. 

In Anlehnung an die Neufassung des Art. 38 § 1 
Abs. 2 wurden die Vorschriften des § 3 (bisher § 4) 
über die Verzinsung der Forderungen geändert. 

Artikel 19 
Unverändert. 

Artikel 20 
Unverändert. 

Artikel 21 

§ 1 Buchst, e) wurde ergänzt. Der Absender ist 
verpflichtet, bei Erteilung einer nachträglichen Ver- 
fügung die Frankaturvorschrift (Vorschrift über die 
Art der Frachtzahlung) dann zu ändern, wenn in- 
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folge der Änderung des Frachtvertrages der nach 
Art. 17 § 2 im Frachtbrief angegebene Tarifpunkt 
nicht mehr erreicht wird. 

Auf die Bestimmung des Musters für die „nachträg- 
liche Verfügung des Absenders" (Anlage IV a) 
wurde verzichtet, § 2 demgemäß geändert. Über 
Form und Inhalt dieses Formulars entscheiden künf- 
tig die Eisenbahnen, die allerdings zur Veröffent- 
lichung des Musters verpflichtet sind. 

In § 3 ist jetzt die Weiterleitung nachträglicher Ver- 
fügungen durch Fernschreiber berücksichtigt. 

§ 4 wurde dem ergänzten § 3 des Art. 42 angepaßt. 
Artikel 22 

§§ 2 und 3 wurden analog den §§ 2 und 3 des vor- 
hergehenden Artikels 21 geändert. Ebenso wurde 
§ 4 dem ergänzten § 3 des Art. 42 angepaßt. 

Artikel 23 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 24 

Auf Wunsch der Kunden wurde § 1 in dem Sinne 
ergänzt, daß die Eisenbahn, wenn sie bei Beförde- 
rungshindernissen den Absender um Anweisung er- 
sucht, ihm „alle nützlichen Angaben, über welche 
sie verfügt", mitzuteilen hat. 

Artikel 25 

Die in § 1 vorgesehene Benachrichtigung des Ab- 
senders soll auch durch Fernschreiber erfolgen kön- 
nen. 

Artikel 26 
Unverändert. 

Artikel 27 

§ 3 Buchst, c) wurde dahin ergänzt, daß bei Ver- 
ladung durch den Absender die Haftung der Eisen- 
bahn nicht nur bei mangelhafter Verladung des 
Gutes ausgeschlossen ist, sondern auch bei Ver- 
laden in Wagen mit für den Absender offensich- 
lichen Mängeln. Damit sollen Zweifel behoben wer- 
den, die bei Anwendung des Art. 27 in der Praxis 
aufgetreten sind. 

In § 3 Buchst, h) wurde deutlicher zum Ausdruck 
gebracht, daß bei zu begleitenden Sendungen der 
Haftungsausschluß immer dann eintreten soll, wenn 
der Verlust oder die Beschädigung aus einer Gefahr 
entstanden ist, welche durch die Begleitung abge- 
wendet werden sollte. 

Artikel 28 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 29 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 

Artikel 30 
Unverändert. 


Artikel 31 

ln § 1 Abs. 3 war bisher die Haftung der Bahn bei 
Verlust des Gutes auf 100 Franken je Kilogramm 
begrenzt. Dieser Höchstbetrag ist nunmehr auf 
50 Franken herabgesetzt worden. (Wie bei allen An- 
gaben dieser Art in CIM und CIV handelt es sich 
um Goldfranken im Werte von gegenwärtig etwa 
1,05 DM.) Diese Änderung war stark umstritten. Für 
die Mehrheit der an der CIM teilnehmenden Staaten 
war die Erwägung maßgebend, daß im Übereinkom- 
men über den Beförderungsvertrag im internatio- 
nalen Straßengüterverkehr (Art. 23 § 3) ein Haf- 
tungshöchstbetrag von nur 25 Goldfranken je Kilo- 
gramm vorgesehen ist. Der Kompromiß zwischen 
der Forderung der Kunden, die bisherige Grenze 
beizubehalten, und der Forderung der Eisenbahnen, 
auf 25 Franken herunterzugehen, erscheint akzep- 
tabel. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß wert- 
volle Güter bei der Beförderung üblicherweise ver- 
sichert werden, außerdem durch „Angabe des Inter- 
esses an der Lieferung" gemäß Art. 20 eine höhere 
Entschädigung bei Verlust erreicht werden kann. 

Artikel 32 
Unverändert. 

Artikel 33 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 34 

Die in § 1 geregelte pauschale Haftung, die bei 
Lieferfristüberschreitungen ohne Nachweis eines 
Schadens eintritt, ist eingeschränkt worden. Nach 
der Neufassung bleiben Fristüberschreitungen unter 
48 Stunden außer Betracht; außerdem haftet die 
Eisenbahn nicht mehr bis zu einem Viertel, sondern 
nur noch bis zu einem Zehntel der Fracht, höchstens 
bis zu einem Betrag von 50 Franken pro Sendung. 
Die Änderung erscheint hinnehmbar. Der Anspruch 
auf Ersatz des nachgewiesenen Verspätungsscha- 
dens (§ 2) ist unberührt geblieben. Das Übereinkom- 
men über den Beförderungsvertrag im internationa- 
len Straßengüterverkehr (CMR) beschränkt die 
Rechtsfolgen einer Lieferfristüberschreitung auf den 
Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Schadens, 
kennt also gar keine Haftung des Beförderers ohne 
Nachweis eines Schadens (vgl. Art. 17 Abs. 1, Art. 23 
Abs. 5 CMR). 

Auch die Eisenbahn-Verkehrsordnung kennt keine 
Haftung für Lieferfristüberschreitung ohne Nach- 
weis eines Schadens, es sei denn, der Absender 
habe — gebührenpflichtig — den Lieferwert (das 
Interesse an der Lieferung) im Frachtbrief ange- 
geben (§ 89 EVO). Die Einschränkung der Haftung 
der Eisenbahn für Lieferfristüberschreitung ohne 
Schadensnachweis wurde bei den Revisionsver- 
handlimgen auch mit der Verkürzung der Liefer- 
fristen für Wagenladungen in der Neufassung des 
Artikels 11 begründet. 

Artikel 35 
Unverändert. 


216 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1453 


Artikel 36 
Unverändert, 

Artikel 37 
Unverändert. 

Artikel 38 

§ 1 Abs. 1 (bisher einziger Absatz des § 1) wurde 
redaktionell geändert. 

Nach Absatz 2 (neu) wird die Verzinsung der Ent- 
schädigungsforderung gehemmt, solange die Vor- 
lage der zur abschließenden Behandlung einer Re- 
klamation erforderlichen Belege (Artikel 41 § 4 
Abs. 2) verzögert wird. Nach dem bisherigen Wort- 
laut des § 1 konnte das unbillige Ergebnis eintreten, 
daß die Eisenbahn auch für die Dauer einer vom 
Vertragspartner verschuldeten Verzögerung der 
Entschädigungsregelung zur Zinszahlung verpflich- 
tet war. 

Artikel 39 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 40 

ln Abs. 1 ist vorgesehen, daß die Haftungshöchst- 
grenzen der CIM nicht durch die Berufung auf 
außervertragliche Ansprüche umgangen werden 
können. Dabei war bisher nur auf die in der Praxis 
weitaus wichtigsten Fälle des Art. 27 § 1 Bezug ge- 
nommen. Nach der Neufassung gilt die Einschrän- 
kung der Haftung auch für die anderen in der CIM 
geregelten Fälle einer Ersatzpflicht der Eisenbahn, 
so etwa bei Verlust der Begleitpapiere (Art. 13 § 2 
Abs. 3). 

Artikel 41 

§ 3 wurde an den § 3 des Art. 42 angepaßt. Danach 
kann der Absender, wenn er das Frachtbriefdoppel 
nicht vorlegen kann, bei der Eisenbahn nur rekla- 
mieren, wenn der Empfänger entweder die An- 
nahme des Gutes verweigert hat oder der Reklama- 
tion durch den Absender ausdrücklich zustimmt. 

Artikel 42 

§ 3 Buchst, a) und b) Ziffern 2 und 4 (bisher 3) 
wurde in dem Sinne ergänzt, daß dem Empfänger 
das Recht zur gerichtlichen Geltendmachung von 
Ansprüchen auch dann zusteht, wenn er „das Gut 
angenommen hat". 

Aus § 3 Abs. 2 wurde, mit einer geringen redaktio- 
nellen Änderung, ein neuer § 4 gebildet. 

Artikel 43 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 44 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 45 

In § 1 Abs. 2 wurde die Bestimmung, daß eine Ab- 
schrift der Tatbestandsaufnahme ausdrücklich ange- 


fordert werden müsse, dahin geändert, daß der Be- 
rechtigte, d. h. im allgemeinen der Absender, in 
jedem Fall eine solche Abschrift erhält. 

Artikel 46 
Redaktionelle Änderung. 

Artikel 47 

Die Verjährungsfrist in dem in § 1 Abs. 2 vorge- 
sehenen Sonderfällen ist von 3 Jahren auf 2 Jahre 
herabgesetzt worden. Praktische Bedeutung hat 
diese Änderung kaum, weil Reklamationen im all- 
gemeinen spätestens nach einem Jahre geltend ge- 
macht werden. 

Bei den Bestimmungen über den Verjährungsbeginn 
sind in § 2 Buchst, c) die „sonstigen Kosten" bei- 
gefügt worden. Dabei ist z. .B an die für die Versor- 
gung lebender Tiere von der Bahn aufgewendeten 
Kosten gedacht, die nicht zu den „Nebengebühren" 
im eigentlichen Sinne gehören. 

In Anpassung an Art. 19 § 2 wurde in § 2 Buchst, e) 
die für den Verjährungsbeginn bei An.sprüchen we- 
gen Nachnahmen vorgesehene Frist von bisher 
42 Tagen auf 30 Tage herabgesetzt. 

§ 2 Buchst, g) wurde in der Weise ergänzt, daß nun- 
mehr neben den Zollbehörden auch die sonstigen 
Verwaltungsbehörden aufgeführt werden. 

Artikel 48 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 49 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 50 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 

Artikel 51 
Unverändert. 

Artikel 52 
Unverändert. 

Artikel 53 
Unverändert. 

Artikel 54 

V^orrang vor dem Landesrecht haben künftig nicht 
nur die Bestimmungen der CIM, sondern die Sonder- 
bestimmungen nach Art. 60 § 4, die Zusatzbestim- 
mungen nach Art. 60 § 5 und die Bestimmungen der 
internationalen Tarife. 

Artikel 55 
Unverändert. 

A r t i k e 1 56 

Der französische Text wurde durch Beifügung von 
Satzzeichen dem deutschen Wortlaut angepaßt. 


Artikel 57 
Unverändert. 
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Artikel 58 
Unverändert. 

Artikel 59 

Nach einer Ergänzung des § 1 ist das Zentralamt 
für den internationalen Eisenbahnverkehr künftig 
nicht nur zur Aufstellung der Streckenlisten, son- 
dern auch zu deren Veröffentlichung verpflichtet, 
ln § 3 ist neu, daß der Antrag auf Löschung einer 
Strecke in der Streckenliste nicht mehr begründet 
zu werden braucht. 

Artikel 60 

In § 4 am Ende ist die Bezugnahme auf die — künf- 
tig entfallende — Anlage II gestrichen worden. 

Von der CIM abweichende Beförderungsbedingun- 
gen können künftig auch für solche Sendungen ver- 
einbart werden, die „mit Frachtbriefen ausgeführt 
werden, welche nicht als Beleg für die Fracht- 
berechnung und Rechnungstellung dienen". Damit 
ist neueren Verfahren im Abfertigungs- und Ab- 
rechnungsdienst entsprochen worden. 

Artikel 61 
Unverändert. 

Artikel 62 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 63 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 64 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 65 

Neu beschlossene Übereinkommen sollen nicht nur 
von den Vertragstaaten, sondern auch von solchen 
Staaten unterzeichnet werden können, die zur Teil- 
nahme an einer ordentlichen Revisionskonferenz be- 
sonders eingeladen wurden. So hatte anläßlich der 
Revisionskonferenz von 1970 die Sowjetunion eine 
Einladung erhalten und einen Delegierten entsandt, 
allerdings ohne die Absicht, zu unterzeichnen. 

Artikel 66 

Im Sinne einer Beschleunigung des Verfahrens soll 
künftig die schweizerische Regierung die Möglich- 
keit einer Inkraftsetzung eines neuen Übereinkom- 
mens spätestens ein Jahr nach der Unterzeichnung 
gemeinsam mit den beteiligten Regierungen prüfen 
und nicht erst 15 Ratifikationen abwarten. 

Artikel 67 
Unverändert, 

Artikel 68 
Unverändert. 

Artikel 69 

Um gelegentliche Zweifel auszuräumen, wurde be- 
stimmt, daß die in § 2 vorgesehene Aufhebung des 
bisherigen Übereinkommens auch dessen Anlagen 
erfaßt. 


Die Zuständigkeit des in § 3 vorgesehenen „Revi- 
sionsausschusses" wurde erweitert. Eine Reihe zu- 
sätzlicher Bestimmungen wurde dem vereinfachten 
Revisionsverfahren unterstellt, Der Hereinnahme 
grundsätzlich wichtiger Bestimmungen in dieses 
Verfahren haben sich die Vertreter der Bundesrepu- 
blik Deutschlands und Frankreichs erfolgreich 
widersetzt. 

In § 3 Abs. 2 wurden mit Rücksicht auf die Erweite- 
rung der Aufgaben des Revisionsausschusses die 
Fristen für das Widerspruchsverfahren und für das 
Inkrafttreten der Beschlüsse verlängert. 

Aus praktischen Erwägungen wurden die Fristen 
des § 4 Abs. 2, die für das Verfahren der in § 4 
Abs. 1 bezeichneten Fachmännischen Ausschüsse 
gelten, den Fristen in § 3 Abs. 2 angepaßt. 

Artikel 70 

Da neuerdings eine Reihe von Staaten an CIM und 
CIV beteiligt sind, in denen das Arabische offizielle 
Landessprache ist, wird künftig auch ein amtlicher 
arabischer Text der Übereinkommen erstellt. 

Anlage I (Internationale Ordnung für die Beför- 
derung gefährlicher Güter mit der Eisenbahn — 
RID — ): 

Diese Anlage wird gemäß Art. 69 § 4 in einem ver- 
einfachten Verfahren fortgebildet. Sie wird beim In- 
krafttreten der CIM vom 7. Februar 1970 mit dem 
Wortlaut übernommen, der zu diesem Zeitpunkt gilt. 
Bisherige Anlagen II, III, IV a und b: 

Diese Anlagen, enthaltend Frachtbriefmuster, Mu- 
ster der allgemeinen Erklärung über Fehlen oder 
Mängel der Verpackung, Muster der Verfügungen 
des Absenders bzw. des Empfängers, sind gestrichen 
worden. Wie bereits erwähnt, ist es künftig Sache 
der Eisenbahnen, einheitliche Muster aufzustellen. 

Anlagen (neu) 

Satzung des Zentralamts für den internationalen 
Eisenbahnverkehr (OCTI). 

ln der Überschrift und in Art. 1 § 1 der Anlage 
wurde die Kurzbezeichnung OCTI beigefügt, die 
von der Bezeichnung Office central des transports 
internationaux par chernins de fer abgeleitet ist. 

Der zweite Satz in § 3 Buchst, a) wurde gestrichen, 
weil er nunmehr überholt ist. Der Aufstellung eines 
Entwurfs für Vorschriften über die Organisation 
usw. des Zentralamtes bedarf es nicht mehr. 

Entsprechend der Übung bei anderen internationa- 
len Organisationen werden Direktor und Vizedirek- 
tor des Zentralamts in Generaldirektor und Vize- 
generaldirektor umbenannt. 

Neu geschaffen wurde das Amt des Ratsadjunkten 
(conseiller adjoint). Es ist daran gedacht, künftig 
jüngere Beamte des höheren Dienstes im Zentralamt 
zunächst als secretaire I oder conseiller adjoint an- 
zustellen, bevor sie zum conseiller aufrücken. Dies 
dient vor allem auch der Kostensenkung. 

Der mit der Aufsicht über das Zentralamt betraute 
Verwaltungsausschuß soll nach Art. 1 § 3 Buchst, d) 
jeder diplomatischen Konferenz, die über diesen 
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wechselnd zusammengesetzten Ausschuß befindet, 
künftig einen Bericht über seine Tätigkeit unterbrei- 
ten. 

In Art. 2 § 1 sind zukünftig die Beitragshöchstsätze 
(Kilometersätze) nicht mehr zahlenmäßig ange- 
geben. Um die Beiträge laufend den Kosten des 
Zentralamts anpassen zu können, hat man der diplo- 
matischen Konferenz, die jeweils über die Zusam- 
mensetzung des Verwaltungsausschusses entschei- 
det, die Aufgabe übertragen, den Höchstbetrag je- 
weils für fünf Jahre festzusetzen. 

A n 1 a g e III (bisher VI) 

Satzung des Revisionsausschusses und der Fach- 
männischen Ausschüsse 

An den Sitzungen der Ausschüsse kann künftig, 
wenn Generaldirektor und Vizegeneraldirektor 
gleichzeitig verhindert sind, ein vom Generaldirek- 
tor bestimmter Stellvertreter, z. B. ein Conseiller, 
teilnehmen (Art. 4). 

Der Revisionsausschuß wird in Zukunft nur ver- 
handlungsfähig sein, wenn die Hälfte der Vertrag- 
staaten vertreten ist (Art. 6). Die Fachmännischen 
Ausschüsse sind dagegen nach wie vor beschluß- 
fähig, wenn ein Drittel der Vertragstaaten vertreten 
ist. 

Der bisherige Abstimmungsmodus bei Revisions- 
ausschuß und Fachmännischen Ausschüssen hat 
sich als unbefriedigend erwiesen, weil den Stimm- 
enthaltungen ein zu großer Einfluß eingeräumt war. 
Mehrfach sind trotz überwiegender Ja-Stimmen Be- 
schlüsse nicht zustande gekommen, weil wegen der 
Enthaltungen das Quorum nicht erreicht wurde. 
Aus diesem Grunde ist nunmehr in Art. 9 Abs. 2 der 
Satzung vorgesehen, daß ein Antrag als angenom- 
men gilt, wenn mindestens ein Drittel der im Aus- 
schuß vertretenen Staaten mit Ja gestimmt hat, und 
mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen abgegeben 
sind. 

A n 1 a g e n I V, V, VI (neu) 

Internationale Ordnung für die Beförderung von 
Privatwagen (RIP) 

Internationale Ordnung für die Beförderung von Be- 
hältern (Containern) (RICo) 

Internationale Ordnung für die Beförderung von 
Expreßgut (RlEx) 

Diese Anlagen werden gemäß Art. 69 § 3 (RIEx) bzw. 
Art. 69 § 4 (RIP, RICo) in einem vereinfachten Ver- 
fahren fortgebildet. Sie werden beim Inkrafttreten 
der CIM vom 7. Februar 1970 mit dem Wortlaut 
übernommen, der zu diesem Zeitpunkt gilt. 

Anlage VII (neu) 

Unverändert. 

III. Zu den Vorschriften der CIV 

(Viele Vorschriften der CIV entsprechen wörtlich 
solchen der CIM, sind also in der selben Weise 
geändert worden. Insoweit wird im folgenden auf 
die Erläuterungen zur CIM verwiesen) 


Artikel 1 

§§ 1 bis 3 geändert wie die §§ 1 bis 3 des Art. 1 
der CIM. 

Artikel 2 
Unverändert. 

Artikel 3 

Statt „internationaler Tarif" wurde „internationale 
Tarife" gesetzt, weil neben dem Gemeinsamen Per- 
sonentarif (TCV) noch einige weitere internationale 
Tarife bestehen, die in Teilbereichen Anwendung 
finden. 

Artikel 4 

Redaktionelle Änderung des französischen Textes, 
Artikel 5 

Redaktionelle Änderung des französischen Textes. 
Artikel 6 

Redaktionelle Änderung. 

Artikel 7 bis 9 

Diese Artikel wurden zusammengefaßt, und der In- 
halt wurde wesentlich vereinfacht. Die Einzelheiten 
wurden der Regelung durch die Tarife überlassen. 

Artikel 8 (bisher 10) 

Statt einer materiellen Regelung verweist der neue 
Artikel 8 wegen des Übergangs in eine höhere 
Wagenklasse oder in einen Zug höherer Gattung 
auf die Tarife. In diesen Hinweis neu einbezogen 
ist die Änderung des Beförderungsweges. 

Artikel 9 (bisher 11) 

Unverändert. 

Artikel 10 (bisher 12) 

Unverändert. 

Artikel 11 (bisher 13) 

Der Text wurde vervollständigt und präziser gestal- 
tet. Der bisherige § 3 wurde letzter Satz des § 2 
Buchst, d). 

In einem neuen § 3 ist vorgesehen, daß die inter- 
nationalen Tarife Bedingungen enthalten können, 
unter denen Gegenstände als Handgepäck oder 
Reisegepäck weiterbefördert werden, obwohl nach 
§ 1 oder nach § 2 Buchst, b) dieses Artikels die Mit- 
nahme nicht zulässig war, Der häufigste Fall dieser 
Art dürfte die Mitnahme von übermäßig viel Hand- 
gepäck sein, von dem ein Teil dann als Reisegepäck 
iin Packwagen untergebracht wird, und zwar unter 
Erhebung der Reisegepäckfracht, 

Für den Fall, daß sich bei einer Nachprüfung des 
Gepäcks wegen des Verdachts unzulässiger Mit- 
nahme der Eigentümer nicht meldet, ist in § 4 neu 
vorgeschrieben, daß zwei Nichteisenbahner als Zeu- 
gen hinzuzuziehen sind. 
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Artikel 12 (bisher 14) 

§ 2 wurde vereinfacht. Es ist nur noch vorgesehen, 
daß die Fahrpläne dem Publikum „in geeigneter 
Weise" zur Kenntnis zu bringen sind. Das Wie ist 
Sache der Eisenbahnen. Nach § 8 der deutschen 
Eisenbahn-Verkehrsordnung hat die Eisenbahn „auf 
den Bahnhöfen die Abfahrtszeiten, auf größeren 
Bahnhöfen auch die Ankunftszeiten der Züge durch 
Aushang bekanntzugeben". 

Artikel 13 (bisher 15) 

Unverändert. 

Artikel 14 (bisher 16) 

Die Bestimmungen der §§ 2 und 3 wurden durch 
einen neuen § 2 ersetzt, der sich damit begnügt, auf 
die internationalen Tarife zu verweisen. Neuer § 3 
ist der bisherige Text des Art. 20 § 5 letzter Ab- 
satz. Danach ist die Eisenbahn berechtigt, die Beför- 
derung von Reisegepäck in bestimmten Fällen ein- 
zuschränken oder auszuschließen. 

Artikel 15 (bisher 17) 

Redaktionelle Änderung. 

Artikel 16 (bisher 18) 

Die Bestimmung der Höhe der Frachtzuschläge 
bleibt künftig den internationalen Tarifen überlas- 
sen (§ 3). 

Artikel 17 (bisher 19) 

§ 2 wurde dahin ergänzt, daß auf den Gepäckstük- 
ken zusätzlich das Bestimmungsland anzugeben ist. 
Alle vorgeschriebenen Kennzeichen sollen haltbar, 
deutlich und unauslöschbar sein und in einer jede 
Verwechslung ausschließenden Weise angebracht 
werden. Nicht ausreichend gekennzeichnete Ge- 
päckstücke kann die Eisenbahn zurück weisen. Der 
Inhalt des bisherigen § 3 wurde letzter Satz des § 2. 

Artikel 18 (bisher 20) 

§ 4 wurde aufgehoben, weil Artikel 14 § 2 (neu) 
wegen der Zulassung weiterer Gegenstände als 
Reisegepäck auf die internationalen Tarife verweist. 
§ 5 wurde § 4, mit Ausnahme des letzten Absatzes, 
der als neuer § 3 in den Art. 14 übernommen 
wurde. 

Artikel 19 (bisher 21) 

Die Form der Gepäckscheine wird den Tarifen und 
den Vereinbarungen zwischen den Eisenbahnen 
überlassen. Vorgeschrieben sind aber noch die An- 
gaben, die der Gepäckschein enthalten muß, sofern 
nicht die Tarife Ausnahmen vorsehen. Der letzte 
Satz des § 1 wurde § 4. 

Bisheriger Artikel 22 

Aufgehoben. Die Angabe des Interesses an der Lie- 
ferung kam im internationalen Reisegepäckverkehr 
praktisch nicht vor. Ggf. wird das Gepäck versi- 
chert. Nach § 27 Abs. 2 der deutschen Eisenbahn- 


Verkehrsordnung kann der Reisende zwar gegen 
Gebührenzahlung den Lieferwert (Interesse an der 
Lieferung) angeben und sich dadurch im Schadens- 
fälle einen höheren Ersatzbetrag sichern. Gebräuch- 
lich ist aber auch hier die Reisegepäckversicherung. 

Artikel 20 (bisher 23) 

§ 1 wurde im Sinne der Anpassung an §§ 1 und 2 
des Art. 16 der CIM vervollständigt. Der Rei- 
sende hat nicht nur den Gepäckschein zurückzu- 
geben, sondern ggf. auch die auf der Sendung 
lastenden Kosten zu zahlen, bevor ihm das Gepäck 
ausgeliefert wird. Entsprechend den Bestimmungen 
über die Ablieferung im Güterverkehr wird nach 
§ 1 Abs. 2 der Auslieferung des Reisegepäcks an 
den Inhaber des Gepäckscheins die Übergabe des 
Gepäcks an die Zoll- oder Steuerverwaltung sowie 
die Übergabe lebender Tiere an einen Dritten zur 
Verwahrung gleichgestellt. 

§ 6 wurde neu gefaßt, damit dort klarer, als dies 
bisher der Fall war, die Verpflichtung der Eisen- 
bahn zum Ausdruck gelangt, auf Antrag des Ge- 
päckscheininhabers in seiner Gegenwart das Gepäck 
auf etwaige Schäden nachzuprüfen. 

Artikel 21 (bisher 24) 

In Anpassung an Art. 9 § 3 Abs. 2 der CIM wurde 
§ 4 Abs. 3 dahin ergänzt, daß die Eisenbahn neben 
den Preisermäßigungen auch „sonstige Vergünsti- 
gungen" gewähren kann. Dahin gehört z. B. die 
kostenlose Beförderung von Begleitern Schwer- 
behinderter Personen. 

Artikel 22 (bisher 25) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 23 (bisher 26) 

Der Wortlaut wurde vereinfacht, und es wurden 
Einzelheiten, die offensichtlich in die Eisenbahn- 
tarife gehören, diesen Tarifen überlassen. 

Zugunsten einerseits der Eisenbahn, andererseits 
der Reisenden, wurde in § 4 (neu) der Mindestbetrag 
für Erstattungen und Nachzahlungen von 0,50 Fran- 
ken auf 2 Franken erhöht. 

Artikel 24 (bisher 27) 

Unverändert. 

Artikel 25 (bisher 28) 

Auf die vorgesehene grundsätzliche Änderung der 
Bestimmungen über die Haftung der Eisenbahn für 
das Handgepäck ist bei dieser Revision der CIV 
verzichtet worden. Es ist lediglich im Sinne der 
Klarstellung der bisherige letzte Satz des § 1 in den 
§ 3 des neuen Art. 25 übernommen und etwas ein- 
deutiger formuliert worden. 

Artikel 26 (bisher 29) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 

Artikel 27 (bisher 30) 

Unverändert. 
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Artikel 28 (bisher 31) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 29 (bisher 32) 

ln § 1 wurde die „Bereitstellung zur Auslieferung" 
der faktischen Auslieferung gleichgestellt. 

Da der bisherige Art. 36 gestrichen worden ist, wird 
er in § 2 Abs. 2 nicht mehr erwähnt. 

Artikel 30 (bisher 33) 

Unverändert. 

Artikel 31 (bisher 34) 

Unverändert. 

Artikel 32 (bisher 35) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Bisheriger Art. 36 im Zusammenhang mit der 
Aufhebung des Art. 22 gestrichen. 

Artikel 33 (bisher 37) 

Die Verweisung auf den bisherigen Art. 36 wurde 
gestrichen. 

Artikel 34 (bisher 38) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts 
des § 1. § 1 wurde in gleicher Weise wie § 1 des 
Art. 38 der CIM durch Hinzufügung eines zweiten 
Absatzes ergänzt. 

Artikel 35 (bisher 39) 

Redaktionalle Änderung des deutschen Wortlauts. 

Artikel 36 (bisher 40) 

Geändert wie Art. 40 der CIM. 

Artikel 37 (bisher 41) 

Unverändert. 

Artikel 38 (bisher 42) 

Unverändert. 

Artikel 39 (bisher 43) 

In § 2 Abs. 2 wird der Gepäckbegleitschein, der für 
das Zustandekommen des Beförderungsvertrages 
ohne Bedeutung ist, nicht mehr erwähnt. 

Artikel 40 (bisher 44) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 

Artikel 41 (bisher 45) 

§ 1 geändert wie § 1 des Art. 45 der CIM. 

Artikel 42 (bisher 46) 

Redaktionelle Änderung. 

Artikel 43 (bisher 47) 

§ 1 geändert wie § 1 des Art. 47 der CIM. 

Zu § 2 Buchst, b): In Anlehnung an die in Art. 29 
§ 1 (neu) vorgesehene Frist, nach deren Ablauf der 


Reisende sein Gepäck als verloren ansehen kann, 
wurde nunmehr bestimmt, daß bei Entschädigungs- 
ansprüchen wegen gänzlichen Verlustes die Ver- 
fährungsfrist mit dem 14. Tage nach Ablauf des in 
Art, 20 § 2 bestimmten Zeitpunktes beginnt. 

In § 2 Buchst, d) wurde dieselbe Ergänzung durch- 
geführt wie in § 2 Buchst, g) der CIM. 

Artikel 44 (bisher 48) 

Unverändert. 

Artikel 45 (bisher 49) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 46 (bisher 50) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 

Artikel 47 (bisher 51) 

Unverändert. 

Artikel 48 (bisher 52) 

Unverändert. 

Artikel 49 (bisher 53) 

Unverändert. 

Artikel 50 (bisher 54) 

Ergänzung wie in Art. 54 der CIM. 

Artikel 51 (bisher 55) 

Unverändert. 

Artikel 52 (bisher 56) 

In der französischen Fassung Ergänzung durch 
Satzzeichen wie in Artikel 56 der CIM. 

Artikel 53 (bisher 57) 

Unverändert. 

Artikel 54 (bisher 58) 

Unverändert. 

Artikel 55 (bisher 59) 

Geändert nach dem Muster des Art. 59 der CIM. 

Artikel 56 (bisher 60) 

Unverändert. 

Artikel 57 (bisher 61) 

Unverändert, 

Artikel 58 (bisher 62) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 
Artikel 59 (bisher 63) 

Redaktionelle Änderung des deutschen Wortlauts. 

Ä r t i k e 1 60 (bisher 64) 

Änderung wie in Ärt. 65 der CIM. 

Ä r t i k e 1 61 (bisher 65) 

Änderung wie Ärt. 66 der CIM. 
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Artikel 62 (bisher 66) 

Unverändert. 

Artikel 63 (bisher 67) 

Unverändert. 

Artikel 64 (bisher 68) 

Änderung analog derjenigen in Art. 69 der CIM, 
mit Erweiterung der dem beschleunigten Verfahren 
unterstellten Vorschriften. 

Artikel 65 (bisher 69) 

Änderung wie in Art. 70 der CIM (Offizielle Über- 
setzung auch in die arabische Sprache). 

Bisherige Anlage I — Gepäckscheinmuster — ge- 
mäß dem Beschluß zu Art. 19 (neu) gestrichen. 

Anlage I (neu) 

Änderungen des Titels sowie der Art. 1 und 2 wie 
in Anlage II der CIM. 

Anlage II (neu) 

Änderungen der Art. 4, 6 und 9 wie in Anlage III 
der CIM. 

Anlage III (neu) 

Unverändert. 

Zum Inhalt des Zusatzprotokolls 

Die Ziffer I des Zusatzprotokolls vom 25. Februar 
1961 war, obwohl dies nicht unmittelbar dem Wort- 
laut entnommen werden konnte, auf Deutschland 
gemünzt. Diese Ziffer ist durch den Beitritt der bei- 
den deutschen Staaten zu CIM und CIV gegen- 
standslos geworden und daher gestrichen worden. 

Die Vorbehalte in Ziffer II zugunsten des Vereinig- 
ten Königreichs von Großbritannien und Nordirland 
gelten künftig auch für den Freistaat Irland. 

Nach Ziffer III galt bislang für Frankreich 
hinsichtlich der tarifarischen Sonderabmachungen 
des Art. 9 § 3 der CIM ein Vorbehalt zugunsten der 
entsprechenden Bestimmungen im Recht der Mon- 
tanunion und der EWG. Nunmehr ist generell aus- 
geführt, daß die Bestimmungen der CIM und CIV 
nicht den Vorrang gegenüber den Bestimmungen 
haben, die gewisse Staaten in Anwendung beson- 
derer Verträge, z. B. des Vertrages über die Mon- 
tanunion und des Vertrages über die EWG, zu tref- 
fen haben. 


Verzeichnis der Staaten, die vom 1. Januar 1973 an 
das Zusatzübereinkommen vom 26. Februar 1966 zur 
CIV vom 25. Februar 1961 anwenden. 


Algerien 


Niederlande 

Belgien 


Norwegen 

Bulgarien * 


Österreich * 

Dänemark * 


Polen 

Finnland 


Portugal * 

Frankreich 


Schweiz 

Irak 


Spanien 

Jugoslawien 


Syrien 

Liechtenstein 


Tschechoslowakei * 

Luxemburg 


Türkei 

Unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert haben: 

Italien 


Rumänien 

Libanon 

Marokko 


Tunesien 

Die mit * bezeichneten Staaten haben einen Vorbehalt im Sinne des 
Artikels 1 § 2 des Zusatzübereinkommens angemeldet. 

Verzeichnis der 

Staaten, 

die CIM und CIV vom 

7. Februar 1970 unterzeichnet haben. 

Algerien 


Marokko 

Belgien 


Niederlande * 

Bulgarien 


Norwegen 

Dänemark 


Österreich * 

Finnland 


Polen 

Frankreich 


Portugal * 

Griechenland 


Rumänien 

Großbritannien 


Schweden 

Irak 


Schweiz * 

Irland 


Spanien 

Italien 


Syrien 

Jugoslawien * 


T schechüslo w ak ei 

Libanon 


Türkei 

Liechtenstein 


Tunesien 

Luxemburg * 


Ungarn 

Beitiittsgesuche liegen vor von der Deutschen 
Demokratischen Republik (6. 6. 1972) und Iran. 


Die mit * bezeichneten Staaten haben die Übereinkommen vom 7. Fe- 
bruar 1970 bereits ratifiziert und dies der Eidgenössischen Regierung 
mitgeteilt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1 . Artikel 1 

In Satz 1 ist das Wort „zugestimmt" durch die 
Worte „mit der Maßgabe zugestimmt, daß der 
Vorbehalt nach Artikel 1 § 2 des unter Nummer 1 
genannten Zusatzübereinkommens erklärt wird" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Für die Bundesrepublik Deutschland sollte von 
dem Vorbehalt nach Artikel 1 §2 des Zusatz- 
übereinkommens Gebrauch gemacht werden. Die 
Erklärung des Vorbehalts hätte die vorteilhafte 
Folge, daß inländische Reisende ohne Rücksicht 
auf die Art des Fahrtausweises haftungsrechtlich 
nur nach deutschem Recht behandelt werden. Da- 
durch würde verhindert, daß deutsche Reisende 
mit internationalem Fahrtausweis, die unter das 
Abkommen fallen würden, nicht gegenüber deut- 
schen Reisenden benachteiligt werden, für die 
das deutsche Haftpflichtrecht Anwendung findet. 


Das Übereinkommen stellt den Reisenden näm- 
lich zumindest in der Frage der Haftungsent- 
lastung und der Verjährung schlechter als das 
deutsche Reichshaftpflichtgesetz. Dies ist um so 
bedenklicher, als nach allgemeiner Auffassung 
das Reichshaftpflichtgesetz dringend verbesse- 
rungsbedürftig ist, so daß bei seiner Änderung 
der Unterschied zwischen beiden Regelungen noch 
vergrößert würde. 

2. Artikel 4 

a) In Absatz 2 ist nach den Worten „Artikel 67 
§ 3" das Wort „und" durch ein Komma zu er- 
setzen. 

b) Nach den Worten „Artikel 62 §3" sind die 
Worte „sowie das Zusatzprotokoll vom 7. Fe- 
bruar 1970" einzufügen. 

Begründung 

Diese Ergänzung erscheint zweckmäßig. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Artikel 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die im Zusatzübereinkommen vorgesehene Haf- 
tungsregelung stimmt mit den entsprechenden Haf- 
tungsgrundsätzen des deutschen Rechts weitgehend 
überein. Geringfügige Abweichungen, die sich allen- 
falls in wenigen Einzelfällen teils zugunsten, teils 
zuungunsten des Reisenden auswirken können, 
rechtfertigen es nicht, die mit dem Zusatzüberein- 
kommen erstrebte Rechtsvereinheitlichung im inter- 
nationalen Eisenbahnverkehr durch Erklärung des 
Vorbehalts nach Artikel 1 § 2 des Zusatzüberein- 
kommens einzuschränken. Der Vorbehalt nach Arti- 
kel 1 § 2 des Zusatzübereinkommens soll es denjeni- 
gen Staaten, deren Haftungsbestimmungen für den 
Reisenden ungünstiger als die Bestimmungen des 
Zusatzübereinkommens sind, ermöglichen, auf Scha- 
densfälle ihrer eigenen Staatsangehörigen, auch 
wenn es sich um eine internationale Beförderung im 
Sinne des Artikels 1 § 1 des Zusatzübereinkommens 
handelt, die Bestimmungen des nationalen Rechts an- 
zuwenden. Eine solche Schlechterstellung der eige- 
nen Staatsangehörigen wird von den anderen Ver- 


tragsstaaten in Kauf zu nehmen sein. Dagegen sollte 
der Vorbehalt nach Artikel 1 § 2 des Zusatzüberein- 
kommens nicht in Anspruch genommen werden, um 
bei einer internationalen Beförderung die eigenen 
Staatsangehörigen gegenüber ausländischen Reisen- 
den zu bevorzugen. 

Im übrigen ist die Deutsche Bundesbahn aus kun- 
dendienstlichen und organisatorischen Gründen an 
einer möglichst gleichmäßigen Behandlung aller Rei- 
senden interessiert. Sie wird deshalb durch Ände- 
rung ihrer Tarifbestimmungen sicherstellen, daß in 
den Fällen, in denen sich bei einer internationalen 
Beförderung die Haftungsregelung des Zusatzüber- 
einkommens ausnahmsweise nachteilig für den Rei- 
senden auswirken sollte, der Geschädigte ebenso 
wie ein Reisender im innerstaatlichen Verkehr ent- 
schädigt wird. Diese Regelung soll jedoch nicht nur 
— wie ein Vorbehalt nach Artikel 1 § 2 des Zusatz- 
übereinkommens — für deutsche Staatsangehörige, 
sondern für alle Reisenden ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit gelten. 

Zu 2. (Artikel 4) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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